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Hinweise: 

Die Seitengestaltung des Originals ist teilweise unregelmäßig, auch ist die Qualität 
der Bilder meist nicht besonders. Insgesamt wurde jedoch alles so exakt wie möglich 
übernommen. 

Manche fett, kursiv oder unterstrichenen Formatierungen können übersehen worden 


sein. 
Bei den Seitenumbrüchen wurden die letzten Zeilen jeweils auf volle Zeilen auf- oder 
abgerundet für einen sauberen Seitenübergang. 


August 2005 


10 GEBOTE FÜR DIE KRIEGSFÜHRUNG DES DEUTSCHEN SOLDATEN (1. 
September 1939) 


1. Der deutsche Soldat kämpft ritterlich für den Sieg seines Volkes. Grausamkeiten 
und nutzlose Zerstörung sind seiner unwürdig. 


2. Der Kämpfer muß uniformiert oder mit einem besonders eingeführten, weithin 
sichtbaren Abzeichen versehen sein. Kämpfen in Zivilkleidung ohne ein solches 
Abzeichen ist verboten. 


3. Es darf kein Gegner getötet werden, der sich ergibt, auch nicht der Freischärler und 
der Spion. Diese erhalten ihre gerechte Strafe durch die Gerichte. 


4. Kriegsgefangene dürfen nicht mißhandelt oder beleidigt werden. Waffen, Pläne und 
Aufzeichnungen sind abzunehmen. Von ihrer Habe darf sonst nichts weggenommen 
werden. 


5. Dum-Dum-Geschosse sind verboten, Geschosse dürfen auch nicht zu solchen 
umgestaltet werden. 


6. Das Rote Kreuz ist unverletzlich. Verwundete Gegner sind menschlich zu 
behandeln. Sanitätspersonal und Feldgeistliche dürfen in ihrer ärztlichen bzw. 
seelsorgerischen Tätigkeit nicht behindert werden. 


7. Die Zivilbevölkerung ist unverletzlich. Der Soldat darf nicht plündern oder mutwillig 
zerstören. 

Geschichtliche Denkmäler und Gebäude, die dem Gottesdienst, der Kunst, 
Wissenschaft oder der Wohltätigkeit dienen, sind besonders zu achten. Natural- und 
Dienstleistungen von der Bevölkerung dürfen nur auf Befehl von Vorgesetzten gegen 
Entschädigung beansprucht werden. 


8. Neutrales Gebiet darf weder durch Betreten oder Überfliegen noch durch 
Beschießen in die Kriegshandlungen einbezogen werden. 


9. Gerät ein deutscher Soldat in Gefangenschaft, so muß er auf Befragen seinen 
Namen und Dienstgrad angeben. 
Unter keinen Umständen darf er über Zugehörigkeit zu seinem Truppenteil und über 


militärische, politische und wirtschaftliche Verhältnisse auf der deutschen Seite 
aussagen. Weder durch Versprechungen noch durch Drohungen darf er sich dazu 
verleiten lassen. 


10. Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Befehle in Dienstsachen sind 
strafbar. Verstöße des Feindes gegen die unter 1-8 angeführten Grundsätze sind zu 
melden. Vergeltungsmaßregeln sind nur auf Befehl der höheren Truppenführung 
zulässig." 


Auf der inneren Umschlagseite des SOLDBUCH jedes deutschen Soldaten abgedruckt 


3. Fassung (Neufassung) April 2004 / als Dossier gedruckt. 
Umschlaggestaltung: Barbarossa 
Kein öffentliches Material! Nur im Freundeskreis für den persönlichen Gebrauch bestimmt! 


Information oder Rezension im Internet ist nicht gestattet. 
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zuletzt tätig als Patentassessor (Patentanwalt) an der Akademie der Wissenschaften in 
Ostberlin (Adlershof) 


Vor der Wende parteilos 

Maßgeblicher Mitbegründer der FDP-Ost 1989/90 

ab Januar 1990 als Vertreter der FDP (Ost) am Zentralen Runden Tisch in Berlin 

ab März 1990 Abgeordneter der ersten freigewählten Volkskammer (Rechtsausschuß) 


ab 1991 bis 1994 Abgeordneter im Europa-Parlament (Politischer Ausschuß, Ausschuß für 
Transport und Verkehr) 


1994 bis 1999 wohnhaft auf den Philippinen 
Nun in der Eifel politisch-publizistisch und schriftstellerisch tätig. 


Hobbys: 

Klavier, Klassische Musik, 

mehrere Jahre Erteilung von 
Klavierunterricht, vormals tätig als 
Gesangssbolist in der Kirchenmusik. 
Größter Wunsch: ein Sinfoniekonzert 
zu dirigieren, 

sowie Familie und Garten 


Lt. Palmblattbibliothek Beendigung 
dieser (letzten) Inkarnation im Jahre 
2022/23. 


I. Vorbemerkungen 


Niemals nach dem "Deutschen Wirtschaftswunder" trat die verheerende Misere des 
deutschen Stammlandes Bundesrepublik Deutschland so klar und eindrucksvoll hervor, wie 
jetzt, im Jahre 2003. Alle Bürger sagen, daß es so nicht mehr weitergehen kann, daß 
irgendetwas Grundsätzliches passieren müßte. Aber was? 

Die Fronten und Strukturen scheinen so übermächtig und festgefügt, daß es dagegen kein 
Ankommen zu geben scheint. 

Klar abzuzeichnen scheint sich ein baldiger Finanz- und Wirtschaftscrash. Das erste 
Wetterleuchten war letztlich, Juni 2003, am Finanzhimmel zu sehen, als eine fachkundige 
Stimme behauptete, ab Sept./Oktober 2003 könnten die Renten nicht mehr zur Zahlung 
gelangen. Was jedoch sofort und nachhaltig dementiert wurde. Aber auch Blüm beteuerte ja, 
die Renten seien sicher. 


Ein solcher Einbruch könnte tatsächlich einen Tag X auslösen, doch was dann? Wer hebt in 
einer solchen Situation die Macht von der Straße auf, wer ergreift das Ruder? Etwa die jetzt 
wirkenden Hintergrundkräfte, die, darauf wartend, in Vollendung des Il. Weltkrieges das 
deutsche Stammland in den finanziellen Ruin getrieben haben und mit Ausländern 
überschwemmen? Mit einer endgültigen Katastrophe und einem türkischen Bundeskanzler 
im Jahre 2012? 


Eine Befreiung aus eigner Kraft scheint nicht vorstellbar, die Hilfe muß offenbar von außen 
kommen. Doch woher? 

Ich fühle mich an die gleichartige Situation der DDR in den 6liger Jahren erinnert, als Rudolf 
Bahro in seinem Buch "Die Alternative" weitsichtig betonte, eine Veränderung in der DDR sei 
nur möglich nach einem grundsätzlichen Umbruch in der UdSSR. Und so ist es offensichtlich 
auch heute: eine grundsätzliche Veränderung der bundesrepublikanischen Verhältnisse 
scheint nur denkbar durch einen Umbruch in unserem internationalen Umfeld, insbesondere 
in den USA, daß diese so mit sich selbst zu tun erhält, daß die jetzigen Weltherrschaftspläne 
zwangsläufig aufgegeben werden müssen und eine eigne, brisante Inlandssituation alles 
andere in den Hintergrund verdrängt. 


Doch es könnte auch ganz anders kommen - daß eine seit Jahrzehnten im Schatten unseres 
planetaren Geschehens stehende Macht das sich anbahnende allgemeine internationale 
Fiasko nutzt, um nun offen hervorzutreten, und der völlig aus den moralischen, finanziellen 
wie wirtschaftlichen Gleisen geratenen planetaren Entwicklung ein striktes Halt 
entgegenzusetzen, die das jetzige Dilemma herbeigeführenden Kräfte ausschaltet und eine 
neue internationale Ordnung etabliert, die uns von so vielen Sehern als das kommende 
"Goldene Zeitalter" verheißen worden ist. Eine Ordnung, in der die Menschen der Völker 
endlich in Frieden und Harmonie miteinander leben können und nicht fortwährend neue 
Kriegsherde angezettelt werden, in die man die Menschen durch selbstinszenierte 
Terrorereignisse hineintreibt und für einen Maximalprofit verheizt. 


Doch welche Macht sollte das sein, die solche überragenden technischen Mittel besitzen 
müßte, um einen solchen Wechsel durchzusetzen? Dann müßten wir sie doch in irgendeiner 
Weise wahrgenommen haben, sie müßte doch bereits irgendwie einmal in Erscheinung 
getreten sein. 


Und das ist sie auch! Sie haben nur nicht darauf geachtet. Unzweifelhaft von den sicherlich 
zahlreichen Aktivitäten sind die nachfolgenden Ereignisse zu beweisen, die sich im Bereich 
der U-Boottechnik ereignet haben: 


20. September 1980: "Hubschrauber und Patrouillenboote der schwedischen Marine 
suchen ununterbrochen nach einem U-Boot, das vor der Hauptstadt Stockholm in die 
Küstengewässer eingedrungen war." ' 


6. Juni 1981: "Ein U-Boot unbekannter Nationalität ist in die Territorialgewässer südöstlich 
von Stockholm gesichtet worden. Es war der vierte Zwischenfall in diesem Jahr." 2 

Selbst unter Einsatz zahlreicher U-Boot-Jäger als auch Flugzeugen und Hubschraubern, mit 
Anwendung von Wasserbomben gelang es der schwedischen Marine nicht, die unbekannten 
U-Boote zum Auftauchen zu zwingen oder zu vertreiben. Sie bewegten sich nach Belieben 
in den schwedischen Hoheitsgewässern und waren immer wieder in der Lage, ihren 
Verfolgern zu entkommen. 

"Die fremden U-Boote sind real. Ihr Operationsgebiet reicht vom Pazifik bis in die Gewässer 
der Nord- und Ostsee. Die Identität jener Macht, welche die U-Boote lenkt, blieb bislang aber 
ebenso unbekannt, wie die Motive, die sie mit dem Einsatz dieser scheinbar 
unverwundbaren Schiffe verfolgt Allein der Ton der vielen Pressemeldungen verdeutlicht, 
wie blank die Nerven auf schwedischer und russischer Seite lagen. Dies ist kein Wunder, 
wenn man bedenkt, daß in all den Jahren die schwedische Marine trotz des Einsatzes 
modernster Waffen keines der fremden Boote vernichten oder zum Aufgeben bewegen 
konnte. Es gelang nicht einmal, diese unbekannten U-Boote zu beschädigen. Dies läßt 
ahnen, daß hier eine fortgeschrittene Technologie von einer unbekannten Macht eingesetzt 
wird, deren Existenz bislang verschleiert wird." ” 


9. September 1932: "U-Boote tauchen vor den Schären: 

Fast jede Woche werden die Schweden daran erinnert, daß ihr neutrales Land eines der 
bevorzugten Gebiete für die militärische Aufklärung durch fremde Mächte sind. 
Wasserbomben haben bis jetzt nicht geholfen." * 


7. Oktober 1982: Im Oktober 1982 gelang es der schwedischen Marine jedoch, eines der 
fremden U-Boote in einer spektakulären Aktion einzukreisen. "Kaum ein Entrinnen aus dem 
eisernen Griff der schwedischen Marine: "Seehund" und Fangnetze stoppen die Flucht des 
mysteriösen U-Bootes ... Schwere U-Boot-Jagdhubschrauber schweben in der 
weitverzweigten Schärenwelt, wo Wasser und Land pausenlos ineinander übergehen, 
Wasserbomben detonieren, dann werden erneut die Schleppwasserhorchgeräte 
hinuntergelassen, der Nervenkrieg gegen das fremde U-Boot, das in 30 Metern Tiefe 
verharrt, dauerte gestern schon sechs Tage. Die beiden einzigen Fluchtwege aus diesem 
Labyrinth sind abgesperrt, starke Drahtnetze verschließen die Ausgänge, die schwedische 


! Goslarsche Zeitung 

® WAZ 

° Thomas Ritter: "Jäger aus der Tiefe - Das Geheimnis der unbekannten U-Boote", Magazin 2000plus Nr. 
159/April 2001, S. 22ff. 

* Ruhrnachrichten 


Marine hat ihr eigenes U-Boot "Seehund" an den nördlichen Ausgang kommandiert, Taucher 
liegen auf Schlauchbooten in Bereitschaft, mit Echoloten wird der Grund der Ostsee 


durchkämmt."? 


"Am 1.10. kreiste die schwedische Marine ein fremdes Geister-U-Boot ein. Dicke Stahlnetze 
versperren den Weg. Keine Reaktion auf Wasserbomben." 


Schweden verstärkt 
U-Boot-Jagd 

Reuter. Die’schwedische Marine hat am 
Wochenende die Jagd auf fremde Unter- 
seeboote intensiviert. Militärsprecher 
Hans Gustav Wessberg teilte am Sonn- 
tag in Stockholm mit, am Vortag sei 
eine Mine in den Gewässern vor der 
Insel_ Donsd_ südlich _ von Göteborg 
pezündet worden. Am Sonntag seien 
Wasserbomben und Spezialgranaten vor 
Orsbaken nahe der Küstenstadt Oxelö- 
sund eingesetzt worden, nachdem Be- 
richte über Unterwasseraktivitäten weni- 
gr Scemeilen vor der Küste eingegangen 
waren, 

Es war die vierte Aktion der schwedi- 
schen Marine gegen mutmassliche Un 
terwasser-Eiadringlinge binnen sechs 
Tagen. Die_ “ungewöhnlich 'grosse_An- 
zahl von Aktionen» in kurzer Zeu zeige, 
so Wessberg, dass Schweden nicht länger 
bereit sei, Verletzungen seiner Hoheils- 
gewässer zu dulden. 


'Luzerner Neueste Nachr.', 
6. 6. 1988 


Erneut Wasserbomben 


Stockholm (dpa). Die schwedische Marine 
hat am Donnerstag erneut eine nicht genannte 
Anzahl von Wasserbomben gegen ein mög 
liches fremdes U-Boot an der Westküste einge 
setzt. Es wurde nicht bekannt, was den neuen 
Einsatz, auslöste. In dem Gebiet zwischen den 
Inseln Orust und Tjörn sucht die schwedische 
Marine seit einer Woche ein angeblich frem- 
des U-Boot, Das Gebiet wurde für den pesam- 


'Bremer-Nachrichten', 3.9.88 


Abb. 1 Artikel zur Jagd auf Super-U-Boote ° 


Schweden auf 
U-Boot-Suche 


Stockholm (dpa). Die 
schwedische Marine hat 
erneut Wasserbomben bei 
der Jagd nach angeblichen 
fremden U-Booten cinge- 
setzt, Wie ein Sprecher des 
Verteldigungsstabes in Gö- 
leborg bestätigte, wurde 
der Walfeneinsatz an der 
Westküste zwischen Orust 


und Tiorn wegen, „entspre- 
chender Beobachtungen” 
befohlen. Er wollte keine 
Angaben über die Zahl der 
Ben und mögliche Re. 
sultate machen. Er sagte: 
„Damit würden wir ja un- 
serc Taktik verraten.” 
Schwedens Marine hat bei 
ihren wiederkehrenden 
Jagd-Aktionen nie eines 
der angeblich in schwedi- 
schen Gewässern oparie- 
renden U-Boot nee 


w-Z, 31.8.1988 


Doch das fremde U-Boot hatte noch andere ungewöhnliche Eigenschaften: 


8. Oktober 1982: "Froschmänner brachten ein magnetisch haftendes Horchgerät bei dem 
fremden U-Boot an, welches jedoch nach dem Einschalten seines Antriebs 20 Minuten 


später wieder abfiel."" 


Eben diese Meldung zeigt, daß es sich hierbei nicht um ein U-Boot bekannter Konstruktion 
handeln kann, insbesondere keines der deutschen Bundeswehr. Denn diese sind zum 
Schutz gegen Minen aus antimagnetischem Stahl. Eine Magnetsonde hätte am Rumpf z. B. 
eines bundesdeutschen U-Bootes nie haften können. In diesem Fall hielt sich das fremde U- 
Boot etwa drei Wochen in diesen Gewässern auf, bis es verschwand und am 26. Oktober 


wurde die Jagd offiziell beendet. 


Diese U-Boot-Aktivitäten galten in auffallendem Maße der schwedischen Marinebasis 


Karlskrona. 


2. Mai 1983: "Auf der Jagd nach U-Booten setzt die schwedische Marine Raketen ein. Tag 
und Nacht nur noch auf U-Boot-Jagd."® 


> Ruhr-Nachrichten 


° Quelle: O. Bergmann: "Deutsche Flugscheiben und U-Boote überwachen die Weltmeere" 


” Bild-Zeitung 
® FAZ 
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11. Mai 1983: "Stockholm stellt U-Boot-Suche ein. Beobachter sprechen von einem 
unkontrollierbaren Verwirrspiel. Dem ging eine erfolglose zwölftägige Jagd voraus, ca. 400 
km nördlich von Stockholm. Nach Angaben hoher Offiziere haben die Eindringlinge, auf die 
ein Hagel von Wasserbomben niederging, eine völlig neue U-Boot-Technik verwandt, mit der 
Minen aus großer Entfernung gesprengt werden können." 


18. Februar 1984: "Mit Bomben gegen fremdes U-Boot: Die schwedische Marine hat die 
Jagd auf ein fremdes U-Boot, vor ihrer Basis Karlskrona, intensiviert. Der Verteidigungsstab 
bestätigte, daß am vergangenen Samstag Froschmänner unbekannter Nationalität an einer 
Station der Küstenartillerie gesehen wurden." '° 


7. März 1984: "Belagerungszustand in der Karlskrona-Bucht: Nachdem dort Schiffe und 
Taucher seit drei Wochen ein USO jagten und auch fremde Froschmänner sichteten, hat die 
Marineführung die Sicherheitsmaßnahmen drastisch verschärft." '" 


17. Dezember 1984: "Die dänische Marine hat im Iselfjord im Norden der Insel Seeland 
erfolglos nach einem U-Boot unbekannter Herkunft gejagt." 
"Norweger suchen fremdes U-Boot." '? 


17. April 1986: "Neuseeland: Unbekanntes U-Boot gesichtet." '* 


21. Oktober 1986: "Von Juli bis August 1986 drangen 15 mal fremde U-Boote in Schwedens 
Gewässer ein. Die Nationalität konnte nie festgestellt werden." "” 


25. Oktober 1986: "Wieder fremde U-Boote in Schweden. Russen können es nicht gewesen 
sein." 


3. Juli 1987: "Schweden wieder auf U-Boot-Jagd." '” 


11. August 1987: "Schwedens vergebliche Jagd nach Unterseebooten, Fotos, Geräusche 
und Augenzeugen. Unzufriedenheit mit Streitkräften." "? 


22. Dezember 1987: "Schweden droht mit der Versenkung fremder U-Boote." '” 


° Ruhrnachrichten 

bi Offenburger Tageblatt 

'! Westfälische Rundschau 

'2 Westfälische Rundschau 

13 Oberhessische Presse, 28. April 1986 
4 WAZ 


'7 Oberhessische Presse 
8 FAZ 
"9 Ruhrnachrichten 
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1. Februar 1988: "Neutralität in Gefahr: Gorbatschow besucht Schweden. Von sowjetischer 
Seite, auch von Gorbatschow, hat der schwedische Staatsminister Carlsson zu hören 
bekommen, daß die Sowjetunion niemals ihre U-Boote in die schwedischen Schären 
schickt." 


7. Juni 1988: "In den vergangenen Wochen wurden in den Stockholmer Schären mehr als 
50 U-Boot-Granaten und Minen gegen fremde Eindringlinge zur Explosion gebracht. Russen 
schlagen vor, eine gemeinsame Flotteneinheit zu bilden, um die "verfluchten Uboote 
aufzustöbern und zu versenken", weil sie die Beziehungen zwischen den beiden Ländern 
gefährden." ?' ?? 


Sie sehen - Super-U-Boote einer unbekannten, weiteren Macht, der die internationalen 
militärischen Mittel keinen Schaden anrichten können. 

Doch diese Macht ist nicht nur auf den Weltmeeren sondern auch im Luftraum präsent. Auch 
hierzu zwei dokumentierte Beispiele: 

Ein amerikanischer Getreidehändler Reinhold Schmidt - dem Namen nach offensichtlich 
deutscher Abstammung - hatte eine mehrfache Begegnung mit der Besatzung eines UFOs, 
beginnend am 5. November 1957. Und nun das Überraschende und äußerst Erstaunliche: 
die Besatzung des UFOs sprach Deutsch bzw. Englisch mit einem deutlich hörbaren 
deutschen Akzent! 

Diese Ereignisse führten zu erheblichem Öffentlichen Aufsehen, nicht zuletzt wohl durch die 
Ausstrahlung eines Interviews hierüber mit ihm über das Fernsehen. Aus vielen US- 
Bundesstaaten kam eine große Zahl Reporter angereist. Etwa 16 Stunden habe er 
ununterbrochen Rede und Antwort stehen müssen. 

Bereits am 5. Februar 1958 kam es zu einem erneuten Kontakt mit dem Raumschiff, als er 
über eine Landstraße fuhr und sein Wagen plötzlich wieder von allein stoppte. Hierüber war 
er äußerst erstaunt und auf die Frage, wie man ihn denn hätte auffinden können, erklärte 
man ihm, dies sei über seine Gehirnimpulse erfolgt. Nach einem kurzen gemeinsamen Flug 
versprachen sie ihm, ihn bald erneut zu kontaktieren, was dann am 14. August 1958 auch 
erfolgte. Sie starteten um 16.15 Uhr zum nördlichen Polarkreis und zur Arktis. Streckenweise 
seien hierbei 65.000 km/Std. erreicht worden, doch 

"das Flugzeug könnte noch viel schneller fahren, aber die Entfernung wäre nicht groß genug, 
um ihm wirklich freien Lauf zu lassen ... Dieses gleiche Schiff kann als Flugzeug in der Luft, 
als Schiff auf dem Wasser oder als Unterseeboot unter dem Wasser gebraucht werden." 
Und tatsächlich wechselten sie nun am nördlichen Polarkreis die Funktion des Flugkörpers 
zu der eines Unterseebootes und gingen für etwa 4 Std. auf 100-120 m Tauchtiefe: 
"Während wir unterhalb der Oberfläche des Wassers waren, sah ich etwas, was bis jetzt 
noch niemals der Öffentlichkeit bekanntgegeben wurde. Ich schrieb nach Washington und 
bat um die Erlaubnis, diesen Bericht zu veröffentlichen. Doch bis zu dem Tage, da ich dies 
niederschrieb, hörte ich nichts vom Pentagon. Da ich annehme, daß kein Grund für weitere 
Geheimhaltung besteht, will ich jetzt diese Mitteilungen machen. 


?° Dagbladet 

*! Die Welt 

” Diese Beispiele wie auch das folgende wurden aus Buch V des Autors entnommen: "Der Ill. Weltkrieg als 
globale Wende und das wiedererstehende souveräne Deutschland". 
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DIE RHEI 


NPpPALZ 


„Marsmenschen” sprachen deutsch 
Geschältstahrt elnes kalllornischen Händlers — US-Luftwalla alarmiert 


Waahlngton (UP}, Das Radamelı der 
amarikanlschen Euftwalie ist In Alarmbareits 
schait versetzt worden, um aul a0genanäte 
„nich! Idenlillzierle Flugkörmsr“ zu achten. 
Bisher wurden aber keine derartigen Gegen- 
slände registriert, teilte eln Sprecher nit. Ta- 
twischen gehen bel amerikanischen Dienst- 
stellen Immer neue Berichte ein, In danen 
von der Baohrchtung unbekannter Flugkör- 
per. dis meist wla Zeppellna auegeachen 
kaban sclien, die Rede ist, 

Einem kalllornischen Getreidshändler ua- 
mens Reinhold Schmidt ist, wie er erzähl!, 
der Vorzug zutail geworden, ein derartiges 
Raumsch;ff betreten zu dürfen und mit seinen 
Insassen gesprnchen zu haben. Auf einer Ge- 
schältsfahrt stieß Schmidt nach seinem Be- 
r:cıt aul cin silbera glänrendes Ding, das 
wie eines der kleinen Luftschlfe der US- 
Kriegsmarine aussah. Es sei über dreißig 
Meier lang, zehn Meler dick und etwa lunl 
Meier hoch gewmsen. Als er noch 20 Maler 
ver dem „Raumschifi* entlerat gewesen 1el, 
höbe sein Wagen des Dienst versagt. 


Schmidt sagte, er sei sus Seinem Wagen 
gestiegen und aul das Ding zugegangeo, das 
da aut vir: Piaklen euhle. Dann wurde site 
Trerpo ausgelehren, Zue: Männer seien er- 
schienen und halten ıhn argeleuchtet, Fur 
einz Sekunde habe er sich nicht tuhren kön- 
nen, Dann sprachen die beiden Männer, er- 
zahlte Schmidt. Anstelie der Marssprache, 
die er erwartet haben machle, will er aber 
Deulsch und Eng'"sch m:t deuischem Akzent 
ve;nommen haben. 

„Wir haben hier eine kleina Weile au 
un — warum wollen $ır nicht kereinkom- 
nen?“ Sragtera die „Ruumlahrer" nah 
Schmidıs Arraben. Er sm der Einladung qe- 
“ar und kahe im Innern des Fiagkörpers 
och zweı Manner und zwai Frauen var- 
retunden,, Er sei durchsucht worden und 
saca ZO Minuten Angerestcce Unlorhaltsıng 
aye ec dıe Flugmaschine verlassen, «ie 
lern jautlax aufgestiegen sei. „Sie werden 


später erlahren, way wir Jüer tun’, hätten 
die Besatzungsmitglieder noh zu ıhm ne 
iagt. 

Nach den Polizisten. Soldalean und Asıto- 
fahren, die bereils vor Tajen myvsieriöss 
Flugkörper gesehen haben wollen, hat sich 
jetrr ein Radio-Izgezieur gemeldet, der in 
der Niha dus amerikantschen Rakatonver- 
suchsyelandes in New Mexico ein eifor- 
miges Flugabjekt gesehen haben wıll, 


$Semstay,0. Novembar 1917 
Bm rn Ten ar me Ft ann DR 


Yom Raumschiii In die Nervenklinik 


Kearney (USA], (UP) Re.nhaid Schmidt, 
der am Anfang der Woche mit seinem Bericht 
über den Besuch in einem Raumschiff gıo- 
Bes Autschen erregte, Ist inzwischen von dan 
Gesundheilsbenörden Nebraskas jür uvm- 
bestimmte Zeit zu „Deobachtung und BE- 
handlung” in eins Nervenklinik eingewiesen 
worden. Zwei Psyduater halten nach einer 
gründlichen Untersucung festgestellt, daß 
Schmidt nicht als Betrüger anzusehen dei, 
sondern daß er oflenbar wirklih dacen 
glaube, ein Raumschiff gesehen md & aul 
Einladung der Besatzung besichtigt zu haben. 


Abb. 2 Zeitungsberichte über deutsch-sprechende UFO-Besatzung 


Wir beobachteten zwei russische Unterseeboote, die von dem Grund des Ozeans eine Karte 
anfertigten, um Basen zu errichten, von denen sie Wurfgeschosse nach jedem Teil der Welt 
abfeuern konnten, ohne eine Warnung abzugeben und ohne Lärm zu machen. Die 
Weltraumfreunde erzählten mir, daß unsere Regierung von dieser Tätigkeit weiß, weil drei 
unserer Unterseeboote dort stationiert sind, und weil eines unserer kleinen Aufklärungs- 
Luftschiffe und einige unserer größeren Flugzeuge dieses Gebiet überflogen haben. 

Die Weltraumfreunde erzählten mir, daß sie nicht erlauben werden, daß die Russen dies tun. 
Sie erklärten, daß wenn wir die Russen nicht daran hindern könnten, die Welt von unter dem 


Abb. 3 
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EIDESSTATTLICHE VERSICHERUNG 


In Kenntnis über die strafrechtlichen Folgen einer unwahren Angabe gem. 88 156, 163 
Strafgesetzbuch in dieser Erklärung teile ich Nachfolgendes mit und erkläre dies an Eides Statt: 


l. Zur Person: Ich heiße. ” 7 ln geb, um: ‚in Garmisch-Partenkirchen 
- und wohne derzeit 1. e 
Familienstand: verheiratet (1 Kind) 


Datun.... ZI: CI.Z 002 u 


2. Zur Sache: Zu einer von mir, anfungs der 60cr Jahre gemachten Flugscheibensichtung gobe 
folgende Erklärung ab: 


Während meiner Schulzeit verbrachte ich meine Ferien häufig bei Verwandten auf dem Land, in 
Taufkirchen an der Vils, nähe Erding, Oberbayern. Diese bewohnten zuns damaligen Zeitpunkt in 
Taufkirchen eine Wohnung in einem Mehrfamilienhaus mit großem Garten, im oberen Teil der 
Landhuterstraße. Das Jahr ist mir nicht mehr genau bewusst. Da mein Cousin Dieter S, damals 
aber etwa 16 Jahre alt war, muss sich diese Begebenheit also 1962 oder 63 zugetragen haben. 


Die ganze Familie S., mein Onkel, meine Tante, sowie mein Cousin nebst Schwester, sowie der 
Sohn eines Nachbarn, befünd sich an cinem sonnigen Nachmittag im August, zusammen mit mir, 
im Garten des genannten Anwescns. Es war gegen J6 Uhr, als ich folgende Beobachtung machte: 


Aus Richtung N/NO tauchten am wolkenlosen Himmel drei unidentifizierbare Flugobjckto auf. Es 
handelte sich um drei silbrig glänzende Scheiben. Aufgrund der niedrigen Flughöhe — die Scheiben 
befanden sich max. 100 m Ober Grund — waren Details deutlich erkennbar. Der Durchmesser der 
Scheiben betrug etwa 2$ ın, ihre Höhe etwa ein Drittel des Durchmessers und an der oben 
aufgesetzten Kanzel waren seitlich mehrere runde Fenster zu schen. Zwischen den Fenstern war 
deutlich ein Balkenkreuz auszumachen. 


Mein Cousin Dieter meinte damals, es müsse sich „um irgendwelche neuen“ Flugzeuge der 
Bundeswehr handeln (der Fliegerhorst Erding befand sich in der Nähc), da ja „das Zeichen der 
Bundeswehr“ -- er meinte damit das Balkenkreuz - zu sehen war. 


Fa handelte sich bei dem beobachteten Symbol aber offensichtlich um das alte, gerade geschnittene 
Balkenkreuz. Dea Unterschiel zum neuen Balkenkreuz der Bundeswehr beschtete keiner der 
aan eg damals. Das ee ee Tenn konnte es auch schon deshalb 
nicht gewesen sei, bundesdeutsche Militär wie al cin bekannt, keiner) ; 
ee Igemein nnt, keinerlei derartiger 


Das auffallendste Merkmal dieser Sichtung war, dass kein Kondensstreifen zu schen war. Die 
Flugobjckte bewegten sich völlig lautlos im Formationsflug. Sic kamen aus N/NO und bewegten 
sich in Richtung S/SW, in Richtung Erding. Immer noch deutlich sichtbar, änderten sie abrupt die 
Flugrichtung und flogen mit enormer Beschleunigung in Richtung Westen, steil nach oben davon. 
Da ich mich zum damaligen Zeitpunkt weder mental, noch sonst irgendwie mit diesem Thema 
auseinander setzte, kann ich die Dinge in aller Objektivität schildern, wie jch sie eben damals -- 
zusammen mit fünf anderen Augenzeugen- geschen habe. Dics versichere ich an Eides Statt. 


Alfred W. 


Eidesstattliche Erklärung über Flugscheibensichtung mit reichsdeutschen 


Hoheitszeichen 


Wasser ohne Warnung und ohne Geräusche anzugreifen, sie es selbst tun würden. Ich bin 


sicher, daß sie dazu entschlossen sind." 


"Sie sagten auch, daß sie einen Atomkrieg nicht zulassen würden. Sie legten es deutlich dar, 
daß sie unparteiisch sind und sich nicht auf die Seite irgendeines Landes stellen, aber daß 
sie auch nicht dabeistehen und zusehen werden, wie unser Planet durch Atombomben 


zerstört wird. 
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Unser Strahlungsproblem wurde auch erörtert. Die Weltraumfreunde wenden jetzt eine neue 
Erfindung an, um unsere Atmosphäre von der Strahlung durch die Explosion von Atom- und 
Wasserstoffbomben zu reinigen. Dieses Mittel wird aus großer Höhe herabgelassen und 
wirkt wie ein Regenschirm, der ein großes Gebiet bedeckt und nicht nur unsere Luft säubert, 
sondern zuweilen selbst den Mechanismus der Bombe vernichtet." 


Aus diesem dokumentierten Fall gemäß Zeitungsnotizen nach Abb. 1 ist ersichtlich, daß es 
UFO-Besatzungen gibt, die deutschsprachig sind. Das führt zu der Vermutung, daß es sich 
bei den üblicherweise als UFOs bezeichneten scheibenförmigen Flugkörpern um deutsche 
Fluggeräte handelt. Dies ist auf den ersten Blick verwirrend, denn wir können mit Sicherheit 
davon ausgehen, daß die bundesrepublikanische Bundeswehr keine derartigen Flugkörper 
besitzt. Also muß es sich hier um eine von der Nachkriegsbundesrepublik unabhängige und 
zusätzliche Macht handeln, die hierdurch nachweislich technisch überragend weit 
fortgeschritten ist. 

Diese Vermutung wird erhärtete durch eine Flugscheibensichtung, bei der die 
reichsdeutschen Hoheitszeichen der früheren deutschen Wehrmacht eindeutig zu erkennen 
waren: 


Mitte der 60iger Jahre saß eine Familie nachmittags beim Kaffee im Freien, bei herrlichem, 
klaren Wetter. Plötzlich flogen drei untertassenförmige Flugkörper in Formationsflug über sie 
hinweg, in einer Höhe von nur etwa 100 m. Es wurde klar und deutlich das Hoheitszeichen 
(Balkenkreuz) der reichsdeutschen Luftwaffe unterhalb der Kanzel erkannt. Hierzu wurde die 
in Abb. 3 wiedergegebene eidesstattliche Versicherung abgegeben (der Verfasser, der 
anonym bleiben wollte, ist dem Autor gut bekannt.) 


Diese Sichtung mit reichsdeutschen Hoheitszeichen ist nicht die einzige, mir wurde eine 
solche Sichtung von Jan van Helsing versichert, die er vor längerer Zeit im amerikanischen 
Raum hatte sowie die einer weiteren solchen Flugscheibe vom November 2002 im Raum 
von San Francisco. 


Wir sehen daran, daß das ständige Beschwören von Wunderwaffen durch die 
nationalsozialistische Führung durchaus keine Vorgaukelei gewesen war, um die 
Bevölkerung noch bis zuletzt in Kampfesstimmung zu halten, nein, diese "Wunderwaffen" 
waren tatsächlich vorhanden und kurz vor ihrem militärischen Einsatz. Alliierte Stimmen 
haben zu Kriegsende selbst betont, daß bei einer längeren Kriegsdauer von nur etwa 6 
Monaten der Il. Weltkrieg ein anderes Ende gefunden haben könnte, was nichts anderes 
heißen soll - mit einem doch noch deutschem Sieg durch völlig neuartige Generationen von 
Waffensystemen. 


Dies alles läßt nur folgenden Schluß zu: Es kann keinesfalls so gewesen sein, daß mit der 
Eroberung von Berlin und der Kapitulation der Deutschen Wehrmacht das gesamte 
Militärpotential in alliierte Hände gefallen ist, sondern die damalige deutsche Führung war 
zweifellos intelligent genug zu erkennen - spätestens seit Stalingrad - daß der Krieg 
vermutlich verloren werden könnte. Und dann ist es zwingend logisch, daß man mit dieser 
Erkenntnis nicht wie das Kaninchen vor der Schlange gesessen und solcherart gelähmt die 
weitere Kriegsentwicklung über sich ergehen lassen hatte, zumal diese Schlange ja erst 3 
Jahre später bis in das territoriale Herz Deutschlands gelangte, nein, man wird zweifellos für 
diesen Fall langfristige Vorkehrungen getroffen haben. 


So ist bekannt, daß umfangreiche Ländereien in Südamerika aufgekauft wurden und 
insbesondere die Expedition in die Antarktis, bei der große Gebiete, teils eisfrei, vermessen 
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und in deutschen Besitz genommen wurden. Umfangreiches bergbautechnisches Material 
hat man dort hinbefördert und einen offensichtlich großräumigen Stützpunkt errichtet. 

1944 begann dann die Einrichtung dieser Stützpunkte mit der umfassenden Verlagerung von 
technischem Material und den neuesten Waffensystemen, die nicht mehr zum Einsatz 
gelangen konnten, obwohl Hitler wohl bis zuletzt noch mit dem kriegsentscheidenden 
Einsatz einer ersten deutschen Atombombe gerechnet hat. Gemäß Berichten seien durch 
Sabotage die Zünder entwendet worden und durch die bereits zu weit fortgeschrittene 
Besetzung Deutschlands wäre es zeitlich nicht mehr gelungen, diese zu ersetzen und so die 
Atomwaffe zum Einsatz zu bringen. ”° 


Diese "Reichsdeutschen", oder "RDs" wie wir sie auch nennen wollen, haben diese fast 6 
Jahrzehnte sicherlich dazu benutzt, um ihre damals bereits überlegene Waffentechnik noch 
weiter zu entwickeln und dürften heute ein nahezu unschlagbares militärtechnisches Niveau 
erreicht haben. Damals sind gezielt auch viele junge Frauen und Männer mit evakuiert 
wurden, vor allem ohne jeden persönlichen Anhang, um in diesen Stützpunkten eine neue 
reichsdeutsche Population aufzubauen, sodaß die Anzahl der RDs in diesen Jahrzehnten 
sicherlich durch eine umfassende Forcierung stärker angestiegen ist, nach Gerüchten sollen 
es inzwischen 7 Millionen geworden sein. 


Es ist klar, daß diese damalige Absetzbewegung den Alliierten nicht verborgen geblieben ist 
und sie intensive Maßnahmen ergriffen, um dieses verbliebene reichsdeutsche Potential 
noch zu vernichten. Die bekannteste Aktion dieser Art war die angeblich geophysikalische 
Expedition des Admiral Byrd, der sich in den S0iger Jahren mit einem ganzen 
Kriegsgeschwader in die Antarktis mit Ziel Neuschwabenland begab und trotz 8 Monaten 
Zeitlimit bereits nach wenigen Wochen durch unerträgliche Verluste an Flugzeugen die 
Aktion erfolglos abbrechen mußte. Dem folgte 1958 eine neuerliche Aktion, getarnt als 
Expedition zum "Geophysikalischen Jahr" und diesmal mit dem Einsatz von Atombomben; 
als Daten sind Angriffe am 27.08.1958, 30.08.1958 und am 08.09.1958 bekannt geworden, 
die jedoch infolge der perfekten Abwehrtechnik keinen wesentlichen Schaden anzurichten 
vermochten. 


Diese nach 1945 folgenden Jahrzehnte waren geprägt von einem fortgesetzten 
kriegerischen Katz-und-Maus-Spiel zwischen den RDs und den Alliierten, bei dem die RDs 
offenbar des öfteren korrigierend eingegriffen haben. Viele dieser Aktionen liegen für uns im 
Dunkeln und sind unbekannt geblieben, aber das damalige Challenger-Unglück wie auch die 
kürzliche Spaceshuttle-Katastrophe sind offensichtliche Abschüsse durch die RDs gewesen, 
in beiden Fällen wohl ausgelöst durch an Bord befindliche Giftkontainer, die offenbar über 
irgendwelchen Gebieten abgeworfen werden sollten. ** 

Wenn es uns unfaßbar erscheint, 55 Jahre nach Kriegsende noch immer keinen 
Friedensvertrag für die BRD erhalten zu haben, so liegt hierin der offensichtliche wahre 
Grund - der Il. Weltkrieg setzte sich auf diese Weise nach 1945 weiter fort und ist demnach 
selbst heute noch nicht zu Ende! Der letzte Angriff der Alliierten erfolgte parallel zu den 
ablenkenden Kriegsereignissen im Irak am 21. März 2003 auf Neuschwabenland durch den 
Abwurf einer Wasserstoffbombe. Dieser Fakt ist seismologisch gesichert, wie Experten aus 
dem aufgezeichneten Seismogramm eindeutig erkennen konnten: 


”° Siehe hierzu die ausführlicheren Darstellungen in Buch V des Autors 
°* Siehe auch hierzu Buch V 
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Data from station SPA {South Pole, Antaretica) 
last updated at 


Fri 03/21:03 07:28 MST (Fri 03/21/83 12:79 GMT) 
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Abb. 4 Seismographische Aufzeichnung eines Kernwaffenangriffes im Südpolgebiet am 
21.3.2003 


Es ist klar, daß irgendwann diese nun bereits über ein halbes Jahrhundert sich hinziehende 
militärische Konfrontation ein Ende finden muß und wird und dies dürfte mit dem zu 
erwartenden Tag X verbunden sein. 

So wollen wir nachfolgend ein Szenario entwerfen, wie dieser Tag X ablaufen könnte, mit 
einer Konzipierung der sich dann unverzichtbaren politischen Folgemaßnahmen, um auf 
deutschem Boden wieder zu normalen, souveränen Verhältnissen zu kommen und den 
derzeitigen gezielten Niedergang zu stoppen, was jedoch ohne eine weltweite Einflußfnahme 
der RDs nicht denkbar ist. Dieses Szenario ist so eine reines Es-könnte-so-sein, wie auch 
die konzipierten politischen Veränderungen und Maßnahmen nur persönliche Vorstellungen 
des Autors beinhalten und in ganz anderer Art ablaufen können. Auf alle Fälle wird aber 
hierdurch ein Denkanstoß gegeben, denn auf eine solche Situation sind wir in keiner Weise 
vorbereitet, wobei jedoch davon auszugehen ist, daß hierzu bei den RDs entsprechende 
Vorstellungen bereits vorliegen. 
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ll. Der TagX -1. Teil 


Die Entwicklung zu diesem Tag X hin hatte sich zwar längerfristig abgezeichnet, war aber 
dann doch quasi über Nacht überraschend erfolgt. Daß etwas Grundsätzliches passieren 
mußte, war zuvor jedem Bürger in Deutschland bewußt, da die gesamte Situation 
widersinnig geworden war, und das in höchstem Grade - die Anormalität war zur normalen 
Erscheinung geworden. 


Viele Faktoren kamen hier zusammen, die im Folgenden zu diskutieren sein werden, 
ausgelöst hatte den öffentlichen Zusammenbruch jedoch eine urplötzliche Schließung der 
Banken - durch die fortwährende finanzielle Verunsicherung der Bürger hatten diese in 
zunehmendem Maße ihre Bankguthaben abgehoben, sodaß die Finanzreserven der 
Geldinstitute diese Auszahlungen nicht mehr abdecken konnten und sie schließen mußten. 
Die meisten Versorgungseinrichtungen, wie die Supermärkte, blieben geschlossen, da sie ja 
an den Geldkreislauf der Banken angeschlossen waren und so brach die allgemeine 
Versorgung zusammen. Nur Elektrizität und Wasserversorgung funktionierten noch. 

Das führte zu Öffentlichen Unruhen, insbesondere bei den Menschenballungen in den 
Großstädten, in denen sich der Ausländeranteil bereits in die Nähe der 50%-Grenze 
entwickelt hatte, und es kam zu bürgerkriegsähnlichen Auseinandersetzungen zwischen 
Deutschen und Ausländern. 

Da erschienen plötzlich allerorten Flugscheiben am Himmel, deren Existenz bisher offiziell 
als Phantasieprodukte krankhafter Gehirne abgetan und verlacht worden war, und 
positionierten sich landesweit fest über den strategisch wichtigen Stellen des Öffentlichen 
Lebens. Hierbei drohte eine Panik auszubrechen, da die Menschen annahmen, 
außerirdische UFOs wären auf unserem Planeten eingefallen und wollten ihn erobern. Doch 
dann erkannten sie die alten reichsdeutschen Kennzeichen an den Flugkörpern, also mußte 
es sich, so undenkbar das erschien, doch um deutsche Flugscheiben handeln. 

Und zu gleicher Zeit brach die gesamte Öffentliche Stromversorgung zusammen - nichts ging 
mehr, und das insbesondere großflächig um den Bereich aller Hauptstädte, sowie in allen 
wesentlichen militärischen Einrichtungen, insbesondere mit Waffensystemen. Auch 
vorsorglich angelegte separate Stromversorgungen dieser Einheiten erwiesen sich als 
funktionslos. Hierdurch wurde ein allgemeines, Öffentliches Chaos erzeugt, die gesamte 
Kommunikation unterbunden und jegliche militärische Abwehr ausgeschaltet. 

Nach etwa 24 Stunden, nachdem offenbar alle bedeutenderen militärischen Schaltstellen auf 
diesem Planeten unter Kontrolle gebracht worden waren, setzte zögernd die 
Stromversorgung wieder ein, die Fernsehsender zeigten ein reichsdeutsches Testbild, bis 
ein betagterer Mann in unbekannter, schwarzer Uniform erschien und über Rundfunk und 
Fernsehen folgende Erklärung abgab: 


"Meine deutschen Landsleute, und ich grüße die Bürger der anderen Staaten! 

Bitte bewahren Sie Ruhe! Wir sind die Nachfahren einer Population, die damals 1944/45 das 
deutsche Reichsgebiet verlassen hat, um in Stützpunkten außerhalb dieser Erde den 
Fortbestand des Deutschen Reiches zu sichern. Wir sind weder etwa Nationalsozialisten 
noch Kommunisten oder Sozialisten, wir neigen keiner dieser Ideologien zu, sondern sehen 
uns ausschließlich dem Wohle der Völker verpflichtet, die bisher im moralischen und 
politischen Verfall des Hochfinanz-Geldsystems immer aufs Neue in Kriege getrieben und 
rücksichtslos ausgebeutet wurden. 
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Was wir zum Wohle aller Völker deshalb ab sofort strikt unterbinden werden, sind jegliche 
kriegsmäßigen Auseinandersetzungen. Wir haben unsere zahlreichen Flugscheiben über 
dem Reichsgebiet und den Zentren dieser Erde verteilt und sind in der Lage, durch ein mit 
ihnen verbundenes Kommunikationssystem jegliche Waffenanwendung sofort zu 
unterbinden und diese Waffensysteme zu eliminieren. 


Wir bedauern, in vorangegangenen Monaten anderen Völkern durch Ausschaltung ihrer 
Stromnetze zeitliche Probleme und Ungemach bereitet zu haben. Dies war als 
Testmaßnahme und ihren Regierungen gegenüber als krieglose Machtdemonstration leider 
unumgänglich. Denn alle Staaten dieser Erde, die gegen das Deutsche Reich am Il. 
Weltkrieg beteiligt waren, werden nunmehr den Text eines Friedenvertrages für eine 
Unterzeichnung erhalten, um diese ab 1945 nun fast 70 Jahre andauernde Periode endlich 
abzuschließen. Dieser Vertrag basiert im Gegensatz zu den uns Deutschen gewaltsam 
aufoktruierten Verträgen von Versailles bis Potsdam auf den anerkannten Prinzipien des 
Völkerrechts und gegenseitiger friedlicher Akzeptanz, so unter Aufhebung dieser früheren 
völkerrechtswidrigen Verträge, aber mit den daraus sich ergebenden praktischen 
Konsequenzen. Sollte einer dieser Staaten diesen völkerrechtsfundierten Friedensschluß 
verweigern wollen, so bedeutet dies eine feindhafte Handlung und werden wir diese mit der 
bereits demonstrierten Lahmlegung seiner nationalen Energieversorgung beantworten, bis 
die Bereitschaft einer Unterzeichnung eintritt. 


Wir haben keineswegs die Absicht die politisch-gesellschaftlichen Strukturen in all den 
verschiedenen Staaten der Erde zu verändern, das ist ausschließlich Angelegenheit der 
Bürger der betreffenden Länder, ob sie nach einer wahrhaft freiheitlichen Rechtsordnung 
oder z. B. nach dem Gesetz der Scharia leben wollen. Denn kein Staat dieser Erde hat das 
Recht, sein politisches System einem anderen aufzwingen zu wollen. 

Unser Heimat- und Stammland ist Deutschland, das bis heute unter verdeckter alliierter 
Herrschaft der ehemaligen Siegermächte stand und durch eine Überschwemmung mit 
fremdethnischen Völkern multi-ethnisierend eingeebnet und als solches populativ erlöschen 
sollte. Dieser nationale Leidensweg hat nun ein Ende und wir werden nunmehr ein freies 
und friedliebendes neues Deutschland aufbauen, jedoch mit dem völkerrechtlichen Anspruch 
auf alle die Gebiete, die unter Bruch jegliche internationaler Rechtsnormen in Folge der 
beiden Weltkriege abgetrennt und fremden Staaten angegliedert worden sind. 


In strikter Abwendung zu zerstörerischer Globalisierung und einer Herrschaft der Hochfinanz 
werden wir in Deutschland ein neues Wirtschaftssystem, ein Wirtschafts- und Finanzsystem 
des 3. Jahrtausends aufbauen, ausgerichtet allein auf das Wohl unserer deutschen Bürger. 
Dieses neue System soll durch seinen Erfolg und Wohlstand ein internationales Beispiel 
werden und alle anderen Völker sind mit ihren Staaten aufgerufen, dieses neue 
Wirtschaftssystem zu beurteilen und wenn sie es gleichfalls übernehmen, werden wir dann 
gern jede erbetene Hilfe leisten. 

Dieser eingeschlagene unabhängige Weg Deutschlands war der verdeckte, eigentliche 
Grund, unser Land 1939/40 mit Krieg zu überziehen, um einen solchen von der Hochfinanz 
unabhängigen Wirtschaftsweg, der damals durch den Wechsel vom Kreditkauf auf 
Warenaustausch bereits beschritten worden war, unbedingt zu verhindern und ihre 
internationale Herrschaft weiterhin zu zementieren. So werden gleichartige Attacken jetzt 
erneut zu erwarten sein, unseren friedlichen deutschen Aufbau zu stören und zu 
zerschlagen. 
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Doch nun haben wir die militärischen Mittel, solche Aktionen im Keim zu unterbinden. 
Unsere etwa 12.000 weltweit stationierten Flugscheiben mit unserem hocheffektiven 
Informationssystem sind in der Lage, hiergegen sofort einzugreifen. Deshalb haben wir als 
erste Vorsichtsmaßnahme sämtliche Kernwaffenarsenale aller Staaten ausgeschaltet, um 
etwaige derartige Kurzschlußhandlungen auszuschließen und alle auf reichsdeutschem 
Stammland befindlichen ausländischen Militäreinheiten interniert. Auf diese Weise haben wir 
die Erde von allen Kernwaffen befreit, eine Maßnahme, wozu die irdischen Regierungen 60 
Jahre lang nicht fähig waren. 

Des weiteren warnen wir davor, etwa chemische oder biologische Kampfstoffe gegen uns 
einsetzen zu wollen. Jede gestartete Rakete wird durch unsere stationierten Flugscheiben 
abgefangen, und die Kampfstoffe würden so auf das eigene Gebiet heruntergehen und die 
eigene Bevölkerung verseuchen. Dies haben wir bereits bei dem als "Enthauptungsschlag" 
vorgesehenen Massenstart von Marschflugkörpern auf Bagdad im letzten Irak-Krieg 
demonstriert. Denn diesmal würden wir diese Flugkörper nicht mehr zerstören oder 
ablenken, sondern in das Abschußgebiet zurückführen. 

Weiterhin haben wir in Vorsicht das Reichsgebiet zur Flugverbotszone für fremde 
Flugmaschinen erklärt und würden bei Zuwiderhandlung jede einfliegende Maschine wegen 
zu befürchtenden Mißbrauchs eliminieren müssen. 


Insgesamt macht die jetzt eingesetzte Wende tiefgreifende und grundsätzliche 
Veränderungen in unserem deutschen Stammland erforderlich. Zur Durchführung dieser 
gravierenden Maßnahmen muß AB SOFORT für etwa 14 Tage der Ausnahmezustand 
verhängt werden. Hierzu werden Sie täglich informiert, wie Sie als deutsche Bürger sich zu 
verhalten haben. 


Ab sofort wird das temporäre Nachkriegskonstrukt Bundesrepublik Deutschland durch das 
nun wieder handlungsfähig gewordene "Deutsche Reich" abgelöst. So wie die BRD kein 
Rechtsnachfolger des Deutschen Reiches war, ist das jetzt wiederbelebte Deutsche Reich 
kein Rechtsnachfolger der BRD und so frei aller in dieser Zeit beschlossenen Gesetze, 
Verträge und Abkommen. Das jetzige Deutsche Reich ist dadurch schuldenfrei 
entsprechend dem Stand 1945 und weder Mitglied der NATO noch der Europäischen Union. 
Die bisherige Staatsform der "Parlamentarischen Demokratie" als willfährige Parteiendiktatur 
der Hochfinanz ist für das Reichsgebiet beendet. Da das BRD-Grundgesetz zudem von den 
damaligen Siegermächten lediglich vorgegeben, dann fortlaufend nach Belieben abgeändert 
und nie durch ein Volksvotum bestätigt worden ist, gilt ab sofort wieder die Weimarer 
Verfassung, vorbehaltlich vorerst notwendiger temporärer Einschränkungen: 


Wir stehen vor der umfassenden Aufgabe, als Allererstes die deformierten 
politischgesellschaftlichen Verhältnisse wieder zu normalisieren und eine wahrhaftige Volks- 
Selbstbestimmung zu verwirklichen. Dies kann nur in zwei Etappen geschehen: Die erste 
Etappe ist gekennzeichnet durch strikt-korrigierende zentrale Maßnahmen, die insbesondere 
eine Befreiung der Medien von ihrer bisherigen fremdethnischen Steuerung, die 
Wiedereinführung der Reichsmark als nationaler Währung und eine umfassende Ausreise 
der in das deutsche Stammland eingeschleusten Millionen von Ausländern beinhalten. 
Letztere haben innerhalb von 4 Wochen das Reichsgebiet zu verlassen, es sei denn, sie 
seien während ihres bisherigen Aufenthaltes nachweislich wahrhaftige Deutsche geworden 


20 


bzw. wollen sich als solche künftig uneingeschränkt bekennen, einschließlich eines Übertritts 
zum Christentum und bereits gegebener Beherrschung der Deutschen Sprache. Von diesem 
besonderen Personenkreis abgesehen werden alle nach dieser 4-Wochen-Frist sich hier 
dann illegal aufenthaltenden Ausländer zwangsweise mittels unserer Flugscheiben in Länder 
ihrer Kulturregionen zurückverbracht, um sich dort wiedereingliedern zu lassen. Für diese 
Zeit gilt der Ausnahmezustand. 

Der gesamte, jetzt beginnende Übergangszeitraum konsequent-politischen Handelns stellt 
eine Ausnahmesituation dar, die in ihrer Komplexheit nur durch zentrale Maßnahmen in 
Form von Präsidialerlassen zu bewältigen ist. In dieser Zeit, deren Begrenzung auf 2 Jahre 
beabsichtigt ist, wird eine Nationalversammlung eine neue Reichsverfassung ausarbeiten 
und dem Volk dann zur Abstimmung vorlegen sowie der Aufbau einer dem Reiche 
verpflichteten Verwaltungsstruktur erfolgen. 

Alle bisher maßgeblichen politischen Funktionsträger, die die zerstörerische Entwicklung der 
letzten Jahrzehnte verschuldet haben, werden zur Verantwortung gezogen und Deutschland 
zu verlassen haben. 

Weiterhin sind alle künftigen politischen Funktionsträger verpflichtet, einen Eid abzulegen, 
nie der Freimaurerei oder anderen Geheimgesellschaften angehört zu haben und 
abstammungsmäßig auch nicht mittelbar mit einer fremden ethnischen Herkunft verknüpft zu 
sein. Nur auf diese Weise ist eine Fremdbeeinflussung unserer künftigen Politik von außen 
her wirkungsvoll auszuschließen. 


Insgesamt haben wir jedoch ein neues Öffentliches Klima zu schaffen, mit einer 
Aufbruchsstimmung unseres Volkes, das seine Tüchtigkeit und Ausdauer bereits in der 
Nachkriegszeit trotz widrigster Umstände unter Beweis gestellt hat, eine Abkehr von der 
unsere Gesellschaft zersetzenden öffentlichen Gewaltdarstellung, Pornographie und Homo 
Ehe, mit einer statt dessen erfolgenden Wiederaufwertung der Familie als Keimzelle jedes 
Volkes, mit der Wiederentwicklung eines Verantwortungsgefühls des Einzelnen gegenüber 
der Gemeinschaft: Gemeinnutz geht vor Eigennutz und nicht umgekehrt wie bisher, aber vor 
allem einer Neuausrichtung auf ethisch-moralisch-spirituelle Werte des Lebens, statt 
vordergründigem bloßem materiellen Konsum. 


Besinnen wir uns auf unsere deutsche Geschichte als zentrale Kulturnation. Nehmen wir das 
Schicksal unseres Landes nun wieder in unsere eigenen Hände und bauen wir ein 
Deutschland auf, als ein leuchtendes Beispiel einer neuen politisch-wirtschaftlichen Ordnung 
zum Wohle aller Menschen für den gesamten Erdball. 


Als Einführung in diese bevorstehende neue Ordnung werden die nachstehenden 
Hauptgrundsätze mit ihrer Kommentierung übergeben: 
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130 Grundsätze 
für eine Wiedererrichtung 
eines 
DEUTSCHEN REICHES 
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Die hier zu skizzierenden Grundsätze zergliedern sich in drei Komplexe, in 

I. Allgemeine Grundsätze des neuen deutschen Staates, 

Il. Grundsätze mit sofort zu ergreifenden Maßnahmen zur Normalisierung der Situation, 

Ill. Grundsätze, die dann für den weiteren Aufbau des deutschen Staates angebracht 
erscheinen. 


A. Allgemeine Grundsätze des neuen reichsdeutschen Staates 


1. Das Deutsche Reich ist kein Rechtsnachfolger der Bundesrepublik Deutschland oder 
DDR. Alle von diesen politischen Strukturen geschlossenen Verträge und eingegangenen 
Verbindlichkeiten, wie die astronomische Verschuldung, sind für das Deutsche Reich 
deshalb gegenstandlos und unwirksam. 


2. Das Deutsche Reich ist ein Nationalstaat, der mit allen anderen Völkern in Frieden und 
Handelsbeziehungen des gegenseitigen Vorteils leben will. 


3. Basis des Staates ist die deutsche Volksgemeinschaft. Die individuellen Interessen der 
Volksbürger enden dort, wo sie in die Interessen der Volksgemeinschaft eingreifen. 


3. Wirtschaftliche Basis des zu errichtenden Deutschen Reiches ist die eigene 
Volkswirtschaft. Jede Globalisierung wird als völkerzerstörend strikt abgelehnt und alle 
diesbezüglich entstandenen Strukturen werden aufgelöst und renationalisiert. 


4. Grundlage der reichsdeutschen internationalen Politik ist die uneingeschränkte 


Anwendung des internationalen Völkerrechts, mit Korrektur aller hiergegen erfolgten 
Verstöße seitdem Jahre 1913. 


[Anm. des Korrekturlesers: Die Nummer "3" wurde im Original doppelt verwendet.] 
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Kommentierung 

Zu 2./3. Man versuchte uns einzureden, die politische Form des Nationalstaates sei in Zeiten 
eines europäischen Einigungsprozesses überholt und der eigentliche Nährboden für das 
Ausbrechen von Kriegen gewesen. Das ist unsinnig, wie wir an den Auswirkungen der jetzt 
forcierten Globalisierung deutlich erkennen können. Außerdem sind Kriege fast stets zentral 
(vom Kapital, von der Hochfinanz) angezettelt worden, denken Sie nur an Lusitania, Golf von 
Tonking, Pearl Harbor, den 14; September und die _nichtexistenten 
Massenvernichtungswaffen im Irak, man hat diese Vorfälle selbst inszeniert, um sie dann als 
Kriegsgrund dem beabsichtigten Gegner als Kriegsgrund anlasten zu können. 

Nur der Nationalstaat ist die geschichtlich gewachsene Form, ein Volk seiner Mentalität und 
seinem Arbeitsvermögen entsprechend regierbar zu halten und so für dessen Bürger deren 
Lebensbedingungen zu optimieren. Es gibt nur die beiden und zueinander gegensätzlichen 
Alternativen: Nationalstaat oder globalisierte Auflösung, jeweils nur ein bißchen von beiden 
ist undenkbar, wie auch nicht eine nur teilweise Schwangerschaft. Und der entartende 
Kapitalismus braucht offenbar diese Globalisierung, um sich durch ständige Expansion noch 
länger am Leben erhalten zu können - das aber ohne uns! 

Das bedeutet in Konsequenz die unverzichtbare Notwendigkeit, die bisher auf deutschen 
Stammgebiet globalisierten Wirtschafts- und Eigentumsstrukturen - also mit ausländischen 
Eigentümern - in deutsche Hände zurückzuführen, was ohne rigoroses Handeln nicht 
möglich ist - vergleichbar mit der Verstaatlichung der Ölquellen durch den Irak. 

Die Volksgemeinschaft in den Vordergrund zu stellen, bedeutet eine Veränderung in der Art 
unseres Zusammenlebens von Grund auf. Zuvor kämpft jeder gegen jeden, um zu überleben 
unter den Bedingungen eines ständig gnadenloser werdenden und weltumspannenden 
"Wettbewerbs". Die Menschen hatten größtenteils jegliche nachbarschaftliche 
Hilfsbereitschaft vergessen und lebten in den Großstädten isoliert nebeneinander her. In 
Hochhäusern kannten die Volksbürger oft nicht einmal ihren eigenen Nachbarn und es 
wurden Fälle bekannt, wo man nur durch einen sich verbreitenden üblen Geruch feststellte, 
daß da jemand verstorben war. 


Zu 4. Damit verpflichtet sich das Deutsche Reich, das Völkerrecht wieder mit der ihm 
zukommenden internationalen Basisbedeutung durchzusetzen. Das bedeutet eine 
Aufhebung aller gegen das Völkerrecht verstoßenden Entscheidungen, mit einer 
rückwirkenden Begrenzung auf Beginn des vorigen Jahrhunderts, die gegen Deutschland 
ergangen sind. Dies umfaßt somit die Einforderung aller rechtswidrigen Handlungen in 
Verbindung mit dem Versailler Diktat und dem Potsdamer Abkommen, sowie aller anderen 
gegen das Völkerrecht verstoßenden Maßnahmen. 

Das Deutsche Reich sieht es hierbei als seine Pflicht an, auch andere Staaten bei der 
Durchsetzung dieses Rechtes zu unterstützen, wie die Rückkehr des willkürlich 
abgetrennten Kuwait zum Irak. 
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5. Eigentum verpflichtet, auch für jede Art von Geschäftstätigkeit. Gemeinnutz geht vor 
Eigennutz. 


6. Das deutsche Volk besteht aus den Reichsbürgern, während Reichsangehörige frühere 
Ausländer bzw. ethnisch fremde Personen darstellen, die zum Deutschtum übergetreten 
sind. 


7. Alle Reichsbürger und Reichsangehörigen, nachstehend Bürger genannt, sind vor dem 
Gesetz gleich, so keine gesonderten Bestimmungen dies einschränken. 


8. Für die temporär sich im Reichsgebiet aufhaltenden Ausländer gelten in der Regel 
gesonderte gesetzliche Festlegungen. Diese werden durch das internationale Prinzip der 
Gegenseitigkeit begrenzt. 


9. Grundlage jeder politischen und anderen Aktivität im gesellschaftlichen Bereich ist, den 
Fortbestand des deutschen Volkes abzusichern, seine geistigen und materiellen 
Lebensbedingungen zu optimieren und jeden Schaden von ihm abzuwenden. 


Reichsbürgerschaft und Reichsangehörigkeit 
10. Deutsche Reichsbürger sind alle Personen, die eine deutsche Abstammung über 
wenigstens fünf Generationen aufweisen und keiner fremdethnischen Gruppe angehören. 


Wahlrecht 
11. Das allgemeine aktive und passive Wahlrecht ist ausschließlich deutschen 
Staatsangehörigen vorbehalten. 


12. Ehemaligen BRD/DDR-Politikern, die so durch ihre Tätigkeit den desastriösen 
Niedergang des deutschen Stammlandes mit- oder maßgeblich verschuldet haben, ist - 
soweit sie weiterhin im Reichsgebiet ansässig bleiben - das passive Wahlrecht entzogen. 


13. Personen deutscher Reichszugehörigkeit wird das aktive Wahlrecht im kommunalen 
Bereich gewährt. 
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Zu 5. Diese moralischen Grundsätze sind durch den Wildwuchs des heutigen Kapitalismus 
fast absolut erloschen. Heute dominiert allein der Eigennutz, bereits im kapitalistischen 
System durch den "Freien Wettbewerb" vorprogrammiert, was ja nichts anderes heißt, als 
daß sich der "Bessere" und Rücksichtslosere auf Kosten des Unterliegenden durchsetzt. 
Hieran zeigt sich besonders deutlich, wie bürgerfeindlich dieses System ist. Wir werden 
lediglich als Konsumenten, als Markt, aber nicht als Menschen gesehen. Damit ist die 
Situation in ihr Gegenteil verkehrt - Politik und politisch-wirtschaftliche Verhältnisse haben 
dem Bürger, dem Volk zu dienen und zur Zeit dient das Volk dem Kapital, der Hochfinanz. 
Dies ist nur durch rigorosdurchgreifende Maßnahmen zu verändern, wie hier aufgezeigt, und 
nicht durch eine "Agenda 2010" oder sonstige kosmetische Lappalien. 


Zu 6. Durch die in den letzten Jahrzehnten erfolgte gesteuerte Überschwemmung des 
deutschen Stammlandes mit Ausländern und deren zu Volkserhalt und 
Wirtschaftsgesundung nun unumgänglichen Ausreise ist eine Unterscheidung in die 
angestammten Deutschen als "Reichsbürger" und den im Reichsgebiet verbleibenden 
Personen volksfremder Herkunft als "Reichsangehörige" notwendig geworden. 


Zu 7. Personen fremder Herkunft, die Reichsangehörige geworden sind, können nicht in 
vollem Umfange die Rechte wie die angestammten Deutschen erhalten. Diese Erkenntnis 
rührt insbesondere aus der von den ehem. Siegermächten im früheren Grundgesetz 
vorgegebenen Maxime her, daß alle Menschen vor dem Gesetz gleich seien. Das 
bedeutete, daß z. B. zugewanderte Türken es als eine Diskriminierung ansahen und 
einklagten, sobald sie nicht die gleichen Rechte wie die Deutschen gewährt bekommen 
sollten und so keine gezielte Förderung z. B. deutscher Familien mehr möglich war. 


Zu 8. Das Prinzip der "Gegenseitigkeit" bedeutet, daß - so als notwendig erachtet - ein im 
Reichsgebiet weilender Ausländer ggf. keine weitergehenden Rechte gewährt erhalten kann, 
als deutschen Bürgern in entsprechender Hinsicht in seinem Heimatland zugebilligt werden. 


Zu 9. Diese Forderung ist bei weitem keine Floskel. Die im deutschen Stammland 
vollzogene Zerstörung geistiger und moralischer Werte hat z. B. bei Betrachtung von Presse 
und Fernsehen zu der drastischen Feststellung geführt, daß man für Deutschland von einer 
Bordell-Atmosphäre sprechen muß. Hier ist eine grundsätzliche Umkehr mit der 
Wiederbelebung ethischer Werte zwingend geboten. 


Zu 11. Wir wollen eine Politik, die unserem Volke, unseren Bürgern dient. Es besteht die 
Gefahr, daß Personen fremdethnischer Herkunft statt dessen doch eigene Interessen 
verfolgen. Siehe als Extremfall die letzte Bundestagswahl 2002, in der die Türken bereits für 
eine rot-grüne Regierungskonstellation wahlentscheidend waren (siehe Artikel in Anlage 3). 


Zu 12. Es ist selbstredend, daß diese Personen von jeder verantwortlichen politischen 
Tätigkeit künftig auszuschließen sind. 
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Rechtssituation des Deutschen Reiches, Kriegsschuld und darauf gegründete 
Folgeverträge 

14. Beide Teilstaaten waren als temporäre Nachkriegskonstrukte der Alliierten keine 
Rechtsnachfolger des Deutschen Reiches, wie auch das neuaktivierte Deutsche Reich kein 
Rechtsnachfolger der bis zu diesem Zeitpunkt bestandenen BRD ist. Alle Abkommen und 
Verträge im internationalen wie nationalen Bereich haben deshalb für das Reichsgebiet 
keine Geltung, wie auch das neue Deutsche Reich nicht für Schulden und sonstige 
Verbindlichkeiten der BRD einsteht. Somit ist das Deutsche Reich schuldenfrei. 


15. Da wissenschaftlich-historisch zweifelsfrei erwiesen, daß weder der I. noch der Il. 
Weltkrieg ursächlich vom Deutschen Reich, sondern von den gegnerischen Alliierten 
ausgegangen ist, fehlt der mit einer deutschen Alleinkriegsschuld begründeten Auferlegung 
von Reparationen und Gebietsokkupationen jegliche moralische wie auch rechtliche 
Grundlage, und sind deshalb nichtig. 
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Zu 14. Diese Feststellung fehlender Rechtsnachfolge ist unstrittig, aber mit dramatischen 
Folgen. Denn so ist Deutschland weder in einer Europäischen Union, noch in einer 
Währungsgemeinschaft des EURO, noch Mitglied der NATO, noch der UNO. Und vor allem - 
alle von der BRD aufgenommen Schulden sind so für das neubelebte Deutsche Reich 
gegenstandlos, der nunmehrige deutsche Staat ist schuldenfrei! Und wird es auch bleiben! 


Zu 15. Die Frage der Kriegsschuld Deutschlands ist von enormer und kaum zu 
überbietender Bedeutung. Um die gegen das Deutsche Reich 1914 wie 1939 von der 
Gegenseite ausgelösten Weltkriege moralisch rechtfertigen zu können, samt Reparationen 
und noch bis heute nicht endenden "Wiedergutmachungs"- bzw. "Entschädigungs"- 
Zahlungen, mußte das Geschichtsbild in grundsätzlicher Weise so verdreht werden, daß 
Deutschland als militaristisch-kriegslüsternder Hort beide Weltkriege selbst angezettelt habe, 
mit dem Ziel, die Weltherrschaft an sich zu reißen. Obwohl zweifelsfrei erwiesen ist, daß 
Deutschland weder zu diesen Kriegen gerüstet war noch diese wollte und sogar zu 
verhindern suchte, und das aufgezeigt von vielen ausländischen Autoren, sogar aus den 
ehemaligen Feindstaaten, ist dieses Falschbilid durch die sog. entnazifizierende 
Umerziehung tief in das Bewußtsein der Deutschen eingeprägt worden. Dieses so 
beabsichtigt eingepflanzte dauerhafte Schuldgefühl hat die Psyche fast eines gesamten 
Volkes deformiert und ist ein einmaliger Vorgang in der Weltgeschichte. Und nun versuchen 
in jetziger Zeit die USA die dem "Ill. Reich" unterstellte Weltbeherrschung selbst und sogar 
mit Hilfe völkerrechtswidriger Angriffskriege an sich zu reißen - und nun ist das auf einmal in 
Ordnung? Bei von Deutschland ausgehend - was zumal nachweislich in keiner Weise der 
Fall war - jedoch nicht? Wie das? 

So ist die Aufklärung über den tatsächlichen geschichtlichen Ablauf ein Vorhaben erster 
Priorität, indem wir als Folge so die in unserem Volk verschüttet-schlummernden 
Eigenkräfte, die wir jetzt für den stattfindenden Neubeginn dringend brauchen, 
wiedererwecken. Deshalb ist dieser Beweisführung ein unverhältnismäßig großer Raum 
gewidmet worden. Diese erfolgt in neutral-objektiver Weise am besten durch Zitate 
zeitgeschichtlicher Personen, die die tatsächliche Zuweisung der Kriegsschuld aus eigenem 
Munde der ehemaligen Gegner einwandfrei belegen. 

Unser Land gewinnt durch seine Kraft, Tüchtigkeit, seinen Fleiß und seinen Ideenreichtum in 
kurzer Zeit international die wirtschaftliche Oberhand, ohne es zu wollen. Das ist unser 
deutsches Problem! Und da man das nicht so offen aussprechen kann, mußte man uns als 
kriegslüstern und grausam diskreditieren und in völliger Verdrehung der Tatsachen die 
gesamte Kriegsschuld auferlegen. 

Diese völlige Geschichtsverfälschung der beiden Weltkriegepochen hat sich so in den 
Köpfen - und was noch viel schlimmer ist, der deutschen Volksseele - eingegraben, daß es 
vorrangigste Aufgabe jetzt ist, hier auf möglichst breiter Basis unsere Mitbürger aufzuklären, 
eines der wenigen Dinge, die wir z. Z. überhaupt zu tun in der Lage sind. ?° 

Darüber hinaus ist die Okkupation fremden Staatsgebietes ohnehin völkerrechtswidrigen 
Charakters, weshalb sie in Potsdam vorerst als "unter fremder Verwaltung stehend" benannt 
worden waren, zudem diese Verträge als bekanntlich Deutschland aufgezwungen auch aus 
dieser Sicht juristisch nichtig sind. 


” Hierzu wurde Buch IX herausgegeben: "Churchill schon 1936 - Deutschland wird zu stark, wir müssen es 
zerschlagen!" in zwei Bänden 
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16. Für das deutsche Staatsgebiet gelten deshalb die Grenzen von 1914. Geleistete 
Reparationen sind als unrechtmäßig erzwungene Leistungen dem Deutschen Reich 
zurückzuerstatten. 


17. Zur Feststellung und Aufarbeitung von Kriegsverbrechen und Verstößen gegen 
geltendes Völkerrecht, die seitens der Alliierten während der Vorkriegszeit, des 
Kriegsverlaufes und der Nachkriegszeit der beiden Weltkriege begangen wurden, wird ein 
temporäres deutsches Völkerrechts-Tribunal in Nürnberg eingerichtet. 
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Zu 16. Selbstredend müssen für das Reichsgebiet de Grenzen von 1914 gelten, da die 
Abtrennung jeglicher Gebiete durch die international verbindliche Haager Landkriegsordnung 
völkerrechtswidrig ist. Aus dem normalen Rechtsalltag wissen wir, daß gegen gesetzliche 
Bestimmungen erfolgte Rechtshandlungen nichtig, d. h. von Anfang an ungültig sind, also 
auch alle erfolgten Gebietsverluste, die immerhin ein Viertel des Reichsgebietes ausmachen 
und oft von beträchtlicher wirtschaftlicher Bedeutung waren. 

Wie aus der Zitaten-Sammlung ersichtlich, wurden die auferlegten Reparationen stets mit 
der deutschen Allein-Kriegsschuld begründet und sogar zum Ausdruck gebracht, daß diese 
Festlegung unverzichtbar sei, da sonst das Gebäude der Reparationsleistungen 
zusammenbrechen würde: 

3. März 1921: Der ehemalige britische Premierminister DAVID LLOYD GEORGE auf der 
Reparationskonferenz in London: 

"Für die Alliierten ist die deutsche Verantwortlichkeit für den Krieg grundlegend. Sie ist die 
Basis, auf der das Gebäude des Vertrages errichtet worden ist; und wenn die Anerkennung 
versagt oder aufgegeben wird, so ist der Vertrag zerstört ... Wir wünschen daher ein für 
allemal ganz klarzumachen, daß die deutsche Verantwortlichkeit für den Krieg von den 
Alliierten als endgültig feststehend behandelt werden muß." 

Wenn das Nichtvorhandensein dieser deutschen Kriegsschuld nun offiziell festgestellt wird - 
was geschichtswissenschaftlich längst bewiesen -, dann kann das Deutsche Reich alle in 
diesem Rahmen erzwungenen Leistungen zurückfordern. 


Zu 17. In selbstherrlicher Weise wurden zum Nürnberger Prozeß neue Rechtsnormen 
geschaffen und diese in einem Bruch grundsätzlichen Rechtsprinzips mit rückwirkender 
Gültigkeit auf die Vorphase und den Verlauf des Il. Weltkrieges erstreckt. Bereits dies ist 
eine Vergewaltigung des Rechts gewesen. Doch alle in diesem Rahmen gleichfalls als 
Kriegsverbrechen einzustufenden Vergehen der Alliierten blieben von jeglicher Erörterung 
ausgeschlossen. Zudem wurde die "Beweiserhebung" in der Weise gehandhabt, willkürlich 
nur Dokumente zuzulassen, die die erhobenen Anschuldigungen gegenüber den Deutschen 
zu stützen schienen, im Rahmen der Verteidigung entlastendes Material jedoch Ablehnung 
fand. Das ging sogar soweit, daß die Deutschen entlastende bzw. die Alliierten belastende 
Unterlagen einfach verschwanden und angeblich nicht mehr auffindbar waren. 

Zur völligen Abhandlung und endgültigen Ausräumung vorgeworfener deutscher 
Kriegsverbrechen muß deshalb diese Verhandlung in Nürnberg erneut - aber diesmal auf 
unangreifbarer Rechtsbasis - durchgeführt werden, mit einer gleichzeitigen Behandlung 
alliierter Verfehlungen, die man vorsorglich im Rahmen der Bundesrepublik aufoktruierter 
Verträge von jeder rechtlichen Verfolgung ausschloß. Diese Freiheit vor jeglicher 
Strafverfolgung war bereits im Teil Neun Artikel 1 des sog. Überleitungsvertrages von 1954 
festgeschrieben und ist gemäß der in Verbindung mit dem "4 plus 2-Vertrag" 
abgeschlossenen vertraglichen Vereinbarung vom 27./28. September 1990 ausdrücklich als 
in Kraft bleibend bezeichnet worden: 
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Finanzsystem, Steuern und Abgaben 
17. Deutsche Währung ist die "Freie Reichsmark". 


18. "Frei", da ihre Herausgabe und Verwendung frei von Zinsen erfolgt. 
19. Die Herausgabe der Banknoten erfolgt von der in staatlicher Hand sich befindenden 
Reichsbank. Die Deckung ist durch die Gesamtheit der im Reichsgebiet produzierten Güter 


und Dienstleistungen gegeben. 
Münzen bestehen aus Edelmetall, deren Gewicht den Nennwert des Geldstücks verkörpert. 


[Anm. des Korrekturlesers: Die Nummer "17" wurde im Original doppelt verwendet. ] 
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Teil Neun, Artikel 1: 

"Vorbehaltlich der Bestimmungen einer Friedensregelung mit Deutschland dürfen 
deutsche Staatsangehörige, die der Herrschaftsgewalt der Bundesrepublik 
unterliegen, gegen die Staaten, welche die Erklärung der Vereinten Nationen vom 1. 
Januar 1942 unterzeichnet haben oder ihr beigetreten sind oder mit Deutschland im 
Kriegszustand waren oder in Artikel 5 des Fünften Teils dieses Vertrages genannt 
sind, sowie gegen deren Staatsangehörige keine Ansprüche irgendwelcher Art 
erheben wegen Maßnahmen, welche von den Regierungen dieser Staaten oder mit 
ihrer Ermächtigung in der Zeit zwischen dem 1. September 1939 und dem 5. Juni 1945 
wegen des in Europa bestehenden Kriegszustandes getroffen worden sind; auch darf 
niemand derartige Ansprüche vor einem Gericht in der Bundesrepublik geltend 
machen." 

Diese jede Rechtsverfolgung aushebelnde Festlegung ist für das nunmehrige Deutsche 
Reich gleichfalls gegenstandslos, da das Deutsche Reich ja kein Rechtsnachfolger der BRD 
ist und so frei von allen rechtlichen Handlungen dieser Zeitperiode. Deshalb kann und muß 
diese Strafverfolgung - wie seinerzeit in Nürnberg gegen die reichsdeutschen 
Regierungsvertreter - nun auch gegen die alliierten Siegermächte durchgeführt werden, um 
der internationalen Gerechtigkeit Genüge zu tun. 


Zu 19. Hintergrund dieser Festlegung: alle früheren Staatsbanken, von denen man doch 
annehmen müßte, sie wären in den Händen des betreffenden Staates, waren in der Regel 
Privatbanken, also in der hand von Privatleuten, insbesondere der Hochfinanz. Auf diesem 
Wege baute diese Hochfinanz rund um sich herum ein verdecktes Imperium auf. Am 
Beispiel der Rockefeller-Familie: 

"Mit Geld erlangten die Rockefellers die Kontrolle über die Medien. Mit den Medien 
erlangte die Familie die Kontrolle über die öffentliche Meinung. Mit der Kontrolle über 
die Öffentliche Meinung erlangte sie die Kontrolle über die Politik. Und mit der 
Kontrolle über die Politik greifen sie nach der Kontrolle über die Nation". °° 

Aber das genügte ihnen noch immer nicht. Der nächste, folgerichtige Schritt sollte die 
Kontrolle über unseren gesamten Planeten sein. 

Die Regeln, derer man sich dabei bedient: man inszeniert z. B. eine handfeste 
Währungskrise, indem man z. B. plötzlich alle kurzfristigen Darlehen zurückzieht und bringt 
durch solcherlei Schwierigkeiten die entsprechende Regierung mit der Zeit fast von selbst 
auf den angeblich rettenden Gedanken, daß dies künftig nur durch eine starke zentrale 
Privatbank oder gar internationale Währung zu verhindern sei. 

Klassisches Beispiel ist die Zentralbank der USA als eine private AG größter internationaler 
Privatbanken, die sich "Federal Reserve System" nennt und 1913 gegründet wurde. 


Diese Bank hat das alleinige Recht, die US-Dollar-Scheine zu drucken, die dann gegen 


absichernde Schuldverschreibungen der US-Regierung geliehen werden und zu verzinsen 
sind. 1982 gab das US-Finanzamt den Schuldbetrag mit 1.070.241.000.000 Dollar an, die 


allein in jenem Jahr mit 115.800.000.000 Dollar zu verzinsen waren! So leicht kann man sein 
Geld verdienen, mit nur etwas Druckfarbe und Banknotenpapier. Ist das nicht ein 


°° Gary Allen "Die Insider", Bd. 2 S. 99 
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20. Steuern und Abgaben werden in Höhe von 10% erhoben. Abweichungen hiervon 
bedürfen eines gesonderten Gesetzes. 


Eigentum an Grund und Boden 

21. Das Privateigentum an Grund und Boden ist aufgehoben und geht in Öffentliches 
Eigentum der kommunalen Ebene über. Die Nutzung erfolgt durch zeitweise Übergabe als 
persönlichen "Besitz", wie z. B. sich fortsetzend in Erbpacht. 


Außenhandel, Betriebe, Unternehmertum, Bereich Arbeit 
22. Für den Außenhandel erfolgt eine Abkehr vom Ware-Kredit-System mit Umstellung auf 
einen ausschließlichen kreditlosen internationalen Ware-Ware-Austausch. 
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legalisiertes Aussaugen der staatlichen Finanzen und damit eine verdeckte Aneignung der 
materiellen Arbeitsleistung der Bürger des gesamten Landes”? Und was passiert dagegen z. 
B. mit einem Bürger, der aus der Not heraus vielleicht 10 DM stielt? 


Charles A. Lindberg sen. charakterisierte die eintretenden Verhältnisse nach dem Passieren 
des dies auslosenden Gesetzes vor dem amerikanischen Kongreß wie folgt: 

"Dieses Gesetz etabliert den gigantischsten Trust auf Erden ... Wenn der Präsident 
dieses Gesetz unterzeichnet, wird die unsichtbare Regierung der Geldmacht - 
nachweisbar existierend durch die Geld-Trust-Untersuchung - legalisiert sein ... Das 
neue Gesetz wird Inflation erzeugen, wann immer der Trust die Inflation wünscht ..." ? 
Man kann deshalb mit Fug und Recht sagen, daß diese Kapitalanhäufungen auf unredliche 
Weise entstanden und quasi auf legalisiertem Wege geraubt worden sind. Es bleibt so keine 
andere Möglichkeit, als diese staatlichen Privilegien zu kündigen und diesen Typ der 
Staatsbanken aufzulösen. 

Statt dessen ist ein neuer Typus von Banken zu gründen, bei denen die Aufgabe in einer 
reinen Geldverwaltung liegen würde und bei einer Verleihung an den Kreditnehmer lediglich 
eine Bearbeitungsgebühr entsteht, die dem hierfür real entstandenen Arbeitsaufwand 
entspricht. Hierbei sollte man möglichst von dem vorbelasteten Namen "Bank" abgehen. 


Zu 21. Es ist ein rein willkürliches Prinzip, Grund und Boden als Privateigentum anzusehen. 
Es sei die drastische Bemerkung von Rousseau angeführt, welcher sagte: 

"Wer den ersten Zaunpfahl in die Erde rammte und dazu sagte, dieses Land ist mein, und 
Dumme fand, die es glaubten ..." 


Zu 22. Hierzu als Erläuterung ein Zitat aus der Heftfolge "Deutschland", Nr. 5/6 2003: 

"Die schlimmste Schurkerei Hitlers ... bestand darin, daß er im Januar 1934 sich vom 
Goldstandard, also dem Dollardiktat, löste und eine eigene Währung, die "Arbeitswährung" 
einführte. Auch das nicht ohne Grund. Nach dem 1. Weltkrieg waren alle am Krieg gegen 
Deutschland beteiligten Staaten an Amerika verschuldet. Die USA konnten jede Währung 
der verschuldeten Staaten beeinflussen. So hatten sie auch das Verhältnis des Dollars zur 
Reichsmark so verschlechtert, daß es dem deutschen Reich kaum noch möglich war, 
Rohstoffe auf Devisenbasis zu beschaffen. Dazu kam der weltweite Boykott deutscher 
Waren. Hitlers Wirtschaftssystem bot daher zum Einkauf von Waren und Rohstoffen nicht 
Geld oder Devisen, sondern \Waren. Churchill nannte dieses System abfällig 
"Tauschgeschäfte" und bezeichnete diese als Hitlers größten Fehler, weil an diesen 
Geschäften das internationale Kapital nicht mitverdienen konnte. Das war umso schlimmer, 
als viele Staaten, die bisher von den USA oder England wirtschaftlich abhängig waren, in 
Berlin antichambrierten, um mit Deutschland Lieferverträge abzuschließen: Fahrräder gegen 
Glimmer, Motoren gegen Kautschuk, Elektrogeräte gegen Bananen und so weiter. Das war 
übrigens das Wesen und der Ursprung des Handels: Ware gegen Ware oder auch Ware 
gegen Leistung. 

Noch gefährlicher war, daß Hitler die Beseitigung der Arbeitslosen und das 
Wirtschaftswunder ohne amerikanische Kredite durchzuziehen versuchte - und das mit 


?7 Gary Allen "Die Insider", Bd. 1 S. 67 
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23. Verfassungsmäßige Zielstellung ist Vollbeschäftigung ohne jede Arbeitslosigkeit. Hierfür 
ist die Wochen- und Lebensarbeitszeit analog der fortschreitenden Technisierung so 
abzusenken, daß eine gleichmäßige, gerechte Verteilung der Restarbeit erfolgt. 


24. Die primäre Form des Betriebseigentums ist das genossenschaftliche Eigentum, bei dem 
alle Beschäftigten Miteigentümer sind und den erwirtschafteten Gewinn unter sich aufteilen. 


Recht und Rechtswesen 

25. Der Staat setzt für die Bürger das Recht in Form von Rechtsnormen und hat deshalb zu 
gewährleisten, daß der Bürger dieses verbriefte Recht auch erhält, unabhängig von 
materiellen Voraussetzungen. 


26. Die Inanspruchnahme jeglichen Rechtsschutzes (Gerichte, Rechtsanwälte) ist deshalb 
für den deutschen Bürger kostenfrei. 
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großem Erfolg. Das deutsche Wirtschaftswunder der dreißiger Jahre war insofern ein 
Wunder, weil es bei stabilen Löhnen und Preisen bewerkstelligt wurde, also ohne die übliche 
Inflation. Ein Ei kostete von 1932 bis 1945 5 Pfennige." 


Zu 23. So war es eine durch das völlig verfahrene Wirtschaftssystem bedingte, aber absolut 
unsinnige Forderung, die Lebensarbeitszeit entsprechend steigender Lebenserwartung zu 
erhöhen, bei vielen Millionen von Arbeitslosen und obwohl bekannt war, daß die Betriebe 
ohnehin zumeist keine Mitarbeiter über der 50-Jahres-Altersgrenze beschäftigten. Und dabei 
war Arbeit genügend vorhanden, dankt man nur an den kommunalen Bereich, jedoch durch 
das verfehlte Finanzsystem keine Geldmittel, um diese zu bezahlen. 

Ein gerechtes Wirtschaftssystem muß allen deutschen Bürgern Arbeit und Auskommen 
bieten, denn das ist der eigentliche Sinn desselben, der sonst verfehlt wird. Hierzu sind nun 
durch die Abschaffung des blockierend wirkenden Zinssystems alle Voraussetzungen 
gegeben. 


Bisher begann die soziale Ungerechtigkeit doch bereits bei der extrem differierenden Höhe 
zu erzielender Einkommen. Bei einem Schlagersänger, Opernstar oder Tennisprofi konnte 
eine einmalige Konzertgage bzw. Prämie bereits eine Summe ausmachen, für die ein 
durchschnittlicher Bürger mehrere Jahre arbeiten muß. Die einzelnen Menschen sind 
naturgemäß in ihren Veranlagungen ja recht unterschiedlich ausgestattet. Wenn jemand den 
Beruf gefunden hat und ausüben kann, der ihm liegt, wo er quasi Hobby mit beruflicher 
Tätigkeiten vereint, wird er diese Beschäftigung ausüben wollen, unabhängig davon, ob sich 
damit nun goldene Berge verdienen lassen oder nicht. 

In einer humanistischen Ordnung hätten wir doch davon auszugehen, daß jeder möglichst 
seinen persönlichen Fähigkeiten entsprechend tätig sein kann und verpflichtet ist, an diesem 
Platz das Beste für seine Mitmenschen zu leisten. Von diesem Standpunkt aus gesehen hat 
jeder seinen Arbeitsbeitrag für die Gesellschaft zu geben und wenn er dies vorbehaltlos tut, 
bringt doch jeder seine anteilige Leistung für das Gemeinwohl und es ist nicht einzusehen, 
daß nun der eine das Mehrfache des anderen verdienen soll. Mit welchem Recht? 

Der jetzt angestrebte Grundsatz eines "Rechtes auf Arbeit" würde sich nun in eine "Pflicht 
auf Arbeit wandeln, wie wir bei der nachfolgenden Erörterung der Pensionierung noch sehen 
werden. 


Zu 24. Die Betriebe sollen wahrlich im Besitz des Volkes sein und die Arbeitnehmer am 
Gewinn direkt teilhaben. Unter bisherigen Verhältnissen wurde die sog. "Volksaktie" 
angepriesen, und so die Deutschen durch die Telecom-Volksaktie um ihre ersparten 
Rücklagen gebracht. Bei der Genossenschaft ist jeder Arbeitnehmer wirklicher 
Miteigentümer - in der Höhe seines finanziellen Einsatzes, mit verbundenen 
Entscheidungsrechten. 


Zu 25./26. Dies ist eine überfällige Regelung. So wie der Schutz durch die Polizei zu den 
selbstverständlichen Leistungen des Staates gehört, die durch die Steuerzahlung gedeckt 
sind, hat dies auch für die Durchsetzung des Rechts zu erfolgen. 

Nehmen wir zur Veranschaulichung an, ein Volksbürger muß sich um Hilfe an die Polizei 
wenden. Diese wird anstandslos gewährt, es ist eine der Pflichten des Staates, unsere 
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Ehe und Familie 
27. Die Ehe steht unter besonderem Schutz des Staates. Mutter- und Vaterschaft erhalten 
die höchste Anerkennung der Volksgemeinschaft. 


Freiheit der Information 
28. Absolute Informationsfreiheit und Freiheit der Meinungsäußerung wird ohne jede 
Einschränkung gewährleistet. 


Medien 
29. Die Freiheit der journalistischen Arbeit ist garantiert. Der Zwang zur wahrheitsgemäßen 
Berichterstattung ergibt sich aus Pkt. 105. 


30. Bei der journalistischen Arbeit ist die Einhaltung moralischer und humanistischer 
Grundsätze zwingende Vorausbedingung, wie die Abkehr von volkszersetzenden Gewalt- 
und Sexdarstellungen. 


Bildung und Erziehung 
31. Bei der Erziehung steht im Vordergrund, die jungen Mitbürger zu kreativ-selbständig und 
kritisch denkenden Menschen zu entwickeln, die sich dem Gemeinwohl verpflichtet sehen. 


Landwirtschaft 

32. Der Wiederaufbau einer unabhängigen deutschen Reichs-Landwirtschaft, verbunden mit 
einer hohen Wertschätzung des Bauernstandes als Ernährungsbasis der Nation, ist ein 
wesentlicher Schwerpunkt jetziger Politik. 


33. Dies erfolgt in Abkehr von industrialisierten Großbetrieben mit einer Wiederbelebung des 
Familienhofes. Hierbei steht die deutsche bäuerliche Wiederbesiediung der bisher 
fremdbesetzten Ostgebiete mit im Vordergrund. 


34. Gemäß dem Prinzip, daß Produkte vorrangig in der Region zum Verbrauch stehen, in 
der ihre Herstellung erfolgte, hat ihr Absatz sich vorrangig auf den engeren territorialen 
Umkreis auszurichten. 
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Sicherheit zu gewährleisten. Das bezahlen wir mit unseren Steuern. Warum soll das 
eigentlich bei der Durchsetzung Ihres Rechts anders sein? Es muß doch ein verbrieftes 
Recht des Bürgers sein, daß er sein ihm gesetzlich zustehendes Recht auch erhält; was 
haben gesetzliche Grundlagen unseres Zusammenlebens für einen Sinn, wenn sie nicht 
sicher durchsetzbar sind? Kein Geld - kein Recht? °® Das kann doch nicht sein! Die 
Gewährleistung des Rechts muß deshalb ohne jeden Abstrich mit im Aufgabenbereich des 
Staates bzw. nach unserer künftigen Struktur im Bereich der Kommunen liegen. 

So werden oft bewußt Prozesse durch folgende Instanzen getrieben, mit dem Vorsatz, daß 
der finanziell Schwächere hierbei aufgeben muß, da er Anwalts- und Prozeßkosten nicht 
mehr zu zahlen vermag. Dies wird noch verschärft durch die offensichtlich von den 
Rechtsanwälten initiierten Streitwertregelung, wonach bei Auseinandersetzungen, in denen 
es um hohe Summen geht, auch die Rechtskosten ins Astronomische steigen, ohne daß 
damit irgendein Mehraufwand von Anwalt und Gericht notwendig wäre. Ein Arbeiter wird 
auch neutral bezahlt, ganz gleich, welchen Wert die von ihm hergestellten Erzeugnisse 
besitzen, warum soll das bei Anwälten anders sein? 

Das wird endlich beendet durch eine Durchsetzung des Rechts auf kostenfreier Basis. 


Zu 31. Diese an sich selbstverständlichen Forderungen waren bis jetzt in ihr Gegenteil 
verkehrt. Kreativ-kriiische Menschen waren unbeliebt und gerieten so ständig in 
Systemkonflikt - am erfolgreichsten war der stromlinienförmig angepaßte Zeitgenosse. Die 
kaum glaublichen Erfolge der deutschen Vergangenheit in Wissenschaft, Kunst und Technik 
waren ohne dieses kreativschöpferische Element nicht denkbar. Dies muß nun wieder belebt 
werden. 

Auch galt bisher unbedingter Eigennutz vor Gemeinwohl, auch hier sind entsprechende 
psychische Neuorientierungen innerhalb des Volkes unumgänglich. 


Zu 32.-35. Im Bereich der Landwirtschaft hatte eine recht destruktive Entwicklung 
stattgefunden. Die Sicherung der Ernährung verkam zum Profitobjekt, mit der Folge einer 
zunehmenden, globalisierenden Konzentration, die zu einer zunehmenden Zerstörung des 
einheimischen Bauernstandes führen mußte. Dies führte soweit, möglichst Saatgut so zu 
gestalten, daß es für den Bauern nicht mehr für weitere Folgesaaten verwendbar war und 
die Landwirtschaftsbetriebe so gezwungen werden sollten, mit dem Ziel der eigenen 
Maximalprofitierung stets erneut neues Saatgut kaufen zu müssen. Das kann man nur als 
eine kommerziell-entartete Denkweise bezeichnen. Nicht zuletzt hierdurch wurde die 
gentechnische Manipulation von Saatgut vorangetrieben, damit hierdurch eine zunehmende 
Abhängigkeit der Bauern mit einer weiteren Pofitmaximierung herbeigeführt werden sollte. 
Dies war eine weitere Facette der Vorbereitung einer Weltregierung - um diese erfolgreich 
etablieren zu können, muß möglichst jede nationale Eigenständigkeit eliminiert und so eine 
totale Abhängigkeit geschaffen werden. 

Die nun erfolgende Neuausrichtung auf die Wiederbelebung des bäuerlichen Erbpachthofes 
führt die globalisierte Entfremdung auf eine regionale Erzeugung zurück, wodurch die 
Herkunft der Lebensmittel wieder überschaubar wird und die immer wieder aufgetretenen 


°® yon den begrenzten Möglichkeiten eines "Armenrechts" (Prozeßkostenhilfe) jetzt einmal abgesehen. 
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35. Die landwirtschaftliche Bewirtschaftung erfolgt auf Erbpacht-Basis, entsprechend dem 
neuen Grund- und Boden-Recht. 


Gesundheit und Medizin 
36. Das Recht auf Gesundheit und körperliche Unversehrtheit ist ein verfassungsverbrieftes 
Grundrecht - jede Beeinträchtigung durch kommerzielle Ursachen ist untersagt. 


37. Die medizinische Versorgung ist für die deutschen Bürger grundsätzlich kostenlos, 
ausgenommen Spezialrisiken, wie z. B. durch Leistungssport, oder ein Sonderstatus als 
Privatpatient, sie können privat gesondert und kostenpflichtig versichert werden. 


38. Die Natur als Lebensgrundlage von uns allen hat Priorität vor jeglichen kommerziellen 
Erfordernissen. 


39. Das bedeutet, die städtischen Ballungszentren soweit möglich aufzulösen und statt 
dessen als dominierende Form die Siedlungsgemeinschaft im ländlichen Raum zu 
verwirklichen. Die jetzige Kleinstadt sollte die angestrebte städtische Einheit sein. 
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Landwirtschaftsskandale der Vergangenheit angehören. Das bedeutet im Einzelnen: 

- die Rückkehr zum kleineren, bäuerlichen Familienbetrieb, 

- die Herstellung von industriell zu erzeugenden Nahrungsmitteln, soweit unumgänglich, in 
regionalen Kleinbetrieben, 

- einen wahrhaft ökologischen Anbau, der diesen Namen verdient, 

- eine ausgewogene Bewirtschaftung von Feldflächen, im Einklang mit der Natur, 

- die Entwicklung einer Schädlingsbekämpfung auf der Basis natürlicher Feinde, 

- ein weitgehender Verzicht der Mineraldüngung durch gezielt wechselnden Feldanbau, 

- den bevorzugten Verbrauch regionaler Nahrungsmittel, wodurch sich so der Ursprung noch 
feststellen läßt und der Bauer auf diese Weise mit seinem Namen für die Qualität seiner 
Produkte geradestehen muß, 

- die dadurch mögliche Vermeidung überflüssiger Transportwege mit der damit verbundenen 
Entlastung der Natur von Schadstoffen, 

- eine natürliche und artgerechte Viehhaltung. 

Durch die Wiederverfügbarkeit der deutschen Ostgebiete erhalten wir die Möglichkeit, die 
Ernährung unseres Volkes in umfassender Weise abzusichern und gleich von vornherein 
diese Gebiete durch bäuerliche Familienbetriebe zu strukturieren. 


Zu 36.-38. Die Kosten-Katastrophe im Sozialversicherungssystem mußte zwangsläufig 
eintreten, jedoch nicht aus den vorgebrachten Gründen, sondern durch die 
Überschwemmung des deutschen Stammlandes mit Ausländern, die - da mittellos im 
bundesdeutschen sozialen Netz hängend - jede Versorgung ohne alle Einschränkungen und 
ohne jede Eigenleistung erhielten. Durch Spezialabkommen erstreckte sich der 
Versicherungsschutz für eine Reihe von Ländern sogar bis zu den äußersten 
Familiengliedern im fernsten Ausland, wie der Türkei, mit einem Gesundheitstourismus, daß 
ausländische Verwandte und Bekannte sich die Sozialversicherungskarten ausliehen und 
sich so ebenfalls noch kostenlos verarzten ließen. Unter solchen Belastungen muß jedes 
Sozialsystem zusammenbrechen (nähere Hinweise siehe Anlage 2). Deshalb war die 
Diskussion um das Krankenkassendefizit, bei der diese eigentliche Ursache tabuisiert 
ausgeklammert wurde und nun beim deutschen Stammbürger abgeladen werden sollte, das 
größte Betrugsmanöver in der Sozialgeschichte. 

Allerdings - wer sich wissentlich in ein erhöhtes Risiko begibt, wie das Betreiben 
gefahrennaher Sportarten, kann seine so verursachten Gesundheitsschäden nicht der 
Allgemeinheit aufbürden, sondern muß sich hier tatsächlich eigenverantwortlich absichern. 


Zu 39. Damit würde eine gleichmäßige Struktur der Siedlungsgebiete erreicht, das 
morgendliche und am Nachmittag auftretende Verkehrschaos würde entfallen, weil die 
Menschen nicht mehr aus den Außenbezirken zur Arbeit in die städtischen Ballungszentren 
strömen müßten. Das heißt aber, daß diese kommunalen Siediungsgebiete in sich 
selbständig sind und dem Bürger alles das bieten, was er auch für seine kulturellen 
Bedürfnisse benötigt. Also müßten Wohngebiet, Arbeitsstätte, Kulturzentren und 
Versorgungs- und Dienstleistungseinrichtungen eine geschlossene Einheit bilden. 
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Sport 
40. Sport ist Volkssport und dient primär der Gesundheitsvorsorge und der körperlichen 
Ertüchtigung. Kommerzialisierter Sport findet nicht statt. 
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Zu 40. Sport soll Spaß und Freude sein. Es kann deshalb nur eine perverse Entartung sein, 
den Körper im Rahmen eines "Leistungssports" bis an seine Grenzen herauszufordern und 
diese dann mit Doping-Mitteln zu überschreiten suchen. Wenn Leichtathleten im Ziel mit 
verzerrtem Gesicht zusammenbrechen, hat das mit Sport nichts mehr zu tun. 

Diese Entartung des Sports wird besonders beim Fußball deutlich, wenn sog. 
"Ablösesummen" in Millionenhöhe zu zahlen sind, um einen Vereinswechsel eines solchen 
"Sportlers" zu erreichen. 
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B. Grundsätze sofort zu ergreifender Maßnahmen zur Normalisierung der 
Situation 


Einreise und Aufenthalt von Ausländern 
41. Jegliche Asylgewährung auf deutschem Reichsgebiet wird für den Zeitraum der jetzigen 
UÜbergangsperiode ausgesetzt. 


42. Alle im BRD-Zeitbereich vorgenommenen Einbürgerungen von Ausländern und 
Angehörigen fremdethnischer Gruppen bezogen sich auf die vormalige Bundesrepublik und 
nicht auf das Deutsche Reich, sie sind deshalb irrelevant und aufgehoben. 


43. Eine Verleihung der deutschen Reichsangehörigkeit setzt neben weitgehender 
Beherrschung der deutschen Sprache insbesondere ein vorbehaltsloses Bekenntnis zum 
deutschen Volkstum und den von ihm vertretenen Tugenden voraus, wie unbedingtes 
Verantwortungsbewußtsein dem eigenen Volke gegenüber, Gemeinnutz vor Eigennutz, 
Zuverlässigkeit und Pflichterfüllung. Anhänger von Religionen, die diesen deutschen 
Wertmaßstäben entgegenstehen oder ihnen fremd sind, wie des Jahwe-Kultes, von 
Zionisten und Muslimen, sind von einer Erlangung der deutschen Reichsangehörigkeit 
ausgeschlossen. 


44. Ehepartnern von deutschen Reichsbürgern kann in vorrangiger Behandlung die 
deutsche Reichsangehörigkeit gewährt werden, unter Geltung von Punkt 43. 


45. Die Personenanzahl für die Verleihung der Deutschen Reichsangehörigkeit gemäß Pkt. 
43 wird anzahlmäßig beschränkt. Zutreffendes regelt ein Gesetz. 


46. Eine Einreise ins Reichsgebiet kann nur auf der Basis gültiger Personalpapiere erfolgen. 
Personen ohne Paß und Visum werden an der Grenze abgewiesen oder bei Aufgreifen im 
Reichsgebiet sofort außer Landes gebracht. 


47. Durch das Verlassen des Reichsgebietes werden die zugehörigen fremd-religiösen 
Bauwerke, wie Moscheen, geschlossen. Diese Objekte gehen entschädigungslos in 
kommunales Eigentum über und können ggf. vereinzelt als Museen fortgeführt werden. 
Näheres regelt ein Gesetz. 
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Zu 41. Selbst die so fremdenfreundliche BRD-Gesetzespraxis führte nur zu einer 
Asylanerkennung im einstelligen %-Bereich, fast alle "Asylbewerber" hielten sich also 
unberechtigterweise im deutschen Stammland auf. In dieser jetzigen Klärungs- und 
Regenerierungsphase Deutschlands ist jeder Asylbewerber unwillkommen, da das Land vor 
den hierzu später zu fällenden Entscheidungen zur eigenen Normalität zurückfinden muß. 


Zu 42. Die Regenerierung der Deutschen als Deutsches Volk gegen die erfolgte 
Masseninfiltration von Ausländern erfordert unausweichlich, alle durch die BRD-Instanzen in 
politischem Schnellverfahren erfolgten "Einbürgerungen" zu annullieren und von der 
tatsächlichen deutsch-ethnischen Abstammung auszugehen, die hier mit über zumindest 5 
Generationen angegeben ist. Dies betrifft auch andere fremdethnische Gruppen. So sind 
Juden dafür bekannt, sich außerhalb ihrer Aufenthaltsvölker zu stellen und nicht in diese zu 
integrieren, wie z. B. eindeutig die Bezeichnung "Zentralrat der Juden in Deutschland" 
zeigte, der sonst "Zentralrat deutscher Juden" hätte heißen müssen, wobei eine solche 
gesonderte Interessenvertretung bei deutscher Integration ohnehin überflüssig wäre und die 
Existenz einer solchen diese Separierung allein bereits deutlich macht. 


Zu 43. Diese Festlegungen sind unverzichtbar, um dem im deutschen Stammland um sich 
gegriffenen Multi-Kulti-Unwesen ein Ende zu bereiten. Es war ein unglaublicher Zustand, 
daß in deutschen Städten von Minaretten islamischer Moscheen der Muezzinruf erschallte 
und die deutschen Anwohner das Wohngebiet verfassen mußten, da sie diese Belästigung 
und Störung nicht ertragen konnten. Da bereits manche Deutsche zum Islam konvertierten 
und dieser in stiller Weise sich im deutschen Stammland zunehmend dahingehend zu 
entwickeln suchte, Deutschland schließlich zu einem islamischen Kalifat zu machen, kann 
Reichsdeutscher wie Reichsangehöriger nur der sein, der sich voll zum Deutschtum und den 
mit ihm verbundenen Werten bekennt. 


Zu 45. Das heißt - sollte sich der Ehepartner nicht zum Deutschtum und seinen 
Wertmaßstäben bekennen wollen oder seine religiösen Grundsätze dem entgegenstehen, er 
das Reichsgebiet verlassen muß und es dem deutschen Partner obliegt, ihm ggf. in seine 
ethnische Heimatregion zu folgen. 


Zu 46. Diese Regelung ist an sich selbstverständlich, wird zu jetziger Zeit jedoch in 
unsinniger Weise gegen gehandhabt, wie nachfolgender Fall verdeutlicht: 

"Der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts hat (AZ: 2 BvR 397/02) in einem am 
11.3.2003 veröffentlichten Beschluß die strafrechtliche Verfolgung abgelehnter Asylbewerber 
wegen unerlaubten Aufenthalts in Deutschland eingeschränkt. Wenn ein zur Ausreise 
verpflichteter Ausländer nicht abgeschoben werden kann, weil die entsprechenden Papiere 
nicht vorliegen, dann muß ihm die Behörde eine vorläufige Duldungserlaubnis erteilen. Das 
gelte auch dann, wenn der Bewerber selbst die Beschaffung der Dokumente behindere. 
Insbesondere dürfen Strafgerichte keine Urteile wegen Verletzung ausländerrechtlicher 
Vorschriften aussprechen. 

Damit gab das Gericht einem 1998 mit Hilfe eines Schleppers eingereisten Syrer Recht. Da 
er mit gefälschtem Paß und ohne seine eigenen Papiere nach Deutschland gekommen war, 


44 


48. Ausländern kann eine befristete Aufenthaltsgenehmigung gewährt werden, bei 
Voraussetzung einer Arbeitstätigket in einem deutschen Betrieb. Diese 
Aufenthaltsgenehmigung erlischt bei entstehender Arbeitslosigkeit. Insgesamt darf hierbei 
die Zahl von 500.000 Personen nicht überschritten werden. Alle weiteren Einzelheiten regelt 
ein Gesetz. ” 


49. Straffälligkeit von Ausländern hat deren sofortige Ausweisung zur Folge, auch bereits bei 
begründetem Verdacht einer begangenen oder geplanten Straftat. 


50. Ausgehend vom heutigen Tage haben alle Ausländer, Asylanten sowie alle Angehörige 
fremdethnischer Gruppen, die nicht von Punkt 43, 44 und 48 erfaßt werden und einen 
berechtigten Antrag auf Reichsangehörigkeit gestellt haben, das reichsdeutsche Territorium 
innerhalb von 4 Wochen zu verlassen, einschließlich aller bisherigen sich im Reichsgebiet 
aufhaltenden Asylbewerber. 

Sie dürfen Ihr Vermögen bis zu einem Grenzwert und ihre Sachwerte bei Zollfreiheit 
ausführen (ausgenommen nach Pkt. 52). Widerstand hiergegen hat die sofortige 
Abschiebung zur Folge. 


51. Antragstellung auf Reichsangehörigkeit stoppt die 4-Wochen-Frist. Als Nachweis für die 
bisherige Deutschverbundenheit sind mit dem Antrag drei deutsche und haftende Bürgen 
beizubringen. 


” Natürlich ist eine andere Zahlenfestlegung denkbar. Wesentlich ist nur, hier eine exakte Begrenzung 
festzulegen. 
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konnte ihm nach Ablehnung seines Asylantrages kein Heimreisedokument ausgestellt 
werden. Erst 9 Monate später wurde ihm eine Duldung gewährt. Weil er zwischenzeitlich 
ohne Genehmigung geblieben war, hatte ihn das Amtsgericht Kempten zu 4 Monaten Haft 
ohne Bewährung verurteilt. Das Landgericht wie das Bayerische Oberste Landgericht hatten 
dieses Urteil bestätigt, das nunmehr aufgehoben wurde. (FAZ 12.3.2003) 

Das zeigt die absolute Realitätsfremdheit des bisherigen bundesdeutschen Ausländerrechts 
- paradiesischer Rechtsschutz trotz Einschleusung durch kriminelle Schlepperbanden, 
Urkundenfälschung (falscher Paß) und Behinderung der Dokumentenbeschaffung. 
Weiterhin: da 1998 eingereist zog sich dieses unglaubliche Verfahren bereits über 5 Jahre 
hin und beschäftigte alle Instanzen bis hoch zum Bundesverfassungsgericht, anstatt den 
Mann sofort hinauszuwerfen und sich ihren eigentlichen rechtlichen Aufgaben zu widmen. 
Zum anderen mußte dieser Syrer ja die 5 Jahre von etwas gelebt haben - also erhielt er in 
irgendeiner Weise für 5 Jahre Unterhalt und konnte in allgemein praktizierter Weise 
unentgeltlich das bundesdeutsche Gesundheitssystem in Anspruch nehmen. 

Wie viele solcher "Syrer" gab es wohl? Da mußte jeder Staat kaputt gehen, bloß die 
unglaubliche Unverschämtheit hierbei war, daß dann der brave deutsche Bürger zur Kasse 
gebeten werden sollte - "Wir müssen alle den Gürtel enger schnallen und haben über unsere 
Verhältnisse gelebt" - welcher Hohn! - um solchen Elementen ein paradiesisches Leben zu 
sichern! 


Zu 48. Durch diese Festlegung wird gesichert: Aufenthalt von Ausländern nur, so sie in 
Arbeit und Brot stehen. Damit keine Belastung der Sozialsysteme und eine entspreche 
Minimierung der Ausländeranzahl und nur vorübergehende Anwesenheit, die automatisch 
endet, wann kein Arbeitsverhältnis mehr weitergeführt werden kann. 


Zu 49.-51. Diese drei Punkte beinhalten die schwierige Thematik, wie die Rückführung des 
eskalierten Ausländeranteiles gehandhabt werden soll. Der stete Vorwurf von 
"Ausländerfeindlichkeit" stellte eine bloße, verschleiernde Taktik dar, alle Angriffe gegen die 
fremdländische Unterwanderung des deutschen Stammlandes ausschalten zu können. Ich 
verwies hierzu stets auf den Vater des bundesdeutschen "Wirtschaftswunders", Heinz 
Erhard, der bereits damals 1965 bei nur 1,2 Millionen Ausländern feststellte: 

"Der deutsche Arbeitsmarkt ist erschöpft. Die Heranziehung von noch mehr 
ausländischen Arbeitskräften stößt auf Grenzen. Nicht zuletzt führt sie zu 
Kostensteigerungen und zusätzlichen Belastungen unserer Zahlungsbilanz." 


Das Problem hierbei ist, einerseits sicherzustellen, daß der weitgehendste Anteil von 
Ausländern, eingeschlossen der mit zuvorigen deutschen Pässen, aus dem Reichsgebiet 
kommt, andererseits aber der kleinere Anteil, der sich zum Deutschtum bekennen möchte, 
hierverbleiben kann, durch Gewährung der Reichsangehörigkeit. Dies darf sich bei der 
gebotenen Dringlichkeit keineswegs monate- oder gar jahrelang hinziehen, sondern in 
Monatstrist. 

Auf der hierbei anzuwendenden Bedingungsliste muß an erster Stelle eine vorbehaltslose 
Bekennung zum Deutschtum stehen. 
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52. Der Aufenthalt von Ausländern auf dem Reichsgebiet nach dieser Frist bedeutet 
Illegalität. Sie werden zwangsweise und kostenpflichtig außer Landes gebracht, wobei die 
Mitnahme von Eigentum in diesem Falle stark eingeschränkt ist und den Zollbestimmungen 
unterliegt. 


Rechtssituation des Deutschen Reiches, Kriegsschuld und darauf begründete 
Folgeverträge 

53. Für die Räumung der bisher fremdbesetzten Reichsgebiete wird das Prinzip der 
internationalen Gegenseitigkeit herangezogen, also Bedingungen, die damals von dem 
ausländischen Staat auf die vertriebenen Deutschen angewandt wurden, mit Geltung einer 
7-Tage-Frist. 


54. Betreffs Polen: In Ausgleich dafür, daß damals gesamte Habe zugunsten Polens 
zurückzulassen werden mußte, geht nun das gesamte auf dem Territorium befindliche Gut in 
das Eigentum des Deutschen Reiches zurück, mit Ausnahme von 20 kg Gepäck pro Person, 
wie es damals den Deutschen gestattet wurde. 


55. Die polnischen Anwohner haben das Reichsgebiet in Richtung Osten zu verlassen und 
sich auf polnisches Gebiet zu begeben. Fahrzeuge sind deshalb vor Grenzübertritt gemäß 
Pkt. 54 zurückzulassen. 


56. Für die Nutzung der nach diesem Zeitraum abgetrennten Gebiete, insbesondere derer, 
die ausdrücklich nur unter ausländischer Verwaltung standen, ist dem Deutschen Reich 
Schadensersatz zu leisten, sowie den Vertriebenen selbst und für die hierdurch 
verursachten millionenfachen Todesfälle. 


57. Schadensersatz wird insbesondere auch für den nach dem Il. Weltkrieg erfolgten 
völkerrechtswidrigen Patent- und Know how-Raub gefordert. 


58. Schadensersatz wird gleichfalls für die Verschleppung deutscher Personen zu im 
Ausland geleisteter Zwangsarbeit erhoben, sowie den zwangsweisen Einsatz deutscher 
Wissenschaftler durch die Alliierten in der Nachkriegszeit. 


59. Schadensersatz wird gleichfalls verlangt für Kriegs- und Folgeschäden, die auf eine 
Verletzung internationalen Völkerrechts zurückgehen, wie insbesondere die systematische 
Zerstörung deutscher Kulturgüter durch alliierte Bombenangriffe, gemäß jeweiliger 
Feststellungen als völkerrechtswidrige Handlungen und ermitteltem Umfang auf dem 
Nürnberger Völkerrechts-Tribunal (gemäß Punkt xxx). 


60. Während des Bestandes von BRD und DDR von den dortigen Regierungen veräußertes 
Reichsvermögen des Deutschen Reiches ist durch fehlende Verfügungsgewalt rechtswidrig 
erfolgt und somit nichtig, es kehrt ohne jeden finanziellen Ausgleich in das Reichsvermögen 
zurück. 
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Die Beibringung dreier deutscher Bürgen wird Mißbrauch verhindern helfen. Außerdem muß 
eine ausreichende Beherrschung der deutschen Sprache wohl selbstverständlich sein. 
Schon allein durch diese Bedingung würden bereits die meisten türkischen Familien für 
einen Antrag auf Reichsangehörigkeit ausscheiden, denn in diesen Familienkreisen wird 
nicht etwa Deutsch sondern Türkisch gesprochen. 

Nun würde man annehmen, daß die nächsten, bereits in der BRD geborenen Türken mehr 
durch das sie umgebende Deutschtum geprägt und mehr deutsch als türkisch seien. Doch 
wie Untersuchungen feststellten, ist das Gegenteil der Fall - im Gegensatz zu ihren hier 
zugezogenen Eltern haben sie kaum Neigung, sich in ihr Gastland zu integrieren und sie 
ordnen sich primär in ein unabhängiges getthoisiertes türkisches Umfeld ein. 


Zu 53.-55. Aus den deutschen Ostgebieten, die z. B. "lediglich" unter polnischer Verwaltung 
stehen sollten - also mit einer dort verbleibenden deutschen Bevölkerung - ist die dortige, 
angestammte deutsche Bevölkerung in Mißbrauch dieser "Verwaltung" damals von der 
polnischen Regierung mit brutalster Gewalt hinausgeworfen worden. Dabei gab es Mord und 
Totschlag. Bei der nun deutscherseits erfolgenden Ausweisung soll jedoch kein Pole 
schikaniert oder körperlich zu Schaden kommen. 

Es können erst normalisierte Zustände erreicht werden, wenn dieses Reichsgebiet wieder 
eingegliedert ist und die dort widerrechtlich Ansässigen die bisher okkupierten Gebiete 
verlassen haben. Zur Veranschaulichung der damals gegen die Deutschen angewandten 
Maßnahmen ist in Anlage 1 eine polnische Ausweisungsanordnung wiedergegeben. 


Zu 56.-59. Es ist unstrittig, daß das Deutsche Reich gegen die durch die völkerrechtswidrige 
Okkupation der deutschen Ostgebiete gegebene Fremdnutzung Regressforderungen 
erheben kann und im Interesse des deutschen Volkes auch hierzu verpflichtet ist. Die 
Rechtmäßigkeit aller dieser Forderungen ergibt sich auch allein bereits aus dem geltenden 
Völkerrecht, das in jedem dieser Fälle bisher ungeahndet gebrochen wurde. 
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Rückführung von Globalisierungsstrukturen 

61. Globalisierte Strukturen betreffen Auslandsbetriebe nunmehr reichsdeutscher 
Unternehmen sowie Betriebe auf dem Reichsgebiet in ausländischer Hand bzw. zu %ualen 
Anteilen. Alle diese Strukturen sind innerhalb von 12 Monaten zu re-nationalisieren. 
Nationale Aufgabe reichsdeutscher Betriebe ist es, im Reichsgebiet den Bürgern Arbeit und 
Brot zu gewährleisten und ihre Steuern zu zahlen, und nicht die Vollbeschäftigung im 
Ausland zu sichern. 


62. Begründete Sonderausnahmen für deutsche Geschäftsniederlassungen im Ausland 
bedürfen einer Reichs-Sondergenehmigung. 


63. Zur Unterstützung wird ein temporäres "Reichsamt für Re-Nationalisierung" gegründet, 
das bei dieser Strukturentflechtung in- und ausländische Betriebe berät, diese Korrektur 
anleitet sowie Streitfälle schlichtet und entscheidet. 


64. Bei ausländischer Inhaberschaft von Betrieben, die im Rahmen der Auflösung des DDR- 
Vermögens durch die sog. Treuhand entstanden sind, tritt im Falle des Erwerbs durch 
Verschleuderung, wie symbolischer Zahlung von nur einer DM und/oder Gewährung von 
umfangreicheren Subventionen entschädigungslose Enteignung ein, wie auch dann, wenn 
Zusagen zur Weiterführung des Produktionsstandortes nicht eingehalten wurden, eine 
Transferierung von Betriebskapital ins Ausland stattfand oder eine umfassende Entlassung 
von Beschäftigten trotz zuvor verbürgter Arbeitsplätze erfolgte. 


65. Die wertmäßige Entflechtung geschieht durch das Reichsamt vorrangig im Verfahren 
gegenseitiger Verrechnung mit dem ausländischen Staat, so keine Auslagerung aus dem 
Reichsgebiet bzw. Rückführung des Betriebes ins Reichsgebiet erfolgt oder möglich ist. Dies 
sollte auf Basis zu ermittelnder Verkehrswerte erfolgen, die gegenseitig aufgerechnet 
werden. 


Reichsgliederung, Regierung, Volksvertretungen, Parteien 
66. Die Reichsgliederung erfolgt in Ländern vorerst gemäß der Verwaltungsstruktur vom 
1.1.1914 bzw. 1.1.1945. 


67. Die sog. Parlamentarische Demokratie als nachweislich volksfeindlich gescheitert 
aufgehoben. Die Regierungsgewalt wird von der zentralen Reichsregierung und dezentralen 
Landesregierungen wahrgenommen. 


68. Alle Parteien und Organisationen sind hiermit aufgelöst, alle Geheimgesellschaften 
verboten. Ausnahmen bilden fachbezogene Verbände wie z. B. des Handwerks, sie 
bedürfen einer Neugründung entsprechend den neuen Reichsverhältnissen. 
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Zu 61.-62. Ausländische Betriebe im Reichsgebiet bzw. deren Beteiligungen werden 
ausnahmslos re-nationalisiert. Sollte das betreffende Herkunftsland nach dem Prinzip 
internationaler Gegenseitigkeit daraufhin auch reichsdeutsche Niederlassungen verweigern, 
ist auch der Antrag einer ausnahmsweisen Sondergenehmigung gegenstandslos. 


Zu 66. Beide Termine sind hier deshalb zu nennen, da das Reichsgebiet zum 1.1.1914 noch 
seine volle Ausdehnung besaß, zwischenzeitlich bis 1945 erfolgte verwaltungstechnische 
Veränderungen jedoch berücksichtigt werden sollen. 


Zu 67. Insgesamt ist festzustellen, daß die sog. "Parlamentarische Demokratie", auch 
"Repräsentative Demokratie" genannt, in absoluter Weise versagt hat, wie das sich 
entwickelnde politische wie wirtschaftliche Weltgeschehen eindeutig belegt, sie diente als 
Opium für das Volk, das in den Wahn versetzt wurde, durch Wahlvorgänge bestimmenden 
Einfluß auf politische Gestaltungen zu besitzen, ohne zu wissen, daß die vorgesetzten 
Kandidaten in der Weise sorgfältig handverlesen sind, daß nur genehme Personen, wie aus 
den eigenen Freimaurerkreisen, in verantwortliche Funktionen gelangen können. Spätestens 
nach der Zwangsaufgabe der nationalen DM durch die bundespolitischen Ebenen - gegen 
den erklärten Willen der deutschen Bürger - sollte das jedem Deutschen endlich klar 
geworden sein. 

Insgesamt ist das System der "Parlamentarischen oder Repräsentativen Demokratie" eine 
freimaurerische Schöpfung, um so unter dem Mantel angeblicher Volksbestimmung die 
eigene politische Handlungsfreiheit zu sichern. Politiker, die hierbei auszubrechen 
versuchen, werden entweder diffamiert und so demontiert oder gar ermordet (J. F. 
Kennedy). Die absolutistische Regierungsform war hierin sehr hinderlich, da kaum 
beeinflußbar, es sei denn, daß der Monarch selbst Mitglied dieser Geheimgesellschaft war 
und alle aus der oberen Hierarchie kommenden Anweisungen hierdurch widerstandslos 
auszuführen hatte, deshalb war es erstes Ziel der Freimaurer nach 1900 die Monarchien zu 
zerschlagen. 


Zu 68.-69. Parteien haben sich zu einem Selbstzweck entwickelt, von den alten preußischen 
Tugenden Bismarckscher Prägung, als Politiker Diener des Volkes zu sein, ist das 
Gegenteil eingetreten - das Volk als Diener der Parteien - indem dieses ihr Vertreter zu 
wählen und ihr Wohlergehen zu finanzieren hat. Weiterhin: da sie durch ihre bewußte und 
erklärte Interessenverfolgung nur bestimmter Bürgerschichten gegenüber der Allgemeinheit 
zu bevorzugen suchen, wirken sie so polarisierend-desintegrierend statt vereinend, wobei 
sie ohne die Staatsform einer Parlamentarischen Demokratie ohnehin überflüssig geworden 
sind. Das bedeutet jedoch, daß der einzelne Bürger seine Verantwortung künftig in 
größerem Maße selbst wahrnehmen hat und nicht mehr in bequemer Weise auf anonyme 
Parteien und Regierungen delegieren kann, auf einen Bereich, der bisher als "Politik" 
bezeichnet worden ist. Das bedeutet eine Entflechtung der überzentralisierten Funktionen 
des Staates und ihre Übertragung in eine echte kommunale Selbstverwaltung. 


Geheimgesellschaften bleiben auf Dauer verboten. Wie bereits ausgeführt, haben die 
Freimaurer nach über Jahrhunderte reichenden Vorbereitungen die reale Macht an sich 
gerissen, indem sie in alle wesentlichen Funktionen des öffentlichen Lebens eingedrungen 
sind. Da das ganze Freimaurersystem erdumspannend streng hierarchisch funktioniert, 
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69. Parteien werden nicht mehr zugelassen, Interessenvertretungen können sich in 
Gesellschaften zusammenfinden und regierungsseitig zu anstehenden Entscheidungen 
gehört werden. 


70. Der Reichskanzler für die temporäre Übergangszeit wie die Präsidenten der 
Landesregierungen werden von unserer reichsdeutschen Ebene eingesetzt. Sie benennen 
ihre Minister auf der Basis fachlicher und menschlicher Erfahrung und bilden so ihre 
Regierungen allein nach resortfachlichen Maßstäben. 


71. Der Reichs- und den Landesregierungen werden je eine beratende Bürgerkammer - eine 
Reichskammer bzw. Länderkammern - zugeordnet. Diese sind ehrenamtlich tätig und 
erhalten eine Kostenvergütung. 


72. Die Mitglieder der Bürgerkammern werden in Aufwärtsfolge beginnend aus der kleinsten 
kommunalen Verwaltungseinheit, den Gemeinden, bis hin zu den Landkreisen/Ländern 
gewählt. 


Finanzsystem, Steuern und Abgaben 

73. Die Umstellung auf die FREIE REICHSMARK erfolgt im Rahmen einer Währungsreform. 
Pro Reichsbürger wird der Umtausch eines noch bekanntzugebenden Euro-Betrages zu 
einem Sonderkurs gewährt. Jeder darüber hinaus gehende Umtausch erfolgt zum offiziellen 
Wechselkurs des jeweiligen Tages. 


51 


versucht man so alle Staaten letztlich mehr oder weniger von einem Zentrum außerhalb ihrer 
Grenzen aus zentral zu steuern. Hinzu kommt die enge Verquickung zwischen Freimaurerei 
und Hochfinanz. Ein wahrhaft souveräner Staat, wie nun das Deutsche Reich, muß deshalb 
beides ausschalten. Deshalb kann die Freimaurer-Geheimgesellschaft nicht auf 
Reichsgebiet geduldet werden. Sollte diese in den Untergrund gehend dort weiter zu 
bestehen versuchen, ist hiergegen mit drakonischen Strafen vorzugehen. 


Zu 70. Es ist vorgesehen, Reichskanzler wie die Regierungspräsidenten der Länder später 
direkt vom Volke zu wählen - und auch so wieder abberufen lassen zu können. 


Zu 71.-72. Als Äquivalent zu den vorherigen Parlamenten werden nun der Reichsregierung 
eine Reichskammer, sowie den Landesregierungen Landeskammern zur Seite gestellt. Die 
Rechte dieser Kammern werden noch näher zu definieren und abzugrenzen sein. 

Die Besetzung dieser Kammern erfolgt nach einem völlig neuen und bisher nicht 
gehandhabten Prinzip, indem deren Mitglieder nun nicht mehr durch irgendwelche (nun nicht 
mehr existenten) Parteien nominiert werden, was zuvor nicht nach Fachwissen sondern im 
Rahmen einer durch Wohlverhalten bestimmten Parteikarriere geschah, sondern durch ein 
wahrhaft demokratisches Auswahlverhalten, beginnend von der Gemeindeebene aus, das 
sich auf die konzeptionellen Ideen von Mahraun stützt (siehe Anlage 4). 


Zu 73. Mit der Neuherausgabe einer nationalen Reichswährung ist die gravierende 
Veränderung auf ein zinsloses Geldsystem verbunden, d. h. für angelegte Geldbeträge 
werden künftig keine Zinsen mehr gewährt und können auch nicht im privaten Bereich 
gefordert werden. Dieses bisher geltende Zins- und Zinseszinssystem war keine 
naturgegebenes und im Geldwesen als solchem begründetes, unabänderliches Prinzip, 
sondern eine bewußt angelegte Finanz-Strategie der Besitzenden, wodurch diese infolge 
bloßen Geldbesitzes allein ohne eigene Leistung mehr und mehr Geld erhielten, das die 
Geld-Besitzloseren stetig für diese Finanz-Egel erarbeiten mußten. Dies war so die 
eigentliche Ursache für den ständig beklagten Umverteilungsprozeß "von unten nach oben", 
mit der Folge, daß die Reichen immer reicher und die Armen immer verschuldeter und ärmer 
wurden. Diese jährlichen Zinsen und die hieraus automatisch resultierende analoge 
Verschuldung waren der Grund einerseits für die jährliche Inflationsrate, also der stetig 
fortschreitenden Geldentwertung, wie andererseits die Wirtschaft die Erwirtschaftung dieser 
Zinslast durch ein stetig auftretendes Wirtschaftswachstum kompensieren mußte. 

Denn die auf allen Medienkanälen unisono zu hörende Forderung eines jährlichen 
Wirtschaftswachstums von etwa 2, besser 3%, das erforderlich wäre, da sonst die Wirtschaft 
zusammenbräche, ist jeder Logik widersprechender Unsinn. Wenn die Wirtschaft - wie seit 
den 60iger Jahren - den Bedarf voll abzudecken vermag, reicht logischerweise eine 
Beibehaltung dieser Produktionskapazitäten, also ein "Null-Wachstum". Eine 
Produktionsausweitung - und dies bedeutet ja ein "Wachstum" - wäre dann nur erforderlich, 
wenn sich die Bevölkerungszahl im Inland entsprechend stark erhöht oder der Export in 
einem solchen Maße ansteigt. Aber unter den bisherigen Zins-Verhältnissen war ein "Null- 
Wachstum" bereits eine Katastrophe, die zu Arbeitslosigkeit usf. führte. Dies alles wird nun 
durch das zinslose Geld gegenstandslos: keine Inflationsrate mehr, eine stabile Währung, 
mit stabilen Preisen, und ohne resultierende galoppierende Staatsverschuldung. In 
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74. Die Verfügungsstellung von Geldscheinen der FREIEN REICHSMARK ist eine 
öffentliche Dienstleistung, die gebührenpflichtig ist. Hierzu wird die FREIE REICHSMARK in 
farblich unterschiedlich gestalteten Serien herausgegeben und in unregelmäßigen 
Zeitabständen zum Umtausch aufgerufen, der binnen Monatsfrist erfolgen muß. 

Beim Umtausch in die neue Serie wird die o. g. Gebühr in Höhe von 3% des Wertes 
erhoben. Der Umtausch erfolgt in allen öffentlichen Einrichtungen des öffentlichen 
Geldverkehrs, wie Banken, Sparkassen und Postämtern. Nach Monatsablauf werden nicht 
umgetauschte Geldscheine ungültig. 


75. Für Kontoguthaben des Giroverkehrs, die also jederzeit frei verfügbar und dadurch für 
den Wirtschaftskreislauf blockiert sind, wird eine monatliche Umlaufsicherungsgebühr von 
1,5% erhoben. Dies gilt nicht für Festgeld-Konten. 


76. Das Steuer- und Abgabensystem ist so zu vereinfachen, daß jeder Reichsbürger/Betrieb 
Steuererklärungen selbst auszufertigen vermag. Der Beruf des Steuerberaters entfällt. In 
Bedarfsfällen können die kommunalen Rechtsbüros (siehe Pkt. xxx) in Anspruch genommen 
werden. 


77. Der staatliche Steuer- und Abgabensatz beträgt grundsätzlich 10% des persönlichen 
Einkommens sowie des kalkulierten Betriebspreises von Leistungen und gefertigten 
Erzeugnissen. 


Eigentum an Grund und Boden 

78. Grund und Boden wird gegen einen Pachtzins an Nutzer in Erbpacht vergeben und in 
seiner maximal-territorialen Größenordnung begrenzt. Näheres regelt ein Gesetz. Verkauf 
und Verpachtung sowie Nutzungsvertrtäge durch den Nutzer mit Dritten sind 
ausgeschlossen. 


79. Bisherige Eigentümer treten mit dem Eigentumswechsel automatisch in die Erbpacht ein, 
begrenzt durch eine maximale Größenordnung, und sind auf Weiteres vom Pachtzins befreit. 


80. Bei Nutzerwechsel im Rahmen der Erbpacht setzt jedoch die Gebührenpflichtigkeit ein, 
sofern ein Zeitraum von 12 Jahren inzwischen überschritten ist. Sonst bleibt die 
Gebührenfreiheit dennoch erhalten, bis der 12-Jahreszeitraum erreicht ist. 

Die Gebührenfreiheit für den ersten Nutzer nach Eigentumsübergang wird auf max. 20 Jahre 
begrenzt. 


Außenhandel, Betriebe, Unternehmertum, Arbeitszeit 

81. Deutsche Betriebe haben ihre Betriebsstätten im Reichsgebiet anzusiedeln, auf 
Zweigbetriebe, außer Kontakt- und Informationsbüros, ist im Ausland zu verzichten und 
bedarf als Ausnahmefall einer reichsbehördliichen Genehmigung. Auslandsfilialen 
unterliegen ebenfalls einer zusätzlichen, speziellen Steuerpflicht für das Reichgebiet. 
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Verbindung mit der Ausländerbereinigung steht damit soviel Geld zur Verfügung, daß 
großzügigste Familien- und Bildungsförderung, großzügige Pensionen (Renten) in 
Gehaltshöhe udgl. möglich sind. °° 

Kredite werden von den Banken also zinslos gewährt, wobei lediglich eine 
Bankbearbeitungsmarge anfällt, um die Betriebskosten abzudecken. 


Zu 74. Während bisher die Zinsen winkten droht nun eine Geld-Benutzungsgebühr. Dies 
mag auf den ersten Blick als eine Verteuerung und großer Nachteil erscheinen, das 
Gegenteil ist jedoch der Fall: Wohnungsbau mit etwa 70% Kreditanteil wird beträchtlich 
billiger, wenigstens um 50%!, mit entsprechend niedrigeren Mieten und alle Dinge des 
täglichen Bedarfs dürften sich ebenfalls um fast ein Drittel verbilligen! Und - Ihr Geld behält 
seinen Wert wie insbesondere Ihre Ersparnisse. 

Diese Maßnahme ist notwendig, um den abgeschafften Zins zu kompensieren und das Geld 
auf diese Weise in Umlauf zu halten. So werden die Geldscheine nicht mehr gehortet und 
dem Wirtschaftskreislauf entzogen, da jeder bestrebt ist, nicht von einer plötzlichen 
Umtauschaktion mit etwa 3% Wertverlust überrascht zu werden. 

Übrigens - das ist keineswegs ein unerprobtes Experiment! Im Mittelalter gab es die 
zinslosen Brakteaten. Wohlstand breitete sich aus und Geldmittel waren so reichlich 
verfügbar, die aus dieser Zeit herrührenden großen Kathedralen entstehen zu lassen. 

Dann kam die Umstellung auf das Zinssystem. Schlagartig stoppte der Kirchenbau und viele 
Bauwerke blieben unvollendet. In neuerer Zeit: zur Zeit der großen Weltwirtschaftskrise 
entschloß sich u. a. die Gemeinde Wörgl ein solch zinsloses Notgeld auszugeben, das durch 
Gebührenmarken monatlich im Wert erhalten bleiben mußte. Trotz allgemeinen Niedergangs 
blühte die Region auf und bis aus Amerika kamen Delegationen, dieses erstaunliche 
Geschehen zu studieren. Bis der Staat einschritt, die Druckplatten einzog und dieses 
Notgeld verbot. Auf dem abgebildeten Notgeldschein ist das rechts befindliche Gebührenfeld 
gut zu erkennen, in dem durch monatliche Gebührenmarken die weitere Gültigkeit aufrecht 
erhalten werden mußte. 


Zu 77. Ausgehend von der Weimarer Verfassung gilt eine generelle Abgabe von 10%. Diese 
kann bei besonders niedrigen Einkommen oder größerer familiär-materieller Belastung 
vermindert oder gar aufgehoben werden. Ebenso ist denkbar, im Ausland erzielte Gewinne 
(aufgrund Ausnahmegenehmigungen gemäß Pkt. 81) mit einer höheren Abgabe, wie z. B. 
25% zu belegen. 


Zu 78.-80. Grund und Boden müssen gemeinschaftliches Eigentum des Volkes sein und von 
den kommunalen Ebenen verwaltet werden. Diese grundsätzliche Veränderung sichert den 
Kommunen eine stetige steuerliche Einnahmequelle und ist bei der Einführung eines 
zinslosen Geldsystems als gleichzeitige Maßnahme unverzichtbar, da sonst das Kapital 
dann in den Grundbesitz abwandern und diesen zur Spekulationsmasse entarten lassen 
würde. 


Zu 81. Durch diese Regelung soll sichergestellt werden, daß die Produktion deutscher 
Erzeugnisse auch tatsächlich in Deutschland erfolgt und zur inländischen Vollbeschäftigung 


% Eine grundlegende Darstellung dieser Thematik mit Graphiken udgl. finden Sie in Buch Il des Autors. 
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82. Für Beschäftigte werden von den Betrieben keine Steuern/Abgaben mehr erhoben, die 
Steuerpflicht bezieht sich auf die kalkulierten Betriebspreise der ausgelieferten 
Produkte/Dienstleistungen, um mit Bezug auf die Produktion trotz fortschreitender 
Automatisierung die Finanzierung der zentral zu leistenden Bürgerpension und des 
Gesundheitssystems sicherzustellen. 


83. Betriebe auf dem Gebiet des Deutschen Reiches mit ausländischer Beteiligung oder in 
vollem ausländischen Besitz werden in ausschließlich nationales Eigentum zurückgeführt. 


Einkommen und Bürgerpensionen (ehemals Renten) 

84. Von jedem deutschen Bürger wird erwartet, daß er mit seinem Arbeitsvermögen, unter 
Verwirklichung seiner persönlichen Veranlagung, nach besten Kräften seinen ihm möglichen 
Anteil zur Entwicklung und zum Wohlstand des deutschen Volkes beiträgt, und jeder seine 
persönlichen Möglichkeiten hierfür voll ausschöpft. 


85. Da jeder Bürger seine volle Leistungsfähigkeit einzubringen hat, kann eine 
Differenzierung des daraus resultierenden Einkommens, wie zur Entgeltung besonderer 
Verantwortung, nur in engeren Grenzen, wie z. B. bis zum Fünffachen zu erfolgen. 
Phantasiegagen für Schauspieler etc. sind hierdurch hinfällig. 
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beiträgt. Ausnahmslos hat sich jedoch der Betriebssitz im Reichsgebiet zu befinden. Die 
Steuerpflichtigkeit auch von Auslands-Betriebsstätten soll einer solcherartigen Umgehung 
der inländischen Steuerpflicht ökonomisch entgegenwirken und das Steueraufkommen 
sichern. 


Zu 82. Diese Regelung beinhaltet eine gleichfalls überfällige Veränderung grundsätzlicher 
Art. Durch die fortschreitende Mechanisierung und Automatisierung der 
Produktionsprozesse werden immer weniger \Werktätige benötigt, um die erforderliche 
Menge an Gütern herzustellen. Im Extremfall würde in einer sich auf das ganze Land 
erstreckenden vollautomatisierten Produktion kaum jemand mehr zu arbeiten haben - wie 
sollte beim bisherigen System dann noch Geld als Kaufkraft unter die Leute und wer dann 
die Abgaben für die Renten aufbringen? 

Bereits jetzt stand man ratlos vor der Prognose, daß bald ein Werktätiger würde zwei 
Rentner zu ernähren haben. Deshalb war es zwingend notwendig, das Abgabensystem nicht 
mehr auf die Beschäftigten eines Betriebes, sondern zusätzlich auf die mit immer weniger 
Arbeitskräften erzeugte Produktion auszurichten, die ja als Bemessungsgrundlage im 
Gegensatz zum zurückgehenden Arbeitskräfteeinsatz etwa gleich bleibend ist. Durch die 
fehlende Zinsbelastung werden die real auftretenden Preise dennoch beträchtlicher niedriger 
als zu bisherigen Zeiten sein. Nun sind die zentral zu zahlenden Pensionen (Renten) in 
vollem Umfange abgesichert. 

Durch den fortschreitenden Zusammenbruch des staatlichen Finanzsystems sah sich die 
damalige Bundesrepublik gezwungen, statt dessen die Renten zu kürzen - durch Abbau des 
Rentenniveaus und zusätzliche finanzielle Belastungen. 

Dies sollte durch eine angebliche "Private Vorsorge" kompensiert werden. Diese "Private 
Vorsorge" war nichts anderes, als daß sich der Staat begann aus seiner staatlichen 
Rentenpflicht herauszumogeln. Zudem gab er diese "Private Vorsorge" noch in die Hände 
privater Versicherungsunternehmen, die diese zusätzliche Belastung des Volkes auch noch 
für ihr Gewinnstreben ausnutzten. Da dies eine sog. kapitalgedeckte Einkommensquelle sein 
sollte, war sie von allen Schwankungen des Börsenwertes abhängig, hierdurch mit 
grundsätzlichen Risiken belastet und konnte in keiner Weise der Sicherheit einer staatlichen 
Rentenpflicht entsprechen. 

Alle diese Probleme sind durch die nunmehrige Produktionsbezogenheit bei Fehlen jeglicher 
Zinsbelastungseinflüsse völlig beseitigt. 


Zu 83. Auch das ist unverzichtbar, um wieder wirtschaftlicher Herr im eigenen Hause zu 
sein. So wurde kürzlich ein Betrieb hier in der Eifel geschlossen und die Mitarbeiter auf die 
Straße gesetzt, obwohl der Betrieb schwarze Zahlen schrieb und völlig ungefährdet war - als 
aufgekaufter Zweigbetrieb eines USA-Unternehmens, das beschlossen hatte, die deutsche 
Betriebsstätte stillzulegen. 


Zu 84.-85. Hierbei wird unter dem Gesichtspunkt einer Volksgemeinschaft davon 
ausgegangen, daß jeder Reichsbürger und Reichsangehörige die grundlegende Pflicht hat, 
während seines Arbeitslebens sich voll einzusetzen. Diese Möglichkeiten werden je nach 
Veranlagung unterschiedlich sein. So hat jeder Deutsche grundsätzlich das gleiche Anrecht 
auf eine finanzielle Vergütung. Der Bürger verkauft also nicht wie bisher seine Arbeitskraft, 
sondern kommt seiner nationalen Arbeitspflicht nach. 
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86. Die Gleichheit aller Bürger vor dem Gesetz bedingt ebenfalls eine Gleichheit aller 
Deutschen in ihrer Altersversorgung in Form einer gesetzlichen Bürgerpension. Diese wird 
aus dem Staatshaushalt gewährt. Durch den Fortfall des Zinssystem und dem Fehlen 
jeglicher Belastung aus Verschuldung ist diese in der Höhe eines mittleren Einkommens 
anzusetzen. 


87. Die Gewährung der gesetzlichen Bürgerpension in voller Höhe ist daran gebunden, 
zumindest 2 Kinder für den Fortbestand des Deutschen Volkes in die Welt gesetzt und 
aufgezogen zu haben. Bei Abweichung von dieser Voraussetzung wie auch ungenügender 
Bereitstellung der eigenen Arbeitsleistung erfolgen entsprechende %uale Kürzungen, bis zur 
Höhe einer existenzsichernden Mindestpension. Näheres regelt ein Gesetz. 
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Allerdings wird man einen hierbei erhöhten persönlichen Einsatz zeitlicher Art oder in 
höherer Verantwortungsebene berücksichtigen müssen, jedoch in normalen Relationen, und 
nicht etwa mit skandalösen zigmillionenfachen Abfindungen, die ein normaler 
Arbeiter/Angestellter während seines gesamten Lebens nicht verdienen könnte. 


Zu 86.-87. Es hat absolut nichts mit Gleichmacherei zu tun, für alle Bürger eine gleichartige 
Bürgerpension vorzugeben, vorausgesetzt, sie haben ihren vollen Beitrag für die 
Volksgemeinschaft geleistet. Und diese Pension wird ja durch die reichlich verfügbaren 
Mittel die Höhe eines mittleren Einkommen betragen, also eine Einkunft sein, wie sie aus der 
Zeit der Arbeitstätigkeit gewohnt ist. Schutz und Förderung der Familie müssen aber hier 
eine grundlegende Berücksichtigung finden. Der persönliche Beitrag zum Wohle des Volkes 
muß auch das In-die-Welt-setzen und das Aufziehen von wenigstens 2 Kindern umfassen, 
die die Pensionsversorgung weiterer Generationen sichern. Ohne diese Leistung kann nur 
eine Pension zur Existenzabsicherung gewährt werden. Biologische Unfruchtbarkeit dürfte 
durch moderne medizinische Techniken kein familiäres Problem sein. So das im speziellen 
Fall dennoch nicht zu realisieren ist, wäre das bestätigende Gutachten einer 
Ärztekommission notwendig. 

Wir leben im Zeitalter der Automatisierung, in der die lebendige Arbeit von Menschen immer 
mehr von roboterartigen Maschinen übernommen wird. Aus dieser Sicht ist es in keiner 
Weise so, daß immer weniger arbeitende Menschen immer mehr Bürger im Ruhestand 
unterhalten müßten - statt dieser fehlenden Menschen im Arbeitsprozeß sind doch 
nun Maschinen getreten! Auch ist es ja nicht so, daß keine Menschen mehr zum Arbeiten 
zur Verfügung stünden - wir haben doch wenigstens 4 Millionen Arbeitslose allein in 
Deutschland, die gern durch ein Arbeitsverhältnis ihren Anteil zum Unterhalt des 
vermeintlichen Überhanges an Ruheständlern leisten würden und es nicht dürfen! 

Treiben wir dies durch folgende Überlegung auf die Spitze: nehmen wir an, die gesamte 
gesellschaftliche Arbeit würde durch Roboter verrichtet und so alle Bedürfnisse gestillt - 
dann wäre niemand mehr in Arbeit und kein einziger Mensch würde die Ruhestandsbezüge 
erwirtschaften? Welch ein Unsinn unserer heutigen Diskussion! Das sind doch eindeutige 
Beweise dafür, daß es nicht an der höheren Lebenserwartung liegt, daß man glaubt, nicht 
genügend Geld für unsere Pensionäre verfügbar zu haben, nein es liegt eindeutig an dem 
derzeitigen gesellschaftlichen Ordnungssystem! 

Die Elektronik macht es problemlos möglich, ein statistisches Durchschnittseinkommen zu 
ermitteln, das dann dem Pensionär in voller Höhe zur Verfügung steht, also ohne jede 
bisherige Verminderung, denn das würde sonst bereits wieder eine Diskriminierung 
gegenüber den anderen Bürgern bedeuten. Das hieße aber weiter, es würde keine 
wesentlich differierenden Pensionshöhen mehr geben. 

Unter sozialer, humanistischer Gerechtigkeit verstehe ich, daß jeder Bürger seinen 
ihm zustehenden Anteil am Sozialprodukt erhält, ganz gleich ob er sich noch im 
Arbeits- oder im Pensionsalter befindet! 

Stets ausgehend von dem Grundsatz, daß jeder in seinen Arbeitsjahren das inm Mögliche 
gegeben hat, sind spätere, unterschiedliche Pensionshöhen sachlich nicht mehr 
gerechtfertigt. 

Von dieser Regel wäre nur dann abzuweichen, wenn einem Bürger ein zuvoriger 
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Recht und Rechtswesen 

88. Die Rechtsnormen (Reichs-Zivilgesetzbuch, Reichs-Strafrecht Reichs-Prozeßordnung,) 
sind so zu formulieren, daß sie für den Bürger verständlich sind und keiner Auslegung durch 
Anwälte bedürfen. Vor den Gerichten besteht kein Anwaltszwang. 


89. Für die Beratung in Rechtsproblemen werden kommunale Rechtsbüros eingerichtet, die 
kostenfrei zu konsultieren sind. 


90. Einfachere Streitfälle des Zivilrechtes sind über die Schiedskommissionen zu behandeln 
und entscheiden. 


91. Klageantrag bei einem Gericht bedarf einer vorherigen Vorklärung bei einem der 
kommunalen Rechtsbüros, dessen Stellungnahme beizufügen ist. Wird in dieser die 
Aussicht auf Erfolg negativ beurteilt, kann die Klage vom Gericht abgewiesen werden. 


92. Es ist grundsätzlich nur eine Berufungsinstanz gegeben. 


93. Darüber hinaus kann das Reichsgericht in Form eines Rechtsaufsichtsantrages 
angerufen werden, im Rahmen seiner Aufsichtspflicht einer einheitlichen Rechtsanwendung 
das Urteil zu überprüfen, ggf. zu kassieren und den Streitfall ggf. an die Berufungsinstanz 
zurückzuverweisen. Antragstellung bedarf einer nachzuweisenden Fürsprache des 
zuständigen Rechtsbüros. 


94. Alle im Zeitbereich der BRD und DDR ergangenen politischen Urteile sind aufgehoben, 
mit Leistung von Schadensersatz. Ebenfalls werden alle Verurteilungen des Nürnberger 
Militärtribunals einschließlich Folgeprozessen für nichtig erklärt, wegen Rechtsbeugung und 
entscheidender Verfahrensmängel. 


95. Handlungen gegen die Erhaltung und das Wohl des Deutschen Volkes, die durch in 
Verantwortung stehende Politiker oder sonstige Personen begangen werden, sind strafbar 
und unterliegen ab sofort der Gerichtsbarkeit. Für vorsätzlich oder fahrlässig herbeigeführte 
Schäden ist materieller Schadensersatz zu leisten. Die Rechtsnormen sind entsprechend zu 
ergänzen. 


Ehe und Familie 
96. Für den Zeitraum des Aufziehens von Kindern wird der Mutter bis zum Erreichen der 
Schulpflicht eine Bürgerpension in voller Höhe gewährt. 


97. Bis zur wirtschaftlichen Selbständigkeit der Kinder wird ein Kindergeld einer Höhe 
gestattet, das die entstehenden Mehrkosten voll kompensiert. 
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fortgesetzter und ernsthafter Arbeitsschlendrian nachzuweisen ist und er seiner Arbeitspflicht 
nicht nachkam, um so seinen Beitrag zum Wohle der Allgemeinheit zu leisten. 

Zum anderen wird man berücksichtigen müssen, ob der Bürger vielleicht kinderlos bleiben 
wollte und so seinem Beitrag auswich, im Rahmen des Generationenvertrages über eine 
Nachkommenschaft seine Pension abzusichern. In solchen Fällen würde deshalb gegenüber 
kinderlosen Personen ein deutlich verringerter Pensionssatz anzuwenden sein, der aber in 
jedem Falle ein Existenzminimum noch deutlich überschreitet. Es ja nicht so, daß Arbeit 
unbedingt als eine Belastung empfunden wird. Viele möchten auch in fortgeschrittenerem 
Alter noch arbeiten, um weiterhin in einer sinnvollen Tätigkeit eingebunden zu sein und sich 
nicht zu Hause sitzend auf ihr eigenes Ableben wartend empfinden. Man wird zwar ein 
Mindestalter für den Pensionseintritt festzusetzen haben, aber jeder kann darüber hinaus 
tätig bleiben. Da die Pensionshöhe einem mittleren Einkommen entspricht, kann diese bei 
zusätzlicher Arbeitsleistung für diesen Zeitraum stimulierend erhöht werden. 


Zu 838. Auch hier bestand dringender Handlungsbedarf. Bestimmte Berufsgruppen, wie auch 
die Rechtsanwälte, neigen dazu, eine eigene Berufsfachsprache zu entwickeln, die dem 
normalen Bürger unverständlich bleibend ihre Unentbehrlichkeit gewährleistet. Dies findet so 
ein Ende. 


Zu 89.-91. In Veränderung dieser Rechtsstrukturen nehmen nunmehr zu bildende 
Rechtsbüros die Aufgaben war, die bisher privat in Anspruch zu nehmende Rechtsanwälte 
innehatten. Für diese Büros besteht beim Bürger nun Konsultationszwang, um eine 
explodierende Belastung der Gerichte durch die gegebene Kostenfreiheit zu verhindern. 


Zu 92.-93. Auch diese Regelung war überfällig. Es ist ein Unding, einen Rechtsstreit über 
Jahre hinweg durch aufeinanderfolgende Instanzen führen zu müssen, ehe eine endgültige 
Entscheidung vorliegt - eine Berufungsinstanz und mehr nicht, dafür aber einen wirksamen 
Ausbau der zentralen Rechtsaufsicht, die über eine qualitativ einwandfreie und einheitliche 
Rechtssprechung wacht und hiervon abweichende Urteile kassiert und die Verfahren 
zurückverweist. 


Zu 94. Diese politischen Urteile standen insbesondere im Widerspruch zum Recht auf Freie 
Meinungsäußerung und dem unsinnigen Tatbestand angeblicher Volksverhetzung oder 
"Offenkundigkeit". Rechtsbeugung des Nürnberger Militärtribunals war durch Verletzung des 
allgemeinen Rechtsgrundsatzes "Nulla poena sine lege" zweifelsfrei gegeben - was heißt 
"Keine Strafe ohne Gesetz". In Nürnberg wurden jedoch neue angebliche Rechtsnormen 
geschaffen und dann rückwirkend angewandt. 


Zu 96.-97. Die Förderung und grundsätzliche Aufwertung von Ehe und Familie ist 
existenzwesentlich für den Fortbestand des deutschen Volkes. Sie muß deshalb eines der 
zentralen Prinzipien künftiger Reichspolitik sein. Die vorstehenden Maßnahmen haben das 
Ziel, die Stellung von Ehe, Familie und vor allem Kindern grundsätzlich zu verändern und 
von der Peripherie nun in das Zentrum der Gesellschaft zu rücken. 
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98. Im BRD-Zeitraum gewährte sog. "Homoehen" als Zeichen sexueller Abnormität und 
Verstoß gegen die guten Sitten sind annulliert und alle Aufzeichnungen in den 
Standesämtern zu entfernen. 


Verkehrs- und Postwesen 

99. Öffentliche Verkehrsmittel und die Postdienstleistungen, langzeitig aus Steuermitteln der 
Bürger aufgebaut und entwickelt, sind allgemeinnützigen Charakters und unrechtmäßig 
privatisiert worden. Sie werden deshalb in die Hände von Staat und Kommunen ohne jede 
finanzielle Kompensation zurückgeführt. Ein Beamtenstatus wird nicht gewährt. 


100. Die durch die gewinnausgerichtete Betreibung erfolgte Schließung von Strecken, 
Bahnhöfen und einer Vielzahl von Poststellen wird aufgehoben und auf den Stand vor 
erfolgter Privatisierung zurückkorrigiert. Abweichungen hiervon bedürfen einer staatlichen 
Ausnahmegenehmigung. 


101. Die gesamten öffentlichen Verkehrsmittel im Reichsgebiet, einschließlich 
Inlandsflugverkehr, werden von den deutschen Bürgern unentgeltlich benutzt, ihre 
Bezahlung gilt als im Rahmen des Steuern- und Abgabensystems geleistet. Von Ausländern 
wird in sonst üblicher Weise ein Benutzungsentgelt erhoben. 


102. Der Verkehr auf der Basis bisheriger Flugzeugtechnik wird eingestellt und erfolgt künftig 
durch gravitative Flugscheiben. Ausnahmen bilden kleine Privatmaschinen - Näheres regelt 
ein Gesetz. 
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Zu 98. "Homoehen" und "gleichgeschlechtliche Partnerschaften" waren Zeichen des 
moralischen Abstiegs und der Diskriminierung wahrer Ehe und Familie. Wenn jemand 
sexuell abnorm veranlagt ist, kann kein Recht darauf bestehen, dies nun auch noch 
gesellschaftlich zu normalisieren und damit die Ehe als Grundlage des Volkes und Staates 
zu untergraben. Diese Zugeständnisse falscher angeblicher Liberalität führten dazu, daß 
diese gesellschaftlichen Abnormitäten begann, das Öffentliche Leben als gleichberechtigte 
Normalität zu durchsetzen. So initiierten offensichtlich schwul-lesbisch orientierte Grüne, 
Homosexualität in einem der Bundesländer in die Lehrpläne von Schulen aufnehmen zu 
wollen, und das sogar fächerübergreifend, also daß so bereits die Jugendlichen krankhaft 
desorientiert werden sollten. Und der homosexuelle Oberbürgermeister von Berlin warb auf 
der 2003-Touristikmesse für die bundesdeutsche Hauptstadt Berlin als offenes Zentrum für 
Schwule und Lesben in aller Welt! Das Abnorme wurde in der der BRD zur Normalität 
erhoben! Dies eklatante gesellschaftliche Fehlentwicklung mußte deshalb nun strikt behoben 
werden. 


Zu 99.-100. Diese Privatisierung erfolgte insbesondere aufgrund zentraler EU-Richtlinien, 
ohne Rücksicht darauf, daß die staatliche Aufgabe einer Schaffung und Erhaltung einer 
solcherartigen flächendeckenden Infrastruktur zum Wohle der Bürger nun durch das 
platzgreifende Prinzip der Gewinnmaximierung - nun zum Wohle des Kapitals - abgelöst 
wurde. Die Folge war eine Zerstörung dieser langjährig entwickelten Infrastruktur mit der 
Stillegung "unrentabler" Eisenbahnstrecken und massenweisen Schließung von Poststellen 
und dem Abhängen von Briefkästen. Dies alles ist als eklatante Fehlentwicklung 
zurückzukorrigieren. 


Zu 101. Diese Neuregelung ist eine Folge der nunmehrigen Schulden- und Zinsfreiheit, 
wodurch ausreichende finanzielle Mittel zur Verfügung stehen, um eine solche Kostenfreiheit 
festlegen zu können. Hierdurch wird auch der Bahnverkehr zu Lasten der privaten PKW- und 
LKW-Benutzung gestärkt, durch die nun gegebene gegensätzliche Kostensituation. Dadurch 
werden auch die angeblich unrentablen Bahnstrecken [Anm. des K.: Text fehlt]. 


Zu 102. Wie bereits dargestellt, wird durch die generelle Dezentralisierung der Verkehr auf 
ein gesundes Maß von selbst zurückgehen. Der Explosionsmotor wird nun dem mit einem 
Konverter kombinierten Elektromotor weichen und die Natur kann spürbar aufatmen. Und mit 
diesem gleichen Prinzip können wir den Bau aller Verkehrsmittel revolutionieren. 

Doch dies wird nur für eine Übergangsphase gelten. So ist abzusehen, daß es nachfolgend 
keine Autos im herkömmlichen Sinne mehr geben dürfte, und sich auch hier die neue 
Transporttechnik mittels Flugscheiben durchsetzt. Hierdurch würde die in Bau und 
Instandsetzung aufwendigen Verkehrsstraßen überflüssig - die Bürger würden ihr 
persönliches "UFO" haben. 

Diese neuen Fahrzeuge werden sich über dem Boden schwebend fortzubewegen, wodurch 
kein betoniertes Straßennetz mehr notwendig ist, da wir keine Fahrbahn im bisherigen Sinne 
mehr benötigen, sondern lediglich ein Leitpfadsystem, harmonisch in die Landschaft 
einbezogen und durch elektronische Leiteinrichtungen markiert, ansonsten nur noch 
befestigte Gehwege und kleine Landestellen. 
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Schutz der Deutschen Sprache 

103. Die Deutsche Sprache wird hiermit für das Reichsgebiet unter gesetzlichen Schutz 
gestellt. Die Verwendung von Anglismen ist auf Ausnahmen zu beschränken und ggf. in 
einem Rechtsstreit als unumgänglich nachzuweisen. Näheres regelt ein Gesetz. 


104. Die bundesdeutsch verhängte "Rechtsschreibreform" ist annulliert und nicht mehr 
anzuwenden. Neuauflagen von Schriftwerken sind auf den zuvorigen Stand der 
Rechtsschreibung zu korrigieren. 


Freiheit und Wahrhaftigkeit der Information 

105. Die Verbreitung von Falschinformationen ist strafbar. Im Konfliktfall muß nachgewiesen 
werden, daß dies trotz gebotener Sorgfaltspflicht unwissentlich erfolgte. Dies gilt auch für 
den politischen und militärischen Bereich. 


106. Dieser Tatbestand ist auch gegeben, wenn wahre Informationen mit 
Falschdarstellungen vermischt oder wahre Informationen nur teilweise und so 
wiedergegeben werden, daß ein verfälschter Eindruck entstehen muß. Näheres regelt ein 
Gesetz. 


107. Die Reichsregierung wird daraufhin wirken, daß die Verbreitung bewußter 
Falschinformationen und/oder unberechtigte Verunglimpfung eines Volkes/Staates wie auch 
eine regierungsseitige Anzettelung bzw. Durchführung von Terrorhandlungen unter 
Beschuldigung eines hieran unschuldigen Dritten zur verdeckten Vorbereitung einer 
Kriegshandlung als Tatbestand eines Kriegsverbrechens in das Völkerrecht aufgenommen 
wird und entsprechend zu ahnden ist. Unabhängig hiervon findet dies direkten Eingang in 
das Strafrecht als reichsdeutsche Rechtsnorm. 


Gesundheit und Medizin 

108. Im Vordergrund von Diagnose und Therapie steht der ganzheitliche 
Behandlungscharakter. Alliopathisch-pharmazeutische Medikamente sind weitgehend durch 
Naturheilprodukte und die Anwendung alternativer Heilmethoden zu ersetzen. 


109. Die Benutzung der bisherigen gepulsten Mobilfunktechnik wird ab sofort untersagt und 
alle Sendeanlagen sind durch die Betreiber stillzulegen. Diese drahtlose Kommunikation ist 
auf neue, bioneutrale Technik umzustellen. 
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Zu 103. Auch diese Regelung war dringend notwendig. Die Anglifizierung war ein weiterer 
Versuch, durch Aufweichung der deutschen Sprache unsere kulturelle Identität auszuhöhlen 
und zu zerstören. 


Zu 104. Die aufoktruierte "Rechtschreibreform" hatte keinerlei substanzielle Berechtigung. 
Infolge bewußtem Ignorierens durch kulturbewußte Schriftsteller und Medien wurde so ein 
Rechtschreibchaos verursacht, das nun wieder beseitigt wird. 


Zu 105.-106. Eben in den zurückliegenden Jahrzehnten hatte die Verbreitung von 
Falschinformationen zum Zwecke der Manipulation der eigenen Bürger wie ganzer Völker 
oder der gesamten internationalen Öffentlichkeit in solchem Maße zugenommen, daß kaum 
noch einer Medienmeldung vertraut werden konnte. Dieses Verbreiten von 
Falschinformationen wird hierdurch unter Strafe gestellt. 


Zu 107. Diese Regelung ist von ausschlaggebender Bedeutung, um künftige Kriege 
abzuwenden und ein friedliches Zusammenleben der Völker zu sichern. In fast 
ununterbrochener Folge wurden die jeweiligen Kriegsgründe von der kriegswütigen 
Regierung selbst geschaffen, um so die von Natur aus friedliche Volksstimmung für einen 
Kriegseintritt anzuheizen. Letzte Beispiele: die Geschehnisse des 11.9. in den USA um nun 
beliebig internationale Kriegshandlungen als gegen einen angeblichen internationalen 
Terrorismus gerichtet durchführen zu können, oder die Falschinformationen über innerhalb 
von 40 min einsatzbereiter Massenvernichtungswaffen des Iraks, um einen Überfall auf 
dieses Land zu rechtfertigen zu versuchen. 


Zu 108-110. Der menschliche Körper - ein sich unübertrefflich selbstregelnder Mechanismus 
- wurde von der Schulmedizin als eine mehr oder weniger hilfloses biologisches Konstrukt 
angesehen, das von unterschiedlichsten Krankheiten angefallen wird, die man 
medikamentös bekämpfen muß. Dabei blieb eine ganzheitliche Analyse und Therapie des 
Geschehens außer acht gelassen und war nur wenigen alternativen Medizinern und 
Heilpraktikern vorbehalten. So starben Krebspatienten schließlich weniger am Krebs, 
sondern an der nachfolgend verordneten Chemotherapie. Hier hat ein grundsätzlicher 
Wechsel zu erfolgen, unter Ausklammerung jeglicher vordergründiger materieller Interessen 
der Pharmaindustrie. 

Gesundheit und Medizin mußte man bisher wahrlich als eine Hure des Kommerzes und der 
Politik bezeichnen. Dieser Vorwurf richtete sich vor allem gegen die Verstrahlung unserer 
Umwelt mit elektromagnetischen Wellen. Welcher Mißbrauch hier getrieben wurde, war an 
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110. Neue Techniken, wie im Bereich der drahtlosen Kommunikation und Energie, dürfen 
erst eingesetzt werden, wenn ihre Schadlosigkeit zweifelsfrei erwiesen ist. In Umkehr der 
Beweislast liegt die Verpflichtung zur Beweisführung beim kommerziellen Betreiber. 


111. Zur strikten Unterbindung von Drogenhandel und Kindesmißbrauch wird bei sonst 
geltendem Verbot bei diesen Straftatsbeständen die Todesstrafe verhängt. 
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den Opfern im Bereich der militärischen Radartechnik erstmal öffentlichkeitswirksam 
geworden. Dann aber auch für die Bevölkerung selbst durch das um sich greifende 
Handyunwesen. Personen, die sich in Nähe einer solchen Anlage aufhielten, erlitten so 
ernsthafte Gesundheitsprobleme, daß sie entweder Gesundheitsschäden hinnehmen oder 
sich zu einem Wohnungswechsel durchringen mußten. Diese auf Dauer unhaltbare Situation 
war darin begründet, daß man einerseits nur von Grenzwerten thermischer Effekte ausging, 
die erst bei höheren Dosen auftreten, jedoch unter völliger Außerachtlassung der 
allgemeinen elektromagnetischen Wirkungen auf die Körpersteuerungsprozesse. Weiterhin 
betrachtete man diese Strahlenbelastung für sich allein und isoliert, während im täglichen 
Leben die Menschen ja einem undefinierbarem Mix verschiedenster Welleneinflüsse 
ausgesetzt sind, die sich oft nicht nur addieren sondern sogar potenzieren können. 
Spätestens als die ersten Bürgerinitiativen sich zu wehren begannen, hätte die Politik 
einschreiten und diese Entwicklung ohne jeden Vorbehalt klären und beenden müssen. Statt 
dessen kämpfte man auf Bundesebene um so unsinnige Dinge, wie das Dosenpfand. So 
hatten die Bürger jeder Gemeinde für sich den Kampf gegen die Errichtung von 
Sendemasten auszufechten und wurden von der Politik völlig allein gelassen. 

Auch war bekannt, daß Handybenutzung zur Beeinflussung der nächstliegenden 
Gehirnregion führte, die in der Auslösung eines Gehirntumors enden konnte. Doch die Politik 
ließ die Industrie gewähren, man hatte ja mit dem Dosenpfand genug zu tun. Dies war ein 
wahrhaftiger Skandal, der nun rigoros beendet werden muß. 


Aber, wie Sie an den Pyramiden sehen, hat die Form von Bauwerken einen grundlegenden 
Einfluß auf die sich in ihnen einstellenden energetischen Verhältnisse. Denn die Pyramide ist 
durchaus keine energetische Ausnahmeerscheinung, wir haben davon auszugehen, daß 
jede Bauform spezifische energetische Wirkungen mit sich bringt. Und da zeichnet sich ab, 
daß stahlarmierter Beton der bisher vorherrschenden Bauweise zu einer energetischen 
Abschirmung führt, die als Folge entsprechende gesundheitliche Beeinträchtigungen 
vermuten läßt. Hier könnte eine weitere Ursache für die vielen rätselhaften 
Zivilisationserkrankungen liegen, die man sich bisher nicht zu erklären vermag. So wirft die 
bautechnisch bequeme, kastenförmige Zimmerform solche grundsätzlichen, energetischen 
Fragen auf. Ist diese Bauweise für einen Wohn- oder Arbeitsaufenthalt für uns energetisch 
und damit von der Lebensqualität her tatsächlich günstig und akzeptabel? Es wurde bereits 
die Vermutung geäußert, daß diese viereckige Bauart die energetischen Frequenzen der 
Raum-Energie in disharmonische Schwingungsmuster brechen könnte, die die menschliche 
Aura recht negativ beeinflussen. Dieser Frage sollte deshalb unbedingt eingehend 
nachgegangen werden. Es wäre so denkbar, daß Siedlungen der Zukunft z. B. in 
Sechseckform angelegt werden oder gar eine runde Gestaltung besitzen. 


Zu 111. Drogenhandel und Kindesmißbrauch sind mit die schlimmsten Verbrechen, da sie 
die Persönlichkeit von Kindern und Erwachsenen zerstören. Drogenhandel läßt sich durch 
seine Internationalisierung nur durch ganz rigorose Maßnahmen ausschalten - durch die 
Todesstrafe, die auch bei erwiesenem Kindesmißbrauch anzuwenden ist, ansonsten ist die 
Anwendung der Todesstrafe ausgeschlossen. 
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C. In Grundsätze, die für den weiteren Aufbau des deutschen Staates 
angebracht erscheinen. 


Ehe und Familie 

112. Ehen werden vor dem Standesamt geschlossen und können in Vermeidung eines 
Scheidungsprozesses dort auch wieder aufgelöst werden, so gegenseitige Übereinstimmung 
in allen zu regelnden Fragen besteht. Hierzu ist dem Standesamt eine beglaubigte 
Scheidungsfolgenvereinbarung vorzulegen. 


113. Die hierzu erforderlichen Klärungen sind zuvor in einem Rechtsbüro vorzunehmen, das 
beide Partner hierin berät und die hieraus resultierende Scheidungsfolgenvereinbarung 
schriftlich fixiert. Diese ist von beiden Partnern zu unterzeichnen und vom Rechtsbüro zu 
beglaubigen. Die Inanspruchnahme ist gleichfalls kostenlos. 


Physik und Technik 

114. Das bisher allgemein angewandte und naturzerstörerische Explosionsprinzip wird 
aufgegeben und ist durch eine neue, naturkonforme Technik zu ersetzen. Hierzu ist eine 
entsprechende neue Physik zu entwickeln, bei der statt dessen insbesondere das 
Implosionsprinzip im Vordergrund steht. 


Medien 

115. Die Einhaltung der verbindlichen Grundsätze gemäß Pkt. 30, 105 und 116 wird von 
einem zu gründenden, unabhängigen Medienrat gesichert. Wegen der großen 
Öffentlichkeitswirksamkeit ist bei Zuwiderhandlungen ein Verbot journalistischer und anderer 
Medientätigkeit angedroht, entsprechend jeweiliger Beschlußfassung des Medienrates. 


116. Werbeunterbrechungen in Fernseh- und Rundfunksendungen widersprechen als 
unerbetene, persönliche Belästigung der Selbstbestimmung der Bürger und sind untersagt. 
Werbung hat ausschließlich in gesonderten Spezialsendern oder entsprechend zuvor 
ausgewiesenen langzeitigen Sendekomplexen zu erfolgen. 
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Zu 112.-113. Auch diese neue Regelung ist von großer Bedeutung. Ehen werden zumeist in 
einem früheren Lebensalter geschlossen, in dem die Entwicklung der eigenen Persönlichkeit 
noch nicht abgeschlossen sondern in einem noch besonders aktiven Stadium ist. Das kann 
zu einer Auseinanderentwicklung beider Ehepartner führen, mit divergierenden Interessen 
und Auffassungen, was durch die Ehe dann in einem dauernden Spannungsfeld verläuft. 
Der bisherige ausschließlich gerichtliche Scheidungsweg war kompliziert, belastend und 
aufwendig, wodurch viele Paare von einer Eheschließung absahen und lieber in einer 
"wilden" Gemeinschaft zusammenlebten, die sie jederzeit wieder verlassen konnten. 

Die nunmehrige Möglichkeit, Ehen auch wieder über die Standesämter auflösen zu können, 
schafft diesen bisher fehlenden Freiraum, wobei die erforderlichen beiderseitigen 
Regelungen einer Ehebeendigung nun gesetzlich fixiert sind über die Rechtsbüros dann für 
den jeweiligen Fall eine Anpassung an die speziellen Gegebenheiten erfolgt. Nur wenn dies 
nicht einverständig gangbar ist, würde noch eine gerichtliche Scheidung notwendig sein. 
Ebenso, wie eine Ehe vor einem Standesamt und nicht vor einem Gericht zustande kommt, 
muß sie sich auch wieder durch einen einfachen, gemeinsamen Gang zum Standesamt 
auflösen lassen. Dort wird lediglich die Wiederauflösung dieser zuvor dort geschlossenen 
Verbindung registriert. Wir wollen deshalb besser nicht mehr von Ehe-Scheidung sondern 
von Ehe-Auflösung sprechen. 

Dies erfordert, daß möglichst alle Bedingungen um die Auflösung einer Ehe verständlich 
gesetzlich geregelt sind, wie das z. B. bereits bisher mit der Tabelle zum Kinderunterhalt 
gegeben war. Für offene Fragen stünden die Schiedsstellen in den kommunalen Bereichen 
zur Beratung zur Verfügung. Dort können Eheauflösungs-Vereinbarungen formuliert und 
rechtskräftig abgeschlossen werden, die alle notwendigen Regelungen enthalten, wie das 
bereits jetzt durch notarielle Scheidungsfolgen-Vereinbarungen möglich ist. Der Weg einer 
rechtlichen Auseinandersetzung wird so nur noch notwendig, wenn beide Partner sich nicht 
gütlich zu einigen vermögen. Der dann erforderliche Rechtsstreit sollte ebenfalls vor der 
Schiedsstelle des kommunalen Bereichs geführt und entschieden werden und nur in 
begründeten Fällen eine Anrufung eines Gerichts erfolgen. 


Zu 114. Bereits in den 30iger Jahren des vorigen Jahrhunderts versuchte man eine neue 
Physik in Deutschland zu entwickeln, die vor allem mit Viktor Schauberger verbunden war. 
Die Natur kennt kein Naturprinzip der Zerstörung, wie es die Explosionstechnik darstellt. 
Diese Entwicklung wird nun wieder aufzugreifen sein. 


Zu 115.-116. In der heutigen Zeit haben die Medien einen gravierenden Einfluß auf 
Denkinhalte und Psyche eines Großteils der Bürger. Deshalb ist hierbei eine entsprechend 
hohe Verantwortlichkeit durchzusetzen. 

Statt selbstbeweihräuchernder Werbung sollte eine primäre Produktinformation platzgreifen. 
Sie wird nun ohnehin an Umfang und Bedeutung verlieren. Wie aufgezeigt, mußten die 
Belastungen des Zinssystems in der Wirtschaft durch ständig erfolgendes 
Wirtschaftswachstums kompensiert werden, also durch eine fortlaufend sich erhöhende 
Warenproduktion bei jedoch gleichbleibendem Marktbedarf. Das erforderte, diesen 
fehlenden Bedarf für diese stetig sich ausweitende Produktion zusätzlich, also künstlich 
schaffen zu müssen - durch eine intensive und penetrant bis in jedes Wohnzimmer 
eindringende, ungefragte Werbung. Ohne Zinssystem ist ein jährliches Wirtschaftswachstum 
nicht mehr erforderlich! 
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Bildung und Erziehung 

117. Außer allgemeinem und speziellem Wissen haben die Bildungseinrichtungen die 
Jugend zu Achtung und Wertschätzung von Natur und Umwelt zu erziehen. Dies schließt 
insbesondere die Aufklärung und die Öffnung für geistig-spirituelle Werte und eine 
humanistische Grundhaltung mit ein. 


Energie 
118. Die Energieerzeugung wird auf die Basis Konvertertechnik-Raumenergie umgestellt. 
Fossile Ressourcen, Ol, Erdgas und Kohle dienen ausschließlich als chemische Grundstoffe. 


119. Die Energieerzeugung erfolgt durch die Konvertertechnik dezentral direkt beim Bürger, 
ohne Besteuerung und so kostenlos. 


120. Alle Atom- und Windkraft-Anlagen sind als Energieerzeuger nunmehr überflüssig und 
als umweltzerstörend durch die Betreiber abzubauen. 


Gesundheit und Medizin 

121. Die medizinische Behandlung hat von einer ganzheitlichen Betrachtsweise 
auszugehen. Alternative Behandlungsmethoden sind zur bisher praktizierten Schulmedizin 
nicht nur als gleichwertig anzusehen, sondern dieser sogar vorzuziehen. 


122. Im Vordergrund der medizinischen Versorgung steht die Vorbeugung im Sinne der 
Gesunderhaltung. Tabakwaren und harte Spirituosen werden mit erhöhten 
Steueraufschlägen beaufschlagt, als Kompensationszahlung für erhöhte medizinische 
Inanspruchnahme hierdurch provozierter Gesundheitsschädigung. 

Lebensmittel dürfen nur, soweit sie nicht naturbelassen bleiben können, mit garantiert 
unschädlichen Zusatzstoffen hergestellt werden. Bei der Zulassung dieser Zusatzstoffe sind 
hohe Maßstäbe anzulegen. 

Anwendung von Gentechnik ist verboten, bis eine sichere Unbedenklichkeit noch 
nachweisbar werden sollte. 


123. Das Rauchen im Öffentlichen Leben und im Arbeitsbereich ist untersagt. Kinder in 
Raucherfamilien sind von den Eltern so zu schützen, daß sie nicht in Mitleidenschaft 
gezogen werden. Wiederholte Zuwiderhandlung kann den Entzug des Sorgerechtes 
bedeuten. 
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Zu 117. Der Schwerpunkt sollte hier auf geistig-spirituellen Werten liegen. Die bisherige 
Erziehung war praktisch ausschließlich in einer materiellen Grundhaltung angelegt, mit dem 
Ergebnis: materieller Konsum und Genuß in einer verantwortungsfreien Sex- und 
Spaßgesellschaft als Zielstellung des Lebens. Insbesondere ist ein Lehrfach "Humanistik 
und Spiritualität" aufzunehmen, in dem diese Werte vermittelt werden, mit einer Einführung 
in das allgemeine Lebensprinzip der Reinkarnation, welches nun mal als unumstößlicher 
Fakt das gesamte irdische Dasein beherrscht, gleichgültig ob es der einzelne weiß oder 
ablehnt. Allein hierdurch wird eine ganz andere Einstellung zum Leben erzielt, weil hierdurch 
der wahre Sinn unseres jetzigen Lebens bewußt gemacht wird. 


Zu 118.-120. Der Freie-Energie-Konverter ist der Schlüssel zur gesamten modernen 
Energietechnik des 3. Jahrtausends. Er ist bereits seit etwa 100 Jahren bekannt, °’ dieser 
technische Ansatz wurde jedoch ständig unterdrückt und unliebsame Forschung und 
Anwendung sogar durch Mord ausgeschaltet. Denn durch die zentrale Bereitstellung von 
Energie wurden die Völker in Abhängigkeit der Ölmultis - sprich Hochfinanz - gehalten und 
beherrscht, die zweite Machtsäule neben dem Zinseszins-Geldsystem. Beide sind nun 
beseitigt und erst jetzt wird die Menschheit frei atmen und sich in Frieden entwickeln können. 
Das bedeutet eine nun dezentrale und kostenlose Energieerzeugung, direkt beim 
Verbraucher, wodurch alle Elektroverbundnetze mit ihren Überleitungssystemen entfallen, 
Atomkraftwerke ihre allerletzte Berechtigungsgrundlage verlieren und endlich die 
Umweltverschandelung durch Windräder ein Ende findet. 

Doch damit sind die zu erwartenden Veränderungen keinesfalls erschöpft, denn vom 
Konverter bis zur Beherrschung der Schwerkraft ist es nur noch ein kleiner Schritt. Wir 
werden in kurzer Zeit z. B. in der Lage sein, Lasten durch die Aufhebung der Schwerkraft 
schwebend zu transportieren, so wie es offensichtlich damals bereits in Ägypten beim 
Pyramidenbau geschah. 


Zu 121.-123. Das bisherige Medizinsystem benötigte immer kompliziertere und immer 
teurere Apparatetechnik und ließ die alternative Medizin, die wie das Beispiel der 
Akupunktur zeigt, zu der man nur einige wenige Nadeln benötigt, weitgehend außer acht. Im 
Gegenteil, die Pharmakonzerne taten alles Denkbare, um diese ihnen konkurrierenden und 
einfacheren Methoden niederzuhalten und möglichst gar auszuschalten. So ging man gegen 
Vitaminmedikationen vor und letztlich sogar gegen Naturmittel mit Pflanzenheilstoffen. 
Insbesondere versuchte man dies durch den zentralen Erlaß von EU-Richtlinien zu 
erreichen, die dann durch die fortgeschrittene Entmündigung der Mitgliedsstaaten in 
nationales Recht umgesetzt werden mußten, ohne sich dagegen wehren zu können. 

So gibt es durchaus wirksame Methoden zur Krebsbekämpfung, aber es wird an der 
zellzerstörenden "Chemotherapie" festgehalten, die letztlich den Patienten zugrunde richtet, 


°' siehe ausführliche Darstellung in Buch | des Autors. 
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Natur- und Tierschutz 

124. Alle angewandten Technologien, die durch Verfahren oder entstehende 
Verfahrensprodukte die Natur tangieren, haben vor industrieller Nutzung den Nachweis einer 
naturfreundlichen Entsorgung zu führen. 


125. Tiere sind Geschöpfe, die Leiden und Schmerz wie der Mensch empfinden. 
Tierversuche sind nur in Ausnahmefällen anzustreben und bedürfen einer staatlichen 
Genehmigung. 


126. Tiere sind nur unter naturnahen Bedingen zu halten, Massentierhaltung ist untersagt. 


127. Tiertransporte sind auf ein Minimum zu beschränken und dürfen zu keinerlei 
Beeinträchtigung des Gesamtzustandes (wie z. B. Streß, Hunger, Durst) führen. Das 
dominierende Prinzip, Nahrungsmittel primär in der unmittelbaren Region zu verbrauchen, 
macht Tiertransporte ohnehin größtenteils überflüssig. Ansonsten ist dem Transport von 
Schlachterzeugnissen der Vorrang zu geben. 


128. Im Zeitalter der elektronischen Kommunikation verlieren Ballungsgebiete ihre bisherige 
Bedeutung und sind - soweit realisierbar - zu entflechten. Vorzugsweise Wohngebiete sind 
der außerstädtische, naturbelassene Raum mit dem Ziel, jeder Familie den Bezug eines 
Einfamilienhauses zu ermöglichen. 


Sport 
129. Werbung in Verbindung mit Sportveranstaltungen ist nicht gestattet. 


130. Sportmannschaften haben sich aus dem territorialen Umfeld zusammenzusetzen, 
deren örtliche Bezeichnung sie tragen. Der bisherige Zusammenkauf von Sportlern z. B. für 
Fußballmannschaften, wie mit Einsatz von Ausländern ist ausgeschlossen. 
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aber die Kassen der Pharmaindustrie füllt. Hier wird nun ein grundsätzlicher Wandel 
eintreten, insbesondere auch was die Vorbeugung von Erkrankungen betrifft, der wir allein 
bereits durch die Normalisierung der gesundheitsgefährdenden Umweltbedingungen (siehe 
Mobilfunk-System) einen wesentlichen Schritt näher kommen. 

Dies gilt auch für das generelle Unterbinden des Rauchens in der Öffentlichkeit. Dieses ist 
eine hygienische wie gesundheitsschädigende Belastung, wie in vielen Studien 
nachgewiesen. 


Zu 124. Diese Festlegungen sprechen für sich. Bei der kommerziell verursachten 
Naturzerstörung blieb ein wesentlicher Faktor jedoch bisher völlig unbeachtet: es geht 
keineswegs um die Klimagefährdung durch produzierte angebliche "Treibhausgase", denn 
es ist naturwissenschaftliicher \Wahnwitz, einem 0,03%igen CO2-Gehalt eine 
Klimaaufheizung zuzuschreiben, sondern vielmehr um die alarmierende Abnahme des 
Sauerstoffgehaltes, der ja für jedes atmende Lebewesen lebenswichtig ist. Hier werden die 
nun einzuleitenden Naturschutzmaßnahmen komplex anzusetzen haben. 


Zu 125./128. Tiere in Massentierhaltung; Tiertransporte quer durch Europa, bei denen z.B. 
10% der Schweine verrecken, und insbesondere Tierversuchslabors, in denen oft die den 
KZs nachgesagten Greuel sogar noch übertroffen werden, das alles muß ein Ende finden 
und ist einer menschlichen Zivilisation unwürdig. 


Zu 129. Werbung bedeutet stets eine Kommerzialisierung, die im Sportgeschehen nichts zu 
suchen hat. Auch hier sollte der Zuschauer durch die oft kanarienhafte Werbe-Einkleidung 
der Sportler mental-unterschwellig und ungewollt beeinflußt werden, bestimmte Produkte zu 
kaufen. Erforderliche finanzielle Förderungen sind nun aus den Öffentlichen Haushalten zu 
leisten, allerdings nur in dem angemessenen Rahmen eines Volkssportes. 


Zu 130. Die Gesetze zum Schutz von Herkunftsangaben fordern, daß z. B. ein Dresdener 
Stollen tatsächlich in Dresden hergestellt worden sein muß, um diese Bezeichnung zu 
tragen, da sonst eine Irreführung und Täuschung des Verbrauchers vorliegt. 

Das Gleiche ist auch für den Sport bindend. Eine regionale Sportmannschaft muß sich in 
gleicher Weise aus Mitgliedern dieses örtlichen Bereichs zusammensetzen. So ist es 
untragbar, wenn sich in der Cottbuser Fußballmannschaft kein einziger Cottbuser, ja nicht 
einmal ein Deutscher mehr befand (Stand Jahr 2003), sondern diese Mannschaft sich 
ausschließlich aus Ausländern zusammensetzte. Wie wollte man einen deutschen Sport 
beleben und garantieren, wenn man hierbei statt der eigene Landsleute vorwiegend 
Ausländer einsetzte? 
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Ill. Der Tag X - 2. Teil 


Diese Ansprache und die Grundsätze wurden in unablässiger Folge ausgestrahlt, und dem 
deutschen Text folgten diese Mitteilungen dann in Englisch, Französisch, Russisch, 
Spanisch und Arabisch, wie auch die fremdsprachige Texte per Fax den wesentlichsten 
Sendern dieser Sprachgebiete übermittelt wurden. So erfolgte auf diesem Wege eine 
weltweite Verbreitung der Information und den Bürgern in den anderen Staaten unseres 
Planeten wurde endlich bewußt, was die Massensichtungen der scheibenförmigen 
Flugkörper rund um die Erde zu bedeuten hatten. 


Durch die Ausschaltung des gesamten Atomwaffenarsenals und die Warnung, chemische 
oder biologische Kampfstoffe einzusetzen, verhielten sich fast alle Staaten ruhig, in Israel 
versuchte man dennoch eine Raketenserie gegen das deutsche Gebiet zu starten, die aber - 
wie vorgewarnt - noch während des Starts durch Laserwaffen am Boden zerstört wurde. Die 
Zerstörung direkt beim Abschuß deshalb, um möglichst nicht das unmittelbar angrenzende 
palästinensische Gebiet zu beeinträchtigen. 

Doch auch das Regime in den USA entgegnete mit einem solchen Raketenschlag, der 
jedoch - wie angekündigt - über eigenem Territorium explodierte und ein weites Gebiet 
verseuchte, mit einer beträchtlichen Zahl an zivilen Opfern. 

Das gab den letzten Anstoß für die amerikanischen Bürger, die zu einem erheblichen Teil 
durch die zu Tage getretenen Lügereien des 11.9. und die vormaligen Irak-Kriegs- 
Täuschungen mehr und mehr der eigenen Regierung mißtraut hatten, nun offen gegen die 
Regierung zu revoltieren, dem sich die Gouverneure verschiedener US-Staaten 
notgedrungen anschlossen und die Administration im Weißen Haus wurde gestürzt. 

Die neue provisorische US-Regierung distanzierte sich gegenüber Deutschland sofort von 
diesem versuchten Raketenangriff und sprach ihr Bedauern aus, und daß sie das 
Selbstbestimmungsrecht jedes anderen Staates respektieren und achten würde, 
insbesondere auch des nun neu entstandenen Deutsches Reiches, mit der ausgedrückten 
Hoffnung auf eine freundschaftliche Zusammenarbeit. Beide Staaten unterzeichneten 
nunmehr auch den vorgelegten Friedensvertrag. 

Die mit diesem Friedenvertrag verbundene Annullierung der früheren Kriegsfolgeverträge 
führte zu sofortigen Willensäußerungen Österreichs, wieder Mitglied des Deutschen Reiches 
zu werden, was ihm bisher in Mißachtung des Selbstbestimmungsrechtes verboten worden 
war. Auch die deutschsprachigen Kantone der Schweiz sprachen sich für einen solchen 
Anschluß aus. Südtirol gab in Pressestimmen seiner Freude Ausdruck, durch die 
Rückgliederung aller ehemaligen Reichsgebiete nun endlich wieder Bestandteil 
Deutschlands zu werden. 


Im Gegensatz zu diesem relativ komplikationslosen internationalen Verlauf gab es innerhalb 
des Reichsgebietes erhebliche Schwierigkeiten. Regierung und Bundestag wurden für 
aufgelöst erklärt, die Bundeswehr auf das Deutsche Reich vereidigt. Weiterhin vereidigte 
man alle bisherigen BRD-Beamten auf das Deutsche Reich, um hier eine unbedingte 
Loyalität sicherzustellen, wobei die wenigen, die sich hierbei weigerten, ihren Beamtenstatus 
verloren. 

Schwieriger war es, die Regierungsebenen in Berlin und den Ländern neu mit reichstreu- 
integren und gleichzeitig fachlich zutreffenden Personen zu besetzen, aber hier hatten die 
RDs bereits im Vorfeld der Wende eine entsprechende, unauffällige Sondierung 
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vorgenommen und traten nun erstmals an die von ihnen ausgewählten Personen heran mit 
dem Anliegen, diese Funktionen für diese Übergangszeit zu übernehmen. 

Aber insbesondere die in den Ballungsgebieten lebenden Ausländer, die nun das 
Reichsgebiet verlassen sollten, begehrten auf, sie versuchten sich über die mit dem 
Ausnahmezustand verhängte abendliche Ausgangssperre hinwegzusetzen und sich zu 
bewaffnen, hierbei auf geheime Waffenlager zurückgreifend, die das islamische Netzwerk in 
der früheren BRD als terroristisches Rückzugs- und Ruhegebiet anlegen konnte. Deshalb 
kam es in den Großstädten und vor allem in Frankfurt/Main und den türkischen Stadtvierteln 
Berlins zu bewaffneten Ausschreitungen, die von den reichsdeutschen Streitkräften jedoch 
durch aus den Flugscheiben eingesetzte neuartige, zur vorübergehenden 
Bswegungsunfähigkeit führende Waffen sofort ausgeschaltet werden konnten. Diese 
Ausländer wurden - so wie man sie aufgriff - in große Transport-Flugscheiben gebracht und 
in irakisches Gebiet geflogen. 

Denn im Irak hatten zuvor einschneidende Veränderungen stattgefunden. In Kuwait war es - 
als dem weichen Unterleib der USA-Irak-Aggression - zu einer Revolte gekommen und die 
Amerikaner mußten ihre dortige Hauptbasis aufgeben und konnten sich daraufhin im Irak 
nicht länger halten und hatten ihn überstürzt verlassen. Mit der neuen irakischen Regierung 
war es über reichsdeutsche Vertreter zu einem Abkommen gekommen, die Rückführung 
aller Ausländer über den Irak als Zwischenstation vornehmen zu dürfen. 

So wurden dort in größter Schnelligkeit Zeltlager errichtet und alle Ausländer, die nicht von 
selbst das deutsche Stammgebiet verlassen hatten - und das waren die allermeisten - 
dorthin transportiert. Von dort folgte dann der Ausflug in ihre ethnischen Herkunftsregionen. 
Dies alles war innerhalb von 6 Wochen nach dem Tag X abgewickelt. 


Die Ausländer, die die deutsche Reichsangehörigkeit beantragen wollten, hatten sich an die 
vormaligen Ausländerbehörden der Städte und Gemeinden zu wenden, mit der 
vorgeschriebenen Beibringung von drei für sie bürgenden deutschen Personen und einer 
beeidigten Erklärung, innerhalb von 3 Monaten ihren Übertritt zum Christentum zu 
vollziehen. Hierfür war eine enge Zusammenarbeit mit dem Kirchenbereich vereinbart 
worden, diese Personen zu betreuen, in Kursen die Grundzüge der christlichen Religion zu 
vermitteln und schließlich zu taufen. Eine nachfolgende Kirchenangehörigkeit war jedoch 
freigestellt. 

Nach einer vorgenommenen Schnell-Vorprüfung ihres Antrages erhielten die als berechtigt 
erkannten Personen einen provisorischen Reichsausweis bis zum Abschluß des 
Aufnahmeverfahrens, das ein zwischenzeitliches Prüfungs- und ein Abschlußgespräch 
beinhaltete. Bei negatirem Ergebnis mußten auch diese Personen dann das Reichsgebiet 
verlassen. 


Die Umstellung auf die FREIE REICHSMARK erfolgte recht problemlos und durch das 
zinslose Kreditsystem setzte eine richtiggehende Lawine an Existenzgründungen ein. Nun 
konnten auch die kommunalen Bereiche endlich alle durch ihren vormaligen Finanzkollaps 
geschlossenen Schwimmbäder und Bibliotheken wieder in Betrieb nehmen und umfassende 
Aufträge erteilen, das vernachlässigte Straßensystem und die Renovierung von Schulen und 
Kindergärten in Angriff zu nehmen. 

So ging die zuvor eskalierte Arbeitslosigkeit von Monat zu Monat mehr zurück und das 
Erreichen der Vollbeschäftigung war bereits absehbar. 
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Das internationale Umfeld reagierte zuerst recht zurückhaltend auf das neue deutsche 
Handelsprinzip, einen Warenaustausch auf WVerrechnungsbasis vorzunehmen. Die 
Europäische Union hatte durch das Ausscheiden Deutschlands samt Euro-Währung ihre 
tragende Basis verloren und die europäischen Länder waren wieder zu ihrer autarken 
Nationalstaatlichkeit mit eigenen Landeswährungen zurückgekehrt. Doch das Deutschland 
der wichtigste Handelpartner war und blieb und insbesondere durch die Rückgewinnung der 
besetzten Gebiete und dem Anschluß Österreichs, Teilen der Schweiz usf. sogar noch 
weiter an Bedeutung gewonnen hatte, gab man bald diese abwartende Haltung auf und es 
setzte eine zusehende wirtschaftliche Erholung im gesamten europäischen Bereich ein. 

Wie damals bei der Einführung der zinslosen Notwährungen, wie der "Ulmer Wära" und des 
"Bestätigten Arbeitswertes" von Wörgl, führte die zinslose FREIE REICHSMARK zu einem 
unerwartet schnellen Aufblühen der deutschen Wirtschaft mit einem allgemeinem Wohlstand 
der deutschen Bürger. 

Und wie damals in Wörgl kamen wieder Finanzexperten ausländischer Regierungen, um das 
so erfolgreiche reichsdeutsche Finanzsystem zu studieren und auf ihre eigenen Länder zu 
übertragen, sodaß das Zins-/Zinseszinssystem mehr und mehr an Bedeutung verlor. 


Auch das Parteiensystem mit seiner unseligen "Repräsentativen Demokratie" wurde 
international mehr und mehr in die Defensive gedrängt, die Völker besannen sich ihrer 
eigenen politische Kraft, und Regierungen wurden nicht mehr durch sinnlose Wahlkämpfe 
und Parteibücher bestimmt, sondern allein durch Fachkompetenz. 


So war dies nicht nur eine Wende für Deutschland gewesen, sondern hiervon ausstrahlend 
ein umsich greifender politisch-wirtschaftlicher Umbruch für die gesamte Erde. Es gab keine 
Hochfinanz mehr, die die Völker in die selbstinszenierten Kriege trieb und es kehrt endlich 
Friede ein, das Goldene Zeitalter des Dritten Jahrtausends. 
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IV. Die interkosmische Dimension 


1. Kosmische Fronten 

"Das Ziel einer deutschen Außenpolitik von heute hat die Vorbereitung zur Wiedererringung 
der Freiheit von morgen zu sein. Dabei muß gleich ein fundamentaler Grundsatz immer im 
Auge behalten werden: Die Möglichkeit, für ein Volkstum die Unabhängigkeit wieder zu 
erringen, ist nicht absolut gebunden an die Geschlossenheit eines Staatsgebietes, sondern 
vielmehr an das Vorhandensein eines wenn auch noch so kleinen Restes dieses Volkes und 
Staates, der, im Besitz der nötigen Freiheit, nicht nur der Träger der geistigen Gemeinschaft 
des gesamten Volkstums, sondern auch der Vorbereiter des militärischen Freiheitskampfes 
zu sein vermag. 

Wenn ein Volk von hundert Millionen Menschen, um die staatliche Geschlossenheit zu 
wahren, gemeinsam das Joch der Sklaverei erduldet, so ist dies schlimmer, als wenn ein 
solcher Staat und ein solches Volk zertrüummert worden wären und nur ein Teil davon im 
Besitze der vollen Freiheit bliebe. Freilich unter der Voraussetzung, daß dieser letzte Rest 
erfüllt wäre von der heiligen Mission, nicht nur die geistige und kulturelle Unzertrennbarkeit 
dauernd zu proklamieren, sondern auch die waffenmäßige Vorbereitung zu treffen für die 
endliche Befreiung und die Wiedervereinigung der unglücklichen unterdrückten Teile. 

Weiter ist zu bedenken, daß die Frage der Wiedergewinnung verlorener Gebietsteile eines 
Volkes und Staates immer in erster Linie die Frage der Wiedergewinnung der politischen 
Macht und Unabhängigkeit des Mutterlandes ist, daß mithin in einem solchen Falle die 
Interessen verlorener Gebiete rücksichtslos zurückgestellt werden müssen gegenüber dem 
einzigen Interesse der Wiedergewinnung der Freiheit des Hauptgebietes. Denn die 
Befreiung unterdrückter, abgetrennter Splitter eines Volkstums oder von Provinzen eines 
Reiches findet nicht statt auf Grund eines Wunsches der Unterdrückten oder eines Protestes 
der Zurückgebliebenen, sondern durch die Machtmittel der mehr oder weniger souverän 
gebliebenen Reste des ehemaligen gemeinsamen Vaterlandes. 

Mithin ist die Voraussetzung für die Gewinnung verlorener Gebiete die intensivste Förderung 
und Stärkung des übriggebliebenen Reststaates sowie der im Herzen schlummernde 
unerschütterliche Entschluß, die dadurch sich bildende neue Kraft in gegebener Stunde dem 
Dienste der Befreiung und Einigung des gesamten Volkstums zu weihen: also 
Zurückstellung der Interessen der abgetrennten Gebiete gegenüber dem einzigen Interesse, 
dem verbliebenen Rest jenes Maß an politischer Macht und Kraft zu erringen, das die 
Voraussetzung für eine Korrektur des Willens feindlicher Sieger ist. Denn unterdrückte 
Länder werden nicht durch flammende Proteste in den Schoß eines gemeinsamen Reiches 
zurückgeführt, sondern durch ein schlagkräftiges Schwert. 

Dieses Schwert zu schmieden, ist die Aufgabe der innerpolitischen Leitung eines Volkes; die 
Schmiedearbeit zu sichern und Waffengenossen zu suchen, die Aufgabe der 
außenpolitischen." 


Diese Worte treffen - obwohl 1926 von einem damaligen Zeitgenossen geschrieben und auf 
die damals durch den Versailler Vertrag abgetrennten Gebiete bezogen - heute wie 
prophetisch erneut in erstaunlicher Weise zu. Es entsteht aber zwangsläufig die Frage, 
warum ein solches Eingreifen nun fast 60 Jahre nach 1945 denn nicht erfolgt ist. Daß dies 
bisher in so grundsätzlicher Weise noch nicht geschah, ist für uns unverständlich, da wir den 
Rahmen unserer Betrachtung auf unsere deutsche Situation in Abhängigkeit der derzeitig 
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herrschenden internationalen politischen Verhältnisse eingeschränkt haben, es besteht 
jedoch überraschend darüber hinaus offenbar eine kosmische Dimension dieses Problems. 


Wenn man sich die technische Entwicklung in Deutschland um die 30iger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts betrachtet, dann ist diese in einem so unglaublichen und atemberaubenden 
Tempo erfolg, die jede normale Vorstellung übersteigt: Raketentechnik, erste 
Düsenflugzeuge, Flugscheiben, Atombombe, Coler-Konverter usw. usw. Der Senior der 
Weltraumtechnik, Hermann Oberth, antwortete einmal auf eine diesbezügliche Frage: "Wir 
können uns die Verdienste für unsere Fortschritte nicht allein zuschreiben, wir hatten Hilfe - 
von Leuten aus anderen Welten"! 


Dieses Eingeständnis ist äußerst interessant aber auch sehr gewichtig in seinen 
Schlußfolgerungen. Es bedeutet einerseits, daß diese wissenschaftlich-technische Explosion 
nicht eine alleinige Leistung der Deutschen selbst war, wodurch diese rasante Entwicklung 
im Zeitraffertempo erstmals verständlich wird, sondern eine solche Hilfe bedeutet doch einen 
intensiven außerirdischen Kontakt in Form einer zeitlich andauernden Kooperation. Also 
hätte das Deutsche Reich damals intensiv mit Außerirdischen kooperiert! 


In der bekannten UFO-Literatur ist immer wieder zu lesen, die erste Sichtung von 
Flugscheiben sei 1947 erfolgt, durch einen Piloten Kenneth Arnold. Dies war am 24. Juni 
1947, als der amerikanische Geschäftsmann aus Boise, Idaho bei einem Flug mit seinem 
Privat-Flugzeug über dem Mount Rainier, Washington, neun untertassenähnliche Objekte 
beobachtete und diese anschließend vor den Presseleuten als "Fliegende Untertassen" 
bezeichnete. Diese Festlegung, ufo-artige Flugkörper seien erst 1947 aufgetaucht, hält 
jedoch einer eingehenderen Betrachtung nicht stand, solche Flugkörper haben offenbar 
bereits seit Jahrhunderten und sogar Jahrtausenden die Geschichte unseres Planeten Erde 
begleitet Diese Frage ist hier für uns deshalb von besonderer Bedeutung, da so erheblich 
weit zurückliegende Sichtungen nicht auf unsere heutige Zivilisation zurückgeführt werden 
könnten. Lassen wir eine Auswahl hierzu überlieferter Nachweise nun an uns passieren. 
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2. UFO-Sichtungen seit Urzeiten am Beweis von Bilddokumenten 

Wie Sie anhand des nachfolgenden Bildmaterials sehen werden, sind entsprechende 
Sichtungsberichte bereits aus vergangenen Jahrhunderten, ja sogar Jahrtausenden bekannt. 
Das ist ein Beweis, daß diese Flugkörper keinesfalls reichsdeutschen Charakters gewesen 
sein können, da erste Anfänge deutscher Entwicklungen ja erst ab etwa 1920 denkbar sind. 
Wenn manche Autoren also in Kenntnis der Existenz von "Reichsdeutschen" schreiben, alle 
"UFOs" wären reichsdeutscher Herkunft und alles Gerede über Außerirdische sei Humbug 
und Desinformation, so ist dies nachweislich falsch. Auskunft hierüber geben uns aus 
frühester Zeit Höhlenmalereien und auch kleine Skulpturen, die eindeutig ufoartige 
Flugkörper darstellen, und später Gemälde, auf denen gar nicht so selten klassische 
Flugscheiben auftauchen: 


ee Sa Abb. 5 
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Höhlenmalerei aus Itolo, Tansania. 
Geschätztes Alter etwa 29.000 Jahre. Die 
Malerei zeigt mehrere diskusförmige 
Objekte. Bei den beiden gekennzeichneten 
Flugkörpern befinden sich in einigem 
Abstand darunter je zwei Lichtbalken, die 
#2 offensichtlich zu den Objekten gehören, da 
= Ach sie deren Neigung aufweisen. Diese 

Gi abgegrenzten, frei im Raum stehenden 

a . Lichtbalken sind aus neuzeitlichen UFO- 
At Beobachtungen bekannt und werden 
"Solid Lights" genannt. 


Abb. 6 a und b (Ausschnitt) aus Frankreich, Höhle "Pech Merie" in der Nähe von "Le 
Cabrerets". Zeitdatierung: 17.000 -15.000 v. Chr. 


Zwischen den dargestellten wilden Tieren sind zahlreiche fliegende Objekte mit 
Scheibenform zu sehen. Besonders interessant ist das im gekennzeichneten und 
vergrößerten Ausschnitt wiedergegebene Wesen, das - aufrecht stehend - offenbar kein Tier 
ist, jedoch einen Schwanz aufweist. Da es in Verbindung mit den Flugobjekten gezeichnet 
und diesen zugewandt ist, könnte es sich um eine außerirdische Spezies handeln. 
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Abb. 7 

"Lolladoff-Platte, Nepal. 
Diese Steinplatte wird auf 
12.000 Jahre geschätzt. 
Oben, in 12-Uhr-Position, ist 
- aufnahme-bedingt 
schwach erkennbar - eine 
typische Flugscheibe zu 
sehen. In 4-Uhr-Position 
sieht man ein Wesen, das 
von Kopfform und Habitus 
den als Greys bekannten 
Aliens täuschend ähnlich 
sieht. 


Abb. 8 

Petroglyph, Querato, Mexico. 
Geschätztes Alter: etwa 7.000 Jahre. 
Man erkennt vier Gestalten mit seitlich 
ausgestreckten Armen, die offenbar auf 
ein über ihnen schwebendes, 
strahlendes, rundes Objekt reagieren. 
Es könnten Lichtstrahlen sein. Auf dem 
Objekt selber sind runde Zeichen zu 
sehen (Luken?). 


Abb. 9 

Sego Canyon, Utah/USA 
Geschätztes Alter 5.500 v. Chr. 
Diese Zeichnungen zeigen 


fremdartig ausschauende 
Geschöpfe, die auf 
extraterrestrische Besucher 


hindeuten könnten. 


Abb. 10 a/b Kimberley, Australien, Aborigine Höhlenmalereien, geschätztes Alter 5.000 
Jahre. 


Die Zeichnungen scheinen außerirdische Wesen darzustellen. Die Darstellungen auf Abb. 
10b erinnert deutlich an die "Greys" in Kopfform wie auch den tiefschwarzen Augen. 
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Abb. 11 

Skulpturen aus dem Irak, Britisches 
Museum. 

Geschätztes Alter: etwa 5.000-4.500 v. Chr. 
Sie stellen offenbar reptilienartige 
Geschöpfe dar, von denen immer wieder 
einmal berichtet wird. Hierbei bleibt offen, 
ob es sich um extraterrestrische Geschöpfe 
handelt oder um Wesen, die in Höhlen der 
Erdkruste leben. 
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Abb.12 

Wandmalerei in Mastabas, Nord 
Saqgara, Grab des Ptahhotpe. 

Im unteren Teil - siehe Ausschnitt rechts 
- ist erneut ein Wesen mit insektoidem 
Aussehen festzustellen. Auch wenn auf 
ägyptische Malereien des öfteren 
Tierwesen vorzufinden sind, die aber in 
irgendeiner Weise immer der irdischen 
Tierwelt entlehnt sind, sind Geschöpfe 
dieser fremdartigen Gestalt meines 
Wissens sonst nicht in der Bildliteratur 
Ägyptens zu finden. 


Abb.13 

Wandnmalerei in einem Tempel in den 
Goldminen von Kush (Nubia), Ägypten. 

Das Bild scheint im mittleren Teil eine 
Rakete zu zeigen. Die beiden Gestalten 
rechts vermitteln einen Größeneindruck 
dieses Objektes. 


Abb. 14 

Mittelalterliches Gemälde religiösen Inhalts. 

Wurde einer Fernsehsendung "UFO's Then and Now" auf einem 
Kanal "History" entnommen, jegliche näheren Angaben fehlen. 
Das über der Gestalt fliegende Objekt stellt wohl zweifellos einen 
ufoartiger Flugkörper dar. 
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Abb. 15a/b Abbildung aus einem alten Text Prajnaparamita-Suna. 

Die Ausschnittsvergrößerung zeigt zwei schwebende, hutförmige Objekte. In vedischen 
(indischen) Texten findet sich eine Vielzahl von Beschreibungen von kreisförmigen und 
zylindrischen Flugapparaten, Vimanas genannt, mit Bullaugen und einer Kuppel. Vimanas. 
Es sei mit der "Geschwindigkeit des Windes" geflogen und habe einen "Wohllaut" erzeugt. 


Abb. 16 (links): 

Gemälde "Die Fürbitte von Christus und der Jungfrau", von 
Lorenzo Monaco, frühes 15. Jahrhundert, Metropolitan Museum of 
Art, New York. 

Unter der im oberen Teil dargestellten Gottesgestalt sind eine 
ganze Anzahl seltsamer diskusförmiger Wolken zu sehen. 


Abb.17/18 (unten): Zwei Wandteppiche aus dem 14. Jhd., mit Episoden aus dem Leben von 
Maria, French basillica Notre-Dame in Beaune, Burgandy. Der linke Teppich ist mit "The 
Magnifikat" (Morgengebet), bezeichnet. Der rechte stammt aus dem Jahre 1330. Auf beiden 
Teppichen ist je ein diskusartiges Flugobjekt in Hutform wiedergegeben. 


82 


Abb. 19 a/b/c 

Freske "Die Kreuzigung", über dem Altar 
des Kiostera 'Visoki Decani" im Kosovo, 
entstanden im Jahre 1350. 


Deutlich sind oben links und rechts zwei 
Flugkörper abgebildet, die - nachstehend 
vergrößert - von Wesen besetzt sind. 


Abb. 20 

Gemälde "La Tebaide", von Paolo 
Uccello, Akademie von Florenz, 
entstanden etwa 1460-1465. 

Der markierte Bildausschnitt zeigt 
vergrößert mehrere Flugobjekte in 
klassischer UFO-Form. 
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Gemälde "Die Verkündung vor St. Emidius", von 
Carlo Crivell, National Gallery, London, 
entstanden 1486. 

Ein scheibenförmiges Objekt sendet einen 
Lichtstrahl zum Haupt von Maria. 


Abb. 22 
Gemälde "Das Wunder der Überzeugung", von Masolino Da 
Panicale (1383-1440, Kirche Santa Maria Maggiore, Florenz. 


Dieses Bild zeigt Jesus und Maria, zusammen mit 
linsenförmigen Wolken und mit darunter fliegenden Gebilden, 
die deutlich an UFO-Formationsflüge erinnern. 
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Abb. 23 bis 25 

Freske "Die Legende über das wahre Kreuz 
Piero Della Francesca, San Francesco 
Church, Arezzo, Italien, entstanden 1420. 
(1416-1420). 

Auffällig sind die wiederum hier 
erscheinenden diskusförmigen Wolken, die 
sich auf allen Bildern wiederfinden. 


Abb. 23 


Abb. 25 
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Abb. 26: Gemälde "Die Mutter Jesu mit St. Giovannino", von Domenico Ghirlandaio (1449- 
1494), Teil der Loeser Kollektion im Palazzo Vecchio. Über Marias rechter Schulter ist ein 
diskusförmiges Objekt zu sehen, das - wie die erste Ausschnittsvergrößerung zeigt - zudem 
von einem Mann mit Hund beobachtet wird. Die weitere Vergrößerung läßt Aufbauten auf 
diesem Flugkörper erkennen, der offenbar von optischen Ausstrahlungen umgeben ist. 


Abb. 27 

Zeichnung "Die Ankunft der Jungfrau" von ANON, entstanden etwa 
1490. 

Auf dem Bild ist eine ganze Armada von diskusartigen 
Flugobjekten abgebildet. 


===", Abb. 28 (unten) 

ae. nn Holzschnitt in einer lokalen Zeitung von 
Hans Glasser, Wickiana Kollektion, 
Züricher Central Bibliothek. Er zeigt eine 
wirkliche Sichtung, die sich am 14. April 
1561 in Nürnberg zugetragen hat. 

Kugeln, Kreuze und Röhren begannen 
gegeneinander zu kämpfen und nach einer 
Stunde fielen alle brennend zur Erde. Beim 
Erlöschen seien Unmengen von Dampf 
entstanden. Dann trat schwarzes, 
pfeilförmiges Objekt in Erscheinung. 

Das Ereignis wurde als eine göttliche 
Warnung verstanden. 
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Abb. 29 Freske aus der Kathedrale Svetishoveli in Mtskheta, Georgien, 17. Jhd. 

Auch hier sind erneut zwei ufo-artige Flugkörper an der linken und rechten Seite von Jesus 
einbezogen. Die Ausschnittsvergrößerungen zeigen Gesichter, was nur bedeuten kann, daß 
diese Objekte bemannt sein sollen. 


Abb. 30 

Ufosichtung über Basel, Samuel 
Coccius, Schweiz, 1566, 

Wickiana Kollektion, Züricher Central 
Bibliothek. 


Eine Vielzahl großer schwarzer Kugeln 
erschien am Himmel, die von den 
abgebildeten Menschen lebhaft 
beobachtet werden 


Abb. 31 

Ufosichtung über Hamburg, am 4. 
Nov. 1697. 

Die Objekte wurden als "zwei 
glühende (leuchtende) Räder" 
beschrieben. (Sonst keine 
weiteren Angaben) 
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Abb. 32 

Gemälde "Die Taufe Christi", vom 
flämischen Künstler Aert de 
Gelder, entstanden 1710, 
Fitzwilliam Museum, Cambridge. 
Ein diskusförmiges Objekt sendet 
Lichtstrahlen auf Johannes den 
Täufer und Jesus. 


Nach diesen Bilddokumenten hier noch ein Bericht über eine spätere und umfassenden 
Sichtung: 


Ab 1. November 1896 wurde über Bolinas Ridge, Kalifornien, ein Phänomen gesehen, das 
als Luftschiff oder als strahlender Lichtschein beschrieben ist. Es bewegte sich südwärts bis 
nach San Francisco, wo es Ende November größte Aufregung verursachte. 
Bemerkenswerterweise hatte es einen starken Scheinwerfer, der zum Boden gerichtet 
gewesen sei und über Häuser, Straßen und Hügel hinwegglitt. In Kansas City gab es 
Tausende von Augenzeugen. Sie berichteten auch von abrupten Kurswechseln, sich 
ändernder Lichtintensität und auch z. T. hoher Geschwindigkeit. Diese Sichtungen gingen 
noch über Monate und erfolgten schließlich gleichzeitig an so unterschiedlichen Orten, daß 
es sich wohl um mehrere Flugkörper gehandelt haben muß. 


Er wird als zigarrenförmig beschrieben, mit einer Länge von ca. 12 m, einem Durchmesser 
von 3-4 m, und einer darunter befindlichen Gondel. Am 10. April 1897 konnten zwei Fotos 
geschossen werden. Auch von Kontakten mit der Mannschaft wurde berichtet, die als von 
normalem Äußeren beschrieben wird. 
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3. Eine erste Auswertung 

Selbst wenn man dennoch einzelne Bilder in Zweifel ziehen sollte, so läßt diese Vielzahl von 
Darstellungen diskusförmiger Flugobjekte insgesamt doch keinen ernsthaften Zweifel mehr 
zu, daß sog. UFO-Sichtungen die Menschheit seit Jahrhunderten, ja sogar Jahrtausenden 
begleiteten. Auffällig ist das Auftreten dieser Flugscheiben hier bei insbesondere religiösen 
Bildern. Nun könnte man einwenden, religiöse Motive wären eben in dieser Zeit 
hauptsächlich dargestellt worden und so anderes Bildmaterial weniger vorhanden. Das ist 
sicher zutreffend, kann aber letztlich nicht erklären, daß diese Flugkörper außer einer 
begleitenden Präsenz teils sogar in das religiöse Geschehen eingreifen, wie dies die Abb. 21 
und 32 eindeutig zeigen. Und besonders eindrucksvoll ist die Darstellung auf den beiden 
Abbildungen der Kreuzigung, bei denen die Flugkörper nicht irgendwo im Hintergrund mit 
dargestellt sind, sondern sogar paarig angeordnet, beiderseits des Kreuzes bildbestimmend 
in Erscheinung treten. Und in beiden Fällen sogar mit der Darstellung von Insassen. 

Dabei ist klar, daß dies nicht der Realität der Kreuzigung entsprechen muß, denn die Maler 
können ja bei diesem Ereignis naturgemäß keineswegs selbst anwesend gewesen sein, wie 
auch keine Überlieferungen bekannt sind, die einen derartigen Umstand schildern würden. 
Wie ist das zu erklären? Hierzu müssen wir uns in die Denkungsart dieser zuvorigen Zeit 
versetzen. Diese war ja nicht naturwissenschaftlich geprägt und hätte gar die Existenz von 
außerirdischen Wesen in Betracht gezogen, nein, man sah die Erde als Mittelpunkt der Welt, 
die Sterne als am Firmament angebracht und keineswegs als Weltenkörper wie die Erde 
auch, da ein Weltraum als solcher außerhalb jedes Denkvermögens lag. Die Erde war so 
eine einzigartige Schöpfung und mit ihr auch der Mensch. Wenn man also nun doch immer 
wieder Flugkörper, wie dargestellt, beobachtete, so mußten diese wohl irgendwie göttlicher 
Art sein; wie gesagt Außerirdische, die sie hätten fliegen müssen, lagen außerhalb jeden 
Begriffsvermögens. Vermutlich verknüpfte man diese unbegreiflichen Flugobjekte dann mit 
Engelwesen und stellte diese sinnbildiich durch die in den Flugkörpern Ab. 21/32 
abgebildeten Gesichte dar, so man nicht durch direkte Begegnungen wußte, daß diese 
bemannt seien. 

So beweisen uns diese Gemälde eine stete außerirdische Präsenz bis in weit 
zurückliegende Zeiten. 

Doch halt - eine andere Lösung wäre noch denkbar. Zeitreisen, bisher nur eine Domäne von 
utopischen Romanen, sind in letzter Zeit sogar naturwissenschaftlich in den Bereich der 
Wahrscheinlichkeit gerückt. Es wäre deshalb mit in Betracht zu ziehen, daß spätere 
Generationen von uns dieses Problem tatsächlich gelöst haben könnten und nun als 
Zeitreisende in fernen früheren Geschichtsepochen auftauchten. Aber das dürfte weniger 
wahrscheinlich sein, als die Präsenz anderer kosmischer Zivilisationen, insbesondere aus 
dem Kosmos anzunehmen, die ein dauerndes Interesse an dem Planeten Erde zeigten und 
noch zeigen. Und wir hatten ja insbesondere durch die Äußerung von Hermann Oberth 
bereits bestätigt erhalten, daß die so rasante technische Entwicklung in Deutschland um 
1930 auf die Hilfe von "Leuten aus anderen Welten" zurückzuführen war. 

Bei der geschichtlich eben nachgewiesenen Dauerpräsenz außerirdischer Zivilisationen ist 
es auch naheliegend, daß beim Erreichen eines gewissen technischen, irdischen 
Entwicklungsstandes diese Außerirdischen beginnen, eine direkte Kontaktierung mit den die 
Menschheit verkörpernden irdischen Mächten vorzunehmen, also auf der Ebene der 
Regierungen. Und dies ist offensichtlich nicht auf Deutschland beschränkt gewesen, sondern 
auch die Seite der USA einbezogen worden. 
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4. Extraterrestrische Kontakte mit den USA 

Es gibt offensichtlich mehrere außerirdische Zivilisationen, die die Erde frequentieren. 
Seriöse Schätzungen gehen von allermindestens vier aus. Diese sind naturgemäß durchaus 
unterschiedlichen Charakters. Ausgehend von ihrer Stellung zu unserer Menschheit und 
dem Planeten Erde könnten wir sie in "positive" und "negative" Außerirdische einordnen. Die 
USA hatten offensichtlich Begegnungen mit zwei verschiedenen außerirdischen 
Zivilisationen, wobei die erste Begegnung offensichtlich mit den "Positiven" und die zweite 
mit den "Negativen" geschah. 


Die Muroc-Begegnung 

Die erste dieser Begegnungen erfolgte am 20. Februar 1954. Eisenhower war zu einem 
Urlaub nach Palm Springs gefahren und plötzlich für die Öffentlichkeit spurlos 
verschwunden, was bisher nicht denkbar schien. Sogar seine Leibwächter hatte er 
zurückgelassen. 


Die Presse, die dem Präsidenten stets auf den Fersen war, erging sich an jenem Abend in 
wilden Vermutungen, von einer schweren Erkrankung (United Press) bis zum Tod von 
Eisenhower (Associated Press) war die Rede. Schließlich wurde der Presse offiziell 
mitgeteilt, der Präsident habe sich an einem Hühnerbein eine Zahnkrone ausgebissen und 
sei zum nächsten Zahnarzt, zu Dr. Purcel, gebracht worden. Es kursierten jedoch Gerüchte, 
daß der Präsident sich zu dem in der Nähe gelegenen Luftwaffenstützpunkt Edwards 
begeben hätte, wo er die Überreste abgestürzter UFOs und die Leichen der Besatzung 
besichtigt hätte. 


Diese Vermutungen, die offiziell sofort dementiert wurden, erhärteten sich 3 Monate später 
durch einen Brief eines Gerald Light aus Los Angeles an seinen Partner Meade Layne, 
Direktor der damaligen "Borderland Science Research Foundation", in der er beschrieb, daß 
Eisenhower und eine Gruppe von Wissenschaftlern, Technikern und Militärs dort mit 
Außerirdischen zusammengetroffen sei, die ihnen ihre Flugobjekte und ihre damit 
verbundenen technischen Möglichkeiten demonstriert hätten: 


"Lieber Freund! 

Ich komme soeben von Muroc zurück. Dieser Bericht ist wahr - niederschmetternd wahr! Ich 
unternahm die Reise in Gesellschaft von Franklin Allen von der Hearst-Presse und Edwin 
Nourse vom Brookings-Institut (Trumans ehemaligem Finanzberater) und Bischof MciIntyre 
aus Los Angeles. (Diese Namen sind vorläufig vertraulich zu behandeln, bitte). 


Als wir das Sperrgebiet betreten durften (nachdem wir ungefähr 6 Stunden lang überprüft 
und nach jeder kleinsten Einzelheit, jedem Ereignis, jedem Aspekt unseres Lebens gefragt 
worden waren), hatte ich das deutliche Gefühl, das Ende der Welt sei gekommen, auf eine 
phantastische und realistische Weise. Denn ich habe niemals zuvor so viele menschliche 
Wesen in einem solchen Zustand kompletten Zusammenbruchs und absoluter Verwirrung 
gesehen; es scheint ihnen klargeworden zu sein, daß ihre eigene Welt tatsächlich mit einer 
solchen Endgültigkeit zu existieren aufgehört hat, daß es jeder Beschreibung spottet. Die 
Realität von Flugkörpern einer "anderen Dimension" ist ein für allemal aus dem Bereich der 
Spekulation verschwunden und auf schmerzliche Weise in das Bewußtsein jeder 
verantwortlichen wissenschaftlichen und politischen Gruppe eingedrungen. 


Während meines zweitägigen Aufenthalts habe ich fünf einzelne und deutlich verschiedene 
Typen von Flugkörpern gesehen, die von unseren Luftwaffenexperten studiert wurden - dank 
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der Erlaubnis und Hilfe der Außerirdischen! Ich finde einfach keine Worte, um meine 
Reaktion zu beschreiben. Aber es ist schließlich geschehen. Es ist eine historische 
Tatsache. 

Präsident Eisenhower hat, wie Du vielleicht schon weißt, während eines kürzlichen Urlaubs 
in Palm Springs eines Nachts heimlich Muroc besucht ... Ich überlasse es Deiner eigenen, 
ausgezeichneten Kombinationsgabe, Dir das rechte Bild von dem geistigen und emotionalen 
Inferno zu machen, das jetzt in den Köpfen von Hunderten unserer wissenschaftlichen 
"Autoritäten" und all der weisen Männer der verschiedenen Fachrichtungen unserer 
zeitgenössischen Physik herrscht. In manchen Fällen konnte ich eine Welle des Mitleids 
nicht unterdrücken, die mein Innerstes überflutete, als ich die sonst so brillanten 
Geistesriesen in pathetischer Verwirrung um eine rationale Erklärung ringen sah, die es 
ihnen erlauben würde, sich ihre vertrauten Theorien und Konzepte zu bewahren. Und ich 
danke meinem Schicksal dafür, daß es mich schon vor so langer Zeit in das metaphysische 
Dickicht geschickt und gezwungen hat, den Weg hinaus selber zu finden. Es ist wahrlich 
kein Vergnügen, solche Geistesgrößen sich vor absolut unbegreiflichen Aspekten der 
"Wissenschaft" krümmen zu sehen. Ich hatte schon ganz vergessen, wie gewohnt Dinge wie 
De-materialisation von "festen" Objekten meinem eigenen Verstand bereits geworden sind. 
Das Kommen und Gehen eines ätherischen - oder geistigen - Körpers ist mir in diesen vielen 
Jahren schon so vertraut geworden, daß ich gar nicht daran gedacht habe, eine solche 
Manifestation könne das seelische Gleichgewicht eines Menschen, der nicht darauf 
vorbereitet ist, stören. Diese achtundvierzig Stunden in Muroc werde ich niemals vergessen! 
G.L." 

Die Wahrhaftigkeit der Ereignisse dieses Briefes wird durch den Earl von Clancarty, Mitglied 
des britischen Oberhauses, durch eine Veröffentlichung von Ende 1982 eines ihm 
zugegangenen Berichtes eines Spitzenpiloten bestätigt, der bei dieser Begegnung 
anwesend war. Diese Veröffentlichung trug den Titel: "Vertraulicher Bericht eines im 
Ruhestand befindlichen ehemaligen US-Spitzen-Testpiloten": 

"Der Pilot war einer von 6 Leuten, die bei Eisenhowers Zusammenkunft mit Außerirdischen 
dabei waren. Er wurde als technischer Berater hinzugezogen wegen seines Charakters und 
seiner Fähigkeit als Testpilot. 5 verschiedene Raumschiffe landeten auf der Basis. 3 waren 
untertassenförmig, 2 zigarrenförmig. Eisenhower, der genau zu dieser Zeit gerade im 
nahegelegenen Palm Springs zur Erholung war, wurde anscheinend von Militärbeamten 
herbeigerufen. 

Während Eisenhower und seine Gruppe zuschaute, stiegen die Extraterrestrier aus und 
näherten sich ihnen. Die Fremden sahen ähnlich wie Menschen aus. Sie hatten etwa die 
gleiche Größe und waren gebaut wie ein durchschnittlicher Mensch und konnten die Luft 
atmen ohne Helm. 

Die Außerirdischen sprachen Englisch und sagten Eisenhower, sie wollten ein 
Erziehungsprogramm für die Menschen auf der Erde beginnen, um die Menschen über ihre 
Gegenwart zu informieren. Eisenhower sagte ihnen, er glaube nicht, daß die Welt darauf 
vorbereitet sei und hatte Sorgen, daß eine Bekanntgabe eine Panik auslösen würde. Die 
Fremden schienen zu verstehen und erklärten dann, sie würden weiterhin mit 
Einzelmenschen isolierten Kontakt aufnehmen, bis die Erdenmenschen an sie gewöhnt 
wären. Eisenhower erklärte, er denke, das sei richtig, solange sie keine Panik und kein 
Durcheinander erzeugen würden. 

Dann führten die Fremden dem wie gelähmt dastehenden Präsidenten und seiner 
Begleitung ihre ehrfurchtgebietenden technischen Möglichkeiten vor. Sie zeigten ihr 
Raumschiff dem Präsidenten und bewiesen sogar die Fähigkeit, sich unsichtbar zu machen. 
Dies bereitete dem Präsidenten eine Menge Unbehagen, weil keiner von uns sie sehen 
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konnte, obwohl wir wußten, daß sie da waren. Dann stiegen die Fremden in ihre Schiffe und 
starteten. Alle von uns wurden auf strengste Geheimhaltung vereidigt". 

Es soll sich hierbei Plejadier gehandelt haben, die eine positive Entwicklung auf unserem 
Erdball herbeiführen wollten, jedoch abgewiesen wurden, da der von ihnen zur 
Voraussetzung gemachte Verzicht auf alles, was mit der Atomspaltung zusammenhängt, 
insbesondere die Militärs nicht akzeptierten. 

Ein Jahrzehnt später erfolgte ein direkter Kontakt mit einer anderen, für uns negativen 
außerirdischen Zivilisation, deren Vertreter wegen ihrer auffallend hervorstechenden Nasen 
zumeist als "Langnasen" bezeichnet werden. 


Die Begegnung auf der Holloman-Basis 

Am 25. April 1964, 6 Uhr morgens (es kursiert auch noch das Datum Mai 1971) gab es 
offenbar eine weitere, vorabgestimmte Landung und Begegnung auf der Holloman- 
Basis/USA. Von irdischer Seite waren Kameras aufgebaut worden, sodaß die Begegnung 
gefilmt werden konnte. Es war offenbar die erste Begegnung im Rahmen der 
Verbindungsaufnahme durch das Projekt Aquarius. 

Ein Objekt landete und über eine ausgefahrene Treppe stiegen drei Wesen unserer Größe 
(lt. einer anderen Quelle nur 2 Wesen), jedoch mit merkwürdig grauer Hautfarbe und 
ausgeprägten Nasen. Sie waren mit eng anliegenden Overalls bekleidet und hielten in der 
Hand offenbar ein Übersetzungsgerät. 

Der Kontakt habe 3 Stunden gedauert und es seien Grundinformationen ausgetauscht 
worden. 

Mit diesen "langnasigen Grauen" wurden die Kontakte offenbar zunehmend vertieft bis zu 
einem geheimen Vertrag einer gegenseitigen Zusammenarbeit. Gegenstand dieses 
Vertrages war offenbar de Bereitstellung von Territorien für die Außerirdischen, auf und von 
denen aus sie ungestört operieren können und von denen sich eines z. B. auf - oder besser 
unter - "Dreamland", in der Wüste von Nevada, zu befinden scheint. Dieses Areal ist 1984 
von der Air Force mit illegalen Mitteln noch um 360 qkm erweitert worden, um das 
Sperrgebiet weiter vergrößern zu können. 


Des weiteren scheinen diese Außerirdischen das Recht erhalten zu haben, 
Tierverstümmelungen vorzunehmen, ohne daß die amerikanischen Behörden solchen 
Meldungen ernsthaft nachgehen. Auch zeitweise Entführungen von irdischen Personen 
werden offenbar aus diesem Grunde toleriert. Dies gegen die Übergabe von außerirdischer 
Technologie. Dadurch wird nun verständliichh warum es zu keinen offiziellen 
Veröffentlichungen über die unzweifelhaft vorliegenden Tierverstümmelungen und zu keinen 
Aufklärungen dieser immerhin beträchtlichen Anzahl von Vorfällen kommt. 


Der Umfang solcher Eingriffe soll hierbei begrenzt worden sein, mit einer Informationspflicht 
der Extries an die USA-Behörde. Wie Gerüchte besagen, hätten sich die Langnasen aber 
weder an diese Limitierung noch an die Informationspflicht gehalten, wodurch es zu sehr 
ernsten Auseinandersetzungen gekommen sei. Diese Basen dieser Langnasen auf 
amerikanischem Territorium bestehen offensichtlich noch heute. 
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5. Extraterrestrische Kontakte mit dem Deutschen Reich 

Wie bereits an anderer Stelle ausgeführt, * setzte der reichsdeutsche Kontakt offenbar über 
zwei weibliche Medien ein, und zwar mit einer Zivilisation aus dem Sternbild Aldebaran. Ihre 
außerirdischen Bewohner seien deshalb nachstehend Aldebaraner genannt. 

Der erste Kontakt auf mentaler Ebene lag bereits vor Dezember 1919, als sich ein enger 
Kreis aus Thule-, DHVSS- °° und Vril-Leuten in einem Forsthaus in der Ramsau bei 
Berchtesgaden trafen. Unter ihnen war neben dem Medium Maria Orsitsch noch ein 
weiteres, das nur als Sigrun bekannt ist. Maria hatte auf mediale Weise Durchgaben in einer 
Templergeheimschrift erhalten - eine dem Medium völlig unbekannte Sprache - mit 
technischen Angaben für den Bau einer Flugmaschine. Die telepathischen Botschaften 
kamen nach Aussage der Vrilschriften von dem Sonnensystem Aldebaran, welches 68 
Lichtjahre von uns entfernt im Sternbild Stier zu finden ist. Diese Übermittlungen umfaßten 
sogar konkrete Landkarten und Landschaften. 


"Das Sonnensystem Aldebaran soll demnach 68 Lichtjahre von der Erde entfernt sein und 
deren Sonne von zwei bewohnten Planeten umkreist werden, die das Reich "SUMERAN" 
bilden. Die Menschheit des Sonnensystems Aldebaran soll sich in ein Herrenvolk von 
"lichten Gottmenschen" (Arier) und verschiedene andere menschliche Rassen unterteilt 
haben, die sich durch negative Mutationen dieser "Gottmenschen" infolge der klimatischen 
Veränderungen auf den einzelnen Planeten entwickelt haben sollen. Diese farbigen 
mutanten Rassen sollen eine geringere geistige Entwicklungsstufe gehabt haben. Je mehr 
es zur Rassenvermischung kam, desto mehr soll auch die geistige Entwicklung dieser Völker 
herabgesunken sein, was zur Folge hatte, daß, als die Sonne Aldebaran zu expandieren 
begann, diese nicht mehr in der Lage waren, die Raumfahrttechnologie ihrer Vorfahren zu 
erhalten und eigenhändig die Planeten zu verlassen. Somit sollen die niederen Rassen, von 
der Herrenrasse völlig abhängig, mit Raumschiffen evakuiert und zu anderen bewohnbaren 
Planeten gebracht worden sein. Trotz dieser Rassenunterschiede sollen sich jedoch die 
verschiedenen Rassen absolut respektiert und nicht in des anderen Lebensraum 
eingegriffen haben, weder die sogenannten Gottmenschen bei den anderen Rassen, noch 
andersherum. Jeder respektierte einfach, daß die anderen eine eigene Entwicklung machten 
(im Gegensatz zur Erde). 


Die Herrenrasse der "lichten Gottmenschen" soll dann vor etwa 500 Millionen Jahren damit 
begonnen haben, nachdem die Expansion der Sonne Aldebaran und die daraus 
resultierende zunehmende Hitze die Planeten unbewohnbar machte, andere erdähnliche 
Planeten zu kolonisieren. Es heißt, daß sie in unserem Sonnensystem zuerst den Planeten 
Mallona (auch Maldek, Marduk oder bei den Russen Phaeton genannt) besiedelten, der 
anstelle der heutigen Planetoiden damals zwischen Mars und Jupiter existiert haben soll. 
Danach Mars, von dessen hochentwickelten Bewohnern die großen Pyramidenstädte und 
das bekannte Marsgesicht zeugen, die 1976 von der Marssonde Viking aufgenommen 
wurden. Und man nahm an, daß die Herrenmenschen von Sumeran-Aldebaran auch zu 
dieser Zeit das erste Mal auf die Erde kamen, worauf rund 500 Millionen Jahre alte 
versteinerte Schuhspuren hindeuten. 

Die Vril-Leute waren der Ansicht, daß die Rasse der Aldebaraner demnach später, als die 
Erde langsam bewohnbar wurde, in Mesopotamien gelandet sein soll und die 
Herrscherkaste der SUMERER, die als helle, weiße Gottmenschen bezeichnet wurden, 
gebildet haben. 


° siehe Buch V über den südafrikanischen Seher: "Der Ill. Weltkrieg....." - Infos auf letzter Seite. 
Die Abkürzung bedeutet: Die Herren Vom Schwarzen Stein. 
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Des weiteren kamen die Vril-Telepathen zu der Erkenntnis, daß das Sumerische nicht nur 
mit der Sprache der Aldebaraner identisch ist, sondern auch, daß das Aldebaranisch- 
Sumerische wie ein unverständliches Deutsch klingt und auch die Sprachfrequenz beider 
Sprachen - des Deutschen und des Sumerischen - fast gleich ist. 

Ob diese Aussagen über Aldebaran der Tatsache entsprechen, sei dahingestellt, die 
Baupläne und technischen Angaben, welche die Medien erhielten - wo immer diese 
Angaben auch herkamen - waren jedoch so genau, daß sie zu einer der phantastischsten 
Ideen führten, die wohl je von Menschen erdacht wurde: zum Bau der 
"Jenseitsflugmaschine." 

So begann die Vril-Gesellschaft noch 1919 mit dem Bau einer "Jenseits-Flugmaschine", ** 
die 1924 zerlegt und eingelagert wurde. Welche Ergebnisse bei diesen Arbeiten gewonnen 
wurden, ist nicht bekannt. Aber hiermit wurde offensichtlich dieser außerirdische Kontakt 
eingeleitet, der in der Folgezeit offensichtlich jedoch ausschließlich auf medialer Ebene 
stattfand. 


Der nächste Hinweis liegt aus dem Jahre 1943 vor, mit einem Treffen der Spitze der Vril- 
Gesellschaft um die Weihnachtszeit in Kolberg. Diesmal ging es jedoch um eine Thematik, 
die sich entscheidend von den bisherigen medialen Kontakten abhob: hinter verschlossenen 
Türen wurde mit den Medien Sigrun und Maria das Aldebaran-Unternehmen diskutiert - 
eines direkten, persönlichen Kontaktes mit den Aldebaranern durch einen Flug zu ihrem 
Planetensystem. Die ungeheure Entfernung von 68 Lichtjahren sollte durch den Flug durch 
einen "Dimensionskanal" überbrückt werden, eine Möglichkeit, die vielleicht den heute von 
der Wissenschaft postulierten "Wurmlöchern" ähnlich ist oder dem gleichfalls vermuteten 
Hyperraum entspricht. 


Sicherlich kommen hier Zweifel auf, ob damals tatsächlich die Möglichkeiten für solch ein 
phantastisches Unternehmen vorgelegen haben. Zunächst müssen wir sichten, was es an 
ernstzunehmenden Unterlagen über das Aldebaran-Projekt und dessen Vorgeschichte gibt, 
resp. uns zugänglich ist. Das soll nachstehend in knapper Form unternommen werden, und 
zwar in einer Weise, die nur jene Unterlagen wertet, die mit hoher Wahrscheinlichkeit als 
echt angesehen werden dürfen. Damit ist nicht gesagt, alle andere, hier nicht erwähnten, 
müßten unecht sein. 


"Von dem Aldebaran-Raumschiff VR (Vril) 8 "Odin" gibt es zumindest ein mit höchster 
Wahrscheinlichkeit echtes Foto. Dieses zeigt das Gerät am Boden, bei der Koppel noch mit 
einem Gerüst versehen. Die erkennbaren Proportionen dürften mit den überlieferten Maßen 
- 45 m Durchmesser, zweistöckiger Kuppelaufbau - in Einklang stehen. Das Foto ist 
offensichtlich entweder in den Abendstunden oder im Morgengrauen aufgenommen. Es ist 
sogar denkbar, daß es sich um eine Aufnahme unmittelbar vor dem Abflug handelt und das, 
was wie ein Gerüst aussieht, eine Beladehilfe ist. Vielleicht zeigt uns dieses Foto also das 
Raumschiff "Odin" unmittelbar vor dem Start. 


Es existiert ein weiteres Photo das den Start zeigen könnte, dessen Echtheit jedoch 
fragwürdig ist. Es war jedoch scheinbar stark beschädigt und ist in einer Weise überarbeitet 
worden, die es völlig unmöglich macht, noch zu beurteilen, ob es sich um ein ursprünglich 
echte Vorlage, eine Spielerei oder eine bewußte Fälschung handelt. 


Besser steht es hinsichtlich der Bilddokumentation um das Vorläufermodell VR (Vril) 7. Von 
diesem gibt es mehrere Fotos, die mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit echt sind. Auch diese 
leiden aber zum Teil darunter, daß Beschädigungen unsachgemäß ausgebessert wurden. 
Besonders drei Aufnahmen sollen hier angeführt werden, weil sie als die sichersten gelten 


°* Weitere Angaben zur "Jenseitsflugmaschine" finden Sie in Buch V: "Der Ill.Wettkrieg". 
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dürfen. Das beste dieser Fotos steht hier nicht für die Veröffentlichung zur Verfügung. Es 
zeigt VR 7 in gelandetem Zustand. Der Durchmesser entsprach dem des VR 8, also 45 m, 
der Aufbau war jedoch nur einstöckig, also niedriger. Ein zweites, vermutlich zum selben 
Zeitpunkt aufgenommen, ist jedoch gut erhalten. 


VR /m brandenburg 1944 


Abb. 33 Vril 7 


Das Foto muß im Oktober oder vember des Jahres 
1944 auf dem A-rado/Vril - Gelände in Brandenburg 
aufgenommen worden sein. Die Vorlage ist kein 
Repro, das Fotopapier ist deutsch und stammt aus 
der betreffenden Zeit. Auch die gut erkennbare 
Pferdeschwanzfrisur der jungen Dame spricht für 
die Echtheit des Bildes, denn dies war quasi eine 
interne Vereinstracht der "Vril" - Damen. 


Um dieselbe Zeit oder wenig später, vielleicht im Dezember 1944, dürfte eine im Grunde 
sehr gute Flugaufnahme des VR (Vril) 7 entstanden sein. Auch an dieser sind 
Beschädigungen überarbeitet worden, wodurch z. B. das Balkenkreuz nachgezogen wird. 
Glücklicherweise wurden diese Verbesserungen jedoch auf einem Repro vorgenommen. 
Dadurch ist das unveränderte Original noch vorhanden. Die Echtheit darf daher als durchaus 
sicher gelten. (Abb. 34) 


Abb. 34 Vril 7 


Ein wichtiger Schlüssel für die mögliche Realität des Aldebaranflugs sind einige erhaltene 
Papiere der Antriebstechnischen Werkstätten (inoffiziell "Vril-Gesellschaft"). Aus diesen 
Papieren lassen sich - fragmentarisch aber doch - definitive Vorbereitungen für den 
Aldebaranflug erkennen, an einigen Stellen sogar ganz unzweifelhaft. Hier bestätigt sich 
auch, daß tatsächlich überwiegend Frauen dieses Projekt in ihren Händen hatten. Diese 
Papiere sprechen an einigen Stellen eine so deutliche Sprache, daß zumindest am erfolgten 
Start kaum ein Zweifel bleiben kann. Im Detail steht ferner fest, daß es sich um Papier 
deutscher Herstellung aus der betreffenden Zeit handelt. Auch die Schrift-Typo war damals 
gebräuchlich. Die teilweise erkennbaren Signets entsprechen jenen, die von dem 
ursprünglich in München gegründeten Damenzirkel zwischen 1921 und 1945 verwendet 
wurden. 


Zu ziehende Schlußfolgerung: 
° An der Schaffung der technischen Voraussetzungen ("Fliegende Untertassen") wurde 
zweifelsfrei gearbeitet, Erprobungen fanden statt. 
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° Vorbereitungen für den Flug nach Aldebaran wurden ganz konkret getroffen - der 
Starttermin stand fest: für den April 1945. 

Aus diesem Blickwinkel gibt es keinen vernünftigen Grund, anzunehmen, der Start habe 
auch nicht tatsächlich stattgefunden. 

Der Start zum Aldebaran erfolgte vermutlich von der Gegend Untersberg-Berchtesgaden, 
Deutschland, aus. Eingesetzt wurde der Raumschiff-Typ Vril-7 (2) "Vril-Odin". Vermutlich 
davor Flugtests auf und im Bereich der Erde, aber ohne Dimensionskanalflugtest, da dafür 
die Zeit nicht mehr ausreichte, denn die militärische Niederlage Großdeutschlands stand ja 
unmittelbar bevor. 

"Vril-Odin" war der erste und letzte gelungene Prototyp einer Mischung von Vril- und 
Haunebu-Bauweise, -Antrieb und Bauteilen, denn während der reine Haunebu-Antrieb sich 
für eine Dimensionskanalreise ungeeignet erwies, - vermutlich verschwand bei einem 
derartigen Versuch das Glockenraumschiff Haunebu-Il-"Idun" auf Nimmerwiedersehen im 
Dimensionskanal -, zeigte sich die reine Vril-Bauweise für den Dimensionskanalflug als zu 
leicht und zu schwach, so daß das Vril-7 (1) nach seinem Dimensionskanal-Testflug fast 
schrottreif wieder landete. Vril-Odin wurde aus verschiedenen Ersatzteilen für das Vrif-7 (1) 
und einen Haunebu-Il zusammengebaut, was vermutlich wesentlich weniger Zeit brauchte, 
als der Bau des Vril-7 (1)." 


Von "Vril-Odin" sind folgende Daten verbreitet worden: 

"Vri-7 (2) "Vril-Odin", interstellares Fernrundraumschiff, leichter Fernraumkreuzer. 
Überlieferte, rekonstruierte und errechnete technische Angaben: 

Durchmesser = 45 Meter. 

Höhe = 22,50 Meter; zweistöckige Raumschiffpiloten- und Passagierzelle oben. 

Antrieb = Möglichkeit A = wie bei Vril-7 (1): Triebwerk Y-710, mit SM-Levitator E-24 V., und 
Y-Schwing-Glocke verstellbar, Höhe 140 cm. Breite 50 x 70-90 x 50 cm. Steuerung = 
Magnet-Feld-Impulser 4a. 

Antrieb und Steuerung = Möglichkeit B = Y-710-Vril-7” (1) und Thule-Tachyonator-7c- 
Haunebu-Il-Antrieb in Form einer weiterentwickelten Rekombination beider ohne bewegliche 
Teile und dadurch verschleißfrei. 

Geschwindigkeit - maximal Fastlichtgeschwindigkeit = ca. 300.000 km/sec. im 
nominalkosmischen Antigravitationsraumflug; 3 x Lichtgeschwindigkeit = ca. 900.000 
km/sec, c Dreifachüberlichteffekt im überräumlichen Dimensionskanalflug. 

Reichweite = rein theoretisch unbegrenzt, in der Praxis war das geplante Maximum 68 
Lichtjahre = ca. 640 Billionen km = 64 x 10 (hoch 13) km = Entfernung zum Aldebaran im 
Sternbild Stier bei einigen Wochen Bordzeit und 22,5 Jahren Erd-Universumszeit. 
Bewaffnung = 1 Kuppelpanzerdrehturm von Haunebu-Il mit KSK-"Donar"-Strahlgeschütz 
(Donar KSK HIV) vonVril-7 (1) Kaliber 11 mm an der Raumschiff Oberseite in der Mitte auf 
der Raumschiffpilotenzelle; 5 kleinere abgeflachte Panzerdrehtürme von Haunebu-Il mit je 2 
von dessen KSK-Strahlgeschütz-Robformen Kaliber 8 mm an der Raumschiffunterseite in 
kreisförmiger Anordnung. 

Außenpanzerung = Dreischott-Viktalen-Panzerung. Besatzung = 28 Personen (14 Männer, 
14 Frauen) im April 1945. Weltallfähigkeit = 100%. 

Stillschwebefähigkeit = vermutlich ca. 25 Minuten wie bei Haunebu-Ill. ® 

Allgemeines Flugvermögen = wetterunabhängig Tag und Nacht. 

Wie die überlieferten Medialberichte besagen, kam "Vril-Odin" mit seiner Besatzung 
wohlbehalten im fernen Sonne-Planetensystem Aldebaran-Sumi an und landete dort auf 
dem Planeten SumiEr, einer sehr erdähnlichen und nur um eine Spur kleineren Welt als 


%° Nähere Ausführungen zu den verschiedenen Vril- und Haunebu-Typen siehe Buch V Der Ill. Weltkrieg. 
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unsere Erde. Die Führung von SumiEr war bereit, nach der Zusammenstellung einer 
Raumarmada von 280 Raumkreuzern, diese unter dem Kommando ihres bewährten 
Raumadmirals Zoder und der ihn begleitenden Vril-Odin-Mannschaft, über den 
Dimensionskanal zu unserem Sonne-Planetensystem bis zur Erde zu entsenden, um ihren 
Bündnispartner Deutschland von seinen Feinden zu befreien. Über transmediale Kontakte 
zwischen weiblichen Medien der deutschen Vril-Gesellschaft und ebensolchen auf SumiEr, 


erfolgte nämlich bereits während des _2. Weltkrieges zugunsten Großdeutschlands_ein 


Hilfsabkommen militärischer Art mit SumiEr, falls die reichsdeutsche Wehrmacht den Krieg 
verlieren sollte. 


Der Medialkontakt zwischen auf der Erde verbliebenen weiblichen Medien der ehemaligen 
deutschen Vril-Gesellschaft und ihren Kolleginnen auf dem deutschen Interstellar- 
Raumschiff "Vril-Odin", dauerte bis zu rund 2 Jahre nach Landung des deutschen 
Fernraumschiffes auf SumiEr an. 


Etwa Anfang 1947 brach dann der Medialkontakt unvermittelt ab. Der Grund dafür blieb 
bisher unbekannt. Ebenso bisher unbekannt ist auch, ob irgendwann später wieder ein 
solcher Medialkontakt aufgenommen werden konnte. Wenn man nun bedenkt, daß das 
Raumschiff "Vril-Odin" durch die Zeitverschiebung in Dimensionskanal bei zwar nur wenigen 
Wochen Bordzeit jedoch erst 22,5 Jahre später, etwa Ende 1967, in der Nähe von 
Aldebaran-Sumi aus dem Dimensionskanal wieder ins Normaluniversum übertrat und dann 
mit einer bereits wartenden aldebaranischen Raumkreuzereskorte auf SumiEr landete, dann 
erfolgte der Medialkontakt zwischen den Vril-Odin-Medien auf SumiEr und den Vril-Medien 
auf der Erde nicht nur über eine Distanz von 68 Lichtjahren hinweg, sondern auch zwischen 
zwei Zeitebenen, einer rund 22,5 Jahre früheren und einer rund 22,5 Jahre späteren, also 
zwischen der bereits realen Gegenwart und einer davon ausgehend nur möglichen Zukunft. 
Nur durch den Umstand, das alle diese Medien ursprünglich aus der gleichen irdischen 
Zeitebene von 1945 stammen, ist es wohl zu verdanken, dass zwischen diesen in der Folge 
dann über einen Zeitraum von rund 22,5 Jahren hinweg überhaupt ein Medialkontakt 
möglich war. Vermutlich verursacht durch die kosmisch-evolutionsbedingte "Unschärfe" aller 
zukünftigen nur möglichen, aber nicht so wie die gegenwärtigen unmittelbar realen 
Zeitebenen, brach dann zwischen diesen beiden der Medialkontakt nach immerhin zwei 
Jahren plötzlich ab, was nach Erdzeit etwa Anfang 1947 und nach der Dimensionskanalreise 
von Vril-Odin zeitverschobener SumiEr-Zeit 1969/70 gewesen sein muß. Möglicherweise 
brach jedoch der Medialkontakt zwischen der Erde von Anfang 1947 und SumiEr 1969/70 
deshalb ab, weil es zwischen der Erde von 1969/70 und dem SumiEr 1969/70 wieder einen 
Medialkontakt gab, einen Medialkontakt zwischen den Vril-Odin-Medien und vermutlich den 
weiblichen Nachkommen der irdischen Vril-Medien. Da nun dieser Medialkontakt auf der 
gleichen Zeitebene ablief, war er wahrscheinlich ähnlich wie bei Rundfunkwellen so stark 
und intensiv, dass er den von 1947-1969/70 total überlagerte und damit abbrach. Es stellt 
sich hier nun die berechtigte Frage, ob und wann nun diese "Befreiungsraumflotte" von 
Aldebaran-Sumi, vermutlich mit der Vril-Odin-Besatzung an Bord des Raumflaggschiffes, 
endlich zur Erde kommt und damit die Militärführung von SumiEr ihr Hilfsabkommen mit 
Großdeutschland einhält. 


Spekulationen? 


Gibt es vielleicht etwa inzwischen gar schon Indizien, die auf ein relativ baldiges Kommen 
dieser Raumflotte hinweisen? Rekonstruieren wir einmal, was geschieht, wenn eine ganze 
Flotte von riesigen interstellaren Fernraumschiffen aus dem überräumlichen 
Dimensionskanal, vergleichbar dem hypothetischen "Tachyonenraum" kommend, in 
kosmisch gesehen relativer Nähe von Sonne-Erde mit allerhöchster Fastlichtgeschwindigkeit 
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in unser Normaluniversum überwechselt und hier dann allmählich bis auf einen Bruchteil der 
Lichtgeschwindigkeit abbremst. - Zunächst einmal müssen wir uns klar machen, daß, sagen 
wir in immerhin 1 Lichtjiahr von Sonne und Erde entfernt, eine plötzlich im Weltraum mit 
Fastlichtgeschwindigkeit auftauchende Armada von 280 riesigen Raumschiffen von 
Asteroidengröße und -masse im Weltraum einen starken Gravitationsschock erzeugt, der 
nicht nur im Randbereich unseres Sonne-Planetensystems, sondern abgeschwächt bis zum 
Erde-Sonne-Bereich Auswirkungen hat. 


Diese Auswirkungen im solaren Randbereich betrifft vor allem die hier befindliche 
Kometenwolke, die "Oortsche Wolke", benannt nach dem niederländischen Astronomen Jan 
Hendrik Oort, der ihre Existenz bisher rein rechnerisch postulierte, welche sich in einer 
Sonnenentfernung von 2 bis 7,5 Billionen Kilometern, also bis zu 514 Lichtjahre in den 
Weltraum erstreckt. Hinter der Neptunbahn zwischen 5 Milliarden bis 2 Billionen Kilometern 
befindet sich die "innere Kometenwolke" und zwischen der Uranus- und der Neptunbahn, 
zwischen 5 bis 5 Milliarden Kilometern, liegt dann der "Kuiper-Kometengürtel", benannt nach 
dem niederländischen Astronomen Gerard Kuiper. In diesen beiden Kometenwolken und 
dem Kometengürtel befinden sich einige Billionen Kometen mit einer Gesamtmasse von 
maximal 10 Erdmassen. 


Altgemein besser bekannt ist wohl der sogenannte ASTEROIDEN-GÜRTEL zwischen Mars 
und Jupiter, bestehend aus staubkorngroßen bis rund 1.000 Kilometer großen, 
kugelförmigen, atmosphärenlosen Himmelskörpern. Über die Gesamtmasse der Asteroiden 
gibt es unterschiedliche Berechnungen und Schätzungen, die sich zumeist unterhalb der 
Masse des Erdmondes bewegen. Vielleicht stellt dieser in einer Entfernung von rund 450 
Millionen Kilometern die Sonne umkreisende kosmische Staub- und Kleinplanetenring die 
noch verbliebenen Kerne aus Gestein und Erzen eines einstigen "inneren Kometengürtels" 
in einem urzeitlichen Sonne-Planetensystem dar, oder aber es handelt sich einer schon 
etwas älteren Theorie zufolge um einen kleinen, noch vorhandenen Bruchteil eines vor 
Urzeiten geborstenen, erdähnlichen transmarsianischen Planeten, dessen Hauptmasse im 
Laufe von Äonen sowohl auf seine ehemaligen beiden Nachbarplaneten Mars und Jupiter 
als Kleinmonde verteilt wurde, oder auf deren Oberflächen niederstürzten, als auch auf einer 
in der Sonne endenden Spiralbahn zum Teil auch auf den inneren Planeten Erde (und auf 
dem Erdmond), Venus und Merkur niedergingen und sie verwüsteten (Mars wird 
unbewohnbar, auf der Erde sterben plötzlich die Dinosaurier aus, die erdähnliche 
wasserreiche Venus wird zur Planetenhölle, Merkur erhält eine Krateroberfläche wie der 
Erdmond). 


Sowohl Kometen, gigantische "schmutzige Schneebälle" aus Wassereis, gefrorenen Gasen, 
kosmischem Staub und Asteroiden im Kerngebiet, als auch Asteroiden aus dem 
Asteroidenring, erfahren bei starken gravitationellen Einwirkungen aus dem interstellaren 
Raum erhebliche Bahnstörungen, die einige von ihnen eine sonnenwärts führende 
Spiralbahn einnehmen lassen. Auf den solaren Planeten, für uns vor allem von Interesse auf 
der Erde, führen "Gravitationsschocks" aus dem Interstellarraum bei entsprechender Stärke 
zu Serien von Erdbeben und Vulkanausbrüchen, begleitet von fallweise überdurchschnittlich 
zahlreichen Meteoritenniedergängen und sich der Erde kosmisch gesehen bedrohlich 
nähernden meter- bis kilometergroßen Asteroiden. Nun, all das ist seit Anfang der 
Neunzigerjahre der Fall und geschehen, wie man wohl in allen Zeitungen nachlesen konnte 
und sogar für erdbebensicher gehaltene Gebiete wie Ägypten, wurden von schweren 
Erdbeben mit Todesopfern heimgesucht! Auch verhielten sich manche "Meteoriten" 
innerhalb der Erdatmosphäre und Asteroiden in Erdnähe eher wie kleine und große 
Aufklärungsraumschiffe, also wie künstliche und nicht wie natürliche kosmische Objekte." 
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Lieber Leser, mit diesem Kapitel haben wir uns in den Bereich der Spekulationen begeben 
müssen. Die vorstehenden als Zitate gekennzeichneten Texte sind Übernahmen aus 
verschiedenen Quellen. * 

Jan van Helsing bestätigt in seinem Buch "Unternehmen Aldebaran" die Realität dieser 
Kosmischen Aktion und gibt sogar 27 Texte aus solchen transmedialen Kontakten wieder, 
die nach dem Start des Aldebaran-Fluges zustande gekommen waren. °” Hiervon einige 
Ausschnitte: 


Aus transmedialer Sendung von VRIL-'Odin' Nr. 1 

"OdinT hat Mutter Erde verlassen. Ein plötzliches Gefühl unbeschreiblicher Verlorenheit hat 
wie gleichzeitig von der gesamten Besatzung Besitz ergriffen. Es wird wenig gesprochen. 
Die Erde sieht von außen nicht wie ein Schulglobus aus, sondern blau, hellblau und weiß. 
Deutlich sind die Wolken zu erkennen und auch Teile des Lands, in seltsam vertraut 
wirkenden Umrissen. Aber wir fliegen so schnell, daß die Erde bald wie ein immer kleiner 
werdender Ball wirkt. 

Umrundung der Erde im tiefen Flug nicht vorgenommen, um Gefühlsaufwallungen nicht zu 
verstärken. 

Den Mond verhältnismäßig nahe passiert, etwa 12.000 Kilometer. Er wirkt kalt. Die 
Besatzung ist still und nachdenklich. Spürbar, daß keiner daran glaubt, die Erde je wieder zu 
betreten. Unerwartete Ergriffenheit. Trotzdem ist jeder korrekt auf seinem Posten." 


Transmediale Sendung von VRIL-'Odin’ Nr. 2 

Meteorschwärme voraus (Asteroiden?). Sicherheitshalber Geschütze bemannt. Fliegen auf 
"Meteorschwarm" zu. Ausweichen möglich, aber wegen Rechnerschaltung für den Eintritt (in 
den Dimensionskanal) riskant. Risiko wäre sehr hoch, den Eintrittspunkt nicht wieder zu 
finden und dadurch den Treffpunkt mit den Aldebaranern unwiederbringlich zu verlieren. 
Daher Feuerbefehl auf größere Meteore. Erleichterung, weil sie sich leicht abschießen 
lassen. Den "Weltallhagel", den wir nun noch durchfliegen müssen, hält 'Odin' aus. Aber 
doch unangenehm. 

Mehrere kleinere Beschädigungen: Geschützstand Berta unbeweglich, Alpha-Antenne 
ausgefallen, zahlreiche Sprünge in den Panzerglas-Außenschichten anzunehmen, reichlich 
Beulen und Dellen am Zellenkörper. Aber nichts Ernsthaftes. Mannschaft durchgeschüttelt 
worden. Innenräume diverse Kleinschäden. Kurs beibehalten. Rechnerschaltung funktioniert 
einwandfrei." 


Transmediale Sendung von VRIL-'Odin’ Nr. 4 

"Eintritt (in den Dimensionskanal) ging sehr einfach. Kurzes Empfinden wie eine Art Hauch 
von Betäubung bei allen Besatzungsmitgliedern. Aber nur wenige Augenblicke. Umformung 
geht viel zu schnell, um sie richtig zu begreifen... (ca. 12 Zeilen unleserlich) ... überall 
grünliches Schimmern." 


Transmediale Sendung von VRIL-'Odin' Nr. 5 

"Im Kanal ruhiger Flug. Manchmal kommen wir an helleren oder dunkleren Stellen vorbei. 
Wissen nicht, ob sie etwas zu bedeuten haben. XXX eine komische Blase ist 
vorbeigeschwebt, wie eine riesige grünliche Seifenblase. Aber ziemlich weit weg." 


Aus Transmediale Sendung von VRIL-'Odin' Nr. 20 
"Austritt (aus dem Dimensionskanal) gelungen. XXX bemüht sich um Aldebaran-Verbindung. 
Technisch wegen Ausfall der Alpha-Antenne nicht möglich. Wieder unser altes Weltall. 


> wie http://www.mental-Ray.de/Mentat-Ray. 
e Eingehende Einführung in das Channeling mit zahlreichen Sitzungen siehe Buch IV "Denn es steht 
geschrieben..." 
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Lauter fremde Sternbilder - natürlich. Halten vereinbarten Kurs. Keiner hat Angst." 


Aus Transmediale Sendung von VRIL-'Odin' Nr. 21 

".. Wir sehen außer fernen Sternen nichts. Nicht einmal von unserem Tellerrand. Sehr 
merkwürdig. Alles finster wie im Bärenwanst. Die Sonne Aldebaran-Sumi ist noch 
verhältnismäßig weit. Wir werden den Rest des Weges zusammen mit den auf dieser 
Position zu erwartenden Aldebaranern fliegen. Hoffentlich kommen sie bald ..." 


Aus Transmediale Sendung von VRIL-'Odin' Nr. 22 

"Die aldebaranischen Raumkreuzer kommen schnell näher. Beeindruckende Geräte. Länge 
sicher über 1.000 Meter. Sie sind riesenhaft, sehen aber sonderbarer Weise nicht so 
fremdartig aus, wie wir uns ausgemalt hatten. Erinnern an unsere V2, obwohl sie keine 
Raketenantriebe haben, und natürlich sehen sie doch anders aus ... 

Das Flaggschiff dreht uns die Breitseite zu. Eine große Luke wird im hinteren Rumpfdrittel 
geöffnet. Wir steuern dort glatt hinein ... 

Aldebaraner. Sie sind wirklich Menschen. Sie sehen fast aus wie wir. Vielleicht etwas größer, 
schlanker und blasser. Ihre Kleidung sieht eher altmodisch aus, also so, wie man sich das in 
utopischen Romanen ausmalt. Fast ein bißchen wie Krieger aus der Antike. Auch hier 
drinnen fallen uns jetzt Verzierungen auf. Die neuzeitliche Technik scheint bei den 
Aldebaranern in verschnörkelten Hüllen zu stecken ... 

Es ist auch ein Mädchen unter ihnen, das mit einer Gruppe von wohl einem Dutzend Leuten 
gekommen ist. Das Mädchen ist sehr zart gebaut. Es wirkt unter den Männern fast wie ein 
Kind ... Zu unserem großen Erstaunen sprechen zumindest drei der Aldebaraner unsere 
Sprache. Wir werden also begrüßt ..." 


Während es Quellen gibt, die dieses Treffen als die erste persönliche Begegnung mit 
Aldebaranern überhaupt annehmen, weist van Helsing aber auf eine Aussage an, nach der 
dieser Zeuge vor 1945 Aldebaraner in Zusammenarbeit mit Reichsdeutschen gesehen habe. 
Ich selbst halte diese zweite Auffassung für die richtige, denn irgend jemand muß ja auch für 
die Aktivitäten auf Erdmond und Mars in den vergangenen Jahrhunderten verantwortlich 
gewesen sein, die von zahlreichen Astronomen beobachtet wurden, und das bis in heutige 
Zeit. 
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6. Zur derzeitigen Situation 

Wir sehen also, daß die hier auf unserer Erde bestehende Polarisierung zwischen den USA, 
oder besser Siegermächten des Il. Weltkrieges insgesamt, und den Reichsdeutschen viel 
weiter reicht und irdische Bündnisse mit Außerirdischen mit einschließt: die USA mit den 
grauen Langnasen auf der einen Seite, und den RDs mit den Aldebaranern andererseits. 
Und diese außerirdischen Ethnien haben offensichtlich Bündnisse wiederum mit anderen 
Zivillsationen aus dem Weltall, die ihrer Art und Interessen entsprechen. Und die 
Hauptpolarisierung ist nun offenbar eine solche kosmischer Dimension und besteht 
zwischen diesen beiden außerirdischen Bündnissystemen. Und in diese kosmische 
Hauptauseinandersetzung sind wir, hier auf unserer Erde, offensichtlich nur Randgruppen, 
die in diese kosmische Auseinandersetzung ohne es recht zu wissen und zu wollen mit 
hineingeraten sind. 

Dieser kosmische Kampf zwischen den beiden außerirdischen Bündnissystemen geht 
offenbar bereits über lange Zeit, über Jahrhunderte oder gar noch länger. Obwohl jede 
Partei in einem Kriege immer meint, die bessere zu sein und sich im Recht zu befinden, ist 
es in diesem Falle aber wohl eindeutig eine Auseinandersetzung zwischen Gut und Böse. 
Denn einen Planeten versklaven zu wollen, worauf wohl die Langnasen bei uns 
hinauswollen, wenn nicht gar ganzer Teile des Weltalls, kann man nur als das absolute 
Negative ansehen. Dabei dürfen wir den Einfluß spiritueller Dimensionen und Wesenheiten 
nicht außer acht lassen: allerletztlich geht es um eine Auseinandersetzung zwischen dem 
Satanischen und dem Göttlichen, von denen diese beiden Bündnissystem als deren 
materielle Werkzeuge anzusehen sind. 

So sind unsere Probleme hier auf Erden von diesen kosmischen Ebenen aus gesehen 
sicherlich nur untergeordneter Bedeutung - obwohl sie aus unserer Sicht, da sie uns selbst 
betreffen, im Vordergrund stehen - was aber nicht heißt, daß sie unwichtig seien, denn 
letztlich geht es ja mit wesentlich um die Beherrschung des Planeten Erde als solchen. Was 
sich jetzt hier bei uns an Auseinandersetzungen abspielt, sind deshalb nur die fernsten 
Ausläufer dieses Geschehens. Und diese Auseinandersetzung scheint eben jetzt, da wir hier 
inkarniert sind, also in unserer jetzigen Lebenszeit, zur Entscheidung und zur Beendigung zu 
kommen. 

Wie sind nun aber diese interkosmischen Kräfteverhältnisse, und damit die Aussichten bei 
dieser Auseinandersetzung, dem Endkampf zwischen dem Satanischen und dem 
Göttlichen? Technisch und überhaupt sei die Aldebaranergruppe offenbar der anderen Seite 
deutlich überlegen. Das würde für eine schnelle Beendigung sprechen. Doch diese könnte 
sehr verlustreich sein, was man sicherlich - soweit möglich - vermeiden will. 

Und es dürfte noch einen gravierenden Umstand geben, warum kein drastisches Eingreifen 
der Aldebaraner/RD-Seite bisher erfolge. Wie zuvor ausgeführt, unterhalten die 
"Langnasen" Basen auf USA-Gebiet. Wie z. B. die Amerikaner jetzt im Irak, so sind auch 
diese Langnasen-Basen auf eine stehende Nachschubverbindung zu ihrer Zivilisation 
angewiesen. Die kosmische Auseinandersetzung ist aber offenbar soweit gediehen, daß die 
Aldebaraner diese kosmische Nachschublinie unterbunden haben, diese Basen jetzt hier auf 
Erden also völlig abgeschnitten sind. Dies schwächt natürlich auch ihren Partner USA. 
Obwohl unabdingbar, dürfte damit ein erhebliches Gefahrenmoment entstanden sein, denn 
man weiß nicht, wie diese isolierten "Langnasen" nun reagieren werden, zumal sie keinen 
Emotionalkörper besitzen sollen, also praktisch emotionslos and. Das Klügste und 
Naheliegendste wäre, ihnen einen freien Abzug vorzuschlagen und zu gewähren. Aber, wie 
Sie sich denken können, sind dies alles Vermutungen, die in Umlauf gelangen und keine 
sicheren Informationen, geschweige denn, etwas über die verfolgte, künftige Strategie zu 
wissen. Insofern wird das eingangs skizzierte Szenario eines reichsdeutschen Eingriffs auf 
diese Weise wohl nicht stattfinden, da - wie wir nun wissen - die Gesamtsituation wesentlich 
komplexer ist und wir mit unseren Schwierigkeiten nicht direkt im Zentrum der Ereignisse zu 
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stehen scheinen. 

Ein gravierendes Problem stellt natürlich auch die gegenwärtige psychologische Einstellung 
der meisten Deutschen zu dem Problemkreis "Drittes Reich" dar, denn Deutschland wird 
bekanntlich vorgeworfen, zwei Weltkriege angezettelt und ausgelöst zu haben. Solcherart 
auftretende Reichsdeutsche würden so den Schreckensruf auslösen - Hilfe, die Nazis 
kommen! 

Doch - nachdem wir heute verfolgen konnten, daß die Angriffsgründe der USA für den lang 
beabsichtigen Krieg gegen den Irak zusammengelogen worden sind und auch die Japaner 
damals von den USA durch absolut inakzeptable Maßnahmen in den Angriff auf Pearl 
Harbor getrieben wurden und man mit vollem Wissen fast 3000 amerikanische Soldaten dort 
opferte, nur um einen ftriftigen Grund für einen Kriegseintritt gegen Deutschland zu 
bewerkstelligen, nicht zu vergessen die mysteriösen Abläufe zum 11.9., wo sich alle 
"Fakten" widersprechen, so sollten wir mit kritischer Objektivität auch selbst die tatsächlichen 
geschichtlichen Abläufe um diese beiden Weltkriege prüfen. Um hierbei keinen subjektiven 
Täuschungen aufzusitzen, soll dies nachfolgend primär anhand belegter Zitate von 
Persönlichkeiten dieser Zeit erfolgen, um Deutschland endlich Gerechtigkeit Widerfahren zu 
lassen und das - wie wir sehen werden - hier gleichfalls verfälschte Geschichtsbild 
richtigzustellen. 


Nachtrag 25. September 2004: Wie wird es nun weitergehen? Es scheint einen weiteren 
Faktor zu geben, den wir noch nicht hier einbezogen haben - ein kosmisches Eingreifen. Wie 
in Buch VI geschildert, kann die Existenz eines zusätzlichen Planeten X als gesichert gelten, 
der alle 3600 Jahre ins Innere unseres Sonnensystems eintritt und durch seine Größe (die 
Rede ist von 4-facher Erd- bis Jupitergröße) gewaltige Sonneneruptionen auslöst (was 
gegenwärtig seit ca. 2 Jahren offensichtlich der Fall ist) und bei seinen beiden erdnahen 
Durchgängen (Kreuzen der Erdbahn beim Anflug und Verlassen) eine zeitweise 
Erdorientierung zu sich statt zur Sonne erzwingt, was zum Stillstand der Erdrotation 
(geschätzt für 3 Tage) und einem anschließenden Abkippen der Erdachse führen kann. Auf 
diese Weise soll z. B. die biblische Sintflut ausgelöst worden sein. Dieser Planet wurde vor 
20 Jahren als im Anflug befindlich gesichtet und scheint uns noch 2004 oder 2005 zu 
kreuzen. Viele mit Terrorismus begründeten Maßnahmen rühren vermutlich aus dieser 
striktens geheim gehaltenen Tatsache. Das könnte zu einer globalen Zerschlagung aller 
politischen Strukturen führen, mit dem Ableben von Millionen, wenn nicht Milliarden. 
Offenbar ist dies der Inhalt der 3. Fatima-Botschaft - siehe das Papstzitat eingangs von Buch 
Ill. Dann könnten die Voraussagen von Cayse eintreten, wonach im Handumdrehen eine 
globale Veränderung der Erdoberfläche stattfindet, indem Teile der USA und fast ganz 
Japan sowie Neuseeland versinken und Nordeuropa vollständig seine geographische 
Gestalt verändert. Als Zeichen gibt Cayse einen vorherigen Ausbruch des Vesuvs (3 Monate 
zuvor) oder des Mont Pele auf Martinique an. Dies kann noch zudem mit Meteoriten- 
Einschlägen verbunden sein, denn dieser kosmische Körper (soll ein "Brauner Zwerg" sein) 
führt wohl eine Menge von Weltraummüll mit sich und vermutlich sogar einige eigene 
Trabanten. Wissenschaftler meinen, daß unmittelbar vorher die Erdsatelliten ausfallen. 
Wenn also das Satelliten-Fernsehen versagt, und die Karten-Orientierungsgeräte in den 
Autos, dann sollte sich jedermann umgehend in Sicherheit bringen, d. h. Küstengebiete und 
Ballungsgebiete verlassen und sich möglichst in eine höher gelegene Region begeben. 
Wenn dem so ist, wissen das die RDs sicherlich genau und es wäre logisch, wenn sie 
diesen Zeitpunkt abwarten. Allerdings könnten sich dann die Aussagen verschiedener 
Kontaktler erfüllen, wonach eine umfassendere Evakuierung von Menschen über 
Raumschiffe stattfinden soll, also daß die RDs insbesondere so möglichst viele von der 
deutschen Bevölkerung retten, bis sich die Erdoberflächenschicht wieder einigermaßen 
stabilisiert hat. 
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V. Zitatenbeweis zur Kriegsschuld des I. und Il. Weltkrieges und der 
nachfolgenden Maßnahmen gegen das deutsche Volk 


1. Zeitraum bis Auslösung des |. Weltkrieges 

1870 

8. September 1870 

Die Deutschen belagern Paris. Die Londoner Zeitung DAILY NEWS: 

"Die Deutschen haben das Recht, ihre eigenen Bedingungen zu stellen. Sie wollen nur im 
Frieden leben und von den neidischen Nachbarn weder belästigt noch geteilt werden. 
Frankreich hat sich ständig in die deutschen Angelegenheiten gemischt." 

It. Maier-Dorn: "Zu v. Weizsäckers Ansprache vom 8. Mai 1985", S. 24 


1892 

Zar ALEXANDER Ill. zu dem russischen Außenminister Graf LAMSDORFF: 

"Wir müssen uns mit den Franzosen einigen und bei einem Kriege zwischen Frankreich und 
Deutschland sofort über die Deutschen herfallen, um ihnen keine Zeit zu lassen, zuerst 
Frankreich zu schlagen und dann gegen uns vorzugehen. Man muß die Fehler der 
Vergangenheit berichtigen und Deutschland bei der ersten Gelegenheit zu Boden schlagen." 
Hugo Wellems: "Von Versailles bis Potsdam", S. 55 


1. Februar 1896 

Sir PETER CHALMERS MITCHELL, wissenschaftlicher Korrespondent für THE TIMES, in 
der Londoner THE SATURDAY REVIEW unter dem wissenschaftlichen Titel: "A Biological 
View of Our Foreign Policy" (Eine biologische Betrachtung unserer Außenpolitik) "... Die 
Deutschen sind durch ihre Ähnlichkeit mit Engländern unsere vorbestimmten natürlichen 
Nebenbuhler. In allen Teilen der Welt beim Verfolgen von Handel, Fabrikation und beim 
Ausbeuten anderer Rassen rempeln sich Engländer und Deutsche gegenseitig an ... 

Wäre morgen jeder Deutsche beseitigt, es gäbe kein englisches Geschäft, das nicht sofort 
wüchse ... macht Euch fertig zum Kampf mit Deutschland, denn Germania est delenda. 
(Deutschland muß zerstört werden!)." 

Hans Grimm: "Von der verkannten Wirklichkeit". S. 139 f. (teilweise) 


24. August 1895 

Die englische SATURDAY REVIEW in einem Aufsatz "Our true foreign Policy" (Unsere 
richtige Außenpolitik): 

"Unsere Außenpolitik hat an erster Stelle mit der verbissenen Feindschaft Frankreichs zu 
rechnen. Man mag diese Feindschaft unklug und unzeitgemäß nennen, aber wegzweifeln 
läßt sie sich nicht. Ein Teil unserer englischen Presse empfiehlt jetzt, Lord Salisbury 
(britischer Premierminister 1895-1902) solle mit dem deutschen Kaiser ein Bündnis 
gegenseitiger Hilfe eingehen. Uns gefällt solche Politik nicht, soviel Sicherheit sie zu bieten 
vermöchte, und zwar aus mancherlei Gründen. Vor allem gilt es doch, daß wir Engländer 
bisher stets gegen unsere Wettbewerber in Handel und Verkehr Krieg geführt haben. Und 
unser Hauptwettbewerber in Handel und Verkehr ist heute nicht Frankreich, sondern 
Deutschland. Bei einem Kriege mit Deutschland kämen wir in die Lage, viel zu gewinnen und 
nichts zu verlieren ..." 

Hans Grimm: "Leben in Erwartung, Meine Jugend", 1972, S. 104 ff. 
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11. September 1897 

Die Londoner SATURDAY REVIEW: 

"Was Bismarck vor sich sah, wird auch jedem von uns bald klar werden, daß nämlich 
zwischen England und Deutschland nicht nur der allerstärkste Interessengegensatz besteht, 
sondern daß England die einzige Großmacht ist, die Deutschland ohne gewaltigen Einsatz 
und ohne Zweifel am Ausgang zu bekämpfen vermag ... Wenn wir unseren Teil der Arbeit 
getan haben, können wir zu Frankreich und Rußland sprechen: Sucht Euch die 
Entschädigung selbst aus, nehmt Euch in Deutschland was Ihr wollt, Ihr könnt es haben ... 
Ceterum censeo, Germaniam esse delendam." (Im übrigen meine ich, daß Deutschland 
zerstört werde. - Der Römer Cato über Karthago) 

Hans Grimm: "Leben in Erwartung, meine Jugend." S. 178 


29. Dezember 1898 

Der französische Außenminister THEOPHILE DELCASSE zu MAURICE PALEOLOGUE 
(späterer Botschafter in Petersburgs 1914-1918) 

"Für Rußland wie für Frankreich, ist England ein Rivale, ein Konkurrent, der oft sehr 
unangenehm verfahrt; aber es ist nicht ein Feind und vor allem, es ist nicht der Feind. 

Ach! Mein lieber Paleologue, wenn doch Rußland, England und Frankreich sich gegen 
Deutschland zusammenschließen könnten! ..." 

Hugo Wellems: "Von Versailles bis Potsdam", S. 45 f. 


Februar 1905 

Baron Greindl (der belgische Gesandte in Berlin) schreibt: 

"Die wahre Ursache des Hasses der Engländer gegen Deutschland ist die Eifersucht, 
hervorgerufen durch die außergewöhnlich rasche Entwicklung der deutschen Handelsflotte, 
des deutschen Handels und der deutschen Industrie. 


1909 

General LOUIS BOTHA, Premierminister von Transvaal (1907) und der Südafrikanischen 
Union (1910-1919), zu Pastor Dr. SCHOWALTER in Bad Kissingen: 

"Deutschland kann einem Krieg mit England nicht entgehen, gleichviel, was es auch tut." 
Emil Maier-Dorn: "Alleinkriegsschuld, Unkenntnis oder Feigheit?", S. 7. 


1910 

Der ehemalige britische Premierminister ARTHUR JAMES BALFOUR (1902-1905) zum US- 
Botschafter HENRY WHITE: 

BALFOUR: 

"Wir sind wahrscheinlich töricht, daß wir keinen Grund finden, um Deutschland den Krieg zu 
erklären, ehe es zuviel Schiffe baut und unsern Handel nimmt." 

WHITE: 

"Sie sind im Privatleben ein hochherziger Mann. Wie ist es möglich, daß Sie etwas politisch 
so Unmoralisches erwägen können, wie einen Krieg gegen eine harmlose Nation zu 
provozieren, die ein ebenso gutes Recht auf eine Flotte hat wie Sie? Wenn Sie mit dem 
deutschen Handel konkurrieren wollen, so arbeiten Sie härter." 

BALFOUR: 

"Das würde bedeuten, daß wir unseren Lebensstandard senken müßten. Vielleicht wäre ein 
Krieg einfacher für uns." 

WHITE: 

"Ich bin erschrocken, daß gerade Sie solche Prinzipien aufstellen können." 
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BALFOUR: 

"Ist das eine Frage von Recht und Unrecht? Vielleicht ist das nur eine Frage der Erhaltung 
unserer Vorherrschaft." 

A. Nevins: "Henry White, Thirty Years of American Diplomacy". New York, 1930, S. 257. 
Emil Maier-Dorn: "Anmerkungen zu Sebastian Haffner", S. 201 f. 


28. Juli 1914 

Österreich-Ungarn 

ÖSTERREICH-UNGARN ERKLÄRT SERBIEN DEN KRIEG mit der ausdrücklichen 
Feststellung, daß es keine Gebietserweiterung auf Kosten Serbiens beabsichtige. 


1. August 1914 

Nachdem Frankreich die allgemeine Mobilmachung angeordnet hat, erfolgen 
KRIEGSERKLÄRUNGEN DES DEUTSCHEN REICHES AN RUSSLAND und der Befehl zur 
allgemeinen Mobilmachung in Deutschland. 


2. Zeitraum während des I. Weltkrieges 

3. August 1914 

Als Antwort auf die unbefriedigende französische Note zum deutschen Ultimatum vom 31. 
Juli 1914 und auf die französische Mobilmachung vom 1. August 1914 ERKLÄRT DAS 
DEUTSCHE REICH FRANKREICH DEN KRIEG. 


4. August 1914 
ENGLAND ERKLÄRT DEUTSCHLAND DEN KRIEG, weil dieses die belgische Neutralität 
durch Einmarsch von Truppen in der Nacht vom 3. zum 4. August 1914 verletzt habe. 


4. Dezember 1914 

Die Londoner THE TIMES: 

"Die Aufrechterhaltung unserer Vorherrschaft zur See und das Gleichgewicht der Mächte 
gehören zu den Grundtatsachen unserer politischen Überlieferung. Wir haben immer für das 
Gleichgewicht der Mächte gekämpft, und wir werden immer dafür kämpfen." 

Sven Hedin: "Amerika im Kampf der Kontinente", Leipzig 1942, S. 52. 


7. Mai 1915 (15.00 Uhr) "Lusitania" 

Der größte und schnellste Luxusdampfer der Welt, das britische Schiff LUSITANIA, wird von 
Amerika kommend vor der irischen Küste vom deutschen U-BOOT "U20" durch einen 
Torpedo versenkt. 

Den etwa 2000 Passagieren und auch der Öffentlichkeit war bewußt verschwiegen worden, 
daß die Ladung des riesigen Schiffes hochgradig aus Kriegsmaterial und Munition bestand. 
Die deutschen Konsulate in den USA hatten vor Abfahrt des Schiffes von Amerika die 
Passagiere zu warnen versucht, doch ist die Veröffentlichung in den Zeitungen aus 
unerklärlichen Gründen nur spärlich erfolgt. 

Nach dem einen Torpedotreffer zerreißen heftige Explosionen den Schiffsleib, der binnen 20 
Minuten sinkt. 1198 Menschen, darunter 138 Amerikaner finden den Tod. 

Diese Katastrophe ist ein willkommener Anlaß zur Kriegshetze in Amerika gegen 
Deutschland. 

Über 60 Jahre lang wird das Tauchen nach dem Wrack von der britischen Regierung 
verboten. 

Paul Rassinier: "Was ist Wahrheit?", S.154. 
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Und Oktober 1915: 

"Nach der Torpedierung des größten und schnellsten Luxusdampfers der Welt, des 
englischen Schiffes LUSITANIA am 7. Mai 1915, bei der 1198 Menschen, darunter 138 
Amerikaner, den Tod fanden, gibt die englische Reederei nach monatelangen 
Gerichtsverhandlungen, bei denen die Wahrheit über die wirkliche Schiffsladung mit 
Kriegsmaterial und Munition durch gefälschte Ladepapiere unterdrückt wurde, eine 
Broschüre zur "Aufklärung" der Weltöffentlichkeit heraus. Der ganz auf Kriegspropaganda 
ausgerichteten Broschüre entnehmen wir unter anderem: 

.. Am 1. Mai verließ die Lusitania New York mit Kurs auf Liverpool ... Vor der Abfahrt 
veröffentlichten deutsche Stellen in der amerikanischen Presse drohende Erklärungen ... Am 
7. Mai, die Fahrt war ohne besondere Vorkommnisse verlaufen, kam die irische Küste in 
Sicht, und um 14 Uhr 10 war das Schilf etwa 8 bis 10 Meilen von Old Head of Kinsale 
entfernt. Ohne die geringste Warnung tauchte plötzlich die Blasenbahn eines deutschen 
Torpedos auf ... 

die hunnischen Piraten hatten ihre Aufgabe erfüllt, der zivilisierten Welt zu zeigen, daß im 
Namen der deutschen Kultur die ganze Skala der Barbarei ausgeschöpft werden sollte. Die 
Greuel in Belgien, das Vergiften der Brunnen und der Einsatz erstickender Gase - all das 
schrumpfte zur Bedeutungslosigkeit zusammen angesichts der widerlichsten Mordtat, die je 
auf hoher See begangen wurde. Das Verbrechen, das für alle Zeit als Schandfleck an der 
Geschichte einer Zivilisierten Nation haften bleiben wird, hatte den Tod von 1198 
unschuldigen und harmlosen Menschen zur Folge ... 

Dieses abscheuliche Verbrechen hat das internationale Recht und die Konventionen aller 
zivilisierten Völker verletzt, und wir klagen deshalb die Besitzer des Unterseebootes, den 
deutschen Kaiser und die deutsche Regierung, auf deren Befehl die Besatzung gehandelt 
hat, des Massenmordes an." 

Dies war der Spruch der Geschworenen bei der Untersuchung, die sich mit der 
Todesursache der Opfer von Kinsale zu befassen hatte. 

. Es war zu erwarten, daß der Feind versuchen würde, seine abscheuliche Tat zu 
rechtfertigen, indem er behauptete, das Schiff sei bewaffnet gewesen. Über den 
Funktelegrafen und durch seine Presse stellte der Feind diese schändliche und teuflische 
Behauptung auf. Sie stellte sich als absolut unbegründet heraus ... Wieder eine deutsche 
Lüge entlarvt! ... 

Colin Simpson: "Die Lusitania", Frankf./M. 1973. S. 11 f. und 201. 


Und 20. November 1920: 

Die New Yorker Zeitung THE NATION gibt einen Bericht über die Aussagen von Mr. DUDLY 
FIELD MALONE, dem Kollektor im Hafen von New York, die mit denen des Senators LA 
FOLLETTE übereinstimmen: 

"D. F. Malone enthüllte, daß die 'Lusitania' große Mengen von Munition für die englische 
Regierung an Bord hatte, u. a. 4200 Kisten mit Springfield-Metallpatronen. Die Wilson- 
Administration verbot die Veröffentlichung dieser Tatsache. 

"Eine der Hauptanklagen, auf die sich der Versuch, R. M. La Follette aus dem Senat 
auszuschließen, gründete, war, daß er fälschlich erklärt habe, die Lusitania habe Munition 
an Bord gehabt, aber die Verfolgung des Senators wurde aufgegeben, als Mr. Malone sich 
erbot, für ihn als Zeuge aufzutreten." 

Arthur Ponsonby: "Lügen in Kriegszeiten", Seite 134. 


Und 20. August 1932 
HANNOVERSCHE ALLGEMEINE ZEITUNG: 
"Beweise im Wrack der 'Lusitania' beseitigt? 


106 


"Noch einmal umgeschrieben werden müssen möglicherweise die Geschichtsbücher über 
die folgenschwere Versenkung des britischen Passagierdampfers 'Lusitania' (am 7. Mai 
1915) ... Die Taucher entdeckten nämlich ein riesiges Loch an der gegenüberliegenden 
Seite des Schiffsrumpfes, in die das deutsche Torpedo eingeschlagen war. Der Leiter der 
Bergungsfirma, Alf Lyon, glaubt, daß das Loch durch eine "gewaltige Explosion im 
Laderaum" verursacht worden ist ... Völlig rätselhaft ist jedoch, warum der gesamte 
Laderaum des Wracks jetzt völlig leer ist ..." 

HAZ 20. August 1982, (ap) Seite 3. 


2. April 1917 
DIE USA ERKLÄREN DEUTSCHLAND DEN KRIEG 
Paul Rassinier: "Was ist Wahrheit?", S. 161. 


5. März 1917 

Der amerikanische Botschafter in London, WALTER HINES PAGE, telegrafiert an seinen 
Präsidenten WILSON: 

"Der Druck der herannahenden Finanzkrise übersteigt nunmehr die Leistungsfähigkeit des 
Einsatzes des Hauses MORGAN für die britische und französische Regierung ... Es ist nicht 
unwahrscheinlich, daß der einzige Weg, um unsere hervorragende Handelslage aufrecht zu 
erhalten und eine Panik zu vermeiden, die Kriegserklärung an Deutschland darstellt." 

Sven Hedin: "Amerika im Kampf der Kontinente", Leipzig 1942. S. 191. 


1917 

Der US-Journalist ISAAK MARCOSSOHN auf einem Bankett des einflußreichen britischen 
Verlegers und Publizisten LORD ALFRED CH. NORTHCLIFFE: 

"Der Krieg ist ein riesenhaftes Geschäftsunternehmen, wobei nicht der Heroismus der 
Soldaten, sondern die Geschäftsorganisierung das Schönste ist. Und Amerika ist stolz auf 
die günstige Geschäftslage, die es erlebt." 

Emil Maier-Dorn: "Alleinkriegsschuld, Unkenntnis oder Feigheit?", S.9. 


3. Zeitraum bis zu Hitlers Machtergreifung 

April/Mai 1919 

Der britische Kriegsminister (1919-1921) WINSTON CHURCHILL in der Londoner 
Tageszeitung THE TIMES: 

"Sollte Deutschland in den nächsten 50 Jahren wieder Handel zu treiben beginnen, so 
haben wir diesen Krieg umsonst geführt." 

Hubertus Prinz zu Löwenstein: "Deutsche Geschichte". Frankf. 1951, S. 474. 


Juli 1919 

Der französische Ministerpräsident GEORGE CLEMENCEAU zu Offiziersschülern in St. 
Cyn: 

"Seien Sie ohne Sorge für Ihre militärische Karriere: Der Frieden, den wir in Versailles 
gemacht haben, garantiert Ihnen zehn Jahre voller Zusammenstöße (vous assure dix ans de 
confiits) in Mitteleuropa." 

Emil Maier-Dorn: "Alleinkriegsschuld, Unkenntnis oder Feigheit?", Seite 5. 


Juli 1919 
Der britische Premierminister LLOYD GEORGE zu LORD RIDDELL in Versailles: 
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"... Die Wahrheit ist, daß wir Engländer uns durchgesetzt haben. Das meiste, darauf wir aus 
waren, ist uns zugefallen. Die deutschen Kriegsschiffe sind abgeliefert, die deutschen 
Handelsschiffe sind abgeliefert, die deutschen Kolonien haben aufgehört zu sein, der eine 
unserer Hauptwettbewerber im Handel ist zum Krüppel geschlagen ..." 

Hans Grimm: "Von der verkannten Wirklichkeit", Seite 156. 


5. September 1919 

Der amerikanische Präsident WOODROW WILSON über die Ursache des Krieges: 

"Gibt es jemand, Mann oder Frau, ja gibt es ein Kind, das nicht wüßte, daß der Keim des 
Krieges in der modernen Welt industrielle und kommerzielle Rivalität ist? Dieser Krieg war 
ein Industrie- und Handelskrieg." 

Emil Maier-Dorn: "Zu v. Weizsäckers Ansprache v. 8. Mai 1985", S. 26 


1919 

Der französische Marschall und Oberbefehlshaber der alliierten Truppen in Frankreich 
während des Ersten Weltkrieges, FERDINAND FOCH, bezeichnet den neugegründeten 
polnischen Korridor als "die Wurzel des nächsten Krieges". 

Emil Maier-Dorn: "Alleinkriegsschuld, Unkenntnis oder Feigheit?". S. 5. 


1919 

Der französische Ministerpräsident GEORGES CLEMENCEAU zum späteren US- 
Präsidenten HERBERT HOOVER: 

"Es wird zu Ihren Lebzeiten einen zweiten Weltkrieg geben, und man wird Sie wieder in 
Europa brauchen." 

Emil Maier-Dorn: "Alleinkriegsschuld, Unkenntnis oder Feigheit?", S. 5. 


3. März 1921 

Der ehemalige britische Premierminister DAVID LLOYD GEORGE auf der 
Reparationskonferenz in London: 

"Für die Alliierten ist die deutsche Verantwortlichkeit für den Krieg grundlegend. Sie ist die 
Basis, auf der das Gebäude des Vertrages errichtet worden ist; und wenn die Anerkennung 
versagt oder aufgegeben wird, so ist der Vertrag zerstört ... Wir wünschen daher ein für 
allemal ganz klarzumachen, daß die deutsche Verantwortlichkeit für den Krieg von den 
Alliierten als endgültig feststehend behandelt werden muß." 

Udo Walendy: "Wahrheit für Deutschland", Seite 18. 


5. Juli 1922 

Das französische "Journal Officiel" der Abgeordnetenkammer veröffentlicht die Äußerung 
des russischen Kriegsministers, General SUKHOMLINOW: 

"Ich erkühne mich zu behaupten, daß es nicht einmal M. Poincare möglich ist, an die 
Alleinschuld Deutschlands zu glauben. Wenn man aber eine auf die Theorie von 
Deutschlands alleiniger Schuld gegründete Politik aufbauen kann, so ist es klar, daß man an 
dieser Theorie zäh festhalten oder sich wenigstens den Anschein der Überzeugung geben 
muß." 

Arthur Ponsonby: "Lügen in Kriegszeiten", Seite 65. 
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29. August 1924 

Die DEUTSCHE REICHSREGIERUNG widerruft das erzwungene 
Kriegsschuldanerkenntnis: 

"... Die uns durch den Versailler Vertrag unter dem Drucke übermächtiger Gewalt auferlegte 
Feststellung, daß Deutschland den Weltkrieg durch seinen Angriff entfesselt habe, 
widerspricht den Tatsachen der Geschichte ..." 

Bernhard C. Wintzek: "Unsere Väter waren keine Verbrecher", S. 34. 


9. Oktober 1925 

Die polnische Zeitung GAZETA GDANSK: 

"Polen muß darauf bestehen, daß es ohne Königsberg, ohne ganz Ostpreußen nicht 
existieren kann. Wir müssen jetzt in Locarno fordern, daß ganz Ostpreußen liquidiert werde. 
Es kann eine Autonomie unter polnischer Oberhoheit erhalten. Dann wird es ja keinen 
Korridor mehr geben. Sollte dies nicht auf friedlichem Wege geschehen, dann gibt es wieder 
ein zweites Tannenberg, und alle Länder kehren dann sicher in den Schoß des geliebten 
Vaterlandes zurück." 

Udo Walendy: "Wahrheit für Deutschland", S.144 ff. 


1925 

Der ehemalige Präsident der französischen Republik RAYMOND POINCARE: 

".. Ich behaupte nicht, daß Österreich oder Deutschland in erster Linie eine bewußte, 
überlegte Absicht hatten, einen allgemeinen Krieg zu entfesseln. Keine vorhandenen 
Dokumente geben uns das Recht anzunehmen, daß sie zu jener Zeit irgendetwas so 
Systematisches geplant hatten." 

Arthur Ponsonby: "Lügen in Kriegszeiten", S. 65. 


26. Januar 1926 

Der britische Botschafter in Berlin, EDGAR V. D'ABERNON: 

"Nachdem nun 'Locarno' (Vertrag vom 1. Dezember 1925) die Gefahr an der deutsch- 
französischen Grenze vermindert hat, bleibt der polnische Korridor das Pulverfaß Europas." 
Udo Walendy: "Wahrheit für Deutschland", S. 135. 


23. September 1927 

Der deutsche Reichsaußenminister Dr. GUSTAV STRESEMANN in einem Interview mit der 
französischen Zeitung MATIN: 

"Das Volk empfindet die Behauptung, daß das furchtbare Geschehen des Weltkrieges auf 
Deutschlands Initiative zurückzuführen sei, als die schwerste ihm zugefügte Beleidigung." 
Bernhard C. Wintzek: "Unsere Väter waren keine Verbrecher", S. 34. 


7. Oktober 1928 

Der ehemalige britische Premierminister LLOYD GEORGE in seiner Rede betr. "Versailles" 
in der Guild Hall, London: 

"Die gesamte Dokumentation, die uns gewisse unserer Alliierten vorgelegt haben, war 
erl\ogen und erschwindelt. Wir haben (in Versailles) auf Grund von Fälschungen 
entschieden." 

K. Rabi: "Das Selbstbestimmungsrecht der Völker", S.97. 


19. Juni 1929 
Die polnische Zeitung STRAZNIA BALTYCKA: 
"Auch Danzig ist eine polnische Stadt und wird es wieder werden. Eure Pflicht ist es, Danzig, 
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auch das kleine Stückchen polnischen Landes, das ungeduldig darauf harrt, zu erobern ..." 
Else Löser im Selbstverlag: "Polen und die Fälschungen seiner Geschichte", S.13. 


8. Februar 1932 

Aufzeichnung über den Besuch des polnischen Gesandten in der polnischen Abteilung des 
AUSWÄRTIGEN AMTES in Berlin: 

"Der Polnische Gesandte, der mich heute aus anderem Anlaß aufsuchte, ist von mir auf die 
unerhörten Vorgänge bei der Zehnjahresfeier der polnischen Studentenvereinigung "Bratnia 
Pomoc" in Danzig aufmerksam gemacht worden. 

Ich habe ihn insbesondere darauf hingewiesen, daß die Ansprache des amtlichen 
polnischen Vertreters in Danzig, Herrn Lalicki, in der von der Rückgabe Danzigs an das 
polnische Vaterland die Rede ist, sowie die Erklärung des polnischen Obersten Landau: 
"Hoffentlich möchten bald von Danzigs Rathaus polnische Fahnen wehen", kaum geeignet 
wären, die Beunruhigung zu beseitigen, in der sich Danzigs Bevölkerung seit längerer Zeit 
wieder befände. 

Der polnische Gesandte wich aus, indem er behauptete, ihm sei nichts über diesen Vorfall 
bekannt und fügte hinzu, daß er bei seiner persönlichen Bekanntschaft mit dem Rat Lalicki, 
der durchaus ein besonnener Mensch sei, sich derartige Erklärungen kaum vorstellen 
könne. Er würde seinerseits bemüht sein, die Angelegenheit aufzuklären." 

Noebel "Deutsches Weißbuch zur Vorgeschichte des Zweiten Weltkrieges". 1934/40, Dok. 
Nr.17.S. 22. 


12Januar 1933 

Der deutsche Generalkonsul in Danzig, von THERMANN, an das Auswärtige Amt in Berlin: 
"Auf Einladung der polnischen Kriegervereine ... hat am 5. d. M. im Werftspeisehaus in 
Danzig eine Feier der 'Soldaten-Oblate' stattgefunden, bei der von den Rednern wiederum in 
unverantwortlicher Weise gegen Deutschland und Danzig gehetzt worden ist und offen die 
Einverleibung Danzigs in Polen in kurzer Zeit verheißen wurde ..." 

Deutsches Weißbuch zur Vorgeschichte des Zweiten Weltkrieges". 1939/40, Dok. Nr.18. S. 
22f. 


4. Zeitraum bis Auslösung des Il. Weltkrieges 
24. Februar 1933 
Der DEUTSCHE GENERALKONSUL IN DANZIG an das Auswärtige Amt in Berlin: 

. bis heute hat Polen Danzig gegenüber seine Politik mit der größten Konsequenz 
durchgeführt. Nachdem es ihm nicht gelungen ist ..., die Polonisierung Danzigs zu erreichen, 
hat es dasselbe Ziel unter dem Druck wirtschaftlicher Maßnahmen verfolgt. Der Druck gegen 
Danzig verstärkte sich besonders im Jahre 1925, als der deutsch-polnische Zoll- und 
Wirtschaftskrieg einsetzte ... Im Jahre 1929 nahm der Kampf Polens gegen Danzig bereits 
Formen an, die die Existenz der Freien Stadt ... gefährdeten ... Polen versuchte, Danzig 
dadurch zu erdrosseln, daß es die Lieferungen von Lebensmitteln sperrte, ... später ... den 
Warenverkehr des Danziger Handels und der Danziger Industrie nach Polen zu unterbinden 
In Vertretung Koester "Deutsches Weißbuch zur Vorgeschichte des Zweiten Weitkrieges", 
1939/40 S. 23ff. 


4. April 1936 

Der DEUTSCHE GENERALKONSUL IN KATTOWITZ an das Auswärtige Amt in Berlin: 

"... Am Sonntag, dem 15. März, ist im Hotel Graf Reden in Königshütte eine Versammlung 
des dortigen deutschen Bauernvereins von einer mit Stöcken und Knüppeln bewaffneten 
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Menge gesprengt worden, wobei auch einige völlig unbeteiligte ... deutsche Angestellte des 
oberschlesischen Landestheaters angegriffen und mißhandelt worden sind. 

Am 29. März ist eine Gruppe von Deutschen in der Nähe der Stadt Rybnik von uniformierten 
Jung-aufständischen überfallen und mit Gummiknüppeln und Stöcken mißhandelt worden, 
gez. Nöldeke" 

Deutsches Weißbuch Nr. 2/1939, Dok. Nr. 65. 


18. Mai 1936 

Der amerikanische Botschafter, WILLIAM C. BULLITT (in Frankreich), an seinen 
Außenminister HÜLL über ein Gespräch, das er mit dem deutschen Reichsaußenminister 
KONSTANTIN FREIHERR von NEURATH: 

"... Der Außenminister versicherte, es sei ... der tiefste Wunsch Hitlers, mit Frankreich zu 
einer wirklichen Verständigung zu gelangen aber auf jeden Versuch, den er (Neurath) oder 
Hitler unternommen habe, Frankreich näher zu kommen, habe Frankreich entweder gar 
nicht oder abweisend geantwortet ..." 

Neurath habe sein tiefstes Bedauern darüber ausgesprochen, "daß zwischen der deutschen 
und der britischen Regierung kein wirklicher freundschaftlicher Kontakt hergestellt worden 
sei. 

Ich fragte ihn, ob er meine, daß er mit Eden oder dem britischen Botschafter in Berlin nicht in 
so einfacher und direkter Weise spreche und sprechen könne wie mit mir. Er antwortete, daß 
er das absolut nicht könne ... 

Charles C. Tansill: "Die Hintertür zum Krieg". Seite 352ff. 


November 1936 

Der spätere Premierminister Sir WINSTON L. S. CHURCHILL bei einem Mittagessen zu 
dem einflußreichen amerikanischen Geschäftsmann, General ROBERT C. WOOD: 
"Deutschland wird zu stark, wir müssen es zerschlagen!" 

E. Hughes: "Churchill, ein Mann in seinem Widerspruch", S. 139. 


12. Februar 1937 

Der mächtige englische Zeitungs-Konzernbesitzer VISCOUNT ROTHERMERE in seiner 
DAYLY MAIL über die Tschechoslowakei: 

"Die Gefangenen der Tschechoslowakei. 

"... Auf diese Weise wurde die Tschechoslowakei nach Norden durch die Einbeziehung von 
3 1/4 Millionen Deutschen abgerundet, die bisher unter österreichischer Herrschaft gelebt 
hatten, und im Süden durch die erbarmungslose Aneignung von 3 1/4 Millionen reinblütiger 
Ungarn. Diese beiden geschlossenen Schichten von Ausländern werden seitdem in der 
Tschechoslowakei als Gefangene gehalten. 

Sie wurden den Tschechen mit nicht mehr Überlegung ausgeliefert, als wenn sie Vieh seien, 
und werden von den tschechischen Behörden auch nicht mit mehr Schonung ihrer Rechte 
und Gefühle behandelt. 

Als Gefangene eines wegen seiner kleinlichen Niederträchtigkeit berüchtigten Volkes sind 
sie der kaltblütigsten Enteignung und Bedrückung unterworfen. Man hat kein Bemühen 
unterlassen, ihre Sprachen auszumerzen, und die tschechische Polizei hat versucht, die 
Leute durch ständige Verfolgung seelisch zu brechen. 

Im vergangenen Jahr ist ein Reichsverteidigungsgesetz durchgekommen, auf Grund dessen 
jeder Deutsche oder Ungar nach den Launen der tschechischen Ortsbehörden unverzüglich 
von seinem Sitz an der Grenze in das Innere des Landes abgeschoben werden kann. 
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Die Nöte der 3 1/4 Millionen Deutschen, die unter der drückenden Herrschaft Prags leben, 
bleiben in Berlin nicht unbeachtet; dort haben auch die berechtigten Ansprüche der Ungarn 
auf die Wiedervereinigung mit ihren Volksgenossen jenseits der tschechischen Grenze 
volles Verständnis gefunden. Die Drachenzähne, die die Tschechen gesät haben, gehen 
überall um sie herum zu einer Ernte tödlicher Gefahr auf. 

... Vor zehn Jahren habe ich in diesen Spalten gesagt, daß die Tschechoslowakei ein 
störendes Element in Mitteleuropa ist. Heute hängen überall an ihren Grenzen schwere 
Kriegswolken. Vielleicht hätte die tschechische Regierung noch Zeit, das Übel abzustellen, 
aber sie steht ja unter der Herrschaft dergleichen ränkeschmiedenden Politiker, die jenes 
Mischgebilde von Land geschaffen haben." 

Viscount Rothermere: "Warnungen und Prophezeiungen", Zürich 1939, Seite 149-153. 


29. Juni 1937 

LORD LOTHIAN, späterer britischer Botschafter in Washington, vor dem Chatham House in 
London: 

"Wenn wir das Prinzip der Selbstbestimmung der Völker zugunsten Deutschlands anwenden 
würden, so wie es zu seinen Ungunsten in Versailles angewandt worden ist, würde das 
Ergebnis folgendes sein: 

1. Wiedervereinigung Österreichs mit Deutschland, 

2. Rückkehr der Sudetendeutschen, Danzigs und wahrscheinlich des Memellandes ins 
Reich, 

3. Gewisse Regelungen mit Polen in Schlesien und dem Korridor." 

Hamilton Fish: "Der zerbrochene Mythos", S.135. 


Juni 1937 

WINSTON CHURCHILL zum Zionistenführer CHAIM WEIZMANN im Beisein der 
prozionistischen Parteiführer ATTLEE (Labour Party) und SINCLAIR (Liberal Party): 

"Sie wissen, daß Sie über uns verfügen können ... , und was Sie sagen, gilt. Wenn Sie von 
uns verlangen, daß wir kämpfen, dann werden wir kämpfen wie die Tiger." 

C. Rooster: "Der Lügenkreis", S.18. 


14. Oktober 1937 

Der DEUTSCHE GENERALKONSUL IN THORN an das Auswärtige Amt, Berlin: 

... Ganz besonders scharfe Resolutionen wurden bei den Veranstaltungen des deutsch- 
feindlichen Westverbandes gefaßt. Es wird dabei gegen die "unwürdige teutonische Arbeit" 
Protest erhoben und folgende Forderungen aufgestellt: 

1. Die Ausweisung von etwa 6.000 hier lebenden Optanten, 

2. die Aufhebung der Volksschulen und die Beschränkung ihrer Zahl auf diejenigen der 
polnischen Volksschulen in Deutschland, 

3. Verbot der Verwendung der deutschen Sprache bei den Gottesdiensten, 

4. Boykott der deutschen Genossenschaften und Auflösung der deutschen Organisationen 
aller Art, 

5. Rücksichtslose Durchführung der Agrarreform bei deutschen Gütern und die Übergabe 
des parzellierten Landes an die polnische Bevölkerung, 

6. Entziehung der den Deutschen erteilten Konzessionen, 

7. Beschlagnahme und Schließung sämtlicher deutscher Zeitungen ... 

gez. v. Küchler" 

Deutsches Weißbuch, Nr. 2/1939, Dok. Nr. 80. 
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Oktober 1937 

WINSTON CHURCHILL zu dem deutschen Botschafter in London, Joachim von Ribbentrop, 
frei ins Gesicht: 

"Wenn Deutschland zu stark wird, wird es wieder wie 1914 zerschlagen werden!" 

Anneliese v. Ribbentrop. "Verschwörung gegen den Frieden", Seite 27. 


5. November 1937 

Die Regierungen DEUTSCHLANDS und POLENS geben eine übereinstimmende Erklärung 
über den Schutz der beiderseitigen Minderheiten ab. Darin steht außer fünf 
Grundsatzpunkten folgender Satz: 

".. Sie (die Regierungen, d. Hrsg.) sind übereinstimmend der Überzeugung, daß die 
Behandlung dieser Minderheiten für die weitere Entwicklung der freundschaftlichen 
Beziehungen zwischen Deutschland und Polen von großer Bedeutung ist ..." 

Deutsches Weißbuch, 1939 Nr. 2 / S. 101. 


22. November 1937 

Der DEUTSCHE GENERALKONSUL IN KATTOWITZ an Auswärtiges Amt in Berlin: 

"... Die Not der Deutschen wächst mit jedem Monat und verschärft sich fortgesetzt durch 
neue Kündigungen und Entlassungen. Nach 10-jähriger Amtstätigkeit des Woiwoden 
Grazynski sind 75 v. H. der Deutschen in Ostoberschlesien mit ihren Familien um die 
Existenz gebracht worden. Ferner sind allein innerhalb der letzten drei Jahre (1934 bis 
1937), d. h. also seit dem deutschpolnischen Verständigungspakt, in der Schwerindustrie 
840 deutsche höhere Angestellte entlassen und größtenteils durch polnische Kräfte ersetzt 
worden. Die Entlassungen werden ... fortgesetzt, obwohl in Punkt 5 (siehe vorstehend) ... 
der Schutz des Arbeitsplatzes des deutschen Arbeiters ausdrücklich gesichert wird und 
obwohl die Auftragslage der Werke, wie es das Anblasen eines neuen Hochofens zeigt, als 
durchaus günstig anzusprechen ist. 

gez. Nöldeke" 

Deutsches Weißbuch, Nr. 2/1939, Dok. Nr. 105. 


22. November 1937 

Der DEUTSCHE KONSUL IN KRAKAU an Auswärtiges Amt in Berlin: 

"Die allpolnische Jugend in Krakau hielt am 19. d. M., 8.00 Uhr abends, im Kollegium Majus 
der hiesigen Universität eine Versammlung ab, die durch eine Rede des deutschfeindlichen 
Professors Dr. Folkierski eröffnet wurde. Nach Schluß der Versammlung begaben sich die 
aufgehetzten Studenten und sonstigen Teilnehmer in der Anzahl von einigen hundert 
Personen mit den Rufen: 'Es lebe das polnische Danzig! Nieder mit den Deutschen!‘ zum 
deutschen Konsulat, um hier zu demonstrieren. 

gez. Schilligner" 

Deutsches Weißbuch. Nr. 2/1939, Dok. Nr. 106. 


14. Dezember 1937 

Der weltbekannte deutsche Professor FRIEDRICH GRIMM fragte den französischen 
Ministerpräsidenten PIERRE E. FLANDIN: 

"Was ist in Frankreich los? Warum macht man diese Hetze?" 

FLANDIN antwortet: "Nun ja, wir wissen ja, die große Informationspresse ist vollständig in 
den Händen von Juden." 

Emil Maier-Dorn: "Zu v. Weizsäckers Ansprache v. 8. Mai 1985" S.38. 
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25. Februar 1938 

Der DEUTSCHE GENERALKONSUL IN THORN, v. KÜCHLER, an Auswärtiges Amt: 

... wiederum viele deutsche Güter enteignet wurden ..., wird hier für ein schweres Unglück 
angesehen. Die Stimmung unter den Deutschen ist infolgedessen auch hoffnungslos und 
verzweifelt ... Sie sind enttäuscht, daß die deutsche Presse keine Notiz von ihrem Leid 
nimmt und sich nicht in ihre Lage versetzt. Nirgends lesen sie in den Zeitungen eine 
gerechte und ungeschminkte Würdigung des Geschehens ... Die Deutschen sehen mit 
Grauen und mit dem Gefühl absoluten Verlassenseins ihrem Untergang entgegen, 

gez. von Küchler" 

Deutsches Weißbuch Nr. 2/1939, Dok. Nr. 159. 


Februar 1938 

Amerikanischer Präsident FRANKLIN D. ROOSEVELT an britischen konservativen Politiker 
LORD ELIBANK: 

Er sei "mit Leib und Seele" dabei, "die amerikanische Öffentlichkeit dazu zu erziehen, sich 
einem Kreuzzug gegen Hitler anzuschließen". 

Udo Walendy: "Wahrheit für Deutschland" S. 341. 


11. März 1938 

Der DEUTSCHE BOTSCHAFTER IN WARSCHAU, v. MOLTKE, an Auswärtiges Amt in 
Berlin: 

".... Im allgemeinen sei der Stand der beschäftigter Bergarbeiter in Oberschlesien im Jahre 
1937 von 44.500 auf 53.600 und in der Eisen- und Hüttenindustrie von 23.400 auf 26.600 
gestiegen, gleichzeitig seien aber Hunderte von deutschen Arbeitern entlassen worden ... 
Daraus gehe hervor, daß einzig und allein das Bekenntnis der Arbeiter zum Deutschtum die 
Ursache für die Entlassungen gewesen sei. Bei den deutschen Arbeitern sei eine 
Arbeitslosigkeit von 60 bis 80 Prozent festzustellen. 

Bei den deutschen Angestellten sei die Lage ebenso ungünstig. Nicht weniger als 1.248 
Mitglieder der Gewerkschaft deutscher Angestellter seien in den Jahren 1934 bis 1937 
entlassen worden ... daß die Lage der schulentlassenen deutschen Jugend ganz besonders 
trostlos sei, da sie keine Lehrstellen bekommen können, und zwar nur aus dem Grunde, weil 
sie deutsche Schulen besucht haben. Ungefähr 14.000 bis 16.000 deutsche Jungen und 
Mädchen im Alter von 15 bis 18 Jahren hätten seit dem Austritt aus der Schule keine 
systematische Arbeitsschulung erfahren. 

Wir müssen leider wieder die Feststellung machen, daß die Minderheitenerklärung sich auch 
auf dem wichtigen Gebiet des Arbeitsmarktes nicht in der Weise ausgewirkt hat, wie das den 
Zusicherungen der polnischen Regierung entsprochen hätte, 

gez. von Moltke" 

Deutsches Weißbuch Nr. 2/1939 Dok. Nr. 113. 


21. März 1938 

GEMEINDEWAHLEN IN DEN SUDETENDEUTSCHEN GEBIETEN ERBRINGEN EINE 
MEHRHEIT VON 90% ALLER STIMMEN FÜR DIE DEUTSCHEN LISTEN. 

Die Reaktion der Tschechoslowakei besteht in der Besetzung der deutschen Landesteile 
durch tschechisches Militär und der Mobilmachung am 20. Mai 1938! 

Tansill: "Die Hintertür." S. 435. 


10. April 1938 e 
Aufgrund des "Gesetzes über die Wiedervereinigung Österreichs mit dem deutschen Reich" 
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vom 13. März 1938, Artikel 2, wird in Österreich eine freie und geheime 
VOLKSABSTIMMUNG ZUR WIEDERVEREINIGUNG durchgeführt. 

Die Stimmlisten waren vom 27. bis 31. März zur Öffentlichen Einsicht ausgelegt. Von den 
4.471.477 abgegebenen Stimmen sind: 

4.453.772 "Ja"-Stimmen 

11.929 "Nein"-Stimmen 

5.776 ungültige Stimmen. 

Gerd Rühle: "Das Dritte Reich" Bd. IV, S. 77 u. 83. 


29. April 1938 

VISCOUNT ROTHERMERE in seiner DAILY MAIL über die Tschechoslowakei: 

"... Aber nicht nur die Deutschen allein wurden brutal behandelt. Erst ganz kürzlich 
verweigerte man Angehörigen der ungarischen Minderheit das Visum zur Überschreitung 
der tschechoslowakischen Grenze, wenn sie in ihr Stammland wollten, selbst in Fällen, wo 
sie den persönlichen und heiligen Zweck verfolgten, dem Begräbnis der Mutter 
beizuwohnen. 

Die 3.500.000 Deutschen in der Tschechoslowakei bilden, nicht zu vergessen, eine größere 
Gemeinschaft als die Bevölkerung Süd-Irlands, dem die britische Regierung Selbständigkeit 
zu gewähren für richtig befunden hat ..." 

Eine Woche später brachte Rothermere einen Nachtragsartikel, in dem er schrieb: 

"Die Tschechoslowakei hat für uns nicht die geringste Bedeutung ... Die Deutschen sind ein 
sehr geduldiges Volk. Ich kann mir nicht auch nur einen Augenblick vorstellen, daß 
Großbritannien etwa zwanzig Jahre lang ruhig zugesehen hätte, während drei und eine 
halbe Million Briten an den Grenzen Englands unter der Knute eines durch und durch 
verabscheuten Volkes lebten, das eine fremde Sprache spricht und eine völlig verschiedene 
nationale Weltanschauung hat. 

Soweit ich meine Landsleute kenne, wären sie sehr wenige Jahre nach einer solchen 
Vergewaltigung eingeschritten. 

V. Rothermere: "Warnungen und Prophezeiungen", Zürich 1939, S.155 ff. 


Die Tschechoslowakei zählte zur damaligen Zeit 15 MILLIONEN EINWOHNER: 
7 Millionen Tschechen 

3,5 Millionen Deutsche 

2,5 Millionen Slowaken 

0,76 Millionen Ungarn 

0,5 Millionen Karpato-Ukrainer 

0,11 Millionen Polen. 


14. Mai 1938 

Die NEW YORK TIMES: 

daß "Mr. Chamberlain heute ... zweifelsohne eine drastische Maßnahme für gut hält - 
nämlich die Lostrennung der deutschen Gebiete von der tschecho-slowakischen Republik 
und ihre Einverleibung in das Deutsche Reich". 

M. Gilben u. R. Gott: "Der gescheiterte Frieden", Seite 91. 


21. Mai 1938 
DIE TSCHECHOSLOWAKEI VERKÜNDET DIE MOBILMACHUNG. 
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22. Mai 1938 

Der US-Botschafter in Paris, W. C. BULLITT, an Präsident ROOSEVELT: 

"daß die von der tschechischen Regierung verkündete Mobilmachung als Anstiftung zum 
Krieg in Europa aufgefaßt werden muß, welcher nur das eine mögliche Ergebnis haben kann 
- die Errichtung des Bolschewismus auf dem ganzen Kontinent". 

R. Jung: "Die Tschechen", S.151-52. 


27. Mai 1938 

Das AUSWÄRTIGE AMT IN BERLIN in einem Erlaß an den deutschen Botschafter in 
Warschau: 

"... Leider hat die Minderheitenerklärung vom 5. November v. J. auch auf dem Schulgebiet 
keine Erleichterung gebracht ... Seit der Minderheitenerklärung haben die Polen sieben zum 
z. T. sehr große deutsche Schulen geschlossen, und zwar in Westpolen Karmin, Dominowo 
und Strakowo. und in Wolhynien Luck, Jözefin, Cezaryn und Dabrowa ..." 

Deutsches Weißbuch Nr. 2/1939 Dok. Nr. 114. 


28. Mai 1938 

Der Schriftsteller THOMAS MANN schreibt aus den USA nach Deutschland: 

"Zu Besuch werden wir sicher kommen ... d. h. wenn Hitlers Friedenswille sich sieg- und 
segensreich gegen die verbrecherische Kampflust der anderen durchsetzt ..." 

Emil Maier-Dorn: "Anmerkungen zu Sebastian Haffner". Seite 179. 


1. Juni 1938 

Allein im Monat Mai 1938 wurden im Sudetenland durch Tschechen 47 Terrorfälle an 
Deutschen verübt: 

3 Personen getötet, 

130 Personen z. T. schwer verletzt, 

40 Überfälle mit Mißhandlungen, 

9 Grenzverletzungen, davon 

7 Flugzeugüberflüge deutschen Gebietes. 

Gerd Rühle: "Das Dritte Reich", Band VI, Seite 183 ff. 


23. Juni 1938 

Der polnische Außenminister JOSEF BECK zum Völkerbundshochkommissar in Danzig, 
Prof. CARL J. Burckhardt: 

"Die hybride Gründung (La creation hybride) der freien Stadt Danzig hat 1918 mit der 
Absicht stattgefunden, zwischen Polen und Deutschland dauernde Unstimmigkeiten zu 
schaffen." 

Emil Maier-Dorn: "Alleinkriegsschuld - Unkenntnis oder Feigheit?", Seite 42. 


7. Juli 1938 

Der polnische Botschafter in London, EDWARD GRAF RACZINSKI, in einer Nachricht an 
den Staatssekretär im polnischen Auswärtigen Amt in Warschau, GRAF JEAN SZEMBEK: 
".. Er (Vansittart, diplomatischer Chefberater der britischen Regierung und Chef des Military 
Intelligence) ist der hauptsächliche Antreiber (principal moteur) der Einkreisungspolitik gegen 
Deutschland, die von verschiedenen Elementen in der englischen Regierung betrieben und 
unterstützt wird. Chamberlain und Lord Halifax betrachten mittlerweile eine 
Beschwichtigungspolitik gegenüber Deutschland als am angebrachtesten. Im Gegensatz zu 
diesen Vertretern ... nehmen Vansittart sowie die Büros des Foreign Office im Moment eine 
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ziemlich kategorische Anti-Deutschland-Politik ein. Sie möchten auch uns (Polen) in die 
Politik der Einkreisung Deutschlands mit einbeziehen und befürworten deshalb den auf uns 
in dieser Richtung ausgeübten Druck von all den englischen Kreisen der Linken - mit 
einbegriffen alle Zugehörigen des 'Radical Conscience', die heute eine Kriegspartei bilden 
und sogar mit dem Gedanken an einen Präventivkrieg spielen, um sich gegen die 
Ausweitung des Totalitarismus in Europa zu stellen ..." 

Compte Jean Scembek: "Journal 1933-39", Paris 1952, S. 322 ff. 


7. September 1938 

Der britische Politiker WINSTON CHURCHILL in der Londoner TIMES hält die Übergabe 
des Sudetenlandes an Deutschland als den "besten Ausweg aus der Lage". 

Udo Walendy: "Wahrheit für Deutschland", S.52. 


16. September 1938 

Der britische Sonderbotschafter in der Tschechoslowakei, LORD RUNCIMAN, an britischen 
Premierminister NEVILLE CHAMBERLAIN: 

"Ich bringe jedoch der Sache der Sudetendeutschen große Sympathie entgegen. Es ist hart, 
von einer fremden Rasse regiert zu werden, und mein Eindruck ist, daß die 
tschechoslowakische Verwaltung im Sudetengebiet, wenn sie auch in den letzten zwanzig 
Jahren keine aktive Unterdrückung ausübte und gewiß nicht "terroristisch" war, dennoch 
einen solchen Mangel an Takt und Verständnis und soviel kleinliche Intoleranz und 
Diskriminierung an den Tag legte, daß sich die Unzufriedenheit der deutschen Bevölkerung 
unvermeidlich zur Empörung fortentwickeln mußte." 

Hugo Wellems: "Von Versailles bis Potsdam", Seite 129. 


18. September 1938 

Die tschechische Zeitung PRAVO LIDU: 

"Vielleicht sind wir nicht stark genug, um Deutschland zu schlagen, aber wir sind stark 
genug, um ganz Europa in einen Krieg hineinzuziehen!" 

Gerd Rühle: "Das Dritte Reich", Band VI. Seite 255. 


19. September 1938 

ENGLAND UND FRANKREICH FORDERN in dem sogenannten "Anglo-französischen Plan" 
vom tschechoslowakischen Staatspräsidenten EDUARD BENESCH die Herausgabe des 
Sudetenlandes (mit über 50% deutscher Bevölkerung) und annullieren für den Konfliktfall 
das militärische Hilfsversprechen. 

Udo Walendy: "Wahrheit für Deutschland", Seite 101. 


20. September 1933 

Nachdem Adolf Hitler dem polnischen Botschafter in Berlin, JOSEPH LIPSKI, anvertraut 
hatte, daß er das Judenproblem durch eine Emigration "in die Kolonien" zu lösen gedenke, 
aber im Einvernehmen mit Polen, Ungarn und vielleicht auch Rumänien, schrieb LIPSKI 
seinem Außenminister BECK: 

"... Hier erwiderte ich, daß wir ihm, wenn er eine Lösung fände, in Warschau ein herrliches 
Denkmal errichten würden." 

David Irving: "Hitlers Weg zum Krieg" Seite 21 u. 306. 


20. September 1938 £ 
DER FLÜCHTLINGSSTROM DER SUDETENDEUTSCHEN BEVÖLKERUNG über die 
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Grenze nach Deutschland hat mit dem heutigen Tag die Zahl 100.000 überschritten. 
Gerd Rühle: "Das Dritte Reich", Band VI, Seite 239. 


21. September 1933 

UNGARN UND POLEN FORDERN VON DER TSCHECHISCHEN REGIERUNG DIE 
ABTRETUNG DER UNGARISCH BZW. POLNISCH BESIEDELTEN GEBIETE. 

U. Walendy: "Wahrheit für Deutschland", Seite 102. 


22. September 1933 

Der tschechoslowakische Staatspräsident EDUARD BENESCH in seiner 
Rundfunkerklärung: "Einem Krieg mit Hitler ist unmöglich zu entrinnen. Es kommt entweder 
jetzt oder später dazu. Ich wünsche ihn mir sofort." 

Emil Maier-Dorn: "Anmerkungen zu Sebastian Haffner", Seite 62. 


26. September 1933 

ADOLF HITLER in seiner Rede im Berliner Sportpalast: 

"... Dieser Herr Benesch trat damals in Versailles auf und versicherte zunächst, daß es eine 
tschecho-slowakische Nation gebe. Er mußte diese Lüge erfinden, um der dürftigen Zahl 
seiner eigenen Volksgenossen einen etwas größeren und damit berechtigteren Umfang zu 
geben. Und die in geographischen und völkischen Hinsichten stets nicht sehr ausreichend 
bewanderten angelsächsischen Staatsmänner haben es damals nicht für notwendig 
befunden, diese Behauptungen des Herrn Benesch nachzuprüfen. Denn sonst hätten sie 
gleich feststellen können, daß es eine tschecho-slowakische Nation nicht gibt, sondern nur 
Tschechen und Slowaken, und daß die Slowaken von den Tschechen nichts wissen wollen 
... So haben nun diese Tschechen zuletzt durch Herrn Benesch die Slowakei annektiert. Da 
dieser Staat nicht lebensfähig schien, nahm man kurzerhand dreieinhalb Millionen Deutsche 
entgegen ihrem Selbstbestimmungsrecht und ihrem Selbstbestimmungswillen. Da mußte 
noch über eine Million Magyaren hinzukommen, dann Karpato-Russen und endlich noch 
mehrere hunderttausend Polen. 

Das ist dieser Staat, der sich später dann Tschecho-Slowakei nannte - entgegen dem 
Selbstbestimmungsrecht der Völker, entgegen dem klaren Wunsch und Willen der 
vergewaltigten Nationen ... 

Als Herr Benesch damals diesen Staat zusammenlog, da versprach er feierlich, ihn nach 
Schweizer System in Kantone einzuteilen ... 

Er begann ein Terrorregime. Schon damals versuchten die Deutschen, gegen diese 
willkürliche Vergewaltigung zu protestieren. Sie wurden zusammengeschossen ... mußten 
nahezu 600.000 Deutsche die Tschecho-Slowakei verlassen ... 

Herr Benesch verlangt vom Deutschen: Wenn ich gegen Deutschland Krieg führe, hast Du 
gegen die Deutschen zu schießen. Und wenn Du das nicht willst, bist Du ein Staatsverräter, 
dann lasse ich Dich selbst erschießen. ... 

Als wir Österreich besetzt hatten, war mein erster Befehl, kein Tscheche braucht, ja darf im 
deutschen Heer Dienst tun ... Ich weiß, daß alle Nationalitäten nicht mehr bei diesem Herrn 
Benesch bleiben wollen. Allein ich bin in erster Linie Sprecher der Deutschen, und für diese 
Deutschen habe ich nun geredet und versichert, daß ich nicht mehr gewillt bin, tatenlos und 
ruhig zuzusehen, wie dieser Wahnsinnige in Prag glaubt, dreieinhalb Millionen Menschen 
einfach mißhandeln zu können 

... Und nun haben endlich England und Frankreich an die Tschecho-Slowakei die einzig 
mögliche Forderung gerichtet: das deutsche Gebiet freizugeben und an das Reich 
abzutreten ... 

... Nicht das Gebiet trat er (Benesch) ab, sondern die Deutschen treibt er jetzt aus! Und das 
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ist jetzt der Punkt, an dem das Spiel aufhört! Herr Benesch hatte kaum ausgesprochen (mit 
England und Frankreich), da begann seine militärische Unterjochung - nur noch verschärft - 
aufs neue. Wir sehen die grauenhaften Ziffern: 

an einem Tage 10.000 Flüchtlinge, am nächsten 20.000, einen Tag später schon 37.000, 
wieder zwei Tage später 41.000, dann 62.000, dann 78.000, jetzt sind es 
90.000,107.000,137.000 und heute 214.000. 

Ganze Landstriche werden entvölkert, Ortschaften werden niedergebrannt, mit Granaten 
und Gas versucht man die Deutschen auszuräuchern. Benesch aber sitzt in Prag und ist 
überzeugt: 'Mir kann nichts passieren, am Ende stehen hinter mir England und Frankreich." 
Und nun, meine Volksgenossen, glaube ich, daß der Zeitpunkt gekommen ist, an dem nun 
Fraktur geredet werden muß ..." 

Max Domains: "Hitler-Reden und Proklamationen", Seiten 924-932. 


28. September 1933 

Die vier Regierungschefs ADOLF HITLER (D), NEVILLE CHAMBERLAIN (GB), EDOUARD 
DALA-DIER (F), BENITO MUSSOLINI (Il) treffen auf Anregung des britischen 
Premierministers Chamberlain in München zusammen um das MÜNCHENER ABKOMMEN 
zu beschließen: 

"Abkommen zwischen Deutschland, dem Vereinigten Königreich von Großbritannien, 
Frankreich und Italien, getroffen in München am 29. Sept. 1938: 

Deutschland, das Vereinigte Königreich von Großbritannien, Frankreich und Italien sind 
unter Berücksichtigung des Abkommens, das hinsichtlich der Abtretung des 
sudetendeutschen Gebietes bereits grundsätzlich erzielt wurde, über folgende Bedingungen 
und Modalitäten dieser Abtretung und die danach zu ergreifenden Mafßnahmen 
übereingekommen und erklären sich durch die dieses Abkommen einzeln verantwortlich für 
die zur Sicherung seiner Erfüllung notwendigen Schritte: 

1. Die Räumung beginnt am 1. Oktober 1938. 

. ... DIS zum 10. Oktober vollzogen ... 

. ... Internationaler Ausschuß ... 

. Die etappenweise Besetzung... 

..... Gebiete, in denen Volksabstimmungen ... 

. ... endgültige Festlegung der Grenzen ... 

. ... Optionsrecht ... 

..... alle Sudetendeutschen aus CSSR entlassen. 

- Unterschriften - 

Gerd Rühle: "Das Dritte Reich", Band VI, Seiten 260 f. 
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10. Oktober 1938 

POLNISCHE TRUPPEN RÜCKEN IN ODERBERG EIN UND BESETZEN 
ANSCHLIESSEND DAS GANZE VON POLEN BEANSPRUCHTE OLSA-GEBIET. 

Gerd Rühle: "Das Dritte Reich". Band VI, Seite 368. 


7. November 1938 

Der deutsche Legationssekretär in Paris, ERNST vom RATH, wird in seinem Dienstzimmer 
in der deutschen Botschaft von dem polnischen Juden Grynspan ermordet. 

David L. Hoggan: "Der erzwungene Krieg", Tübingen 1970, Seite 211 f. 


21. November 1938 
Der polnische Botschafter in Washington, JERSZY POTOCKI, berichtet, der amerikanische 
Botschafter in Paris, WILLIAM BULLITT, habe ihm bei einem Besuch gesagt: 
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"Präsident Roosevelt sei entschlossen, Amerika in den nächsten Krieg hineinzuziehen, der 
sechs Jahre dauern könne. Von Deutschland und Hitler habe er mit außerordentlicher 
Heftigkeit und bitterem Haß gesprochen." 

Nation Europa-Verlag: "Ursachen und Ausbruch des Il. Weltkrieges", Seite 38. 


3. Dezember 1938 

Der amerikanische Botschafter in Warschau, ANTHONY BIDDLE, sagt dem Schweizer 
Völkerbundskommissar in Danzig, Prof. CARL J. BURCKHARDT, die Polen würden sehr 
bald gegen Deutschland kämpfen, was er begrüßen würde. 

C. J. Burckhardt: "Meine Danziger Mission", 1960, S. 225. 


20. Dezember 1938 

Der Hohe Kommissar des Völkerbundes in Danzig, Prof. CARL J. BURCKHARDT, in seinem 
Bericht nach Genf: 

"... Die Polen haben ein Gran Narrheit ... Sie sind das einzige unglückliche Volk in Europa, 
das Sehnsucht nach dem Schlachtfelde hat. Sie sind ruhmsüchtig und kennen kein Maß." 
Michael Freund: "Geschichte des Il. Weltkrieges in Dokumenten", Teil 1, S. 401. 


1938 

Der frühere Staatssekretär im Englischen Luftfahrtministerium, LORD LONDONDERRY, in 
seinem Buch OURSELVES AND GERMANY u. a., daß ... "Herr Hitler mehrfach an Englands 
guten Willen und an eine freundschaftliche Zusammenarbeit zwischen dem deutschen und 
dem englischen Volk appelliert habe. Nun ist es mein ernster Glaube, daß keine günstige 
Chance uns mehr aus den Händen gleiten darf, bevor es zu spät ist - wenn nicht eine völlige 
Zusammenarbeit, dann jedenfalls eine freundschaftliche Zusammenarbeit." 

Sven Hedin "Ohne Auftrag in Berlin", S. 36. 


1938 

Der jüdische Autor BEN CHAIM: 

"... Noch immer wiederholen täglich viele Hunderttausende Juden in ihrem Gebet: 'Ato 
bochartonu mi kol ho om' / Du Gott, hast uns von allen Völkern auserwählt ... ®° 

In allen Bezirken unseres Lebens tritt uns diese Einstellung hindernd und trennend 
entgegen, sei es in unserer Beziehung zur Moral, zu unserem Mitbürger, zu unserem 
Gastgeber usw. Diese größenwahnsinnige Einstellung hat im Laufe der jahrtausendalten 
Wanderung und Erniedrigung schließlich auch die ursprünglichen edlen Eigenschaften 
unseres Volkes entstellt und verdorben ... Unser Glaube an Auserwähltheit ist gleichzeitig 
auch der Glaube an unser Bessersein als unsere Mitmenschen, und das ist eine schreiende 
Ungerechtigkeit und eine dauernde Herausforderung und blutige Beleidigung für die anderen 
.... die große Masse des jüdischen Volkes steht überall geistig und sittlich abseits von ihren 
Wirtsvölkern ... 

Unter diesen Umständen, bei dieser totalen Verblödung unseres Volkes, ist der 
Antisemitismus, ist die Abwehr der nichtjüdischen Welt gegenüber dieser Arroganz und 
Überheblichkeit unseres Volkes in allen seinen Erscheinungsformen, geradezu eine 
natürliche historisch zwangsläufige Erscheinung ... 

Uns Juden haftet in den Augen der Welt nun einmal von dieser Gemeingefährlichkeit etwas 
an, dieser Ruf der Schädlichkeit verfolgt uns überall hin ..." 


%° Doch ihr Jahwe ist nicht Gott, sondern der abgefallene Großengel Luzifer: sie beten statt Gott den Satan an, 
was alles erklärt! Siehe mein Buch VII "Die Satanisierung des Neuen Testaments", in dem dies aus 
überlieferten Originalfragmenten von Evangelien klar hervorgeht. 
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Ben Chaim: "Juda erwache!" - Proklamation an das jüdische Volk, Zürich 1938, S.12. 


2. Januar 1939 

Der Deutsche Generalkonsul in Thorn, von KÜCHLEB, an Auswärtiges Amt: 

"... Schon in früheren Berichten war darauf hingewiesen worden, daß der 'Verband des 
jungen Polen' beispielsweise überall vor den Geschäften deutscher Volksgenossen Posten 
aufgestellt hatten, um Kauflustige von dem Betreten dieser Geschäfte zurückzuhalten. Die 
aufgestellten Männer - die weiß-rote Armbinden trugen - riefen dabei den Kunden zu: "Hier 
ist eine deutsche Firma" oder "Kauft nicht bei Deutschen" ..." 

Deutsches Weißbuch Nr. 2/1939 Dok. Nr. S. 140. 


12. Januar 1939 

Der polnische Botschafter in Washington, GRAF JERZI POTOCKI, an polnischen 
Außenminister in Warschau unter Aktenzeichen Nr. 3/SZ-tjin-3, Geheim (Auszug): 

"Betr.: Innerpolitische Lage in USA. (Die Stimmung gegen Deutschland, Judenfrage) 

... Die Stimmung, die augenblicklich in den Vereinigten Staaten herrscht, zeichnet sich durch 
einen immer zunehmenden Haß gegen den Faschismus aus, besonders gegen die Person 
des Kanzlers Hitler und überhaupt gegen alles, was mit dem Nationalsozialismus 
zusammenhängt. Die Propaganda ist vor allem in jüdischen Händen, ihnen gehört fast zu 
100 Prozent das Radio, der Film, die Presse und Zeitschriften. Obgleich diese Propaganda 
sehr grob gehandhabt wird und Deutschland so schlecht wie möglich hinstellt ... wirkt sie 
doch so gründlich, da das hiesige Publikum vollständig unwissend ist und keine Ahnung hat 
von der Lage in Europa ... 

Außer dieser Propaganda wird auch noch künstlich eine Kriegspsychose geschaffen: Es 
wird dem amerikanischen Volk eingeredet, daß der Frieden in Europa nur noch an einem 
Faden hängt, ein Krieg sei unvermeidlich. Dabei wird dem amerikanischen Volke 
unzweideutig klargemacht, daß Amerika im Falle eines Weltkrieges auch aktiv vorgehen 
müßte, um die Losungen von Freiheit und Demokratie in der Welt zu verteidigen ..." 

Das Ganze ist als meisterhafte Arbeit aufgemacht worden: Roosevelt sind die Grundlagen in 
die Hand gegeben worden, um die Außenpolitik Amerikas zu beleben und auf diesem Wege 
zugleich die kolossalen militärischen Vorräte zu schaffen für den künftigen Krieg, dem die 
Juden mit vollem Bewußtsein zustreben ..." 

Jerzy Potocki, der Botschafter der Republik Polen" 

Im Auftrage des Auswärtigen Amtes 1940: "Polnische Dokumente zur Vorgeschichte des 
Krieges", erste Folge, S. 15-16. 


26. Januar 1939 

Der Deutsche Generalkonsul in Kattowitz, NÖLDEKE, an Auswärtiges Amt in Berlin: 

"Seit dem Ablauf des Genfer Abkommens gehen die hiesigen politischen Behörden in 
verstärktem Maße gegen das deutsche Schulwesen vor ... Nicht weniger als 240 
Erziehungsberechtigte sind in Strafe genommen worden, weil sie auf Grund der 
Entscheidung der Sprachprüfungskommission ihre Kinder nicht den polnischen Schulen 
zugeführt haben. 

In vielen Fällen mußten die Erziehungsberechtigten die Geldstrafen absitzen oder 
abarbeiten. Der größte Teil der Kinder befindet sich seit langer Zeit im Schulstreik." 
Deutsches Weißbuch Nr. 2/1939 Dok. Nr. 143. 


22. Februar 1939 
Der britische Premierminister NEVILLE CHAMBERLAIN: 
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. Während der letzten zwei Tage haben wir im Unterhaus die Fortschritte unserer 
Aufrüstung erörtert. Die Zahlen sind in der Tat überwältigend. Vielleicht sind sie so gewaltig, 
daß das Volk sie gar nicht mehr zu fassen vermag ... 

Schiffe, Kanonen, Flugzeuge und Munition fließen jetzt aus unseren Werften und Fabriken in 
einem Strom, der dauernd im Anschwellen begriffen ist." 

Deutsches Weißbuch Nr. 2/1939 Dok. Nr. 242, S. 162. 


25. Februar 1939 

Der deutsche Generalkonsul in Posen, KASSLER, an Auswärtiges Amt in Berlin: 

"Gestern stattfanden hier antideutsche Ausschreitungen polnischer Studenten. Zug mehrerer 
hundert Demonstranten kurz vor Generalkonsulat von Polizei aufgelöst. Gestern und 
besonders vergangene Nacht Fensterscheiben von mindestens 11 Volksdeutschen 
Gebäuden zertrümmert. Einzelne Volksdeutsche mißhandelt." 

Deutsches Weißbuch Nr. 2/1939 Dok. Nr. 149. 


25. Februar 1939 

Der deutsche Botschafter in Warschau, von MOLTKE, berichtet an Auswärtiges Amt in 
Berlin: 

"Die aus heutiger DNB-Meldung bekannte deutsch-feindliiche Demonstration vor 
Botschaftsgebäude ist schärfste Kundgebung, die seit den letzten acht Jahren hier 
stattgefunden hat. Abgesehen vom Einwurf eines Fensters wurde zum ersten Mal 
Haßgesang der "Rota" vor der Botschaft gesungen, und während einer Viertelstunde 
wechselten Sprech-Chöre ab mit Rufen wie "Nieder mit Hitler", "Fort mit den deutschen 
Hunden", "Es lebe das polnische Danzig", "Nieder mit der deutschfreundlichen Politik" ... 
Deutsches Weißbuch 2/1939, Dok 146. 


25. Februar 1939 

Der deutsche Konsul in Krakau, SCHILLINGER, an Auswärtiges Amt in Berlin: 

"Das Studentenheim der deutschen Hochschülerin Krakau war gestern abends um 9 Uhr der 
Schauplatz einer wüsten deutschfeindlichen Demonstration. Eine Anzahl von etwa 200 bis 
300 Personen hatte sich vor dem erwähnten Hause zusammengefunden, und eine Gruppe 
von etwa 15 polnischen Studenten drang, mit Knüppeln und Totschlägern versehen, in das 
deutsche Studentenheim ein. 

Sie überfielen die dort anwesenden deutschen Hochschüler und Hochschülerinnen, wobei 
ein Hochschüler derartig blutig geschlagen wurde, daß er sofort in ein Krankenhaus 
gebracht werden mußte. Einer der Eindringlinge zerstörte die Lichtleitung, so daß in den 
Räumen sofortige Finsternis eintrat, und nun begann ein unerhörtes Zertrümmern der 
Einrichtung. Stühle, Tische und Klavier, Fensterscheiben und Kleiderrechen wurden ein 
Opfer des sinnlosen vandalischen Wütens der polnischen Studenten. Erst längere Zeit, 
nachdem die Demonstranten sich entfernt hatten, kam die Polizei und nahm ein Protokoll 
auf." 

Deutsches Weißbuch Nr. 2/1939, Dok. Nr. 149. 


9. März 1939 

Der britische Botschafter in Berlin, NEVILE HENDERSON, an seinen Außenminister LORD 
HALIFAX: 

"Ich bekenne, daß es mir immer als leichtfertig irreführend erscheint, von Deutschland zu 
sprechen, als ob es nach Weltherrschaft strebe ... Deutschland ist ein mächtiges, großes 
Land; 80 Millionen fleißiger und disziplinierter Deutscher werden immer ein lästiger Faktor in 
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der europäischen Politik sein ..." 
Emil Maier-Dorn: "Anmerkungen zu Sebastian Haffner". Seiten 86 und 199. 


14. März 1939 

Die in der verbliebenen Tschechoslowakei als Menschen zweiter Klasse behandelten 
Slowaken geben ihre Abneigung gegen die Tschechen zum Ausdruck, indem der 
slowakische Landtag die UNABHÄNGIGKEIT DER SLOWAKEI verkündet. 

Jetzt bleibt nur die Frage, was wird nach Abtrennung des Sudetengebietes, der Slowakei 
und des karpatorussischen Gebietes, das wieder an Ungarn fällt, mit dem verbliebenen Rest 
der Tschechoslowakei, den Gebieten Böhmen und Mähren? 

Hans Bernhardt: "Deutschland im Kreuzfeuer großer Mächte", S. 232. 


14.115. März 1939 

Der tschechische Staatspräsident EMIL HACHA folgt HITLERS Einladung nach Berlin, wo er 
gebührend mit allen militärischen Ehren empfangen wird ... 

Nach langen Verhandlungen äußert HACHA, "daß das Schicksal der Tschechoslowakei in 
den Händen des Führers läge" und dort "gut aufgehoben sei". 

Nachdem ihm "ein großzügiges Eigenleben, eine Autonomie und eine gewisse nationale 
Freiheit" seines Volkes zuerkannt werden, unterzeichnet HACHA den ihm vorgelegten 
Vertrag, die "Erklärung der deutschen Regierung und der tschechoslowakischen Regierung 
über die Übernahme des Schutzes des tschechischen Volkes durch das Deutsche Reich". 
Beim Verlassen der Reichskanzlei in der Frühe des 15. März sagt HACHA zu seinem 
Außenminister FRANTISEK CHVALKOWSKI: 

"Unser Volk wird uns verdammen, und doch haben wir sein Leben gerettet. Wir haben es vor 
einem entsetzlichen Blutbad bewahrt." 

Charles C. Tansill: "Die Hintertür zum Kriege", Seite 493 f. 


15. März 1939 

Der britische Premierminister NEVILLE CHAMBERLAIN im Londoner Unterhaus: 

"... Unserer Ansicht nach hat sich die Lage von Grund auf geändert, seit der slowakische 

Landtag die Unabhängigkeit der Slowakei erklärt hat. Diese Erklärung hatte die Wirkung, 

| Deutsches Reich | daß der Staat, dessen 
Grenzen wir zu garantieren 

beabsichtigen, von innen her 

zerbrach und so sein Ende 

fand ..., und Seiner Majestät 

Regierung kann sich 

infolgedessen nicht mehr 

länger an diese Verpflichtung 

gebunden halten." 

Michael Freund: "Weltge- 

schichte der Gegenwart in 

Dokumenten" Il, Seite 9. 
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u VETRERTENEIT Tas." 
Abb. 35 Die Tschechoslowakei 


16. März 1939 
Der britische Politiker WINSTON CHURCHILL im Unterhaus: 
"Die deutsche Flotte wird während der nächsten Jahre nicht in der Lage sein, eine 
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Schlachtlinie für eine große Seeschlacht zu bilden." 
Z. Z. betragen die Seestreitkräfte: 


England und Frankreich Deutschland 
U-Boote 1835 57 
Schlachtschiffe 22 5 

schwere Kreuzer 22 2 
Flugzeugträger 7 * 

leichte Kreuzer 61 6 

Zerstörer und Torpedoboote 255 34 


*) erster deutscher Flugzeugträger vom Stapel gelaufen am 8.12.1938 in Kiel. 
Udo Walendy: "Wahrheit für Deutschland", Seite 246. 


23. März 1939 

AUFGRUND DER MÜNDLICHEN GARANTIE-ZUSAGE GROSSBRITANNIENS ERKLÄRT 
POLEN DIE TEILMOBILMACHUNG. DADURCH WÄCHST DIE POLNISCHE ARMEE UM 
334.000 MANN AN. 

H. Bernhardt: "Deutschland im Kreuzfeuer ...", S. 234. 


24. März 1939 

Der deutsche Konsul in Gdingen, HOFMANN, an Auswärtiges Amt in Berlin: 

"... Seit gestern sind in Gdingen drei Jahrgänge eingezogen worden ... Die Polen wurden 
direkt vom Arbeitsplatz abberufen ... Die polnische Kriegsflotte ist bis auf ein Fahrzeug seit 
gestern ausgelaufen ..." 

Deutsches Weißbuch Nr. 2/1939, Dok. Nr. 205. 


26. März 1939 

Der amerikanische Botschafter in Paris und "Großbotschafter" Roosevelts im europäischen 
Raum, WILLIAM C. BULLITT, beauftragte seinen Botschafterkollegen in London, JOSEPH 
P. KENNEDY, den britischen Premierminister CHAMBERLAIN zu unterrichten, daß "die 
Vereinigten Staaten wünschten, daß Großbritannien Krieg gegen Deutschland führe, wenn 
der Streit um Danzig sich zu einer Explosion zwischen Deutschland und Polen entwickele". 
David Hoggan:" Der erzwungene Krieg", S. 448. 


26. März 1939 

Nachdem der amerikanische Botschafter in Paris, WILLIAM C. BULLITT, dem polnischen 
Botschafter JULIUSZ LUKASIEWICZ am 25. März 1939 mitgeteilt hatte, "die Vereinigten 
Staaten hätten volles Verständnis für den polnischen Standpunkt zu der Allianzfrage", 
erwidert der Pole seinem Botschaftskollegen: 

"Lipski (der polnische Botschafter in Berlin) wird noch heute die deutschen Vorschläge in 
Berlin ablehnen ... - Sie sind ein unermüdlicher Freund, der unsere Situation an vielen 
schwierigen Punkten nachhaltig und nutzbringend erleichtert hat." 

David Hoggan: "Der erzwungene Krieg", S. 448. 


31. März 1939 
Der britische Premierminister NEVILLE CHAMBERLAIN gibt folgende GARANTIE- 
ERKIÄRUNG FÜR POLEN ab: 
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"Für den Fall, daß irgendeine Handlung die polnische Unabhängigkeit deutlich in Gefahr 
bringen sollte und ihr die Polnische Regierung mit ihren nationalen Kräften Widerstand zu 
leisten für lebenswichtig hält, würde die Regierung Seiner Majestät sich sofort verpflichtet 
fühlen, der Polnischen Regierung alle in ihren Kräften stehende Unterstützung zu leihen. Sie 
hat der Polnischen Regierung eine Versicherung in diesem Sinne gegeben." 

P.H. Nicoll: "Englands Krieg gegen Deutschland". Seite 134. 


31. März 1939 

Um 16.20 Uhr sendet die britische Regierung an den polnischen Außenminister JOSEF 
BECK die sogenannte POLEN-GARANTIE ab. 

Schon um 19.50 Uhr erfährt das Foreign Office in London, daß Beck "ohne zu zögern 
zwischen zwei Zigarettenzügen" jenes Dokument unterschrieben hat, das nach WINSTON 
CHURCHILLS Worten "mit DBestimmtheit die Niedermetzelung von Millionen 
heraufbeschwört". 

Emil Maier-Dorn: "Alleinkriegsschuld. Unkenntnis oder Feigheit?", Seite 46. 


13. April 1939 

Der deutsche Generalkonsul in Danzig, von JANSON, berichtet an Auswärtiges Amt in 
Berlin: "In zahlreichen, in der Nähe der Danziger Grenze gelegenen Ortschaften 
Pommerellens haben sich die deutschfeindlichen Ausschreitungen in der letzten Zeit 
erheblich verstärkt. Die Nervosität unter den Volksdeutschen ist ständig im Wachsen 
begriffen und hat dazu geführt, daß in den Tagen um Ostern eine größere Anzahl von 
deutschen Volksgenossen aus Pommerellen - man spricht von annähernd 100 Personen - 
über die Grenze nach Danzig geflüchtet ist. Wie ich von zuverlässiger Seite hierzu 
ergänzend erfahre, sind in den ersten Tagen des Monats April in verschiedenen Orten des 
früheren Kreises Berent polnische zugereiste Banden auf Kraftwagen herumgefahren, die 
die deutsche Bevölkerung tätlich angriffen, in die deutschen Gehöfte eindrangen und die 
Wohnungseinrichtungen zerschlugen. 

Die deutsche Bevölkerung ist hierdurch zum Teil derartig verängstigt, daß sie bereits den 
wertvolleren Teil ihrer Habe vergraben hat, sich tagsüber nicht mehr auf die Straßen und 
Felder wagt und die Nächte aus Angst vor Überfällen außerhalb der Gehöfte in 
irgendwelchen Verstecken verbringt. Die polnische bodenständige Bevölkerung behauptet, 
im Besitz von Waffen zu sein." 

Deutsches Weißbuch Nr. 2/1939. Dok. Nr. 359. 


26. April 1939 

Der britische Botschafter in Berlin NEVILE HENDERSON an seinen Außenminister, LORD 
HALIFAX: 

"... Persönlich habe ich größere Angst, als ich je im letzten September hatte, und doch sind 
die unmittelbaren Fragen, die sich abzeichnen, verhältnismäßig unwichtig an sich und wären 
einer Regelung durchaus fähig. Wenn Danzig an Deutschland vor 6 Monaten gefallen wäre, 
würde kein Hahn danach gekräht haben, und ein exterritorialer Korridor durch den Korridor 
hindurch ist eine durchaus gerechte Regelung. 

Wenn Schottland von England durch einen irischen Korridor getrennt wäre, würden wir 
mindestens soviel verlangen, was Hitler jetzt verlangt. Wenn man diese Forderungen in und 
für sich betrachtet, würde es etwas Schlechtes sein, in einen Weltkrieg wegen solcher 
Punkte hineinzutreiben ..." 

Hugo Wellems: "Von Versailles bis Potsdam", S. 165 ff. 


27. April 1939 
Note der deutschen Reichsregierung an die britische Regierung zum Ende des DEUTSCH- 
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ENGLISCHEN FLOTTENVERTRAGES: 

".. Als die deutsche Regierung im Jahre 1935 der Königlich Britischen Regierung das 
Angebot machte, durch einen Vertrag die Stärke der deutschen Flotte in ein bestimmtes 
Verhältnis zu der Stärke der Seestreitkräfte des Britischen Reiches zu bringen, tat sie dies 
auf Grund der festen Überzeugung, daß für alle Zeiten die Wiederkehr eines kriegerischen 
Konfliktes zwischen Deutschland und Großbritannien ausgeschlossen sei. 

Indem sie durch das Angebot des Verhältnisses 100 : 35 freiwillig den Vorrang der britischen 
Seeinteressen anerkannte, glaubte sie mit diesem in der Geschichte der Großmächte wohl 
einzig dastehenden Entschluß einen Schritt zu tun, der dazu führen würde, für alle Zukunft 
ein freundschaftliches Verhältnis zwischen den beiden Nationen zu begründen. 
Selbstverständlich setzte dieser Schritt der deutschen Regierung voraus, daß die Königlich 
Britische Regierung auch ihrerseits zu einer politischen Haltung entschlossen sei, die eine 
freundschaftliche Gestaltung der deutsch-englischen Beziehungen sicherstellte. Auf dieser 
Grundlage und unter diesen Voraussetzungen ist das deutsch-englische Flottenabkommen 
vom 18. Juni 1935 zustande gekommen ... 

Dagegen muß sie zu ihrem Bedauern feststellen, daß sich die Königlich Britische Regierung 
neuerdings von der Linie einer entsprechenden Politik gegenüber Deutschland immer weiter 
entfernt. Wie die von ihr in den letzten Wochen bekanntgegebenen politischen 
Entschließungen und ebenso die von ihr veranlaßte deutschfeindliche Haltung der 
englischen Presse deutlich zeigen, ist für sie jetzt die Auffassung maßgebend, daß England, 
gleichviel in welchem Teil Europas Deutschland in kriegerische Konflikte verwickelt werden 
könnte, stets gegen Deutschland Stellung nehmen müsse, und zwar auch dann, wenn 
englische Interessen durch einen solchen Konflikt überhaupt nicht berührt werden. 

Die Königliche Britische Regierung sieht mithin einen Krieg Englands gegen Deutschland 
nicht mehr als eine Unmöglichkeit, sondern im Gegenteil als ein Hauptproblem der 
englischen Außenpolitik an. Mit dieser Einkreisungspolitik hat die Königlich Britische 
Regierung einseitig dem Flottenabkommen vom 18. Juni 1935 die Grundlage entzogen und 
dadurch dieses Abkommen sowie die zu seiner Ergänzung vereinbarte 'Erklärung' vom 17. 
Juli 1937 außer Kraft gesetzt ... 

Darüber hinaus wird die deutsche Regierung, falls die Königlich Britische Regierung Wert 
darauf legt, mit Deutschland über die hier in Betracht kommenden Probleme erneut in 
Verhandlungen einzutreten, dazu gern bereit sein ..." 

Die britische Antwort kam erst am 23. Juni 1939! 

Michael Freund: "Geschichte des Zweiten Weltkrieges in Dokumenten" Band Il, Seite 229 f. 


4. Mai 1939 

Der ALLPOLNISCHE JUGENDVERBAND Posen in seiner Veröffentlichung: 

"1410 hat man die Deutschen bei Tannenberg geschlagen. Jetzt aber werden wir sie bei 
Berlin zusammenhauen. Danzig, Ostpreußen, Schlesien sind Mindestforderungen. Durch 
diesen gewaltigen Sieg wird Polen ganz Europa beherrschen." 

Else Löser: "Polen und die Fälschungen seiner Geschichte", S. 14. 


13. Mai 1939 

Die englische Zeitschrift THE CIRCLE: 

"Die Gefahr eines Krieges kommt nicht von Deutschland und Italien, sondern von uns selbst. 
Unsere Roten sind wütend, weil die Weltrevolution durch die verachtenswerte Bourgeoisie 
von Hitler gestoppt worden ist. Sie wird von den Juden unterstützt, die ihren nicht 
unbeträchtlichen Einfluß in der Presse und im Parlament entfesseln, um uns mit 
Deutschland in einen Konflikt zu verwickeln." 

Emil Maier-Dorn: "Anmerkungen zu Sebastian Haffner", Seite 133. 
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18. Mai 1939 

Der DEUTSCHE KONSUL IN LODZ an Auswärtiges Amt in Berlin: 

"Eine große Anzahl von Deutschen aus Tomaschow haben auf dem Konsulat Angaben über 
die Ausschreitungen vom 13. und 14. d. M. und über den ihnen zugefügten Schaden 
gemacht und gebeten, ihnen die Abwanderung nach Deutschland zu ermöglichen. 

Die Gesamtzahl der Geschädigten geht in die Tausende, da ja alle Deutschen mit nur ganz 
wenigen Ausnahmen Opfer des Pogroms geworden sind. Auch aus den bei Tomaschow 
gelegenen Dörfern, wo deutsche Bauern wohnen, werden sehr große Sachschäden 
gemeldet. Im Krankenhaus in Tomaschow befinden sich etwa 10 schwerverletzte Deutsche." 
von Berchem 

Deutsches Weißbuch 2/39, Dokumente zur Vorgeschichte des Krieges, Dok 371. 


13. Juni 1939 

Der britische Botschafter in Berlin NEVILE HENDERSON: 

Die Polen sollten "etwas weniger über ihre Tapferkeit sprechen und etwas mehr über die 
Realiläten ihrer geographischen Lage nachdenken". 

Documents on British Forcign Policy 1919-1939, Vol. VI, Seite 702. 


6. Juli 1939 

GRAF JAN SZEMBEK, der Staatssekretär im polnischen Auswärtigen Amt, faßt den Bericht 
des Botschafters J. POTOCK aus Washington vom 12. Januar 1939 wie folgt zusammen: 
"Im Westen gibt es allerlei Elemente, die offen zum Krieg treiben: die Juden, die 
Großkapitalisten, die Rüstungsfabrikanten. Alle stehen heute vor einer glänzenden 
Konjunktur, denn sie haben einen Ort gefunden, den man in Brand stecken kann: Danzig, 
und eine Nation, die bereit ist zu kämpfen: Polen. 

Auf unserem Rücken wollen sie Geschäfte machen. Die Zerstörung unseres Landes würde 
sie gleichgültig lassen. Im Gegenteil: da später alles wieder aufgebaut werden müßte, 
würden sie auch daran verdienen. Sie behandeln uns wie Neger ..." 

Emil Maier-Dorn: "Anm. zu Sebastian Haffner", S. 192. 


18. Juli 1939 

Der bekannte Zeitungsschreiber HENRI DE KERILLIS in der Pariser EPOQUE: 
"Das deutsche Volk muß ausgerottet werden." 

Dr. C. Rooster: "Der Lügenkreis". S. 18. 


19. Juli 1939 

Der ehemalige französische Ministerpräsident LEON BLUM im POPULAIRE: 

"Ich denke wie er (Kerillis) und er denkt wie ich! Die jüdischen Kammerabgeordneten 
Pertinax und Bloch bekennen das Geiche: 

Am Tage nach dem Siege muß das deutsche Volk vernichtet werden." 

Emil Maier-Dorn: "Anmerkungen zu Sebastian Haffner", S. 134. 


22. Juli 1939 

ADOLF HITLER läßt durch den Oberbefehlshaber der Kriegsmarine dem auf dem Aviso (kl. 
Kreuzer) "Grille" versammelten Offizierkorps der U-Bootwaffe in Swinemünde mitteilen, er 
würde dafür sorgen, daß es keinesfalls zu einem Krieg mit England kommt. Das wäre FINIS 
GERMANIAE (Deutschlands Untergang). Die U-Bootoffiziere sollten beruhigt sein. 
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Karl Dönitz: "Zehn Jahre und zwanzig Tage", 1958, S. 45. 


3. August 1939 

Der flämische Schriftsteller WARD HERMANS über die Geistesverfassung der Polen: 

"Die Polen haben das letzte Gefühl für Maß und Größe verloren. Jeder Ausländer, der in 
Polen die neuen Landkarten betrachtet, worauf ein großer Teil Deutschlands bis in die Nähe 
von Berlin, weiter Böhmen, Mähren, die Slowakei und ein riesiger Teil Rußlands in der 
überaus reichen Phantasie der Polen schon annektiert sind, muß denken, daß Polen eine 
riesige Irrenanstalt geworden ist." 

Emil Maier-Dorn: "Alleinkriegsschuld, Unkenntnis oder Feigheit", S. 44. 


6. August 1939 

Die Londoner DAILY MAIL: 

"Wir vermissen Erklärungen des Premierministers, ob er diese Reden billigt, die gegen 
Danzig und gegen Deutschland gehalten werden und dem Krieg zwangsmäßig zutreiben. Es 
muß objektiv darauf hingewiesen werden, daß von deutscher Seite keine Reden der 
führenden Staatsmänner gegen Polen gehalten werden, wie sie der Marschall Rydz-Smigly 
am letzten Sonntag in Krakau hielt. Wenn England die Dinge so weitertreiben läßt, wird es 
mitschuldig, wenn die Explosion kommen sollte." 

Emil Maier-Dorn: "Alleinkriegsschuld, Unkenntnis oder Feigheit", S. 44. 


7. August 1939 

Die größte polnische Zeitung ILUSTROWANY KURJER in Krakau: 

"... polnische Einheiten überschritten fortgesetzt die deutsche Grenze, um drüben 
militärische Anlagen zu zerstören, deutsches Wehrmachtsmaterial zu beschlagnahmen und 
nach Polen zu schaffen. Diese Unternehmungen sind von einem starken Geist des 
Wetteiferns getragen ..." 

David Hoggan: "Der erzwungene Krieg", S. 556. 


14. August 1939 

Das amerikanische Kongreßmitglied, der Republikaner HAMILTON FISH, in seinem Buch 
über Treffen mit deutschem Außenminister JOACHIM von RIBBENTROP. RIBBENTROP zu 
HAMILTON FISH wörtlich: 

"Hitler ist überzeugt, daß die deutsch-englischen Zusammenarbeit für die Friedenserhaltung 
wesentlich ist, und Hitler will deshalb 15 deutsche Armeedivisionen und seine ganze Flotte 
der britischen Regierung zur Verfügung stellen, um das Empire im Kriegsfall irgendwo in der 
Welt zu unterstützen." 

Hamilton Fish: "Der zerbrochene Mythos", 1976, S. 107 ff. 


16. August 1939 

Der englische Botschafter in Berlin NEVILE HENDERSON an den Leiter der 
Europaabteilung im Foreign Office, Mr. STRANG: 

"Wenn es einen Waffenstillstand geben soll - und das ist die letzte Hoffnung - muß die 
Mißhandlung der deutschen Minderheit (in Polen) aufhören ... Von allen Deutschen, glaube 
es oder nicht, ist Hitler der gemäßigste, soweit es Danzig und den Korridor betrifft ..." 

Emil Maier-Dorn: "Anmerkungen zu Sebastian Haffner", S. 16. 


19. August 1939 
Der sowjetische Staatschef JOSEPH STALIN erklärt vor dem Politbüro in Moskau, dem 
höchsten Gremium der kommunistischen Partei der Sowjetunion: 
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".. Wir sind unbedingt überzeugt, daß Deutschland, wenn wir einen Bündhnisvertrag mit 
Frankreich und Großbritannien schließen, sich gezwungen sehen wird, vor Polen 
zurückzuweichen. Auf diese Weise könnte der Krieg vermieden werden. ... 

Auf der anderen Seite wird Deutschland, wenn wir einen Nichtangriffspakt annehmen, sicher 
Polen angreifen und die Intervention Englands und Frankreichs wird unvermeidlich sein ... 
Es ist wesentlich für uns, daß der Krieg so lange wie möglich dauert, damit die beiden 
Parteien sich erschöpfen. In der Zwischenzeit müssen wir die politische Arbeit in den 
kriegführenden Ländern intensivieren, damit wir gut vorbereitet sind, wenn der Krieg sein 
Ende nehmen wird." 

Bolko Freiherr v. Richthofen: "Kriegsschuld 1939-41", Kiel 1981, S. 103. 


20. August 1939 

In der Warschauer Zeitung DEPESZA: 

"Wir sind bereit, mit dem Teufel einen Pakt abzuschließen, wenn er uns im Kampf gegen 
Hitler hilft; Hört ihr - gegen Deutschland, nicht nur gegen Hitler. Das Blut wird in einem 
kommenden Kriege in solchen Strömen vergossen werden, wie dies seit Entstehung der 
Welt noch nicht gesehen worden ist." 

Emil Maier-Dorn: "Alleinkriegsschuld, Unkenntnis oder Feigheit", Seite 44. 


23.124. August 1939 
Unterzeichnung des DEUTSCH-SOWJETISCHEN NICHTANGRIFFSPAKTES. 
Charles C. Tansill: "Die Hintertür zum Kriege", S. 581 ff. 


24. August 1939 

ADOLF HITLER verschiebt den auf den 25. August 1939 festgesetzten Einmarsch in Polen 
auf den 1. September 1939, um das Ergebnis der neuen, über den Botschafter N. 
HENDERSON unternommenen diplomatischen Versuch einer Annäherung an England 
abzuwarten. 

Charles C. Tansill: "Die Hintertür zum Kriege", S. 587. 


25. August 1939 

England und Polen beschließen Vertrag über gegenseitigen Beistand: 

Artikel 1: Sollte eine der Vertragsparteien in Feindseligkeiten mit einer europäischen Macht 
verwickelt werden, und zwar infolge eines Angriffs der letzten auf diese Vertragspartei, so 
wird die andere Vertragspartei der in Feindseligkeiten verwickelten Vertragspartei sofort jede 
Unterstützung und jeden Beistand gewähren, die in ihrer Macht stehen." 

"Deutsches Weißbuch" Nr. 2/1939 / "Dokumente zur Vorgeschichte des Krieges", Seite 295. 


25. August 1939 

ADOLF HITLER bittet den britischen Botschafter in Berlin, NEVILE HENDERSON, zu sich 
und macht ihm ein Angebot eines Freundschaftspaktes und eines möglichen Bündnisses mit 
England. HENDERSON notierte später: 

"Ruhig und offenbar ernsthaft" sprach Hitler von einer "letzten Anstrengung um des 
Gewissens willen, mit Großbritannien gute Beziehungen herzustellen." 

Sir Nevile Henderson: "Failure of a Mission", S. 272, New York 1940. 


25. August 1939 
ADOLF HITLER bittet den französischen Botschafter in Berlin, ROBERT COULONDRE, in 
die Reichskanzlei und übergibt ihm einen Brief an den französischen Ministerpräsidenten 


129 


EDOUARD DALADIER. 
Charles C. Tansill: "Die Hintertür zum Kriege", S. 585. 


28. August 1939 

Der britische Chef des Military Intelligence Service und diplomatische Chefberater der 
britischen Regierung, ROBERT LORD VANSITTART, zu dem deutschen Bündnisangebot: 
"Und gegen wen sollen wir uns verbünden mit einem solchen Pack wie dem jetzigen Regime 
in Deutschland? Die bloße Andeutung würde uns in den Vereinigten Staaten ruinieren." 

Emil Maier-Dorn: "Anmerkungen zu Sebastian Haffner". S. 224. 


26. August 1939 

USA-Botschafter in Warschau, JOSEPH E. DAVIES, einer der höchsten Beamten unter 
Beck, habe ihm erklärt: 

"... Drei Wochen später (nach Kriegsausbruch!) würden polnische Truppen in Berlin sein ... 
Sie können mit den Deutschen allein fertig werden!" 

J. E. Davies: "Als USA-Botschafter in Moskau", Zürich 1943, S. 355. 


29. August 1939 

Der Präsident der Jewish Agency, CHAIM WEIZMANN, in einer Note an den englischen 
Regierungschef: 

"Ich wünsche in nachdrücklichster Form die Erklärung zu bestätigen, daß wir Juden an der 
Seite Großbritanniens stehen und für die Demokratie kämpfen werden. Aus diesem Grunde 
stellen wir uns in den kleinsten und größten Dingen unter die zusammenfassende Leitung 
der britischen Regierung. Die jüdische Vertretung ist bereit, in sofortige Abkommen 
einzutreten, um alle menschlichjüdische Kraft, ihre Technik, ihre Hilfsmittel und alle 
Fähigkeiten nützlich einzusetzen." 

Heinrich Härtle: "Deutsche und Juden", S. 290. 


29. August 1939 

Der britische Botschafter in Berlin, NEVILE HENDERSON, schreibt in seinem Buch, daß er 
noch am Abend des 29. August 1939 den polnischen Botschafter JOSEF LIPSKI aufsuchte, 
über die deutsche Antwort unterrichtete und ihn beschworen hätte, "seine Regierung zu 
drängen, daß sie unverzüglich irgendeinen Vertreter für die vorgeschlagenen Verhandlungen 
ernenne". 

Charles C. Tansill "Die Hintertür zum Kriege", S. 589. 


29. August 1939 

ADOLF HITLER entwirft für den polnischen Staat sein letztes großzügiges ANGEBOT 
EINER FRIEDLICHEN LÖSUNG der deutsch-polnischen Streitfragen. Es besteht aus 16 
Punkten: 

1. Danzig kehrt ins Deutsche Reich zurück. 

2. Bildung eines Korridors, in dem die Bevölkerung über Zugehörigkeit zu Deutschland oder 
Polen selbst entscheidet. 

3. Vertriebene kehren zur Abstimmung zurück, Durchführung unter internationaler 
Oberaufsicht. 

4. Ausnahme hiervon polnischer Hafen Gdingen, der poln. Hoheitsgebiet ist. 

5. Vorbereitungszeit der Abstimmung 12 Monate. 

6. Festlegung von Verbindungswegen für den freien Transit-Verkehr für Deutschland und für 
Polen. 

7. Zugehörigkeit des Gebietes durch einfache Stimmenmehrheit. 
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8. Exterritoriale Verbindungswege für den Staat, der bei Abstimmung unterliegt. 

9. Bevölkerungsaustausch im Korridor, wenn dieser an Deutschland hierbei zurückfällt. 

10. Sonderrecht von Polen im deutschen Danzig, in gleicher Weise wie für Deutschland im 
polnischen Gdingen. 

11. Status von Danzig und Gdingen als reine Handelsstädte, also ohne Befestigungen udgl. 
12. Halbinsel Heia, gleich ob an Deutschland oder Polen geht, ebenfalls entmilitarisieren. 

13. Bestehende Beschwerden über Minderheitenbehandlung werden vor ein Schiedsgericht 
gebracht. Festgestellte Schäden ab 1913 sind zu ersetzen. 

14. Beiderseitiger Schutz der Minderheiten, diese vom Wehrdienst ausgeschlossen. 

15. Bei Vereinbarung auf dieser Basis, sofortige Demobilisierung der Streitkräfte auf beiden 
Seiten. 

16. Weitere Maßnahmen zur Beschleunigung direkt durch Deutschland-Polen. 

Dieses Angebot liest der deutsche Außenminister von Ribbentrop dem britischen Botschafter 
Henderson am 30. August 1939 in Berlin vor. Da kein polnischer Unterhändler erschien, 
konnte es Polen nicht ausgehändigt werden. 

Deutsches Weißbuch 2/1939, Dokument 466. 


30. August 1939 (17.30 Uhr) 

Der DEUTSCHE GESCHÄFTSTRÄGER IN WARSCHAU telephonisch an Auswärtiges Amt 
in Berlin: 

"... Seit einer Stunde ist in Polen durch Anschlag die Allgemeine Mobilmachung befohlen 
worden. Erster Mobilmachungstag ist der 31. August; zu melden haben sich alle Personen, 
die eine weiße Einberufungskarte besitzen ..." 

Deutsches Weißbuch 2/1939, "Dokumente zur Vorgeschichte des Krieges", Dokument Nr. 
465. S. 302. 


31. August 1939 (12.45 Uhr) 

Telegramm der POLNISCHEN REGIERUNG an ihren Berliner Botschafter LIPSKI (von 
Görings Forschungsamt abgefangen): 

"Lassen Sie sich unter keinen Umständen in sachliche Diskussionen ein; wenn die 
Reichsregierung mündliche oder schriftliche Vorschläge macht, müssen Sie erklären, daß 
Sie keinerlei Vollmacht haben, solche Vorschläge entgegenzunehmen oder zu diskutieren 


Birger Dahlems: "Der letzte Versuch", München 1948, Seite 113 / "Englands Blaubuch": 
Dokumente Nr.96, Punkt 3, Seite 191, Nr. 100, Punkt 3, Seite 245. 


5. Zeitraum während des Il. Weltkrieges 

31. August 1939 (23.00 Uhr) 

Der polnische RUNDFUNKSENDER WARSCHAU um 21.00 zum deutschen 16-Punkte- 
Vorschlag: 

"Die heutige Bekanntmachung des deutschen offiziellen Communiques hat die Ziele und 
Absichten der deutschen Politik klar gezeigt. Es beweist die offenen Aggressionsabsichten 
Deutschlands gegenüber Polen. Die Bedingungen, unter denen das Dritte Reich bereit ist, 
mit Polen zu verhandeln, lauten: Danzig kehrt sofort zum Reich zurück ..." 

Es folgen die Hauptpunkte von Hitlers 16-Punkte-Angebot an Polen. Dann fährt der 
Rundfunksprecher fort: 

"Die deutsche Agentur gibt bekannt, daß der Termin für die Annahme dieser Bedingungen 
gestern abgelaufen ist. Deutschland hat vergeblich auf einen Abgesandten Polens gewartet. 
Die Antwort waren die militärischen Anordnungen der Polnischen Regierung. Keine Worte 
können jetzt mehr die Aggressionspläne der neuen Hunnen verschleiern. Deutschland strebt 
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die Herrschaft über Europa an und durchstreicht mit einem bisher nicht dagewesenen 
Zynismus die Rechte der Völker. Dieser unverschämte Vorschlag beweist deutlich, wie 
notwendig die militärischen Anordnungen der Polnischen Regierung gewesen sind." 
Deutsches Weißbuch 2M939, "Dokumente zur Vorgeschichte des Krieges". Dokument Nr. 
469, S. 306. 


1. September 1939 (5.45 Uhr) 

BEGINN DES POLENFELDZUGES 

"Das deutsche Feldheer tritt mit 102 Divisionen in einer Gesamtstärke von 2.750.000 Mann 
in den Zweiten Weltkrieg." 

Ploetz: "Geschichte des Zweiten Weltkrieges". Würzburg 1960, 2, Teil, Seite 122/123. 


"Der Zustand der deutschen Bewaffnung im Jahre 1939 liefert den entscheidenden Beweis, 
daß Hitler keinen allgemeinen Krieg erwogen und wahrscheinlich einen Krieg überhaupt 
nicht beabsichtigt hatte." 
Der englische Historiker Prof. Dr. A. J. P. Taylor: "The Origins of Second World War", 
London 1961, Seite 280. 


"Bei Kriegsbeginn verfügte Deutschland über eine geringe Anzahl kampfkräftiger kleiner 
Boote, die zahlenmäßig noch beträchtlich unter der gemäß dem Londoner Flottenabkommen 
von 1935 zugestandenen Höchstgrenze lag. Erst im September 1939, nach der 
Kriegserklärung Großbritanniens, wurden die U-Boote in Bau und die Besatzungen in 
Ausbildung gegeben, die 1942 England schwerste Sorge bereiteten." 

Walter Lüdde-Neurath: "Regierung Dönitz", Seite 33. 


2. September 1939 

Der deutsche Außenminister JOACHIM von RIBBENTROP an die deutsche Botschaft in 
London folgende Weisung: 

"Der Führer ist bereit, aus Polen wieder herauszugehen und auch für den angerichteten 
Schaden einzustehen unter der Voraussetzung, daß wir Danzig und die Straße durch den 
Korridor erhalten, wenn England im deutsch-polnischen Konflikt die Vermittlung übernimmt. 
Sie sind vom Führer ermächtigt, diesen Vorschlag dem englischen Kabinett zu unterbreiten 
und sofort Verhandlungen hierüber aufzunehmen." 

Emil Maier-Dorn: "Anmerkungen zu Sebastian Haffner", S. 9. 


3. September 1939 (9.00 Uhr) 

Übergabe des englischen Ultimatums zu Polen in der Reichskanzlei: 

"... hingegen wurden die deutschen Angriffe auf Polen fortgesetzt und verstärkt. Ich habe 
demgemäß die Ehre, Sie davon zu unterrichten, daß, falls nicht am heutigen Tag, dem 3. 
September, bis 11 Uhr vormittags britischer Sommerzeit, eine befriedigende Zusicherung im 
obenerwähnten Sinne von der deutschen Regierung erteilt wird .... der Kriegszustand 
zwischen den beiden Ländern von der genannten Stunde an besteht." 

"... Wie versteinert saß Hitler da und blickte vor sich hin. Er war nicht fassungslos, wie es 
später behauptet wurde, er tobte auch nicht, wie es wieder andere wissen wollten. Er saß 
völlig still und regungslos an seinem Platz. Nach einer Weile, die mir wie eine Ewigkeit 
vorkam, wandte er sich Ribbentrop zu, der wie erstarrt am Fenster stehen geblieben war. 
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"Was nun?" fragte Hitler seinen Außenminister." 
David L. Hoggan: "Der erzwungene Krieg", Seite 787. 


3. September 1939 

In der alten deutschen Stadt BROMBERG (von 1346 bis 1919), die infolge des Versailler 
Diktats zu Polen gekommen war und z. Z. etwa 100.000 Einwohner zählt, werden noch vor 
dem Eintreffen der deutschen Truppen mindestens 5.437 deutsche Einwohner von den 
Polen viehisch ermordet. Dieser Tag geht als BROMBERGER BLUTSONNTAG in die 
Geschichte ein. 

Anzeiger der Notverwaltung des Deutschen Ostens, Heft 2/1985, S. 123. 


11. September 1939 

Die irische Zeitung LEADER: 

"Als die Einkreisungspolitik der Engländer begann, hatten sie sich endgültig für den Krieg 
entschieden. Als das deutsch-russische Abkommen abgeschlossen wurde, hätten sie immer 
noch versuchen können, den Frieden zu erhalten, stattdessen aber haben sie die polnische 
Regierung in ihrer törichten Widerspenstigkeit bestärkt." 

Emil Maier-Dorn: "Alleinkriegsschuld, Unkenntnis oder Feigheit?" S. 50. 


28. September 1939 

Der große englische Zeitungsverleger VISCOUNT ROTHERMERE in seiner DAILY MAIL: 

"... Mehr Weitblick und weniger Argwohn zu der Zeit, als Deutschland die 
Abrüstungskonferenz im September 1932 verließ, hätten den Völkern Europas einen 
beträchtlichen Teil der gegenwärtigen Geldlasten erspart und die Kriegsgefahr 
eingeschränkt. 

In diesem Monat ist es fünf Jahre her, seitdem Deutschland die Bewilligung seiner 
Rüstungsgleichheit mit Frankreich auf der Grundlage eines Heeres von 300.000 beantragte. 
Tanks, schwere Artillerie und Militärflugzeuge sollten abgeschafft werden. 

Jetzt, da Deutschland die stärkste europäische Macht geworden ist, scheint es unfaßbar, 
daß die Möglichkeit einer Rüstungsstabilisierung auf so niedriger Stufe abgelehnt worden ist. 
Die Regierungen Frankreichs und Großbritanniens jedoch erteilten als Antwort, daß 
Deutschlands Forderungen auf Gleichberechtigung zu einer "ungünstigen Zeit' kämen. 
Folglich verließ Deutschland die Abrüstungskonferenz, und das große Rüstungsrennen in 
Europa begann; obgleich die Deutschen anfangs weit zurücklagen, hatten sie bald die 
Führung ..." 

Viscount Rothermere: "Warnungen und Prophezeiungen", S. 218 f. 


September 1939 

Der spätere Großadmiral KARL DÖNITZ gibt Auskunft über die Stärke der deutschen 
Marine: 

"Am 3. September 1939 erklärten uns England und Frankreich den Krieg. Die Marine war ein 
Torso. Die U-Bootwaffe besaß insgesamt 46 zum Einsatz bereite Boote ... von 56 in Dienst 
befindlichen U-Booten ... aber nur 22 atlantikfähig." 

Karl Dönitz: "Zehn Jahre und zwanzig Tage", S. 49. 


3. Oktober 1939 

Der sehr reiche und unabhängige amerikanische Erdölhändler WILLIAM RHODES DAVIS 
befindet sich auf einer vom Weißen Haus gebilligten Missionsreise nach Rom und Berlin, um 
ggf. eine amerikanische Vermittlung im soeben ausgebrochenen Krieg in die Wege zu leiten. 
Bei einem Treffen sagt GÖRING zu Davis: 
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"Sie können Mr. Roosevelt versichern, daß Deutschland, wenn er vermitteln will, einer 
Regelung zustimmen wird, durch die ein neuer polnischer Staat und eine unabhängige 
tschechoslowakische Regierung ins Leben träten ... 

Was mich selbst und meine Regierung betrifft, so wäre ich glücklich, an ihr 
(Friedenskonferenz.) teilnehmen zu können, und sollte ich im Falle des Zustandekommens 
einer solchen Konferenz Deutschland vertreten, so würde ich Washington als Konferenzort 
zustimmen." 

Da Davis nach seiner Rückkehr in die USA von Roosevelt nicht empfangen wurde, schrieb 
er die obigen Aufzeichnungen am 11. und 12. Oktober 1939 dem Präsidenten. Er erhielt 
keine Antwort! (Die Briefe wurden eingesehen von Tansill!) 

Charles C. Tansill: "Die Hintertür zum Kriege", S. 600 ff. 


November 1939 

WINSTON CHURCHILL sagt zur englischen Bevölkerung über den Rundfunk: 

"... Dieser Krieg ist ein englischer Krieg, und sein Ziel ist die Vernichtung Deutschlands ..." 
Sven Hedin: "Amerika im Kampf der Kontinente" S. 175. 


22. Januar 1940 

Englische Wochenzeitschrift SPEKTATOR, London: 

"Trotz aller schönen Worte haben wir unendlich weniger Berechtigung zu diesem Krieg als 
zu dem vorigen. Diesmal gingen wir und Frankreich darauf aus, Polen den Rücken zu 
stärken in seinem Widerstand gegen die deutschen Forderungen, und zwar nicht aus Liebe 
zu Polen, sondern in dem Bestreben, der wachsenden Macht Deutschlands Einhalt zu 
gebieten. Auf diese Weise wollten wir zusammen mit Frankreich uns die Oberhand auf dem 
Kontinent zu erhalten versuchen ..." 

Bernhard Wintzeck: "Unsere Väter waren keine Verbrecher", Seite 48. 


26. Januar 1940 

Moskauer PRAWDA: 

"England und Frankreich haben den Krieg erklärt. Nicht Deutschland, sondern England und 
Frankreich haben die Friedensvorschläge zurückgewiesen und nicht nur auf Fortsetzung, 
sondern auch auf seiner Ausweitung bestanden. Die englischen und französischen 
Imperialisten wollen diesen Krieg in einen Weltkrieg verwandeln ..." 

Emil Maier-Dorn: "Alleinkriegsschuld, Unkenntnis oder Feigheit?", Seite 51. 


15. Februar 1940 

Der britische Premierminister NEVILLE CHAMBERLAIN im Unterhaus: 

"Welchen Weg die anderen auch gehen mögen, die britische Regierung wird niemals zu 
hinterhältigen Angriffen auf Frauen und andere Zivilpersonen zum Zwecke reinen Terrors 
Zuflucht nehmen." 

J. F. Fuller: "Der Zweite Weltkrieg 1939-1945", Wien-Stuttgart 1950, S. 260. 


10./11. Mai 1940 

"Der in der Geschichte erste Luftangriff gegen die Zivilbevölkerung richtet sich gegen die 
deutsche Stadt Freiburg im Breisgau. Den Bomben fielen 57 Menschen zum Opfer, darunter 
13 Kinder. Über die Urheber bestehen bis heute propagandistisch gelenkte Zweifel." 
Chikago Tribune v. 8. Dez. 1953. 


11. Mai 1940 
EMRYS HUGHES, ein führender schottischer Journalist: 
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"... Führende britische Experten haben offen zugegeben, daß es eher die Briten als die 
Nazis waren, die mit dem Bombenkrieg gegen Zivilisten und nichtmilitärische Ziele 
begannen. Die Entscheidung darüber hatte das britische Luftfahrtministerium bereits 1936 
getroffen. Der erste Angriff dieser Art wurde von 18 britischen Whitley-Bombem in der Nacht 
des 11. Mai 1940 gegen Westdeutschland geflogen. Bis dahin waren lediglich militärische 
Ziele oder belagerte Städte mit Bomben angegriffen worden. 

Hitler bemühte sich wiederholt, eine Übereinkunft darüber zu erlangen, daß Zivilisten und 
nichtmilitärische Ziele nicht angegriffen werden sollten, erhielt aber immer wieder von 
britischer Seite eine eiskalte Abfuhr. Britische Autoritäten wie Luftmarschall Sir Arthur Harris 
(in seinem Buch "Bomber Offensive", 1947), der Generalsekretär des Luftfahrtministeriums, 
J. M. Spaight (in "Bombing Vincidated", 1944) und Liddel Hart (in "The Revolution in 
Warfare", 1946) geben diesen Sachverhalt offen zu." 

Chikago Tribune v. 8. Dez. 1953. 


18. Mai 1940 

Erster englischer FLIEGERANGRIFF AUF DIE STADT HAMBURG 

Etwa 30 Maschinen warfen ab 0.28 Uhr ca. 80 Sprengbomben und 400 Brandbomben. Es 
kamen bei den entstandenen 6 Großbränden, 1 Mittelbrand und 3 Kleinbränden 24 Männer, 
9 Frauen, 1 Kind ums Leben, und 72 Menschen wurden verletzt. 

Kopie des Berichtes des Polizeipräsidenten v. 27. Mai 1940, siehe bei Hans Brunswig: 
"Feuersturm über Hamburg", S. 47 ff. 


20. Juni 1940 

Der amerikanische Kriegsminister HARRY WOODRING muß zurücktreten, weil er sagte: 

"Es gibt eine verhältnismäßig kleine Clique von internationalen Finanzleuten, die wünschen, 
daß die Vereinigten Staaten den Krieg erklären und mit allem, was sie besitzen, 
einschließlich unserer Männer, in den europäischen Wirrwarr stürzen sollen. Diese Leute 
lieben mich nicht, weil ich dagegen bin, daß unsere Verteidigungskraft zu dem Zwecke 
geschwächt wird, um den 3.000 Meilen von uns entfernten Hitler in den Arm zu fallen." 

Emil Maier-Dorn: "Anmerkungen zu Sebastian Haffner", Seite 217. 


22. Juni 1940 
DEUTSCH-FRANZÖSISCHER WAFFENSTILLSTAND IN COMPIEGNE. 


22. Juni 1940 

ADOLF HITLER läßt die deutschen Panzer vor der eingeschlossenen englischen Armee in 
Dünkirchen anhalten, um die 253.000 englischen Soldaten zu schonen und nach der Insel 
entkommen zu lassen. Gleich darauf befahl er die Demobilisierung von 35 deutschen 
Divisionen. Das läßt sich mit Haß gegen England wohl schwerlich erklären. 

Emrys Hughes: "Churchill, ein Mann in seinem Widerspruch", Seite 176. 


23. Juni 1940 

Propagandaminister Dr. Goebbels: 

"... Ich schildere dem Führer das Luftbombardement auf Berlin und bitte um Vorgehen gegen 
England, das vom ganzen Volk gefordert wird. Er ist sich noch nicht ganz im Klaren darüber. 
Aber nötig wird das doch werden." 
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3. Juli 1940 (15.03 Uhr) 

ERSTER TAGESANGRIFF BRITISCHER FLUGZEUGE AUF HAMBURGER WOHNGEBIET 
Den Bomben fallen 2 Männer, 4 Frauen und 11 Kinder zum Opfer, 2 Männer, 4 Frauen und 
8 Kinder werden verletzt. 31 Häuser und zahlreiche Gartenlauben erleiden Schäden. 

Hans Brunswig: "Feuersturm über Hamburg", S. 53. 


3. Juli 1940 

Der britische Premierminister WINSTON CHURCHILL befiehlt seiner Kriegsmarine, die 
Reste der französischen Flotte, die sich im Hafen von Mers-el-Kebir bei Oran befinden und 
einer Aufforderung zur Übergabe an Großbritannien nicht nachkamen, zu versenken. Bei 
dem Feuerüberfall finden 1.150 französische Matrosen den Tod. 

David Irving: "Hitler und seine Feldherren". Seile 141. 


18. Juli 1940 

Deutscher Gesandter in Riga, per Telegramm an Auswärtiges Amt, Berlin: 

"Erfahre aus zuverlässiger Quelle, daß zwei betrunkene Sowjet-Offiziere im Gespräch mit 
Letten im hiesigen Sommerrestaurant gestern abend auf die Frage, warum so viele Truppen 
zur Besetzung der Randstaaten notwendig wären, spontan geantwortet haben, daß die 
Hauptaufgabe der Truppen ein Angriff auf Deutschland sei." 

Hugo Wellems: "Von Versailles bis Potsdam", Seite 191. 


Juli 1940 

Der HERZOG von WINDSOR stellt während eines Aufenthalts in Lissabon gegenüber dem 
dortigen amerikanischen Botschafter fest: 

... daß das englische Volk leider in die Hände von wahnsinnig gewordenen Politikern geraten 
ist, die nur an ihrer eigenen Zukunft interessiert sind". 

Nation Europa: "Ursachen und Ausbruch des Il. Weltkrieges", S. 80. 


4. September 1940 

ADOLF HITLER im Berliner Sportpalast bezüglich der andauernden nächtlichen Luftangriffe 
auf deutsche Städte: 

"... Ich habe das drei Monate nicht beantworten lassen in der Meinung, sie würden diesen 
Unfug einstellen. Herr Churchill sah darin ein Zeichen unserer Schwäche. Sie werden es 
verstehen, wenn wir jetzt Nacht für Nacht die Antwort geben, und zwar in steigendem Maße 
... Und wenn sie erklären, sie werden unsere Städte in großem Ausmaß angreifen ... wir 
werden ihre Städte ausradieren! ..." 

Max Domains: "Hitler, Reden und Proklamationen", B. Ill, S. 1575. 


7. September 1940 

Erster deutscher Vergeltungs-Luftangriff auf London mit 300 Bombern. 

"Hiermit wird die deutsche Angriffswelle Großer Blitz gegen die englische Hauptstadt 
eingeleitet, die 65 Nächte hindurch währt. Bis zum 31. Oktober 1940 werfen 9587 
Maschinen 12.521 t Sprengbomben und 440.424 Brandbomben (12.234 Schüttkästen) auf 
die Stadt London." 

Franz Kurowski: "Der Luftkrieg über Deutschland", 1977, Seite 344 f. 


11. September 1940 
US-Präsident ROOSEVELT in einer Wahlrede: 
"Wir werden uns nicht an fremden Kriegen beteiligen, und wir schicken unsere Armee-, 
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Marine- oder Luftstreitkräfte nicht aus, um in fremden Ländern außerhalb der beiden 
Amerikas zu kämpfen, außer im Fall eines Angriffs." 
B. Colby: "Roosevelts scheinheiliger Krieg". Seite 19, Druffel-Verlag. 


23. September 1940 

Der Stellvertreter Adolf Hitlers, RUDOLF HESS, unternimmt einen Versuch, zwischen 
Deutschland und England Friedensverhandlungen einzuleiten, indem er einen Brief an den 
ihm bekannten Lord Hamilton (Schottland) schreibt ... Der so entstandene "Briefwechsel" 
zwischen Heß und Hamilton führt schließlich zu einer Einladung Heß' und zu dessen 
wagemutigem Flug am 10. Mai 1941 nach Schottland. 

Hans Bernhardt: "Deutschland im Kreuzfeuer großer Mächte", S. 285. 


17. Oktober 1940 

Die USA-REGIERUNG gibt eine Anweisung an amerikanische Staatsbürger im Femen 
Osten zur unmittelbaren Abreise nach Amerika. 

Sven Hedin: "Amerika im Kampf der Kontinente", Leipzig 1942, Seite 85. 


30. Oktober 1940 

US-Präsident ROOSEVELT in einer Wahlrede in Boston: 

"Und während ich zu Euch, ihr Mütter und Väter, spreche, gebe ich Euch noch eine 
Versicherung. Ich habe es schon einmal gesagt und werde es wieder und wieder sagen: 
Eure Söhne werden nicht in ausländische Kriege geschickt werden ..." 

Charles C. Tansill: "Die Hintertür zum Kriege", S. 646. 


Oktober 1940 

Zum amerikanisch-britischen Tauschgeschäft von 50 amerikanischen Zerstörereinheiten 
gegen britische Landverpachtungen auf 99 Jahre ohne Entgelt auf Avalen, Neufundland, 
Bermudas, Bahamas, Jamaika, Trinidad u. a. m. zum Errichten von Flotten- und 
Luftstützpunkten, welches CHURCHILL leidenschaftlich angebahnt hatte, bemerkt der 
amerikanische Professor HERBERT BRIGGS: 

"Die Versorgung einer kriegführenden Macht mit diesen Schiffen durch die Vereinigten 
Staaten ist eine Verletzung unseres neutralen Status, eine Verletzung unseres 
Landesgesetzes und eine Verletzung des internationalen Rechts." 

Charles C. Tansill: "Die Hintertür zum Kriege". Seite 642. 


1. November 1940 

Der deutsche Gesandte in Reval, der Hauptstadt des seit Herbst 1939 von den Russen 
besetzten baltischen Staates Estland, FROHWEIN, sendet ein Telegramm an Auswärtiges 
Amt in Berlin: 

"... Diese Nachrichten, die den zuständigen Stellen der Wehrmacht im einzelnen auf 
besonderem Wege zugegangen sind, lassen keinen Zweifel darüber, daß das Offizierskorps 
der Sowjetwehrmacht, einschließlich der übernommenen früheren estnischen Offiziere, auf 
eine kriegerische Auseinandersetzung zwischen der Sowjetunion und Deutschland 
vorbereitet wird ..." 

Hugo Wellems: "Von Versailles bis Potsdam", Seite 191. 


29. Dezember 1940 

Der amerikanische Präsident FRANKLIN DELANO ROOSEVELT: 

"Es gibt keine Notwendigkeit, ein Expeditionskorps in ein Gebiet außerhalb unserer Grenzen 
zu entsenden. Kein Mitglied der Regierung hegt eine derartige Absicht. Alle, die 
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herumreden, wir wollten Armeen nach Europa senden, können Sie stellen und festnageln, 
daß sie bewußt die Unwahrheit sprechen." 
Hamilton Fish: "Der zerbrochene Mythos", Seite 250. 


und nur 14 Tage später: 


10. Januar 1941 

Der amerikanische Präsident Roosevelt entsendet seinen engsten Vertrauten, den US- 
Handelsminister HARRY HOPKINS, nach England, um dem britischen Premierminister 
WINSTON CHURCHILL zu eröffnen: 

"Der Präsident ist entschlossen, den Krieg gemeinsam mit Ihnen zu gewinnen. Verstehen 
Sie mich recht, er hat mich nach London geschickt, um Ihnen zu versichern, daß wir Sie mit 
allem Aufwand an Kosten und Mühen durchbringen werden ... Es gibt nichts, was er nicht 
dafür täte, soweit es in Menschenhand liegt." 

... Hopkins Besuch hatte den Zweck: "for to see how we can beat that fellow Hitler" (zu 
erkunden, wie wir den Burschen Hitler schlagen können.) 

Hamilton Fish: "Der zerbrochene Mythos", Seite 51 ff. 


7. März 1941 

Propagandaminister Dr. Goebbels: 

"Die Judenfrage muß jetzt im gesamteuropäischen Rahmen gelöst werden. Es gibt in 
Europa noch über 11 Millionen Juden. Sie müssen später einmal zuerst im Osten 
konzentriert werden; eventuell kann man ihnen nach dem Kriege eine Insel, etwa 
Madagaskar, zuweisen. Jedenfalls wird es keine Ruhe in Europa geben, wenn nicht die 
Juden restlos aus dem europäischen Gebiet ausgeschaltet werden. Das ergibt eine 
Unmenge von außerordentlich delikaten Fragen. Was geschieht mit den Halbjuden, was 
geschieht mit den jüdisch Versippten, Verschwägerten, Verheirateten? Wir werden also hier 
noch einiges zu tun bekommen, und im Rahmen der Lösung dieses Problems werden sich 
gewiß auch noch eine ganze Menge von persönlichen Tragödien abspielen. Aber das ist 
unvermeidlich. Jetzt ist die Situation reif, die Judenfrage einer endgültigen Lösung 
zuzuführen. Spätere Generationen werden nicht mehr die Tatkraft und auch nicht mehr die 
Wachheit des Instinkts besitzen. Darum tun wir gut daran, hier radikal und konsequent 
vorzugehen. Was wir uns heute als Last aufbürden, wird für unsere Nachkommen ein Vorteil 
und ein Glück sein." 


30. März 1941 

DIE USA BESCHLAGNAHMEN 28 ITALIENISCHE UND 2 DEUTSCHE SCHIFFE, DIE SICH 
Z. Z. IN AMERIKANISCHEN HÄFEN BEFINDEN. Die 873 Besatzungsangehörigen werden 
verhaftet. Durch ein neues Gesetz im April werden diese 30 Schiffe in die amerikanische 
Marine überführt. 

Hugo Wellems: "Von Versailles bis Potsdam". Seite 181. 


27. April 1941 

Der amerikanische Senator GERALD P. NYE: 

"Wir werden von denselben Mächten zum Narren gehalten, die uns im Weltkrieg zum Narren 
gehalten haben. Wir werden durch Täuschung zu dem Glauben gebracht, daß wir in dem 
Chaos Europa Ordnung schaffen können ... Washington weiß, daß wir einmal zu zahlen 
haben werden, und es muß einen echten Krieg schaffen, um alle diese Ausgaben zu 
rechtfertigen. Wenn wir je in diesem Krieg verwickelt werden, so wird er von den künftigen 


138 


Geschichtsschreibern nur mit einem Namen bezeichnet werden, "der Krieg des 
Präsidenten", weil jeder seiner Schritte seit seiner Rede in Chicago (5.10.1937) auf den 
Krieg hinlenkte ..." 

Conrad Rooster: "Der Lügenkreis", 1976, S.14. 


5. Mai 1941 

"Als ein Teilnehmer auf dem Bankett in Moskau einen Trinkspruch auf die "friedliebende 
Sowjetunion" ausbrachte, wird er durch Stalin zurechtgewiesen: "Diese Lösung ist veraltet ... 
Unser Land hat heute alle Vorbereitungen dazu, seine Politik auf anderem Wege zu 
erreichen. Ich erhebe mein Glas auf die Ära der Entwicklung und Ausdehnung des 
Sowjetstaates ... im Laufe der nächsten zwei Monate können wir den Kampf mit Deutschland 
beginnen." 

Durch die gefangenen Generäle Naumow und Jewstifejew sind diese Ausführungen später 
bestätigt worden. 

Emil Maier-Dorn: "Anmerkungen zu Sebastian Haffner", Seite 160f. 


10. Mai 1941 

RUDOLF HESS, startet als ehemaliger Weltkriegsflieger mit einer unbewaffneten 
zweimotorigen Messerschmitt-Maschine "Me 110" um 17.40 Uhr von Augsburg zu einem 
Alleinflug nach Schottland. Nach seinem 1300 km langen Flug springt er mit dem Fallschirm 
ab und landet etwa 12 km vom Sitz des Herzogs von Hamilton in der Nähe von Edinburg. Er 
wird vom englischen Geheimdienst verhaftet. 

Später schreibt der englische Geheimdienst an den ehemaligen tschechoslowakischen 
Staatspräsidenten Eduard Benesch über den von Heß am 23.9.1940 begonnenen 
Briefwechsel (Via Lissabon): "Wir haben den Mann (Hess) in eine Falle gelockt. Wir haben 
Briefe geschrieben mit der Unterschrift des Herzogs von Hamilton, und darauf ist Rudolf 
Hess hereingefallen ..." 

In den Privatpapieren von Benesch gefunden 1984 in Califomien. 

siehe H. Bernhardt: "Deutschland im Kreuzfeuer." S. 294. 


Mai 1941 

Buch des jüdischen Autors THEODOR NATHAN KAUFMAN: "Germany must perish" - 
"Deutschland muß vernichtet werden". 

"Der jetzige Krieg ist kein Krieg gegen Adolf Hitler. Genausowenig ist er ein Krieg gegen die 
Nazis ... Es ist ein Kampf zwischen der deutschen Nation und der Menschheit ... Diesmal hat 
Deutschland der Welt einen TOTALEN KRIEG aufgezwungen. Infolgedessen muR 
Deutschland damit rechnen, mit einer TOTALEN BESTRAFUNG zu büßen. Und es gibt eine 
und nur eine solche totale Strafe: 

Deutschland muß für immer beseitigt werden! 

Natürlich müssen Massaker und Massenhinrichtungen ausgeschlossen werden. 
Abgesehen davon, daß sie nicht durchführbar wären, wenn sie auf eine Bevölkerung von 
etwa 70 Millionen angewandt werden würden, wären solche Methoden mit den moralischen 
Verpflichtungen und sittlichen Praktiken der Zivilisation unvereinbar. 

Es bleibt dann nur ein Verfahren, die Welt für immer vom Deutschtum zu befreien und das 
ist, die Quelle trockenzulegen, aus der diese kriegslüsternen Seelen entstehen, indem man 
verhindert, daß das Volk Deutschlands jemals wieder seine Art fortpflanzt. Diese moderne 
Methode, der Wissenschaft als eugenische Sterilisation bekannt, ist sofort praktikabel, ist 
human und gründlich." (Seiten 90 f) ... 

Um das Ziel einer Auslöschung der Deutschen zu erreichen, wäre es nur erforderlich, etwa 
48.000.000 zu sterilisieren - eine Zahl, die Männer über 60 und Frauen über 45 wegen ihrer 
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TOR" SONERG PARAT ORIFEII0NE Dr Gran] AG TER Er ira TERUTEINy.|  bEGTENZIEN Fortpflanzungsfähigkeit 
ausschließt ... Nimmt man 20.000 Chirurgen 
als eine willkürliche Zahl an und geht davon 
aus, daß jeder mindestens 25 Operationen 
am Tag ausführen kann, würde es nicht 
mehr als höchstens einen Monat dauern, um 
ihre Sterilisation durchzuführen ... 

Da die Sterilisation von Frauen etwas mehr 
Zeit in Anspruch nimmt, kann abgeschätzt 
werden, daß die gesamte weibliche 
Bevölkerung von Deutschland innerhalb... 
Abb: 36 Kaufman-Plan zur g von drei Jahren oder weniger sterilisiert 
werden könnte. (Seite 92) ... 


Auslöschung Deutschlands 


Bei der normalen Sterberate von 2% im Jahr wird sich das deutsche Leben jährlich um 
1.500.000 vermindern. Entsprechend wird innerhalb zweier Generationen das, was zuvor 
Millionen von Menschenleben und Jahrhunderte unnützer Anstrengungen gekostet hat, 
nämlich die Beseitigung des Deutschtums und seiner Träger, eine vollendete Tatsache sein 


Das konsequente allmähliche Verschwinden der Deutschen aus Europa wird auf jenen 
Kontinent keine negativere Wirkung haben als das allmähliche Verschwinden der Indianer 
aus Amerika. 

H. Bernhardt: "Deutschland im Kreuzfeuer großer Mächte", S. 294 ff. 


1. Juni 1941 

Juni-Ausgabe der britischen Zeitschrift NATIONAL REVIEW: 

"... Unser wirkliches Kriegsziel muß sein, nicht nur der militärische Triumph im Felde, 
sondern auch die Verminderung des deutschen Volkes zu einem derart 
zusammengeschrumpften und begrenzten Zustand, daß es niemals wieder in der Lage ist, 
etwas zum Schaden der noch kommenden Generationen anzufangen ... 

... daß seine Beseitigung als Großmacht die einzige Hoffnung für eine Welt ist, die keine 
andere Wahl hat, als des Chirurgen Skalpell zu ergreifen und dieses Krebsgewächs aus 
ihrer Staatenorganisation herauszuschneiden, gründlich, gnadenlos, ein für allemal." 

A. R. Butz: "Der Jahrhundertbetrug", S. 90. 


14. Juni 1941 

Propagandaminister Dr. Goebbels: 

"Sonst herrscht in der ausländischen Nachrichtenpolitik ein vollkommenes Durcheinander. 
Man kennt sich kaum noch selbst aus. Die Russen scheinen noch gar nichts zu ahnen. 
Jedenfalls marschieren sie so auf, wie wir es uns nur wünschen können: dick massiert, eine 
leichte Gefangenenbeute. Allerdings kann das OKW nicht mehr allzulange tarnen, da ja 
auch unmißverständliche militärische Maßnahmen notwendig sind." 

Joseph Goebbels Tagebücher S. 1597 Herausgabe vonR. G. Reuth. 


24. Juli 1941 

Propagandaminister Dr. Goebbels: 

"... Roosevelt ist dabei zweifellos der Zynischste. Er spielt den Biedermann und ist in 
Wirklichkeit ein ganz blutrünstiger deutschfeindlicher Kriegshetzer. Es fällt uns eine 
Fotografie in die Hand, auf der er als Freimaurer mit dem Lendenschurz abgebildet ist. Wir 
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bringen sie ganz groß in der deutschen Presse heraus. Denn so muß das deutsche Volk ihn 
sehen; als eines der Häupter in der großen Weltverschwörung gegen Deutschland. In diese 
Kategorie gehören auch die beiden anderen, Churchill und Stalin ..." 
Joseph Goebbels Tagebücher S. 1640 Herausgabe vonR. G. Reuth. 


25. Juli 1941 

Um Japan in den Krieg zu zwingen erläßt Roosevelt eine Verordnung, durch die alle 
japanischen Guthaben in den USA eingefroren und jeder Handel mit Japan verboten wird. 

H. Bernhardt: "Deutschland im Kreuzfeuer...", S. 298. 


29. Juni 1941 

Drei Tage vor Beendigung der ERSTEN GROSSEN KESSELSCHLACHT und sieben Tage 
nach Beginn des Rußlandfeldzuges ... schreibt der ... spätere Oberst ERICH HELMDACH in 
einem Brief an seine Frau: 

"... Wie wir selbst aus Beutepapieren feststellen, war er (der Feind) bereit, uns zu überfallen. 
Dem sind wir zuvorgekommen; der ungeheure Entschluß (Rußland anzugreifen) war richtig 
..." Vier Wochen später waren von den beiden zangenhaft zufassenden Armeen (der 4. und 
der 9. Armee) insgesamt 310.000 russische Gefangene, 4.480 Panzer und 3.700 Geschütze 
erbeutet worden. Im ganzen Mittelabschnitt waren es 640.000 Gefangene, 6.537 Panzer und 
4.929 Geschütze, die offensichtlich für einen Überfall bereitgestellt waren. (Militärarchiv 
Freiburg, H 3/1524) 

Erich Helmdach: "Überfall?". 1983, Seiten 67 und 126. 


3. August 1941 

Reaktion von Dr. Goebbels auf Kaufmans "Germany must perish": 

"Gestern: [... ] Mittags fliege ich nach Salzburg. Unterwegs habe ich Gelegenheit, das Buch 
des Juden Nathan Kaufmann aus den USA: "Deutschland muß sterben!" im Original 
durchzulesen. Es ist so aufreizend in seinen Hypothesen wie in den daraus gezogenen 
Schlüssen, daß einem direkt die Zornesröte ins Gesicht steigt. Im übrigen hat dieser Jude 
der Feindseite damit einen wahren Bärendienst geleistet. Hätte er dieses Buch auf meine 
Bestellung ausgearbeitet, er hätte es wahrlich nicht besser und vorteilhafter für uns machen 
können. Ich werde dieses Buch in einer Volksausgabe in Millionen Exemplaren in 
Deutschland verbreiten lassen, vor allem an der Front, und selbst das Vor- und Nachwort 
dazu schreiben. Es wird ja für jeden deutschen Mann und für jede deutsche Frau 
außerordentlich lehrreich sein, dort zu erfahren, was man mit dem deutschen Volke 
anfangen würde, wenn es noch einmal wie im November 1918 ein Schwächezeichen gäbe. 
Daß ein Jude es wagen kann, heute in allem Ernst den Vorschlag zu machen, das ganze 
deutsche Volk zu sterilisieren und damit zum Aussterben zu verurteilen, ist ein Zeichen für 
den Verfall der Moral auf der Gegenseite, andererseits aber auch für den vollkommenen 
Mangel an Realismus in der Beurteilung der gegenwärtigen Machtlage. Jedenfalls kann man 
überzeugt sein, daß wir nichts ungetan lassen, dem deutschen Volke klarzumachen, was 
ihm droht, und wie es sich gegen diese Drohung wirksam zur Wehr setzen kann." 

Joseph Goebbels Tagebücher S. 1646, Herausgabe vonR. G. Reuth. 


9. August 1941 

Der amerikanische Präsident und der britische Premierminister treffen sich zur KONFERENZ 
IM NEUFUNDLÄNDISCHEN HAFEN ARGENTIA ... In feierlichen Erklärungen wird 
bekanntgegeben, daß künftig vier unzerstörbare Freiheiten gelten sollen: 

Die Freiheiten vor Furcht, vor Hunger, vor Unterdrückung, vor Gewalt. 
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Diese sogenannte ATLANTIK-CHARTA wird später von 15 weiteren Staaten unterzeichnet. 
Charles C. Tansill: "Die Hintertür zum Kriege", S. 684. 


Aus den 8 Punkten: 

Punkt 1: "Weder Großbritannien noch die Vereinigten Staaten streben nach Vergrößerung 
ihres Gebietes." 

Punkt 2: "Beide Länder wünschen keine territorialen Veränderungen, die nicht mit den frei 
ausgesprochenen Forderungen der Völker selber in Einklang stehen. 

Sven Hedin: "Amerika im Kampf der Kontinente", 1942, S.164 ff. 


11. September 1941 

Am 4. September hatte der amerikanische Zerstörer GEER das deutsche UNTERSEEBOOT 
U 652 im Atlantik aufgespürt, vier Stunden verfolgt und mit drei Wasserbomben belegt, 
obwohl sich die USA noch nicht im Krieg mit Deutschland befanden. 

ROOSEVELT: "Wenn man eine Klapperschlange sieht, die sich aufrichtet, dann wartet man 
nicht, bis sie auf einen zuschnellt, sondern man zerschmettert sie vorher ... In den 
Gewässern, die uns für unsere Verteidigung notwendig erscheinen, werden amerikanische 
Kriegsschiffe und Flugzeuge nicht länger darauf warten, bis die unter Wasser lauernden 
Unterseeboote der Achsenmächte oder ihre Piratenschiffe auf hoher See zuerst zum 
tödlichen Streich ausholen ..." 

Karl Dönitz: "Zehn Jahre und zwanzig Tage", Bonn, 1958, S. 191 ff. 


24. September 1941 

Propagandaminister Dr. Goebbels: 

"Der Führer ist der Meinung, daß die Juden nach und nach aus ganz Deutschland 
herausgebracht werden müssen. Die ersten Städte, die nun judenfrei gemacht werden 
sollen, sind Berlin, Wien und Prag. Berlin kommt als erste an die Reihe, und ich habe die 
Hoffnung, daß es uns im Laufe dieses Jahres noch gelingt, einen wesentlichen Teil der 
Berliner Juden nach dem Osten abzutransportieren." 

Joseph Goebbels Tagebücher S. 1673, Herausgabe vonR. G. Reuth. 


16./17. Oktober 1941 

Fünf amerikanische Zerstörer laufen von Reykjavik (Island) aus, um einem britisch- 
kanadischen Geleitzug zur Hilfe zu kommen. Der Zerstörer KEARNY, der sich mitten in die 
tobende Schlacht begeben hatte, wird von einem Torpedo getroffen, kann sich aber mühsam 
bis zum Hafen Reykjavik zurückschleppen. 

Charles C. Tansill: "Die Hintertür zum Kriege", S. 656 ff. 


27. Oktober 1941 

Nach dem Zwischenfall auf See am 16./17. Oktober gibt Präsident ROOSEVELT dem 
amerikanischen Volk einen Bericht, in dem er heuchelt: 

Er "hätte gewünscht, daß sich das Schießen vermeiden ließ". Aber Amerika "ist angegriffen 
worden. Das USS Kearny ist nicht bloß ein Schiff der Flotte. Es gehört jedem Mann, jeder 
Frau und jedem Kind dieser Nation ... Hitlers Torpedo war auf jeden Amerikaner gerichtet." 

In dieser Rede sagte ROOSEVELT ferner, daß er im Besitz einer in Deutschland 
hergestellten geheimen Landkarte sei, aus der Hitlers Ziel zu ersehen sei, ganz Südamerika 
zu beherrschen. Er besitze noch ein weiteres Dokument, das verrate, Hitler beabsichtige, 
nach dem Siege "alle bestehenden Religionen abzuschaffen" ... 

"Wir sind verpflichtet, für unser Teil zur Vernichtung des Hitlerismus beizutragen." 
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Die amerikanische Flotte habe Befehl erhalten, "sofort zu schießen". Die "Klapperschlange 
der See" muß vernichtet werden. 
Charles C. Tansill: "Die Hintertür zum Kriege", S. 657. 


31. Oktober 1941 

600 Meilen westlich Island wird der amerikanische Zerstörer REUBEN-JAMES, der einen 
Konvoi eskortiert, von einem deutschen U-Boot versenkt. 115 Mann finden den Tod. 

ADOLF HITLER bemerkt zu dem Zwischenfall: "Präsident Roosevelt hat seinen Schiffen 
befohlen, in dem Augenblick, wo sie ein deutsches Schiff sichten, zu schießen, ich habe den 
deutschen Schiffen befohlen, nicht zu schießen, wenn sie ein amerikanisches Schiff sichten, 
sondern sich zu verteidigen, wenn sie angegriffen werden." 

Charles C. Tansill: "Die Hintertür zum Kriege", S. 657. 


19. November 1941 

Das JAPANISCHE AUSSENAMT unterrichtet seinen Botschafter in Washington, K. 
NOMURA, davon, daß die falsche Wettermeldung: OSTWIND REGEN in ihren zukünftigen 
Überseesendungen drohenden Krieg mit den USA bedeuten würde. (Diese Nachricht wurde 
von den USA abgefangen!) 

Charles C. Tansill: "Die Hintertür zum Kriege", S. 696. 


30. November 1941 

"Der Reichsführer SS und Chef der deutschen Polizei HEINRICH HIMMLER führt aus dem 
Führerbunker in der Wolfsschanze ein Telefongespräch mit dem Gestapochef REINHARD 
HEYDRICH des Inhalts, daß es keine Liquidierung der Juden geben dürfe." 

David Irving: "Hitler und seine Feldherren", S. V. 


3. Dezember 1942 

Präsident D. CHAIM WEIZMANN auf Jüdischem Weltkongresses in New York: 

"Wir leugnen es nicht und haben keine Furcht, die Wahrheit zu bekennen, daß dieser Krieg 
unser Krieg ist und zur Befreiung des Judentums geführt wird ... Stärker als alle Fronten 
zusammen ist unsere Front, die Front des Judentums. Wir geben diesem Krieg nicht nur 
unsere ganze finanzielle Unterstützung, auf der die gesamte Kriegsproduktion basiert, wir 
stellen diesem Krieg nicht nur unsere volle propagandistische Macht zur Verfügung, die die 
moralische Triebkraft zur Aufrechterhaltung dieses Krieges ist. Die Sicherung des Sieges 
baut sich hauptsächlich auf der Schwächung der gegnerischen Kräfte, auf der 
Zerschlagung in ihrem eigenen Lande, im Innern des Widerstandes auf. Und wir sind 
das trojanische Pferd in der Festung des Feindes. Tausende in Europa lebende Juden 
sind der Hauptfaktor bei der Vernichtung unseres Feindes ..." (Hervorhebung vom 
Autor) 

Udo Walendy: "Historische Tatsachen Nr. 16", Seite 12. 


4. Dezember 1941 

Die amerikanische Marine-Radiostation Cheltemham in Maryland nimmt eine Obersee- 
Nachrichtensendung der japanischen Station JAP in Tokio auf. In diese Sendung war die 
falsche Wettermeldung: OSTWIND REGEN eingeschoben! 

Charles C. Tansill: "Die Hintertür zum Kriege", Seite 696. 
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7. Dezember 1941 (9 Uhr) 

Admiral H. R. STARK wird das letzte Stück der Weisung Tokios an NOMURA ausgehändigt. 
Er ruft aus: "Mein Gott! Das bedeutet Krieg! Ich muß sofort KIMMEL benachrichtigen!" 
(Admiral HUSBAND E. KIMMEL in Honolulu, Hauptstadt Hawaiis) STARK bemühte sich 
jedoch nicht, den Flottenchef von Hawaii und die amerikanische Flotte im Hafen von Pearl 
Harbour von der evtl. Gefahr zu unterrichten! Hatte er Weisung von Präsident Roosevelt? 
Charles C. Tansill: "Die Hintertür zum Kriege". Seite 697. 


7. Dezember 1941 (11.25 Uhr) 

General GEORGE C. MARSHALL kehrt von einem Ausritt in sein Amt zurück. Er gibt nach 
Kenntnisnahme der Berichte über die drohende Angriffsabsicht der Japaner auf Pearl 
Harbour eine von ihm verfaßte Warnung für die Befehlshaber der Armee an die 
Nachrichtenzentrale ohne jeden Dringlichkeitsvermerk. 

Auch er hielt es aus unerfindlichen Gründen für überflüssig, mit dem auf seinem Schreibtisch 
stehenden Scrambler-Telefon oder über den Marinesender die amerikanische Flotte in 
Hawaii zu warnen, so wie auch Admiral STARK um 9.00 Uhr. Hatte er Weisung des 
Präsidenten Roosevelt? 

Charles C. Tansill: "Die Hintertür zum Kriege", S. 698. 


7. Dezember 1941 (13.25 Uhr) 

Die am 25. November von den Kurilen mit nördlichem Kurs in See gegangene japanische 
Expeditionsflotte hatte am frühen Morgen einen Punkt 200 Meilen nördlich der Hawaiischen 
Insel Oahu (Honolulu) erreicht. 

Von hier aus fliegen die japanischen Flugzeuge gegen die in PEARL HABBOUR liegende 
amerikanische Flotte ihren Überraschungsangriff. Sie greifen zwei Stunden hindurch in 
Wellen an und vernichten bei eigenen Verlusten von weniger als 100 Mann, 29 Flugzeugen 
und 5 U-Booten: 188 Flugzeuge am Boden, 8 Schlachtschiffe, 3 leichte Kreuzer, 3 Zerstörer 
und 4 kleinere Schilfe. 

Der Angriff kostet die Amerikaner 3.435 Tote und Verwundete. 

Charles C. Tansill: "Die Hintertür zum Kriege", S. 697. 


11. Dezember 1941 
DEUTSCHLAND ERKLÄRT DEN USA DEN KRIEG. ADOLF HITLER läßt dem 
amerikanischen Geschäftsträger in Berlin eine Note mit nachfolgendem Text überreichen: 


"Herr Geschäftsträger! 

Nachdem die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika von Ausbruch des durch die 
englische Kriegserklärung an Deutschland vom 3. September 1939 heraufbeschworenen 
europäischen Krieges an alle Regeln der Neutralität in immer steigendem Maße zugunsten 
der Gegner Deutschlands auf das Flagranteste verletzt, sich fortgesetzt der schwersten 
Provokationen gegenüber Deutschland schuldig gemacht hat, ist sie schließlich zu offenen 
militärischen Angriffshandlungen übergegangen. 

Am 11. September 1941 hat der Herr Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika 
öffentlich erklärt, daß er der amerikanischen Flotte und Luftwaffe den Befehl gegeben habe, 
auf jedes deutsche Kriegsfahrzeug ohne weiteres zu schießen. In seiner Rede vom 27. 
Oktober des Jahres hat er nochmals ausdrücklich bestätigt, daß dieser Befehl in Kraft sei. 
Gemäß diesem Befehl haben seit Anfang September des Jahres amerikanische 
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Kriegsfahrzeuge deutsche Seestreitkräfte systematisch angegriffen. So haben 
amerikanische Zerstörer, z. B. die "Geer", die "Kearny" und die "Reuben James", planmäßig 
das Feuer auf deutsche U-Boote eröffnet. Der Staatssekretär der amerikanischen Marine, 
Herr Knox, hat selber bestätigt, daß amerikanische Zerstörer deutsche U Boote angegriffen 
haben. Ferner haben die Seestreitkräfte der Vereinigten Staaten von Amerika auf Befehl 
ihrer Regierung deutsche Handelsschiffe auf dem offenen Meere völkerrechtswidrig als 
feindliche Schiffe behandelt und gekapert. Die Reichsregierung stellt daher fest: 

Obwohl sich Deutschland seinerseits gegenüber den Vereinigten Staaten von Amerika 
während des ganzen gegenwärtigen Krieges streng an die Regeln des Völkerrechts 
gehalten hat, ist die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika von anfänglichen 
Neutralitätsbrüchen endlich zu offenen Kriegshandlungen gegen Deutschland 
übergegangen. Sie hat damit praktisch den Kriegszustand geschaffen. 

Die Reichsregierung hebt deshalb die diplomatischen Beziehungen zu den Vereinigten 
Staaten von Amerika auf und erklärt, daß sich unter diesen, durch den Präsidenten 
Roosevelt veranlaßten Umständen auch Deutschland von heute ab als im Kriegszustand mit 
den Vereinigten Staaten von Amerika befindlich betrachtet." 

M. Domarus: "Hitler-Reden und Proklamationen", Bd. 2, S. 1807 ff. 


14. Februar 1942 

An die Spitze der alliierten Bomberflotte war Luftmarschall Sir ARTHUR HARRIS ("Bomber- 
Harris") gestellt worden. Heute erhält er die Direktive: 

"Es ist beschlossen worden, daß das Hauptziel der Operationen hinfort die Moral der 
feindlichen Zivilbevölkerung, vor allem der industriellen Arbeiterschaft, sein soll." 

F. Schwinge: "Bilanz der Kriegsgeneration", S. 53. 


6. April 1942 

THE NEW YORK TIMES: 

"Berichte über Nazi-Blutbad unter Juden / Kuibyschew, Rußland, 5. April (AP). 

Der antifaschistische Judenausschuß berichtet heute, daß die Deutschen in und um Minsk 
86.000 Juden getötet haben, 25.000 bei Odessa und "Zehntausende" in Litauen, Lettland 
und Estland. In Estland, so lautet der Bericht, ist die gesamte jüdische Bevölkerung, 
insgesamt 4.500 ausgelöscht worden." 

The New York Times vom 6, April 1942, Seite 2, Spalte 2, 

aber siehe dagegen 5. Dezember 1942: 

Die Jüdische Journalistin DAVIS BERGELSON schreibt in DIE EINHEIT (Moskau, 
5.12.1942): "Dank der Aussiedlung hat der überwiegende Teil (80%) der ukrainischen, 
weißrussischen, litauischen und lettischen Juden gerettet werden können (Zitiert nach DER 
WEG, Buenos Aires, Januar 1953)." 

Paul Rassinier "Das Drama der Juden Europas", Hannover 1965, S. 155. 


30. Mai 1942 

ADOLF HITLER sagt in seiner Geheimrede vor dem militärischen Führernachwuchs über die 
wirtschaftlichen Probleme zum Zeitpunkt der Machtübernahme 1933, daß er damals nur 
Devisenvorräte und Gold im Werte von 83 Millionen Reichsmark vorgefunden habe ... Ich 
habe damals alles umgestellt auf den Gedanken, Arbeitsleistung gegen Arbeitsleistung, 
Rohstoff gegen Arbeitsleistung, Produkte der Landwirtschaft gegen Produkte der Industrie ... 
Amerika selbst hat in diesen Jahren, da es nicht mit Produkten und Arbeit, d. h. mit 
Industrieprodukten bezahlt werden (wollte), wohl seinerseits Industrieprodukte exportiert, 
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dafür aber nur Gold genommen ... 

So begann also die amerikanische Union, für ihre Arbeit Gold zu nehmen und dieses Gold in 
ungezählten Milliarden aufzuhorten, ein Element, das in dem Augenblick natürlich gänzlich 
wertlos zu werden drohte, in dem man bemerkte, daß sich eine neue Welt aufbaut, die den 
Begriff Gold nicht mehr kennt, sondern an seine Stelle den Begriff Arbeit und Arbeitsleistung 
setzt und die von vornherein ohne Gold die Arbeitsleistung auszutauschen beginnt ..." 
"Nation Europa" Vertag: Monatsheft 10/1982. Seiten 26 f. 


29. Juni 1942 

THE NEW YORK TIMES bringt mit unklaren Quellenangaben Ungeheuerlichkeiten gegen 
Deutschland: 

"Laut Bericht wurden 1.000.000 Juden von Nazis vernichtet." / Europas "Schlachthaus" unter 
Hitler - Bericht aus London / London, den 29. Juni (UP). 

"Die Deutschen haben infolge Adolf Hitlers propagierter Ausrottungspolitik seit Kriegsbeginn 
mehr als 1.000.000 Juden niedergemetzelt, beklagten heute Sprecher des Welt-Juden 
Kongresses. Sie sagten, daß die Nazis in Osteuropa ein "riesiges Schlachthaus für Juden" 
errichtet hätten und daß 700 000 Juden schon in Litauen und Polen, 125 000 in Rumänien, 
200.000 in von Nazis eroberten russischen Gebieten und 100.000 im restlichen Europa 
ermordet worden seien. 

Somit wurden in weniger als drei Jahren etwa ein Sechstel der jüdischen 
Vorkriegsbevölkerung Europas, die auf 6.000.000 bis 7.000.000 Personen geschätzt wird, 
vernichtet. 

Ein Bericht an den Kongreß besagt, daß Juden in Massen von Deutschland, Österreich, 
Tschechoslowakei und den Niederlanden ins Innere von Polen deportiert und von 
Erschießungskommandos zu je 1000 pro Tag erschossen wurden. 

The New York TIMES vom 30. Juni 1942, S. 7, Sp. 3. 


22. Juli 1942 

THE NEW YORK TIMES: "Nazi-Bestrafung von Roosevelt vorgesehen ... Präsident 
Roosevelt erklärte gestern abend in einer vor 20.000 Personen verlesenen Botschaft im 
Madison Square Garden: 

Botschaft des Präsidenten, Weißes Haus, Washington, 17. Juli 1942 

"Lieber Herr Wise, 

Bürger teilen den Schmerz unserer jüdischen Mitbürger über das Wüten der Nazis gegen 
ihre hilflosen Opfer. Es wird den Nazis genauso wenig gelingen, ihre Opfer zu vernichten, 
wie es ihnen gelingen wird, die Menschheit zu versklaven. Das amerikanische Volk wird die 
Urheber dieser Verbrechen an einem Tag der Abrechnung, der ganz sicher kommen wird, 
unerbittlich zur Rechenschaft ziehen." 

Auszug aus nachfolgender Churchill-Botschaft: 

"... Sie werden sich erinnern, daß Präsident Roosevelt und ich am vergangenen 25. Oktober 
unter Entsetzen zum Ausdruck gebracht haben ..., über die Nazi-Schlächtereien und den 
Terror und unsere Entschlossenheit, eine Vergeltung für diese Verbrechen unter die 
wesentlichen Ziele dieses Krieges einzureihen ..." 


16. August 1942 

Im Gespräch Stalin-Churchill entschlüpfte JOSEF STALIN ein sehr bemerkenswertes 
Eingeständnis: Der zwangsweisen Kollektivierung der (russischen) Landwirtschaft in den 
30er Jahren seien nicht weniger als 10 Millionen Menschen (Bauern mitsamt ihren 
Angehörigen) zum Opfer gefallen. 

E. Schwinge: "Bilanz der Kriegsgeneration", S. 15. 
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29. Oktober 1942 

Der Reichsführer der SS, HEINRICH HIMMLER, erläßt folgende Verfügung: 

"1.) Ich genehmige mit sofortiger Wirkung, daß die Häftlinge (KZ-Häftlinge) 
Lebensmittelpakete von ihren Angehörigen empfangen dürfen. 

2.) Die Anzahl der Pakete, die ein Häftling erhalten kann, ist unbeschränkt. Der Inhalt muß 
jedoch am Tage der Ankunft oder am darauffolgenden Tage von dem Häftling verzehrt 
werden. Wenn dies nicht möglich ist, erfolgt die Verteilung auch an andere Häftlinge. 

3.) Diese meine Anordnung bezieht sich nicht nur auf deutsche, sondern auch auf alle 
anderen Häftlinge, die die Möglichkeit haben, sich Lebensmittelpakete schicken zu lassen. 
4.) Jeder SS-Angehörige, der sich an einem Lebensmittelpaket eines Häftlings vergreift, wird 
mit dem Tode bestraft. 

5.) Mißbraucht ein Häftling die Sendung von Paketen zum Durchbringen von Kassibern, 
Werkzeugen oder sonstigen unerlaubten Dingen, so büßt er dies sofort mit dem Tode. Seine 
Baracke erhält für drei Monate das Verbot, Pakete zu empfangen." 

Helmut Heiber: "Reichsführer! Briefe an und von Himmler", Stuttgart 1968, 111 ff. 


13. Dezember 1942 

Die NEW YORK TIMES schreibt u. a.: 

".. Rabbi Israel Goldstein erklärte im Tempel B'nai Jeshurun, achtundachtzigste Straße 
Nähe Broadway: 

"Authentische Berichte weisen auf 2 Millionen Juden hin, die bereits auf jede Weise 
teuflischer Barbarei abgeschlachtet worden sind, und auf Pläne für die völlige Vernichtung 
aller Juden, die den Nazis in die Hände fallen. Das Abschlachten eines Drittel der jüdischen 
Bevölkerung in Hitlers Herrschaftsbereich und das angedrohte Abschlachten aller ist ein 
Massenmorden ohne Parallele! ..." 

The New York Times v. 13. Dez. 1942, S. 21, Sp. 1. 


15. Dezember 1942 

Der Reichsführer der SS, HEINRICH HIMMLER, an den Chef des Wirtschafts- und 
Verwaltungs-Hauptamtes (WVHA) OSWALD POHL: 

"Lieber Pohl! 

Ich komme auf unser Gespräch im Hegewaldheim zurück. Versuchen Sie doch im Jahre 
1943 für die Gefangenenernährung im größten Umfang rohes Gemüse und Zwiebeln zu 
erwerben. Geben Sie in der Gemüsezeit Karotten, Kohlrabi, weiße Rüben und was es sonst 
an derartigen Gemüsen gibt, in großen Mengen aus und lagern Sie für die Gefangenen für 
den Winter eine genügende Menge ein, so daß die Gefangenen jeden Tag in 
ausreichendem Maße davon bekommen können. 

Ich glaube, wir werden damit den Gesundheitszustand wesentlich heben. 

Heil Hitler 

Ihr gez. H. Himmler" 

Helmut Heiber: "Reichsführer! Briefe an und von Himmler" S. 172. 


8. Januar 1943 

Die NEW YORK TIMES: "93 wählten Freitod statt Nazi-Schande ... 

Dreiundneunzig jüdische Mädchen und junge jüdische Frauen, Schüler und Lehrer einer 
Beth Jacob Schule in Warschau/Polen, wählten den Massenselbstmord, um dem Zwang der 
Prostitution mit deutschen Soldaten zu entgehen, wie es in einem Schreiben des Lehrers 
heißt, das gestern von Rabbi Seth Jung vom jüdischen Zentrum New Yorks veröffentlicht 
wurde." 
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(Dies sind nur 9 von 97 Zeilen des Artikels) 
New York Times v. 8. Jan. 1943, S. 8, Sp. 1. 


23. Januar 1943 

Der Präsident der USA, FRANKLIN DELANO ROOSEVELT, äußert beim Treffen mit dem 
englischen Premierminister WINSTON CHURCHILL auf der KONFERENZ IN 
CASABLANCA die folgenschweren Worte "BEDINGUNGSLOSE KAPITULATION", ohne die 
es keine Waffenruhe mit den Achsenmächten geben werde. 

Emrys Hughes: "Churchill, Ein Mann in seinem Widerspruch", S. 206. 


25. Juli 1943 

"Ab 0.55 Uhr werfen mehr als 750 alliierte Bomber innerhalb von 2 Stunden 1.668 Spreng- 
und 309.000 Brandbomben auf die Stadt HAMBURG. Dieser 138. Angriff auf die Hansestadt 
ist die Ouvertüre einer Bombardierung, die von den Engländern mit "Gomorrah" bezeichnet 
wird und bis zum 3. August dauert. In dieser Zeit werden von etwa 3.000 Bombern 8.319 
Sprengbomben aller Kaliber und 127.0000 Brandbomben abgeworfen. Bei diesem 
Großangriff steht das Wahrzeichen Hamburgs, der Michel, mitten in dem gewaltigen 
Flammenmeer. Diese riesenhafte Kirche bietet in ihren Gewölben fast 4.000 Menschen 
Schutz. Große Teile der Stadt werden total vernichtet, und es entsteht das seltene 
Phänomen eines riesigen Feuersturms (am 25.7.) 31.647 Tote wurden bis zum 30.11.1943 
geborgen. Bis heute hatte Hamburg "nur" 1.405 Bombenopfer." 

Hans Brunswig: "Feuersturm über Hamburg", S. 190 ff. 


Mitte August 1943 

Die Tageszeitung Jackson Post schreibt über die ersten deutschen Kriegsgefangenen aus 
Afrika, die am 15. August 1943 im Lager Clinton nahe der Stadt Jackson angekommen 
waren: 

"Die deutschen Kriegsgefangenen sind eingetroffen. Es sind braungebrannte junge Männer 


Sie sehen aus wie wir, und wenn man sie in Zivilkleidung auf die Straße in Jackson stellen 
würde, würde es niemandem auffallen, daß es Deutsche sind ..." 

Ein paar Tage später besuchte der erste Lieferant, Mr. Straud, mit seinem Coca-Cola-Auto 
in Begleitung eines amerikanischen Soldaten das Gefangenenlager. Seine ersten Worte bei 
der Begegnung mit uns (ich war Dolmetscher in unserer Lagerkantine) waren: 

"You are the Germans?" (Ihr seid die Deutschen?) 

Er war fassungslos darüber, daß wir nicht wie Verbrecher und "Supermänner" aussahen. 
Hans Bernhardt: "Deutschland im Kreuzfeuer großer Mächte", S. 315 (gemäß eigenem 
Erlebnis). 


21. Oktober 1943 

Churchills Leibarzt LORD MORGAN über den Premierminister in einer Tagebuchnotiz: 

"Im Grunde zeichnet er sich weder durch Urteilskraft noch durch Menschenkenntnis noch 
durch administratives Geschick aus." 

E. Schwinge: "Bilanz einer Kriegsgeneration". Seite 33. 


28. November - 1. Dezember 1943 

KONFERENZ IN TEHERAN. In CHURCHILLS Memoiren: 

".. als die Stunde der Trinksprüche angebrochen war, die die Abkommen zu besiegeln 
pflegen, in den Sekt- und Wodkadämpfen jene Moskauer Erklärung erneut 
heraufbeschworen wurde. Stalin hatte sich zu Roosevelt gebeugt und ihm zugeflüstert, daß 
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es reichen würde, einfach 50.000 Offiziere und bedeutende Persönlichkeiten, erschießen zu 
lassen. 

"-49.500!" hatte der andere geantwortet..." 

Paul Rassinier: "Was ist Wahrheit?", Seite 30. 


5. Juni 1944 

Der britische Produktionsminister Sir Oliver Lyttleton vor der Amerikanischen 
Handelskammer in London It. Presseagentur UP!: 

"Japan wurde dazu provoziert, die Amerikaner in Pearl Harbor anzugreifen ... es ist eine 
Verfälschung der Geschichte, je zu behaupten, Amerika sei in den Krieg gezwungen 
worden." 

Hamilton Fish: "Der zerbrochene Mythos", S. 14. 


2. August 1944 

WINSTON CHURCHILL zum Attentat auf Hitler am 20. Juli 1944: 

"... Nicht nur die einst stolzen (deutschen) Armeen werden an allen Fronten zurückgedrängt, 
sondern auch in der Heimat haben sich gewaltige Ereignisse zugetragen ... Die höchsten 
Persönlichkeiten im Deutschen Reich morden einander oder versuchen dieses ... Diese 
Vorgänge in Deutschland sind Kundgebungen einer inneren Erkrankung." 

Karl Balzer: "Der 20. Juli und der Landesverrat", Pr. Oldendorf 1971, S. 126. 


30. August 1944 

Die POLNISCHE EXILREGIERUNG in London in ihrem NEUEN PLAN für die 
Nachkriegszeit: 

"Alle Deutschen werden in polnisch-sowjetischer Zusammenarbeit aus den Gebieten entfernt 
werden, die im Norden und Westen dem polnischen Staat einverleibt werden." 

Hugo Wellems: "Von Versailles bis Potsdam", S. 240. 


8. September 1944 
DIE ERSTEN ZWEI VERGELTUNGSWAFFEN, V2-RAKETEN, SCHLAGEN IN LONDON 
EIN. (Reichweite = 335 km, Scheitelhöhe = 80 km, Gewicht = 12,61, Sprengstoff etwa 1000 


kg) 
Hans Brunswig: "Feuersturm über Hamburg, S. 340. 


11.-16. September 1944 

Auf der 2. Konferenz von Quebec durch USA und Großbritannien wird der später 
sogenannten MORGENTHAUPLAN von Roosevelt und Churchill gebilligt. 

Er sieht eine totale Reduzierung Deutschlands auf den Status eines Agrarstaates vor. Das 
Ruhrgebiet sowie sämtliche deutsche Industrien sollen ausgeschaltet, stillgelegt und 
vernichtet werden. Deutschland in mehrere Einzelstaaten zerstückelt, soll in Zukunft nur 
noch von eigenem Ackerbau und eigener Viehzucht verarmt dahinvegetieren. 

Nach Protesten in den USA gegen diesen brutalen Plan zog Roosevelt (am 7. November 
waren Wahlen!) seine Unterschrift zurück. 

David Irving: "Der Morgenthau-Plan", Bremen 1986, S. 257 ff. 


12. September 1944 

Die USA, Großbritannien und die Sowjetunion im sogenannten LONDONER PROTOKOLL: 
"Deutschland wird innerhalb seiner Grenzen, wie sie am 31. Dezember 1937 bestanden, 
zum Zwecke der Besatzung in vier Zonen eingeteilt." 

Nation Europa, 2/81, S. 20. 
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1944 

Die Gesamtzahl der deutschen Soldaten beträgt 10.300.000 Mann. Davon sind 560.000 
Waffen-SS, von denen die Hälfte aus Angehörigen fremder europäischer Völker bestehen. 
Es sind: Letten, Esten, Ungarn, Kroaten, Flamen, Wallonen, Niederländer, Franzosen, 
Norweger, Dänen u.a. 

Bundesverband der Soldaten der ehem. Waffen-SS e.V. "Wenn alle Brüder schweigen". 


Januar 1945 

Aufruf des sowjetischen, jüdischen Schriftstellers Ilja Ehrenburg an Rote Armee: 

"Tötet, tötet! Es gibt nichts, was an den Deutschen unschuldig ist, an den Lebenden nicht 
und nicht an den Ungeborenen! Folgt der Weisung des Genossen Stalin und zerstampft für 
immer das feschistische Tier in seiner Höhle. Brecht mit Gewalt den Rassenhochmut der 
germanischen Frauen. Nehmt sie als rechtmäßige Beute. Tötet, ihr tapferen, 
vorwärtsstürmenden Rotarmisten!" 

FAZ v. 12. Sept. 1955, S. 2. 


7. Februar 1945 

Premierminister Winston Churchill auf Konferenz in Jalta: 

".. Wir haben 5 oder 6 Millionen getötet und werden vor Beendigung des Krieges 
wahrscheinlich noch eine halbe Million töten. Dadurch müßte in Deutschland für die 
transferierten Menschen Raum genug vorhanden sein. Sie werden gebraucht werden, um 
Lücken zu füllen; daher fürchte ich das Problem einer Transferierung nicht, solange es im 
richtigen Verhältnis steht." 

U. Walendy: "Wahrheit für Deutschland", S. 64. 


28. März 1945 

Nachdem in Deutschlands Städten etwa 5.700.000 Häuser zerbombt und etwa 600.000 
Zivilisten getötet worden sind, sendet WINSTON CHURCHILL an seinen Chef des 
Generalstabes ein Memorandum folgenden Inhalts: 

"Ich meine, der Augenblick ist gekommen, an dem die Bombardierung deutscher Städte, mit 
dem einzigen Ziel, den Terror zu verstärken ... überprüft werden muß. Sonst werden wir in 
den Besitz eines total zerstörten Landes kommen. Die Zerstörung von Dresden weckt 
ernsthafte Zweifel an der Leitung der alliierten Bombardemenis ... 

Der Außenminister hat mit mir über diese Angelegenheit gesprochen, und ich stimme der 
Notwendigkeit zu, künftig eine präzisere Konzentration auf militärische Ziele vorzunehmen, 
beispielsweise auf Treibstofflager oder Verkehrswege unmittelbar hinter der Front, statt auf 
reine Terrorakte und böswillige Zerstörung, auch wenn sie eindrucksvoll sind." 

Deutsche Illustrierte "Stern" vom 3. März 1983, Seite 122. 


6. Nach dem Il. Weltkrieg 

12. Mai 1945 

Der amerikanische Richter und spätere Hauptankläger in Nürnberg, ROBERT H. JACKSON, 
fragt auf der Konferenz in Washington nach den in Jalta getroffenen Abmachungen über die 
Deportation von 5 Millionen Deutschen als Zwangsarbeiter nach Rußland. 

Botschafter AVERILL HARRIMAN, der in Jalta dabeigewesen war, sagt: "Wir haben nie 
näher darüber diskutiert, was mit der "Nutzung deutscher Arbeitskraft" eigentlich gemeint 
war." Der letzte Rechtsberater Roosevelts, Richter SAMLUEL ROSEMAN, antwortet ihm auf 
die gestellte Frage betreffend der Abmachungen in Jalta: 

"Der Präsident war sehr bewegt und sehr verbittert. In seinen Augen hatten die Deutschen 
eine Strafe wie diese (Sklavenarbeit) verdient. Er hat sogar ernsthaft erwogen, ob man die 
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Deutschen nicht auch sterilisieren solle." 

Als Jackson das nicht glauben will, schildert Roseman, wie Roosevelt amüsiert eine Skizze 
von einer Maschine angefertigt habe, mit der man die Operation gewissenhaft durchführen 
könnte." 

David Irving: "Der Nürnberger Prozeß". Seiten 18 ff. 


23. Mai 1945 

Festnahme der derzeitigen geschäftsführenden Deutschen Reichsregierung und des 
Oberkommandos der Deutschen Wehrmacht unter der Führung von DÖNITZ, JODL, und 
von FRIEDEBURG in Flensburg auf Weisung General EISENHOWER. 

DÖNITZ, JODL und von FRIEDEBURG werden als Kriegsgefangene abgeführt. 

Watter Lüdde-Neuroth: "Regierung Dönitz". Seite 161. 


11. Juli 1945 

Die amerikanische Soldatenzeitung STARS AND STRIPES meldet: 

"daß die Deutschen bereits Pläne für einen Dritten Weltkrieg in Gang gebracht haben". 
Nation Europa: "Ursachen und Ausbruch des Il. Weltkrieges". S. 64. 


Mai 1945 

Rechtsanwalt Prof. Dr. Friedrich Grimm: 

"Ich hatte im Mai 1945, wenige Tage nach dem Zusammenbruch, eine denkwürdige 
Aussprache mit einem bedeutenden Vertreter der Gegenseite. Er stellte sich mir als 
Universitätsprofessor seines Landes vor, der sich mit mir über die historischen Grundlagen 
des Krieges unterhalten wollte. Es war ein Gespräch von hohem Niveau, das wir führten. 
Plötzlich brach er ab, zeigte auf die Flugblätter, die vor mir auf dem Tisch lagen, mit denen 
wir in den ersten Tagen nach der Kapitulation überschwemmt wurden und die sich 
hauptsächlich mit den KZ-Greueln beschäftigten. 

"Was sagen Sie dazu?‘ so fragte er mich. Ich erwiderte: "Oradour und Buchenwald? Bei mir 
rennen Sie da offene Türen ein. Ich bin Rechtsanwalt und verurteile das Unrecht, wo ich ihm 
begegne, am meisten aber, wenn es auf unserer Seite geschieht. Ich weiß jedoch einen 
Unterschied zu machen zwischen den Tatsachen und dem politischen Gebrauch, den man 
davon macht. 

Ich weiß was Greuelpropaganda ist. Ich habe nach dem Ersten Weltkrieg alle 
Veröffentlichungen Ihrer Fachleute über diese Frage gelesen, die Schriften des Northcliff- 
Büros, das Buch des französischen Finanzministers Klotz "Vom Krieg zum Frieden" in dem 
er schildert, wie man das Märchen von den abgehackten Kinderhänden erfand, und welchen 
Nutzen man daraus zog ... 

Darin wird offenbart, daß man schon im vorigen Kriege Magazine hatte, in denen man 
künstliche Leichenberge durch Fotomontage mit Puppen zusammenstellte. Diese Bilder 
wurden verteilt. Dabei war die Unterschrift freigelassen. Sie wurde später je nach Bedarf 
durch die Propagandazentrale telefonisch aufgegeben." 

Damit zog ich eines der Flugblätter heraus, das angeblich Leichenberge aus den KZs 
darstellte, und zeigte es meinem Besucher, der mich verdutzt ansah. Ich fuhr fort: "Ich kann 
mir nicht denken, daß in diesem Kriege, in dem alle Waffen so vervollkommnet wurden, 
diese geistige Giftwaffe, die den ersten Krieg entschied, vernachlässigt worden sein sollte. 
Mehr noch, ich weiß es! Ich habe in den letzten Monaten vor dem Zusammenbruch täglich 
die Auslandspresse gelesen. Da wurde von einer Zentralstelle aus über die deutschen 
Greuel berichtet. Das ging nach einem gewissen Turnus. Da kam ein besetztes Gebiet nach 
dem anderen dran, heute Frankreich, morgen Norwegen, dann Belgien, Dänemark, Holland, 
Griechenland, Jugoslawien und die Tschechoslowakei. Zunächst waren es Hunderte von 
Toten in den Konzentrationslagern, dann, wenn 6 Wochen später dasselbe Land wieder 
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dran war, Tausende, dann Zehn-, dann Hunderttausende. Da dachte ich mir: In die Million 
kann diese Zahleninflation doch nicht gehen! Nun griff ich zu einem anderen Flugblatt: Hier 
haben Sie die Million!" 

Da platzte mein Besucher los: "Ich sehe, ich bin an einen Sachkundigen geraten. Nun will 
ich auch sagen, wer ich bin. Ich bin kein Universitätsprofessor. Ich bin von der Zentrale, von 
der Sie gesprochen haben. Seit Monaten betreibe ich das, was Sie richtig geschildert haben: 
Greuelpropaganda und damit haben wir den totalen Sieg gewonnen." 

Ich erwiderte: "Ich weiß, und nun müssen Sie aufhören!" 

Er entgegnete: "Nein, nun fangen wir erst richtig an! Wir werden diese Greuelpropaganda 
fortsetzen, wir werden sie steigern, bis niemand mehr ein gutes Wort von den Deutschen 
annehmen wird, bis alles zerstört sein wird, was sie in anderen Ländern an Sympathien 
gehabt haben, und bis die Deutschen selbst so durcheinander geraten sein werden, daß sie 
nicht mehr wissen, was sie tun!" 

Ich schloß das Gespräch: "Dann werden Sie eine große Verantwortung auf sich laden!" 


19. Juli 1945 

Der USA-Hauptankläger beim Nürnberger Kriegsverbrecher-Prozeß, ROBERT H. 
JACKSON, an seinen Präsidenten TRUMAN: 

"Ich glaube, daß dieser Prozeß viel Schaden anrichten müßte, wenn man die politischen 
Ursachen dieses Krieges studieren würde." 

Richard Harwood: "Der Nürnberger Prozeß" in "Historische Tatsachen" Nr. 3. S. 25. 


8. August 1945 

Der USA-Hauptkläger beim Nürnberger Kriegsverbrecher-Prozeß, ROBERT H. JACKSON, 
an seinen Präsidenten HARRY S. Truman: 

"Wir dürfen uns nicht erlauben, in eine Verhandlung über die Ursachen des Krieges 
hineingezogen zu werden." 

Richard Harwood: "Der Nürnberger Prozeß" in "Historische Tatsachen", Nr. 3 S. 25. 


8. August 1945 

Die Regierungen Großbritanniens, der Vereinigten Staaten, Frankreichs und der 
Sowjetunion schließen in London ein Abkommen über die Verfolgung und Bestrafung der 
Hauptkriegsverbrecher der Achsenmächte. Dieses LONDONER STATUT richtet sich 
ausdrücklich nur gegen Deutschland und läßt alle Kriegsverbrechen der Siegermächte völlig 
außer acht. 

... Das Londoner Statut: Art. 1-5 regeln die Einrichtung eines Internationalen Militärtribunals 
(ITM), eines Gerichtshofes und evtl. auch weiterer zur Verfolgung der Kriegsverbrechen. 
"ART. 6: 

Der durch das in Art. | genannte Abkommen eingesetzte Gerichtshof zur Aburteilung der 
Hauptkriegsverbrecher der der europäischen Achse angehörenden Staaten hat das Recht, 
alle Personen abzuurteilen, die im Interesse der der europäischen Achse angehörenden 
Staaten als Einzelpersonen oder als Mitglieder einer Organisation oder Gruppe eines der 
folgenden Verbrechen begangen haben: ... 


a) Verbrechen gegen den Frieden: 

Nämlich: Planen, Vorbereitung, Einleitung oder Durchführung eines Angriffskrieges oder 
Durchführung eines Angriffskrieges oder eines Krieges unter Verletzung internationaler 
Verträge, Abkommen oder Zusicherungen oder Beteiligung an einem gemeinsamen Plan 
oder an einer Verschwörung zur Ausführung einer der vorgenannten Handlungen. 
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b) Kriegsverbrechen: 

Nämlich: Verletzung der Kriegsgesetze oder -gebräuche. Solche Verletzungen umfassen, 
ohne jedoch darauf beschränkt zu sein, 

Mord, Mißhandlungen oder Deportationen zur Sklavenarbeit oder für irgendeinen anderen 
Zweck von Angehörigen der Zivilbevölkerung von oder in besetzten Gebieten, Mord oder 
Mißhandlungen von Kriegsgefangenen oder Personen auf hoher See. Töten von Geiseln. 
Plünderung Öffentlichen oder privaten Eigentums, die mutwillige Zerstörung von Städten (!), 
Märkten oder Dörfern oder jede durch militärische Notwendigkeit nicht gerechtfertigte 
Verwüstung. 


c) Verbrechen gegen die Menschlichkeit: 

Nämlich: Mord. Ausrottung. Versklavung, Deportation oder andere unmenschliche 
Handlungen, begangen an irgendeiner Zivilbevölkerung vor oder während des Krieges. 
Verfolgung aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen, begangen in Ausführung 
eines Verbrechens oder in Verbindung mit einem Verbrechen, für das der Gerichtshof 
zuständig ist, und zwar unabhängig davon, ob die Handlung gegen das Recht des Landes 
verstieß, in dem sie begangen wurde oder nicht. Anstifter und Teilnehmer, die am Entwurf 
eines gemeinsamen Planes oder einer Verschwörung zur Begehung eines der vorgenannten 
Verbrechen teilgenommen haben, sind für alle Handlungen verantwortlich, die von 
irgendeiner Person in Ausführung eines solchen Planes begangen worden sind. 


ART. 9: 

In dem Prozeß gegen ein Einzelmitglied einer Gruppe oder Organisation kann der 
Gerichtshof ... erklären, daß die Gruppe oder Organisation, deren Mitglied der Angeklagte 
war, eine verbrecherische Organisation war ... 

... In diesem Falle ist jedes Mitglied der Organisation berechtigt, bei dem Gerichtshof den 
Antrag zu stellen, über die Frage des verbrecherischen Charakters der Organisation gehört 
zu werden. Der Gerichtshof hat das Recht, dem Antrag stattzugeben oder ihn abzuweisen. 
Wird dem Antrag stattgegeben, so bestimmt der Gerichtshof, in welcher Weise der 
Antragsteller vertreten und gehört werden soll. 


ART. 10: 

Ist eine Gruppe oder Organisation vom Gerichtshof als verbrecherisch erklärt worden, so hat 
die zuständige nationale Behörde jedes Signatars das Recht, Personen wegen ihrer 
Zugehörigkeit zu einer solchen verbrecherischen Organisation vor nationalen-, Militär- oder 
Okkupationsgerichten den Prozeß zu machen. In diesem Falle gilt der verbrecherische 
Charakter der Gruppe oder Organisation als bewiesen und wird nicht in Frage gestellt. 


ART. 18: 

Der Gerichtshof soll: 

a) den Prozeß streng auf eine beschleunigte Verhandlung der durch die Anklagen 
gemachten Punkte beschränken. 

b) strenge Maßnahmen ergreifen, um jede Handlung zu vermeiden, die eine unnötige 
Verzögerung verursachen könnte, und unerhebliche Fragen und Erklärungen jedweder Art 
ablehnen, 

Os 
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ART. 19: 

Der Gerichtshof ist an Beweisregeln nicht gebunden, er soll im weiten Ausmaß ein schnelles 
und nicht formelles Verfahren anwenden und jedes Beweismaterial, das ihm Beweiswert zu 
haben scheint, zulassen. 


ART. 21: 
Der Gerichtshof soll nicht Beweis für allgemein bekannte Tatsachen (!.) fordern, sondern soll 
sie von Amts wegen zur Kenntnis nehmen ..." 


ART. 22 bestimmt, daß der Sitz des Gerichtshofes Berlin ist und der erste Prozeß in 
Nürnberg stattfindet. 


ART. 30 bestimmt schließlich als letzter, daß die Kosten von Deutschland zu bezahlen sind, 
und welche Staaten in der Folge diesem Abkommen beigetreten sind. 
Akten des Internationalen Militärtrivunals (ITM), Band I, Seiten 12 ff. 


5. Oktober 1945 

Winston Churchill zu exilpolnischem Ministerpräsidenten Stanislaw Mikolajczyk: "Machen Sie 
sich keine Sorgen über die fünf oder mehr Millionen Deutscher ... Stalin wird sich darum 
kümmern. Sie werden mit ihnen keine Schwierigkeiten haben: Sie werden zu existieren 
aufhören!" 

Udo Walendy: "Wahrheit für Deutschland", S. 65. 


27. Dezember 1945 

USA-Verteidigungsminister J. Forrestal: 

"Ich habe heute mit Joe Kennedy (USA-Botschafter in London) Golf gespielt. Ich befragte ihn 
über seine Unterredungen mit Roosevelt und Nevil Chamberlain von 1938. Er sagte, 
Chamberlains Überzeugung 1939 sei gewesen, daß Großbritannien nichts in der Hand 
habe, um zu fechten, und daß es deshalb nicht wagen könne, gegen Hitler in den Krieg zu 
gehen ... Weder Franzosen noch Engländer würden Polen zum Kriegsgrund gemacht haben, 
wenn sie nicht unablässig von Washington angestachelt worden wäre ... Chamberlain, sagte 
Kennedy habe festgestellt, Amerika und das Weltjudentum hätten England in den Krieg 
getrieben (forced England into the war). 

James Forrestal: "The Forrestal Diaries", ed. By Walter Millies, New York 1951, S. 121, 
Viking Press, NY 1966. 


16. August 1945 

Der jetzige Oppositionsführer im englischen Unterhaus, WINSTON CHURCHILL: 

"Ich muß meine persönliche Meinung zu Protokoll geben, daß die Polen zugestandene 
provisorische Westgrenze, die von Stettin an der Ostsee längs der Oder und ihrem 
Nebenfluß, der westlichen Neiße, verläuft und ein Viertel des Ackerlandes ganz 
Deutschlands umschließt, kein gutes Vorzeichen für die künftige Karte Europas ist. 

In der Koalitionsregierung wünschten wir stets, Polen möge im Westen reichlich für das 
Gebiet entschädigt werden, das es östlich der Curzon-Linie an Rußland abtrat. Hier aber, 
glaube ich, wurde ein Fehler begangen, an dem die provisorische Regierung (die polnische) 
stark beteiligt ist, indem sie weit über das hinausging, was die Notwendigkeit und die 
Billigkeit erforderten. Es gibt nur wenige Tugenden, welche die Polen nicht besitzen - und es 
gibt nur wenige Irrtümer, die sie jemals vermieden haben." 

Hugo Wellems: "Von Versailles bis Potsdam", S. 245. 
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1945 

Die sowjetische Besatzungsmacht sperrt Zehntausende deutscher Männer und Frauen ein 
unter der Beschuldigung "aktive Faschisten" oder "Kriegsverbrecher" zu sein, und zwar in 
KONZENTRATIONSLAGER in Sachsenhausen (Oranienburg), Buchenwald, Mühlberg, 
Bautzen, Torgau, Jamlitz, Neubrandenburg und Ketschendorf. 

Ihr jahrelanger Aufenthalt (bis 1950!) war unmenschlich. Die Angehörigen erhielten keine 
Mitteilungen; sie galten als verschollen. Bis 1950 verstarben mindestens 65.000 Häftlinge 
dort. 

Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen: "A bis Z", 1969, S. 341 ff. 


5. Januar 1946 

Der amerikanische Präsident Harry S. Truman an seinen Außenminister Byrnes: 

"In Potsdam wurden wir vor eine vollendete Tatsache gestellt und waren durch die 
Umstände geradezu gezwungen, der russischen Besetzung Ostpolens und der polnischen 
Besetzung des östlich der Oder gelegenen Teil Deutschlands zuzustimmen. Es war ein 
willkürlicher Gewaltakt." 

Hugo Wellems: "Von Versailles bis Potsdam", S. 246. 


12. Januar 1945 

Die Siegermächte erlassen die KONTROLLRATS-DIREKTIVE NR. 24. ("Entnazifizierung") 
Über die Auswirkungen lesen wir: 

"... so fielen den Anti-Nazis nicht weniger als 4.289 Professoren und Dozenten zum Opfer. 
Und die bekamen keinerlei Pension. Wie 'Christ und Welt' es 1950 vorrechnete: 

Nazis entfernten 9,5 % des Hochschulpersonals (mit Pension!). Die Alliierten 32% (ohne 
Pension!) Und darin lag Methode: "Die 'Entnazifizierung' diente der geistigen Demontage 
unseres Volkes." 

Udo Walendy: "Die Methoden der Umerziehung" S. 175. 


März 1946 

CHURCHILL hält in Westminster College in Fulton/Missouri eine Rundfunkrede: 

"... Der Krieg ging nicht allein um die Beseitigung des Faschismus in Deutschland, sondern 
um die Erringung der deutschen Absatzmärkte ..." 

Emrys Hughes: "Churchill, Ein Mann In Seinem Widerspruch", S. 236 ff. 


März 1946 

Die Erteilung von Presselizenzen in Deutschland wird von der Hauptbedingung abhängig 
gemacht, daß sich der Antragsteller ausdrücklich zur Alleinschuld Deutschlands am Zweiten 
Weltkrieg bekennt. 

Emil Maier-Dorn: "Alleinkriegsschuld - Unkenntnis oder Feigheit?", S. 3. 


10. Juni 1946 

Im Leitartikel der CHICAGO TRIBUNE Senator MCCARTHY über den Nürnberger Prozeß: 
".. Das Statut (das "Londoner Statut"), in dessen Namen die Angeklagten abgeurteilt 
werden, ist eine eigenste Erfindung Jacksons und widerspricht dem Völkerrecht, so wie es in 
der zweiten Haager Übereinkunft definiert ist. Durch die Erfindung eines solchen Statutes 
verleiht Jackson der Lynchjustiz die Legalität ..." 

Maurice Bardeche: "Nürnberg oder die Falschmünzer", 3. Auflage, Wiesbaden 1961, S. 27. 


14Juni 1946 
CHICAGO TRIBUNE: 
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"Jackson (der amerikanische Hauptankläger) hat erklärt, daß soweit als möglich alle sich auf 
die Tatsachen beziehenden Schriftstücke bei den Sitzungen vorgelesen werden sollten. 
Leider hat der Öffentliche Kläger sein Versprechen nicht gehalten, sondern seine Tätigkeit 
auf ein vorher sorgfältig ausgewähltes Dokumentenmaterial gestützt. Bewies das 
Dokumentenmaterial die deutsche Schuld, so war es zulässig, bewies es aber russische 
oder englische Schuld oder die sehr anrüchige Tätigkeit Roosevelts, sein Land in einen 
Krieg zu führen, den es gar nicht wollte, so wurde es abgelehnt." 

Maurice Bardeche: "Nürnberg oder die Falschmünzer", 3. Auflage, Wiesbaden 1961, S. 27. 


29. Juli 1946 

Der Hauptanklagevertreter der UdSSR, General R. A. RUDENKO, vor dem Internationalen 
Militärtribunal in seinem Schlußplädoyer: "Die Sowjetbürger haben nicht vergessen, daß 
Dönitz' Unterseeboote, Lazarettschiffe und Schiffe, auf denen die friedliche Bevölkerung, 
Frauen und Kinder, evakuiert wurden, in der Ostsee und im Schwarzen Meer versenkten ..." 
Internationaler Militärgerichtshof: "Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher", 
Verhandlungsniederschriften, Hand XIX, S. 671-681. 


Man vergleiche hierzu folgende Meldungen: 

- 30. Januar 1945 

Das Schiff WILHELM GUSTLOFF der Hamburg-Süd-Reederei wird in der Ostsee auf der 
Höhe von Stolpmünde vom russischen U-Boot "S 13" torpediert. 5.348 Flüchtlinge, 
Verwundete und Marinehelferinnen kommen ums Leben. 904 Menschen werden gerettet. 
Heinz Schön: "Die Gustloff-Katastrophe", Mut 2/81, S. 42. 


- Mitte Februar 1945 

Beim Untergang der in der Ostsee torpedierten GENERAL STEUBEN kommen etwa 2.700 
Flüchtlinge und Soldaten um. 

MUT-Heft 2/81 S. 42. 


- 16. April 1945 

Das mit Flüchtlingen beladene Schiff GOYA wird von Russen versenkt. Von den 6.385 
Menschen an Bord überleben nur 165! 

Bernhard C. Wintzek: "Unsere Väter waren keine Verbrecher", S. 94. °° 


” Diese Zitatenabfolge zur Kriegsschuldfrage diente dann als Basis für eine gesonderte Publikation zu diesem 
Thema, die schließlich so umfangreich wurde, daß es in zwei Bände geteilt werden mußte. Sollten Sie also ein 
noch wesentlich umfassenderes Material hierzu benötigen, steht Ihnen Buch IX, zweibändig, zur Verfügung. 
Außerdem erfolgt jetzt die Herausgabe eines 3. Bandes, der die zugrunde liegenden, wichtigen Gesetze und 
Abkommen in ihren wesentlichen Auszügen enthält. 
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VI. Auswertung und Schlußbemerkungen 


Nach diesen vielfältigen hier wiedergegebenen Äußerungen kann wohl niemand mehr 
ernsthaft an eine Schuld Deutschlands an den beiden Weltkriegen glauben. Es wurde eine 
Strategie deutlich, am besten das ganze deutsche Volk auszurotten, wobei dies nicht etwa 
nur irgendwer geäußert hat, sondern sogar der US-Präsident Roosevelt spielerisch über 
Vorrichtungen nachdachte, wie man solche Massensterilisationen fließbandartig durchführen 
könnte. Und nun versucht man das Deutsche Volk auf unauffälligere Weise zum Erlöschen 
zu bringen. 

Es kursierte einmal der Vergleich, auf welche Weise wohl ein Russe und ein Amerikaner 
einen Goldfisch töten würden: der Russe fasse brutal in das Goldfischglas und zermatsche 
ihn, der Amerikaner jedoch würde mit einem Löffel mehr und mehr das Wasser entnehmen, 
bis er auf dem Trocknen läge und stürbe, siehe den vorsätzlichen Mord an etwa 1 Million 
deutscher Kriegsgefangener, die Eisenhower nach Kriegsende auf den Rheinwiesen auf 
genau diese Weise krepieren ließ. 

Und diese Methode scheint jetzt wiederum abzulaufen, indem man unser Land mit 
Ausländern überschwemmt, aufdringlich die Mischehe mit Schwarzen propagiert, die 
deutsche Kulturidentität durch ein "MultiKulti"-Ideal zu zerstören sucht, mit dem überaus 
günstigen Nebeneffekt, daß die Wirtschaft und das Soziale Netz durch die ständig 
zunehmende Überbelastung am Zusammenbrechen sind. Also ganze Arbeit leistet man hier 
aus dem Hintergrund heraus und das von unterschiedlichen Ebenen ausgehend. 


Das Gravierende besteht nun im Wesentlichen darin, daß wir offensichtlich keine deutsch-, 
d. h. landesorientierte Regierung mehr haben, die ja sonst alle diese Einflüsse abwenden 
und ihr Staatsvolk schützen müßte. Im Gegenteil, diese gesamte Ausländerursache wird mit 
keinem Wort angesprochen und uns angestammten Bürgern darüber hinaus noch 
vorgeworfen, wir lebten angeblich über unsere Verhältnisse und könnten uns unseren 
bisherigen Lebensstandard nicht mehr leisten. Statt dessen verschleudert der Staat das 
Geld milliardenfach unter die hereingeholten Ausländer, verschenkt Millionen im Rahmen 
eines Staatsvertrages (wieso ein Staatsvertrag? Ist der Zentralrat der Juden in Deutschland 
etwa ein Staat im Staate?) und zudem noch großzügig unser Geld an hereinströmende 
jüdische Einwanderer, die doch nun endlich ihren eigenen Staat in Israel haben. Zu 
Letzterem war mir folgende Internetnachricht übermittelt worden: 


— Original Message — 

From: Lechereine <mailto:lechereine@onlinehome.de> 

To: poststelle@stmi.bayern.de <mailto:poststelle@stmi.bayem.de> 
Sent: Wednesday, July 02, 2003 8:08 PM 

Subject: Anfrage 


Guten Tag sehr geehrte Mitarbeiter des Innenministeriums! 

Ich habe heute eine Nachricht über E-Mail erhalten, den Inhalt unter den eingefügten Link 
<http://www.nai-israel.com/aktuelles/headlines.asp?CatID=14&ArtidelD=1617> nachzulesen. 
Ich möchte gern von Ihnen bestätigt wissen, ob unten genannte jüdische Neueinwanderer 
diese Gelder in Wirklichkeit erhalten. Wenn, ja, warum und wofür. Ich danke Ihnen für Ihre 
hoffentlich erfolgreiche Antwort. 

Mit freundlichen Grüßen von Frank Z. 
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Daraufhin sei der bewußte Text urplötzlich aus dem Internet entfernt worden. Später ist die 
Richtigkeit dieser Meldung vom Innenministerium in Abrede gestellt worden. 


Hier der veröffentlichte Text 


Neueinwanderer 

Kurz vor Pessach kamen 115 Neueinwanderer aus der Ukraine im Hafen von Haifa an. Die 
Jewish Agency und die von Christen geleitete Hilfsorganisation Ebenezer waren bei der 
Einwanderung behilflich. 

Als die Neueinwanderer von Bord gingen, wurden sie mit Matzoth, einer Pessach-Haggada 
auf Russisch und Blumen empfangen. 

Jeder Neueinwanderer erhält in Israel ein Startgeld von 132.000 NIS (ca. 28.000 Euro). Im 
Vergleich dazu erhält in Deutschland jeder neu eingebürgerte Jude 140.000 Euro. Dies ist 
sicherlich ein Grund, weshalb im Jahr 2000 etwa 18.700 Juden nach Deutschland 
übersiedelten, während nur 18.500 Neueinwanderer ihren Weg nach Israel fanden. 

Von den insgesamt 120.000 in Deutschland lebenden Juden stammen 100.000 aus den 
GUS-Staaten. Etwa 198.000 weitere Personen haben bereits einen Antrag auf Einbürgerung 
bei den deutschen Behörden gestellt. 

Quelle: http://www.nai-israelxom/aktuegles/headSines.asp?CatIP=14&ArticlelD=1617 


So das so zutrifft, ist das nicht unglaublich? Der Staat ist pleite und schröpft uns mit immer 
neuen Ideen, und dann das! Wenn wir das hochrechnen, heißt das: 198.000 x 140.000 
Teuro = 27.72 Milliarden Teuro! Also 55.44 Milliarden DM! Woher will denn die Regierung 
diese Riesensumme nehmen, die sie gar nicht hat? Und wenn diese schon verfügbar wäre, 
dann würde sie doch wohl gegen das Haushaltsdesaster einzusetzen sein. Aber an diesem 
Fall sehen wir neben den zahlreichen bereits aufgeführten Beispielen einmal mehr, wo 
überall unser Geld verschwindet. 

Wie aus den Zitaten ersichtlich, hatten die Juden Amerikas 1933 eine quasi Kriegserklärung 
gegen Deutschland ausgesprochen und auch in voller Härte praktiziert. Doch darüber 
schweigt die offizielle Geschichtsschreibung, sie zeigt statt dessen nur einen SA-Mann, der 
ein jüdisches Geschäft für Kauflustige blockiert. Damit wird in verfälschender Weise der 
Eindruck einer Dauerblockade erweckt und, daß diese grundlos und aus reiner 
Juderfeindlichkeit heraus begangen worden sei. Aber diese Blockierung jüdischer Geschäfte 
geschah nur an einem Tage und dann auch nur für wenige Stunden! Ein ganz klarer und 
nachweisbarer Fall von eklatanter Geschichtsverfälschung. 


Abb. 37 Mehrstündiger Kaufprotest gegen 
jüdische Kaufblockade in den USA. 


Wenn sich Zeitgenossen zu diesem a- 
normalen jüdisch-deutschen Verhältnis zu 
Wort melden, dann sind derartige Beiträge 
am wertvollsten, wenn sie von jüdischer 
Seite her selbst kommen, da man diese nicht 
einfach verunglimpfen kann und die 
Antisemitismus-Keule nicht einsetzbar ist. 
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Es gibt also durchaus auch integre Personen unter den Juden. Eine solche Arbeit, die 
erfreulicherweise die gesamte Entwicklung betrachtet und so die tieferen Gründe für die 
geschichtlichen Abläufe beleuchtet, kann hier nachfolgend vorgestellt werden: 


Warnung an Amerika von Georg Wiesholler (Auszug) 

Rede eines patriotischen jüdischen Geschäftmanns * 

Benjamin H. Freedman hielt 1961 im Willard Hotel in Washington D. C. eine Rede zu Ehren 
von Conde McKinley, des Herausgebers der Zeitschrift "Common Sense". *' 

Freedman sah sich als Warner an Amerika ... Benjamin Freedman war keine unbedeutende 
Persönlichkeit in den Vereinigten Staaten. Er war ein erfolgreicher jüdischer Kaufmann in 
New York City und mit Bernard Baruch, Samuel Untermyer, Woodrow Wilson, Franklin 
Roosevelt, Joseph Kennedy, dem ehemaligen US-Botschafter in Großbritannien, John F. 
Kennedy und noch vielen anderen notablen Persönlichkeiten befreundet. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg brach er mit der jüdischen Tyrannei (Jewish tyranny), wie er 
sich ausdrückte, in welche die Vereinigten Staaten verwickelt wurden. 

Freedmans Rede hat an Aktualität nichts eingebüßt, wie zahlreiche Zitate aus jüngerer Zeit 
belegen. So sagte Erzherzog Otto von Habsburg in einem Gespräch mit der 
österreichischen Zeitschrift ZUR ZEIT am 20.11.2002: "In den USA bestimmen Juden im 
Pentagon, und der Pentagon unterstützt Israel, d. h., sie bestimmen über Krieg und Frieden." 
Dieses Gespräch wurde in der deutschen Presse völlig verschwiegen. 

Und Ariel Sharon sprach klare Worte: "Laß mich eines ganz klar machen. Ober 
amerikanischen Druck brauchst du dir keine Sorgen zu machen. Wir, die Juden, kontrollieren 
Amerika, und die Amerikaner wissen das." * 

Prof. Lewan schrieb: "Mitglieder des Kongresses, ob Demokraten oder Republikaner, sind 
zum erheblichen Teil von jüdischen Verbänden für Wahlkampfspenden und andere Dienste 
abhängig und können somit auf die Politik in Israel nicht einwirken." ”* 

Daher konnte der Israeli Arit Shavit schreiben: "Wir ermordeten aus dem Gefühl der uns 
eigenen Arroganz (a certain naive hybris). Nun, da das Weiße Haus, der Senat und ein 
Großteil der amerikanischen Medien in unseren Händen sind, haben wir die Gewißheit, alles 
tun zu dürfen, und das Leben der anderen zählt nicht so viel, als das Leben unserer eigenen 
Leute." 

All das wußte Freedman schon vor 40 Jahren. "In den Vereinigten Staaten", sagte er, "üben 
die jüdischen Zionisten eine vollständige Kontrolle über unsere Regierung aus (was sie 
immer heftig abstreiten d. V). Aus vielerlei Gründen und auf Grund der Komplexität dieses 
Stoffes ist es mir jetzt nicht möglich, darauf ausführlicher einzugehen. Diese jüdischen 
Zionisten benehmen sich in unserem Lande wie die absoluten Monarchen. Man könnte 
behaupten, ich habe übertrieben, aber laßt uns sehen, was geschehen ist, während wir 
schliefen. 

Ja, was ist geschehen? Im Sommer 1914 brach der Erste Weltkrieg aus. Auf der einen Seite 
wurde er von Großbritannien, Frankreich und Rußland geführt, auf der anderen Seite von 
Deutschland, Österreich-Ungarn und der Türkei. 


= Georg Wiesholler, in "Recht und Wahrheit" Nr. 3 + 4/2003 Seite 11 ff. 

& Benjamin Freedman, "Warning to America: A Speech by a Patriotic Jewish Businessman", "The Barnes 
Review", 7/8 1999. 

” Zit.n. "Washington Report an Middle East Affairs", 11.10.2001. 

® Prof. Dr. Kenneth Lewan, Pressespiegel der Deutschlandbewegung, September 2001. 

“ in: "New York Times", 27.5.1996. 
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Binnen zwei Jahren haben die Deutschen den Krieg gewonnen, nicht nur nominal, sondern 
auch in Realität. Die deutschen Unterseeboote, welche für die Welt eine Überraschung 
waren, haben zahlreiche Konvois vom Atlantik weggefegt. England war ohne Munition für 
seine Soldaten und hatte nur Lebensmittel für eine Woche, d. h., sie standen vor einer 
Hungersnot. Zu jener Zeit meuterte auch die französische Armee. Denn 300.000 Mann, die 
Blüte der französischen Jugend, verbluteten vor Verdun. Die russische Armee kapitulierte 
und die italienische erlitt einen Kollaps. Kein Schuß ist auf deutschen Boden gefallen, kein 
feindlicher Soldat hat die Grenze zu Deutschland überschritten. Und doch haben die 
Deutschen England und Frankreich (1916) den Frieden angeboten. Sie boten einen Frieden 
unter Bedingungen an, was Juristen einen Status quo ante nennen. England betrachtete 
dieses Angebot schon sehr ernst. Denn es hatte keine andere Wahl. Entweder sie nahmen 
dieses großzügige Angebot an, oder sie kämpften weiter und gingen dabei unter. 

Die Zionisten in Deutschland, welche auch die Zionisten Osteuropas repräsentierten, 
wandten sich an das britische Kabinett und sagten: "Wir werden ihnen garantieren, daß die 
Vereinigten Staaten auf ihrer Seite am Krieg teilnehmen wird, wenn sie uns Palästina 
versprechen, nachdem sie den Krieg gewonnen haben." 

Die Vereinigten Staaten waren zu jener Zeit noch nicht im Krieg. Wir waren frisch; wir waren 
Jung; wir waren reich; wir waren mächtig." 

Diese Aussage Freedmans bestätigte übrigens auch der damalige britische Premierminister, 
Lloyd George: 

"Die britische Regierung war inmitten militärischer Krisen zu dem Schluß gelangt, daß 
jüdische Sympathien für den Sieg der Alliierten von Bedeutung seien. Die zionistischen 
Führer gaben uns das Versprechen, sie würden, falls die Alliierten eine Möglichkeit für eine 
nationale Heimat der Juden in Palästina eröffneten, ihr Bestes tun, um die jüdischen Gefühle 
in der Welt für die alliierte Sache zu wecken." *” 

Freedman weiten "Die Engländer hatten so wenig Recht an irgend jemand Palästina zu 
versprechen, wie die Vereinigten Staaten auch nicht das Recht gehabt hätten, den Japanern 
Irland zu versprechen. Auf jeden Fall, die Briten taten dies. 

Und kurz darauf, ich weiß nicht, wie viele sich daran noch erinnern, die Bürger der 
Vereinigten Staaten, die ursprünglich mit Deutschland sympathisierten, änderten plötzlich 
ihre Einstellung zu Deutschland, und wir waren mit den Briten alliiert. 

Die Juden liebten nicht den Zar und sie wünschten auch nicht, daß der Zar den Krieg 
gewinnt. Sie sagten sich, solange England und Frankreich mit dem Zar alliiert sind, bezahlen 
wir keinen Pfennig. Aber dieselben Juden, als sie die Möglichkeit sahen, Palästina zu 
erhalten, schlossen sich England an und warfen ihre Prinzipien über Bord, gleich einer 
Verkehrsampel schalteten sie von rot auf grün. 

Die Zeitungen, die sich vorher für Deutschland erwärmen konnten, schrieben plötzlich, die 
Deutschen sind böse, sie sind Verbrecher sie gleichen den Hunnen, sie erschießen Rote- 
Kreuz-Schwestern, sie hacken Kindern die Hände ab. Nach all dieser Hetze war es für 
Präsident Wilson ein Leichtes, Deutschland den Krieg zu erklären." 

Ich erlaube mir hier, ein Beispiel einer solchen Hetze sogar von deutsch-gebürtigen Juden 
zu erwähnen. 

Laemmle, der Besitzer der "Universal-Pictures-Filmgesellschaft", schuf einen Hetzfilm. Ein 
deutscher Offizier, dargestellt von dem jüdischen Hochstapler Erich Stroheim (Hochstapler, 


# "Die Zeit", Nr. 49/1977. 
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weil er sich das Adelsprädikat "von" zulegte) riß einer Amme das Kind aus den Armen und 
warf es auf den Boden. Der Amme riß er die Kleider vom Leib, warf sie auf ein Boden und 
versuchte, sie zu vergewaltigen. Da er aber im Geschlechtsakt von dem schreienden Kind 
gestört wurde stieg er von der Amme herunter, warf das Kind zum Fenster hinaus und 
vollendete dann die Vergewaltigung. * 

Fahren wir fort in Freedmans Rede: "Die Zionisten kabelten nach dem Abkommen mit den 
Briten an Brandeis, den höchsten Richter der USA, ein enger Freund Wilsons: "Fang an 
Präsident Wilson zu bearbeiten! Wir bekommen von England, was wir wollten. Sieh zu, daß 
die Vereinigten Staaten in den Krieg kommen!" 

Und so kamen die Vereinigten Staaten in den Krieg, obwohl es nicht in unserem Interesse 
lag. Wir hatten absolut keinen erkenntlichen Grund, am Ersten Weltkrieg teilzunehmen. Wir 
wurden hineingezogen, hineingesaugt, um mich drastisch auszudrücken, nur damit die 
Zionisten ihr Palästina erhalten. Dies wurde dem Volk der Vereinigten Staaten 
verschwiegen. Es erfuhr nie die wirklichen Ursachen, warum wir in den Krieg gezogen sind. 
Nachdem wir im Krieg waren, wandten sich die Zionisten an Großbritannien und sagten: "Wir 
haben unseren Teil des Abkommens erfüllt. Laßt uns etwas niederschreiben, das unser 
Abkommen, daß wir nach dem gewonnenen Krieg Palästina erhalten, schriftlich belegt." Sie 
wußten ja noch nicht, ob der Krieg noch ein Jahr oder noch zehn Jahre dauert. So entwarfen 
sie eine Schrift, welche den Namen Balfour-Deklaration erhielt. 

Und somit begann die ganze Misere, die bis heute anhält. Die Vereinigten Staaten besiegten 
Deutschland. Nach dem Krieg gingen die Deutschen nach Paris zur Friedenskonferenz. An 
der nahmen 117 Juden unter Führung Baruchs teil. Ich war auch dort, ich fühlte mich 
verpflichtet, dorthin zu gehen, damit ich sehe, was gespielt wird. Und die Juden, die sich an 
der Aufteilung Deutschlands und Europas beteiligten, fragten sich schließlich: "Wo bleibt nun 
Palästina für uns?"" (Denn bekanntlich haben die Briten auch den Arabern Palästina 
versprochen! d. V.) Und sie präsentierten die "Balfour-Deklaration". 

Die Deutschen haben nun zum ersten Male erfahren, was hinter den Kulissen während des 
Ersten Weltkrieges gespielt wurde und warum die Vereinigten Staaten ihnen den Krieg 
erklärt haben. 

Die Deutschen mußten nun erfahren, daß sie die Niederlage nur dem Umstand zu 
verdanken haben, daß die Zionisten Palästina erhalten wollen. Daher mußten sie die 
Kränkungen hinnehmen und unter den furchtbaren Reparationen leiden. 

Hier möchte ich die Tatsache nicht unerwähnt lassen, daß bis zu jener Zeit es die Juden 
nirgends auf der Welt so gut wie in Deutschland hatten. Da war ein Herr Rathenau, der hatte 
in Deutschland hundert Mal größeren Einfluß als Baruch in den USA. Da war ein Herr Ballin, 
der besaß die zwei größten Reedereien Deutschlands, Norddeutscher Lloyd und die 
Hamburg-Amerika-Linie. Dann war da noch ein Herr Bleichroeder, er war der Bankier 
Bismarcks, und die Warburgs, sie waren die größten Bankiers auf der Welt. Den Juden ging 
es also gut in Deutschland. Daran war nichts zu deuteln. 

Auch möchte ich hier nicht unerwähnt lassen, daß Wilhelm Il. Sympathien für die Zionisten 
hegte. Theodor Herzl nahm er mit auf seine Reise ins Heilige Land. Der Kaiser hat versucht, 
den Sultan zu überreden, Juden eine Heimstatt in Palästina zu gewähren. Aber der Sultan 
lehnte ab, weil er befürchtete, daß in seinem schon so unruhigen Land es dann zu mehr 
Unruhen kommen könnte. 


* "Der Deutsche als Hunne. Hollywoods Feindbild im Ersten Weltkrieg", Bayern Ill, 21.10.1995. 
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Die Deutschen fühlten sich nun von den Juden im wahrsten Sinne des Wortes verramscht 
und verraten. Dies war der Dank dafür daß sie den russischen Juden, welche nach der 
kommunistischen Revolution von 1905 in Deutschland Zuflucht fanden, Asyl gewährten und 
sie gut behandelten. Diese Juden (so u. a. Nahum Goldmann, Otto Landsberg, u. v a., siehe 
Revolutionsalmanach 1917 d. V.) haben nun Deutschland verkauft, nur weil sie Palästina, 
einen eigenen Staat haben wollten. Nahum Sokolow und alle die großen Führer und Namen, 
die wir seit 1919, 1920, 1921, 1922 und 1923 mit dem Zionismus verbinden, bestätigen dies 
in ihren Zeitungen. Sie gaben selber zu, daß das heutige unfreundliche Gefühl der 
Deutschen Juden gegenüber der Tatsache zuzuschreiben ist, daß sie ihre Niederlage den 
Umstand verdanken, daß jüdische Intervention die Vereinigten Staaten in den Krieg 
brachten." 

Unlängst übrigens wollte Yehuda Bauer uns Deutschen in einer Rede vor dem Bundestag 
weismachen, "daß Juden niemals Feinde der Deutschen oder Deutschlands waren. Ganz im 
Gegenteil doch, Deutschlands Juden waren stolz darauf, vieles Gute für die deutsche 
Zivilisation geleistet zu haben." 


Benjamin H. Freedman war da anderer Meinung: 

"An dem Kriegsausbruch 1914 hatten die Deutschen keine Schuld. Ihre Schuld bestand 
darin, daß sie tüchtig waren. Sie schafften sich eine große Flotte. Sie schafften sich einen 
großen Welthandel. Man muß erwähnen, daß Deutschland zur Zeit der Französischen 
Revolution aus 300 Kleinstaaten bestand. Und in der Zeit zwischen Napoleon und Bismarck 
wurde Deutschland ein mächtiger Staat. Innerhalb von 50 Jahren wurde er einer der 
mächtigsten Staaten der Welt. Ihre Flotte wollte nicht die britische herausfordern, wie immer 
behauptet wird. Deutschland betrieb Handel auf der ganzen Welt, es konnte alle unterbieten 
und es produzierte bessere Waren. 

Daher kam es zu einer Abmachung zwischen England, Frankreich und Rußland, 
Deutschland zu vernichten. Es gibt keinen Historiker in der Welt, der einen Grund finden 
kann, warum Deutschland politisch von der Landkarte verschwinden soll. 

Dann kam die Machtübernahme durch die Nationalsozialisten, die eine Änderung 
hervorbrachte. Aber auch hier war es mehr eine Reaktion als eine Aktion! Viele Juden 
kamen ins Konzentrationslager, nicht weil sie Juden waren, sondern marxistischen Parteien 
angehörten und das neue System bekämpften. 

Prof. Tansill von der Georgetown Universität, der Zugang zu allen Dokumenten des 
Außenministeriums hatte, zitiert in seinem Buch Hugo Schoenfeldt, einen Juden, der im 
Auftrag Cordeil Hutls 1933 nach Europa reiste, um die Konzentrationslager zu visitieren. Er 
berichtete, daß er die Gefangenen bei guter Kondition und in ausgezeichnetem Zustand 
angetroffen hat und jeder gut behandelt wurde. Die Konzentrationslager waren mit 
Kommunisten belegt. Und ein großer Anteil davon waren Juden, weil zu jener Zeit Juden zu 
98 Prozent die Führung (der Marxisten d. H.) ausmachten. Darunter waren auch Priester, 
Minister, Gewerkschaftsführer und Freimaurer. Und zu jener Zeit, dies muß man auch 
erwähnen, zählte die deutsche Bevölkerung 80 bis 90 Millionen Menschen, darunter nur 
460.000 Juden; ungefähr 0,5 der deutschen Bevölkerung. Diese kontrollierten aber die 
Presse und das Meiste in der Wirtschaft, denn sie konnten nach dem Ersten Weltkrieg, als 
die Mark entwertet war, mit ausländischer Valuta so ziemlich alles aufkaufen. 

Die Juden versuchten, diese Tatsache zu verschweigen. Sie wünschten nicht, daß die Welt 
merkt, daß sie Deutschland aufgekauft haben, aber die Deutschen merkten dies doch und 
nahmen ihnen dies übel. 
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Die Deutschen starteten (nach der Machtübernahme d. H.) eine Aktion gegen diese Juden. 
Sie diskriminierten sie, wo immer sie es konnten. Sie wurden ausgebeutet, wie wir die 
Chinesen, die Neger, die Katholiken ausgebeutet haben. Dies, weil wir (Juden) sie an den 
Feind verkauft und ihnen die Niederlage gebracht haben. 

Im Juli 1933 sammelten sich Juden der ganzen Welt zu einer Konferenz in Amsterdam. Sie 
appellierten an Deutschland: "Stürzt Hitler und setzt jeden Juden wieder auf den Platz, den 
er früher innehatte, egal ob sie Kommunisten waren oder was auch immer. Ihr könnt uns in 
dieser Weise nicht bedrohen. Wir, die Juden der Welt, fordern dies von euch!" 

Sie können sich vorstellen, wie die Deutschen reagierten. Sie lehnten das Ultimatum der 
jüdischen Weltkonferenz von Amsterdam ab. Was machten daraufhin die Juden? Samuel 
Untermyer, der Leiter der amerikanischen Delegation und der Präsident der 
Gesamtkonferenz, kam zurück in die Vereinigten Staaten und fuhr direkt vorm Anlegeplatz 
zum Columbia Broadcasting System und gab eine Erklärung ab, welche in ganz Amerika 
verbreitet wurde. Diese lautete: 

"Die Juden der Welt erklären jetzt den Deutschen den heiligen Krieg. Wir sind jetzt in einem 
heiligen Konflikt mit den Deutschen engagiert. Wir werden sie, wenn sie nicht kapitulieren, 
aushungern. Wir verhängen einen weltweiten Handelsboykott gegen Deutschland. Das wird 
sie vernichten, denn sie sind vom Warenexport abhängig." 

Es ist eine Tatsache, daß zwei Drittel der Deutschen für die Lebensunterhaltung vom Export 
abhängig waren und sie konnten nur importieren, wenn sie auch exportieren konnten. Wenn 
sie also nicht exportieren können, müssen sie hungern. Nun, in diesem Ultimatum, das ich 
vor mir liegen habe und das in der New York Times am 7. August 1933 veröffentlicht wurde, 
stellte Samuel Untermyer dreist fest: 

"Dieser Boykott dient zur Selbstverteidigung der Juden. Präsident Roosevelt hat ihn auch 
befürwortet, da er auch dem Nationalen Wiederaufbau Plan dient, woran sich einige von 
ihnen erinnern können. Jeder, der den Regeln des New Deal nicht folgte, wurde boykottiert, 
was das Höchste Gericht zu jener Zeit als verfassungswidrig betrachtete. 

Auf jeden Fall, die Juden errichteten Deutschland gegenüber eine Handelsblockade und 
diese war so effektiv, daß du in keinem Kauhaus eine Ware finden konntest, auf der "Made 
in Germany" stand. 

Ein Direktor der Woolworth Company erzählte mir, daß er Töpferware und Geschirr im Wert 
von mehreren Millionen Dollars wegwerfen mußte, weil dieses Geschäft boykottiert wurde. 
Wenn jemand in das Geschäft kam und Waren sah, die mit "Made in Germany" 
gekennzeichnet waren, wurden sie als Waren von Hitler und von Mördern gekennzeichnet. 
Solche Arten von Blockaden fanden auch im Süden statt. 

In einem Kaufhaus, das der R. H. Macy Kette angeschlossen war, und der Familie Strauß 
gehörte (die ja bekanntlich Juden sind), entdeckte eine Frau Strümpfe aus Chemnitz. Es 
waren Baumwollstrümpfe und das Geschäft führte diese schon über 20 Jahre. Ich sah also, 
wie dieses Kaufhaus von Hunderten von Leuten (hundred of people) boykottiert wurde. Die 
Demonstranten trugen Schilder in der Aufschrift Mörder und Nazis ("Murderers", Hitlerites' 
and so forth). Aber zu jener Zeit wurde in Deutschland keinem Juden ein Haar gekrümmt. Es 
hatte keiner zu leiden es mußte keiner hungern, es wurde keiner ermordet, es geschah 
nichts. 

Natürlich sagten sich die Deutschen "was ist das für ein Volk, das unserer Handel boykottiert 
und uns arbeitslos macht und die Schließung von Fabriken verursacht? Wo sind diese, die 
uns dies antun?" 

Natürlich nahmen die Deutschen dies den Juden übel. Warum sollten sie ihr Geld einem 
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Kaufhausbesitzer geben, der an dem Boykott teilnimmt und Deutsche zum Hungern bringt, 
falls sie sich nicht den Bedingungen der Juden der Welt unterwerfen. 

Der Boykott wurde jahrelang durchgeführt, ohne daß Juden in Deutschland belästigt wurden 
(in Deutschland wurde der Boykott von jüdischen Geschäften nur am einem einzigen Tag 
abgehalten!). Erst 1938, als ein junger polnischer Jude die deutsche Botschaft in Paris betrat 
und einen deutschen Botschaftsangehörigen niederschoß, begannen die Deutschen gröbere 
Methoden gegen die Juden anzuwenden. Sie schlugen Fernster ein und schlugen Juden auf 
den Straßen nieder. 

Der einzige Grund, warum die Deutschen die Juden nicht mochten, war, daß sie den Ersten 
Weltkrieg und den Handelsboykott verursachten. Demzufolge sind Juden auch für den 
Zweiten Weltkrieg verantwortlich, weil, wie die Dinge lagen, es für die Juden nötig war und 
die Deutschen hineingezogen wurden, um zu überleben. 

Übrigens, ich lebte in Deutschland zu jener Zeit, und ich wußte, daß Europa zu entscheiden 
hatte, ob es christlich bleiben oder kommunistisch werden sollte. Dazu gab es keine 
Alternative. Die Deutschen plädierten für das Christentum und begannen sich wieder zu 
bewaffnen. 

Im Sommer 1933 nahm Roosevelt die diplomatischen Verbindungen mit der Sowjetunion 
auf. Die Sowjetunion wurde mächtig und die Deutschen merkten dies. "Unsere Aufgabe war 
es, spät zu kommen, vorausgesetzt daß wir stark waren," wie wir auch heute immer sagen 
(und sie kamen zu spät, heute (1961) stehen die Sowjets in Mitteleuropa). 

Unsere Regierung gibt heute für die Verteidigung jährlich 83 oder 84 Milliarden aus. 
Verteidigung gegen wen? Verteidigung gegen 40.000 Juden in Moskau, die dort die 
Regierung stellen und auf verschiedenen Wegen die Kontrolle über andere Staaten auf der 
Welt übernommen haben. Unser Land ist jetzt am Rande eines Dritten Weltkrieges, aus dem 
wir nicht als Sieger herausgehen werden, was mich sehr beunruhigt. Unsere Atombombe 
hatte eine Kapazität von 10 Megatonnen, als sie entwickelt wurde. Jetzt hat sie eine 
Kapazität von 200 Megatonnen. Wie soll das weitergehen? Wenn wir einen Weltkrieg 
auslösen, entwickelt dieser sich zu einem Atomkrieg. Die Menschlichkeit ist dann am Ende. 
Warum sollte so ein Krieg stattfinden? Er wird stattfinden, wenn der Vorhang zum 3. Akt 
hochgeht. Der 1. Akt war der Erste Weltkrieg, der 2. der Zweite Weltkrieg und der 3. Akt 
entwickelt sich zum Dritten Weltkrieg. Die Juden der Welt, die Zionisten und ihre religiösen 
Mitbrüder, haben sich entschlossen, die Vereinigten Staaten in einen Krieg zu verwickeln, 
damit sie ihre Fußfeste in Palästina behalten und ausbauen können. 

Nicht nur ich behaupte dies, viele in den Vereinigten Staaten wissen dies, und es ist bekannt 
auf der ganzen Welt. Wie wird dies vor sich gehen? Das Leben, das sie retten können, ist 
das ihres Sohnes. Ihr Sohn mag schon in dieser Nacht auf dem Weg in den Krieg sein; sie 
werden dies so wenig wissen, wie jene wußten, als 1916 die Zionisten ein Abkommen mit 
der britischen Regierung trafen, ihre Söhne nach Europa zu schicken. Wußten sie dies 
damals? Keiner in den Vereinigten Staaten wußte dies. Sie sollten es auch nicht wissen. 

Wer hat es gewußt? Präsident Wilson wußte es. Colonel House wußte es. Andere 'Insider' 
wußten es. 

Wußte ich dies auch? Ich hatte eine ganz gute Vorstellung von dem, was da vorging. Ich 
kämpfte 1912 mit Henry Morgenthau sen., daß Wilson gewählt wurde. Ich war sein 
Vertrauter als er Vorsitzender im Finanzausschuß war. Ich war ein Freund von Rollo Wells, 
der Finanzminister war. So saß ich bei Konferenzen zusammen mit Präsident Wilson und 
den anderen am Tisch und ich hörte sie, wie sie Wilson ins Hirn trommelten, wie vorteilhaft 
die gestaffelte Einkommenssteuer und die Federal Reserve Bank wäre, und ich hörte sie, 
wie sie ihn über die zionistische Bewegung indoktrinierten. 
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Der höchste (jüdische d. V.) Richter Brandeis und Wilson waren so eng verbunden wie diese 
zwei Finger meiner Hand. Präsident Wilson war so unerfahren wie ein Kleinkind, wenn er 
Beschlüsse fassen sollte. Weil alle geschlafen haben, sind wir in den Ersten Weltkrieg 
hineingezogen worden. Sie schickten unsere Jungs nach Europa, um dort abgeschlachtet zu 
werden. Zu welchen Zweck? Damit die Juden ihr Palästina, ihr 'homeland'" erhalten. Es ist 
unglaublich, wie diese uns zum Narren gehalten haben. Sie glauben gar nicht, wie dumm es 
für die großen christlichen Ländern ist, zu sagen: 'Wir stellen unsere Kraft und Prestige 
Gottes auserwähltem Volk zur Verfügung, damit sie in das Land der Vorväter, in das 
versprochene Land, zurückkehren können'. Gibt es eine größere Lüge als diese? 

Was sind die Tatsachen über diese Juden? Ich nenne sie ihnen gegenüber 'Juden'. Ich 
selber nenne sie nicht Juden, ich nenne sie 'sogenannte Juden ', weil ich weiß, was sie sind. 


Die Juden Osteuropas, die 92% aller Juden ausmachen, die sich selber Juden nennen, sind 
in Wirklichkeit Chasaren, ein mongolisch-türkischer Stamm, die so kriegerisch waren, wie 
alle asiatischen Stämme. Sie haben nur die jüdische Religion angenommen. 

Weil sie (diese Juden) die Kontrolle über die Zeitungen, die Zeitschriften, das Radio, das 
Fernsehen, die Verlage haben, weil Pastoren auf der Kanzel und Politiker auf den 
Rednertribünen dieselbe Sprache sprechen wie sie, ist es nicht verwunderlich, daß sie diese 
Lügen glauben. Du glaubst auch, daß schwarz weiß ist, wenn du es oft genug hörst. Du wirst 
schwarz nicht mehr 'schwarz' nennen, du wirst schwarz 'weiß' nennen. Und niemand wird 
dich auslachen. 

Dies ist eine der größten Lügen der Geschichte. Dies ist die Ursache zu all dem Elend, das 
die Welt befallen hat und an der sie heute noch zu leiden hat. Wissen sie, was die Juden am 
Bußtag machen, der für sie, wie du glaubst, ein heiliger Tag ist? Ich war einer von ihnen. Ich 
sage dies nicht nur vom Hörensagen, ich nahm daran teil. Ich bin kein Aufwiegler. Ich teile 
ihnen nur Tatsachen mit. Wenn du am Bußtag in die Synagoge gehst, stehst du beim ersten 
Gebet, das du hörst, auf. Es ist das einzige Gebet, bei dem du aufstehen mußt. Du 
wiederholst dreimal ein kurzes Gebet. Es heißt Kol Nidre. 

In diesem Gebet schließt du ein Abkommen mit dem Allmächtigen, daß ein Eid, ein Gelübde, 
ein Versprechen, das du in den nächsten 12 Monaten machst, null und nichtig ist. Der Eid ist 
kein Eid, das Gelübde ist kein Gelübde und das Versprechen ist kein Versprechen. Weiter, 
der Talmud lehrt, wenn immer du einen Eid, ein Gelübde, ein Versprechen leistest, den du 
am Bußtag ablegst, bist du befreit, dich daran zu halten. 

Wir werden denselben Leidensweg gehen, den die Deutschen erlitten haben, und dies aus 
den gleichen Gründen." 

(Wiesholler: Die Wiedergabe dieser Rede von Benjamin H. Freedmann wurde an einigen 
Stellen gekürzt. Das sind Weglassungen, die wider strafbewehrte political correctness 
verstoßen. Auch wurden unrichtige Angaben durch richtige ersetzt.) 


Dem ist wohl nichts mehr hinzuzufügen, es ist die beste Darstellung, in einer solchen kurzen, 
prägnanten Form, die mir bisher bekannt wurde. 

Damit kommen wir zu der zentralen Frage, ob die Reichsdeutschen tatsächlich eingreifen 
und das deutsche Stammland vor weiterer moralischer Destruktion und seiner schließlichen 
ethnischen Eliminierung retten werden, denn - um es erneut zu wiederholen - das ist 
offensichtlich die einzige Möglichkeit, die sich für uns abzeichnet. 
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Ich bin überzeugt, dieser Tag X wird kommen, ob er allerdings in der Weise abläuft, wie hier 
angegeben, ist - wie wir feststellen mußten - kaum anzunehmen, wir wollen es als Idealfall 
ansehen. 

Es gibt noch einen weiteren Hinweis, warum damit noch gewartet wird - die jetzigen 
Verhältnisse streben einer Eskalation zu, insbesondere in den USA. Wie fast alles ist auch 
die angebliche Wirtschaftserholung mit % Million neuer Arbeitsplätze getürkt, wie Experten 
nachweisen konnten. Statistische Tricks machen es möglich. Und wenn in Folge der sich so 
abzeichnenden Situation der Wirtschafts- und Währungscrash sich weltweit ausbreitet, dann 
ist es unter solchen Verhältnissen natürlich leichter, das Heft zu übernehmen. 


Hierfür spricht auch folgende Information: Sie haben vielleicht schon von den Indigo-Kindern 
gehört, die in den letzten etwa 15 Jahren mit ungewöhnlichen, neuen Eigenschaften geboren 
worden sind. Sie sind ausgeprägte, kleine Charaktere, die sich nichts gefallen lassen und 
offenbar die allgemeine Resignation und Fehlentwicklung auf unserer Welt Erde 
durchbrechen sollen. Insbesondere verfügen viele von ihnen über ausgeprägte spirituelle 
Fähigkeiten und können nur durch ihren Willen Gegenstände bewegen und technische 
Geräte an- wie ausschalten, aber auch in die Zukunft sehen. Auf meine Frage, ob sie denn 
alle das Gleiche sehen, ist das Bild der von den Kindern gesehenen Ereignisse zwar nicht 
voll einheitlich aber in ihrer letzten Konsequenz doch voll übereinstimmend, und konzentriert 
auf vier Grundaussagen: 

1. In den USA wird als bevorstehend eine große Naturkatastrophe gesehen, in deren Folge 
die USA-Admiinistration international nicht mehr genügend handlungsfähig sein wird, 

2. Bürgerkriege in der Bundesrepublik, und zwar in den Großstädten zwischen den dortigen 
Ausländerkonzentrierungen und den Deutschen, 

3. Einfall der Russen in Westeuropa mit einer Panzerarmee, 

4. Nach diesem eine goldene Zeit für die Menschen. 


Dies entspricht z. B. grundsätzlich den Aussagen des südafrikanischen Sehers van 
Rensburg, wie in Buch V geschildert. Ich nenme diese Aussage sehr ernst, da sich die 
Angaben der Kinder gegenseitig voll bestätigen und diese unbeeinflußt sind. Mehr 
Informationen, wie Zeitpunkte udgl. liegen mir nicht vor. 

Wenn das so abläuft, scheint das ein eindeutiger Hinweis darauf zu sein, daß die RDs zuvor 
nicht eingegriffen haben, denn dann würde es nicht mehr zu Bürgerkriegen kommen und 
auch die Russen nie auf den Gedanken verfallen, Westeuropa anzugreifen. Also passiert 
seitens der RDs jetzt offensichtlich nichts, d. h. nichts in dieser Weise Grundsätzliches. 


Zu a) Eine Naturkatastrophe größten Ausmaßes wird schon lange erwartet und als überfällig 
bezeichnet, insbesondere für die Region San Francisco und Los Angeles. Seherische 
Personen erwarten dies in diesem Sommer/Herbst, ggf. mit Untergang und Überflutung von 
ganz Kalifornien. Dies würde die Welt-Präsenz der USA brechen und so auch politische 
Auswirkungen auf die BRD haben. Aber daß dies allein zu einem politischen Systemwechsel 
führt, ist mit den hier bei uns herrschenden Parteien nicht zu erwarten. 

Zu b) Auch diese Bürgerkriege sind vorausgesagt und nicht nur für Deutschland. Diese 
entstünden ja nicht von allein sondern müßten Ursachen haben. Und da die Deutschen 
schwer in Stimmung zu bringen sind, Revolution zu machen, müßten diese Konflikte von den 
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Ausländern ausgehen. Diese werden ja derzeitig von den jetzigen politischen 
Konstellationen sehr verhätschelt und sozial sogar gegenüber den eigenen deutschen 
Landsleuten vorgezogen. Dies ist ja auch eine der wesentlichen Ursachen für die jetzige, 
immer weiter fortschreitende ökonomische Katastrophe. Das wird irgendwann auch die 
Ausländer und Asylanten treffen und diese dürften dann aufbegehren bzw. gibt es den 
ebenfalls erwarteten weltweiten Finanz- und Wirtschaftscrash, der dann unterschiedslos alle 
Personen betreffen würde. Eine Ursache hierfür wäre also absehbar. 

Zu c) Wenn solche gravierenden Instabilitäten in der westlichen Hemisphäre eintreten, lähmt 
dies ihre Strukturen insgesamt, auch militärisch, und das russische Militär könnte sich 
verführt sehen, einen solchen Schwächemoment zu nutzen, um in das durch den Ausfall der 
USA entstehende angebliche internationale Machtvakuum hineinzustoßen und die planetare 
Machtkonstellation zugunsten Rußlands zu verändern. 

zu d) da aber dann folgend die gleichfalls von vielen Sehern angesagte "Goldene Zeit" 
anbricht, muß der russische Überfall vollends scheitern, mit einem Kollaps der jetzigen 
politischwirtschaftlichen Strukturen, die ja ein solches "Goldenes Zeitalter" ausschließen 
würden. Also werden sich die Gesamtverhältnisse entscheidend verändern, wie zZ. B. kein 
Zinssystem mehr, tatsächliche Selbstbestimmung der Völker und nicht in Form von 
Scheindemokratien, wie jetzt, udgl. 


Und hier besteht ja van Rensburg darauf, daß dieser Ill. Weltkrieg von denen gewonnen 
würde, die mit den Deutschen zusammengehen. Und da das mit der jetzigen Bundeswehr 
kräftemäßig eine Unmöglichkeit sein dürfte, ist anzunehmen, daß erst in diesem Moment die 
RDs eingreifen und die Russen zurückschlagen - wie es van Rensburg auf die Deutschen 
bezogen ausführt, wer sollte es seitens der Deutschen sonst sein. Aber wie das im 
Einzelnen abläuft, kann uns letztlich gleich sein, wenn nur die Menschheit ihre Ketten 
abschütteln kann und ein Umsturz der Verhältnisse hin zu einer Goldenen Zeit erfolgt. 


Und dieses tiefe Tal wird Europa offenbar noch durchqueren müssen, damit möglichst alle 
Menschen aus ihrer jetzigen geistigen Trance erwachen und an diesem grundsätzlichen 
Wechsel mitzuwirken vermögen und diesen auch voll akzeptieren. 


Was bedeutet das nun für uns? Wir sehen nun ein blendendes Licht am Ende des Tunnels 
und können sicher sein, daß die jetzigen Weltherrschaftsbestrebungen scheitern werden. 
Aber auch, daß der Tunnel doch noch eine gewisse Länge vor uns einnimmt und der Weg 
durch diesen alles andere als angenehm werden wird, er wird uns viel Mühe und vermutlich 
sogar Leid abverlangen. 
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Anlagen 


Anlage 1 Die polnischen Ausweisungsbedingungen bei der Okkupation der deutschen 


Ostgebiete 
SPHESFESISNN 


far gie deutsche Bevölkerung der Stadı Bad Salzhruna 
einschließlich Ortsteil Sandberg 


Laut Befehlder polnischen Regierung wird befohlen: 


1. Am 14. Juli 1945 ab 6 bis 9 Uhr wird eine Umsiedlung der 
deutschen Bevölkerung stattfinden. 


2. Die deutsche Bevölkerung wird in das Gebiet westlich des 
Flusses Neisse umgesiedelt. | 

3. Jeder Deutsche darf höchstens 20 kg Feeisegepäck mitnehmen. 

4. Kein Transpost (Wagen, Ochsen, Pferde, Kühe usw.) 
wird erlaubt. 

$. Das ganze lebendige und tote Inventar in unbeschädigtem 
Zustande bleibt als Eigentum der polnischen Regierung. 

6. Die letzte Umsiedlungsfrist läuft am 14. Juli 10 Uhr ab. 

7. Nichtausfühmng des Befchls wird mit schärfsten Strafen 
verfolgt, einschlieSlich Waffengebrauch. 

8. Auch mit Waffengebrauch wird verhindert Sabolage 
und Plünderung. 
' 9. Sammelplatz an der Straße Bhf. Bad Salzbrunn, Adelsbacher 
Weg in einer Marschkolonne zu 4 Personen. Spitze der Kolonne 20 
Meter vor der Ortschaft Adelsbach. ah a 

10, Diejenigen Deutschen, die im Besitz der Nichtevakuierungs- 
bescheinigungen sind, dürfen die Wohnung mit ihren Angehörigen 
in der Zeit von 5 bis 14 Uhr nicht verlassen. 

31. Alle Wohnungen in der Stadt müssen offen bleiben, die 
Wohnungs- und Hausschlüssel müssen nach außen gesteckt werden. 
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Anlage 2 Ausländerkriminalität und Kostenexplosion 
Ausländer in deutschen Gefängnissen kosten jährlich 600 Mio. Euro 


Hessens Justizminister Wagner fordert erleichterte Abschiebung krimineller Straftäter 
in ihr Heimatland. Ausländeranteil in U-Haft bis zu 60 Prozent 
Von Jochen Kummer 


Berlin - Der hessische Justizminister Christian Wagner (CDU) fordert eine schnellere Abschiebung 
ausländischer Straftäter zur Haftverbüßung in ihrem Heimatland. "Allein in Hessen sitzen rund 2700 
ausländische Gefangene in den Justizvollzugsanstalten ein und jeder dieser ausländischen 
Gefangenen kostet jährlich den deutschen Steuerzahler 30.000 Euro", sagte er WELT am 
SONNTAG. Für die 2700 Ausländer summieren sich die Ausgaben auf 81 Millionen Euro pro Jahr. 
Bundesweit sind es für 20.000 Ausländer 600 Millionen Euro für das Land Hessen. Die Situation in 
den dortigen Haftanstalten eskaliert: Inzwischen sind rund 45 Prozent der insgesamt etwa 6000 
Gefangenen ausländische Straftäter aus mehr als hundert Nationen plus sechs Prozent 
Rußlanddeutsche. Seit 1985 hat sich der Anteil der Ausländer in Gefängnissen nahezu verdoppelt. 
Die meisten sind Türken (19,2 Prozent). Der Ausländeranteil an der Bevölkerung in Deutschland 
beträgt laut offizieller Statistik 8,9 Prozent. In der Untersuchungshaft Hessens beträgt der Anteil der 
Ausländer sogar rund 62 Prozent. Bei ausländischen Tatverdächtigen wird häufig Fluchtgefahr als 
Haftgrund genannt. Minister Wagner übt scharfe Kritik an der rot-grünen Bundesregierung mit 
Justizministerin Herta Däubler-Gmelin (SPD). "In hessischen Gefängnissen befinden sich viele 
Ausländer, die nach der Haft Deutschland verlassen müssen", sagt Wagner. "Die Abschiebung 
könnte längst erfolgt sein, wenn die Bundesjustizministerin nicht seit drei Jahren die Schaffung der 
notwendigen gesetzlichen Voraussetzungen behindern würde." Nach der gegenwärtigen Rechtslage 
sei, so der Minister, die Strafvollstreckung im Heimatland nur mit Zustimmung des betroffenen 
Gefangenen möglich. Diese werde "aus nahe liegenden Gründen" von ausländischen Straftätern 
regelmäßig nicht gegeben. Einer der "nahe liegenden Gründe" sind die schlechteren 
Haftbedingungen im Ausland. Der Minister wirft der Bundesregierung vor: "Ein internationales 
Abkommen, das dieses Einverständnis des Strafgefangenen entfallen läßt, wird durch die 
Bundesregierung trotz Drängens der Bundesländer nicht umgesetzt." Die Folgen sind weit reichend: 
"Ein nun von der Bundesregierung vorgelegter Gesetzentwurf relativiert die in internationalen 
Abkommen enthaltene Regelung an vielen Stellen und beraubt sie ihrer Wirkungen. Eine 
Überstellung wird praktisch unmöglich gemacht", klagt Wagner. Die Bundesregierung hat kürzlich 
gegenüber der CDU-Bundestagsabgeordneten Sylvia Bonitz auf eine schriftliche Frage eingeräumt: 
"Die Bundesregierung wird in den Fällen, in denen dies angezeigt scheint, durch die zuständigen 
deutschen Auslandsvertretungen überprüfen, ob zu überstellende Verurteilte in einer Haftanstalt 
untergebracht werden, die in Übereinstimmung mit der Europäischen Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. November 1950 steht und den in den Europäischen 
Strafvollzugsgrundsätzen vom 12. Februar 1987 niedergelegten europäischen Mindeststandards 
entspricht." Hessen steht mit dem Notstand des hohen Ausländeranteils in den 
Justizvollzugsanstalten nicht allein. In Baden-Württemberg beispielsweise sind 35,9 Prozent der rund 
8200 Gefangenen Ausländer: etwa 2950. Ausgerechnet der dortige liberale Justizminister Prof. Ulrich 
Goll von der FDP ist stolz darauf, in der Frage der Haftverbüßung ein "scharfes Schwert" zu führen: 
Es werde gnadenlos "zum nächstmöglichen Zeitpunkt" abgeschoben - ob eine Verbüßung vor Ort im 
Heimatland umgesetzt werde oder nicht, sagen seine engsten Mitarbeiter. Im vorigen Jahr ließ er 
893 Inhaftierte ins Ausland abschieben. In einer Umfrage hat WELT an SONNTAG den Anteil von 
Ausländern in den Justizvollzugsanstalten (JVA) in acht weiteren Bundesländern ermittelt. Addiert 
man die Zahl der ausländischen Häftlinge allein in den zehn genannten deutschen Bundesländern, 
kommt man auf rund 20.000. Legt man Hessens Kostenrechnung mit 30.000 Euro pro Jahr und 
Gefangenen zu Grunde, belaufen sich die jährlichen Ausgaben auf 600 Millionen Euro. 
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Dabei sind die Kosten für die Sozialhilfe der dazugehörigen Familien noch nicht gerechnet. 


"In den Großstädten werden sich die Deutschen integrieren müssen" 


Der Bevölkerungswissenschaftler Herwig Birg warnt vor Hoffnungen auf eine Lösung der 
Wirtschaftsprobleme durch verstärkte Zuwanderung. 


Berlin - Die Hoffnungen, verstärkte Einwanderung werde angesichts des Bevölkerungsrückgangs die 
Wirtschafts- und Arbeitsmarktprobleme lösen, könnten sich als trügerisch erweisen, sagt Professor 
Herwig Birg, Bevölkerungswissenschaftler an der Universität Bielefeld und Präsident der Deutschen 
Gesellschaft für Demographie. Birg wird vom Bundestagsinnenausschuß diesen Monat als 
Sachverständiger zum Zuwanderungsgesetz angehört. Mit ihm sprach Alexander von Gersdorff. 


DIE WELT: Die Bevölkerung in Deutschland schrumpft den Prognosen zufolge von derzeit 82 auf 68 
Millionen im Jahr 2050. Können Einwanderer die Lücke am Arbeitsmarkt zumindest teilweise 
schließen? 


Herwig Birg: So einfach wird das nicht funktionieren, denn Einwanderung hat in erster Linie 
gesellschaftspolitische Wirkungen. Ein Betrieb beispielsweise kann in einer Krise seine 
wirtschaftlichen Probleme lindern, indem er einen zunächst eingestellten Einwanderer wieder entläßt. 
Aber für die Gesellschaft beginnen die Probleme dann erst. Am Ende sind alle unzufrieden, die 
Einheimischen und die Zugewanderten. Seriöse Studien zeigen, daß Zuwanderer den Staat 
schon jetzt mehr kosten, als sie unseren Sozialsystemen an Einnahmen bringen. Diese 
selbstverständlichen Überlegungen hatte sogar die Süssmuth-Kommission übergangen. 


DIE WELT: In den Zuwanderungskonzepten von Regierung und Union ist aber viel von verstärkten 
Integrations- und Qualifizierungsanstrengungen die Rede. Lassen sich gesellschaftliche Konflikte so 
früh lösen? 


Birg: Die Botschaft höre ich wohl, allein mir fehlt der Glaube. Wir denken immer, wenn wir von 
Integration sprechen, an eine "deutsche" Mehrheitsgesellschaft, in die eine Minderheit zu integrieren 
ist. Es kommt aber genau umgekehrt. In den Großstädten kippt bei den unter 40-jährigen schon ab 
2010 das Mehrheitsverhältnis Deutscher zu Zugewanderten. Integration bedeutet dann: Wie 
integriere ich mich als Deutscher in eine neue Mehrheitsgesellschaft aus Zugewanderten? 
Davon steht kein Wort in den Zuwanderungspapieren. 


DIE WELT: Haben wir bei der Integration bisher versagt? 


Birg: Keineswegs. Bei objektiven Kriterien wie Schulzugang oder Integration im Betrieb schneiden 
wir hervorragend ab. Auch die Kriminalitätsrate ist gegenüber anderen Ländern eher kleiner. 
Allerdings ist das Bildungsverhalten der Zugewanderten radikal anders. Selbst von den hier 
geborenen Zuwandererkindern verlassen 40 Prozent die Schule nur mit Hauptschul- oder ganz ohne 
Abschluß. Unsere Mittel, da einzuschreiten, sind begrenzt. Ich frage mich daher, wie man glauben 
kann, daß Zuwanderung wirtschaftliche Erfolge garantiert. 


DIE WELT: Warum soll es nicht klappen, Zuwanderer in unser Bildungssystem zu integrieren? 
Birg: Die Voraussetzung für eine erfolgreiche Schulausbildung ist ein entsprechendes Elternhaus. 


Und das unterscheidet sich bei den meisten Zugewanderten deutlich von dem, was wir gewohnt sind: 
Bildung ist für Jungen schon wenig und für Mädchen oftmals gar nichts wert. Tugenden wie 
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Leistungsstreben oder die lange verpönte Pflichterfüllung, notwendig zur Aufrechterhaltung eines 
funktionierenden Gemeinwesens, gelten oft auch nicht viel. Diese kulturellen Unterschiede können 
wir nicht in wenigen Jahrzehnten durch Politik beseitigen. 


DIE WELT: Kann den Zuwanderern nicht wie in den USA ein Niedriglohnsektor weiterhelfen? 


Birg: Wenn ein Land nichts weiter ist als eine ökonomische Betriebseinheit, reicht es natürlich, die 
Mehrheit an Maschinen zu setzen oder einfache Dienstleistungen verrichten zu lassen. Aber 
Wirtschaft ist kein Selbstzweck, sondern soll allen ein möglichst sinnvolles Leben ermöglichen. 
Unzufriedenheit ist nie ein guter Standortfaktor. Denken Sie an die Kriminalitätsraten in den USA. 


DIE WELT: Was wäre, wenn vor allem gebildete und hoch motivierte Menschen beispielsweise aus 
Asien zu uns kämen? 


Birg: Asien hat zwar große Menschenzahlen, aber keineswegs große Zahlen an gut ausgebildeten 
Fachkräften. Indien verfügt im Vergleich zu Deutschland nicht über mehr Internet-Anschlüsse oder 
IT-Spezialistten. Das Szenario sieht wahrscheinlich ganz anders aus: Statt großer 
Einwanderungswellen wird es eher eine "Festung Europa" geben. Der Begriff wird einen positiven 
Sinn bekommen, weil er denen einen gewissen Wohlstand sichert, die hier leben und die 
hierherkommen. 


DIE WELT: Wir schließen also Millionen von Menschen von unserem Wohlstand aus? 


Birg: Es ist gar nicht anders möglich, denn Wohlstand ist nicht beliebig in der Welt aufteilbar. Dann 
nämlich hätte nicht jeder mehr, sondern niemand mehr etwas, weil die Gewichte zu unterschiedlich 
sind: Deutschland hat bis 2035 einen Sterbeüberschuß von 16 Millionen Menschen, Indien hat jedes 
Jahr einen Geburtenüberschuß von ebenfalls 16 Millionen Menschen, Ende des Jahrhunderts wird 
es 1,3 Milliarden Inder gaben. Da gibt es nicht viel zu teilen mit dann noch etwa 50 Millionen 
Deutschen. 


DIE WELT: Kommt es vielleicht umgekehrt zu großen Auswanderungswellen, wenn sich viele 
Deutsche im eigenen Land nicht mehr wohl fühlen? 


Birg: Nimmt man Lebensstandard, Infrastruktur, Natur, Kultur, das gesunde Klima, so ist 
Deutschland im Weltvergleich ein Eldorado. Die objektiven Maßstäbe der Lebensqualität sind hier 
besser als in allen vergleichbaren Ländern. 


DIE WELT: Hat Deutschland eine Wachstumsperiode hinter sich, die nie mehr wiederkommen wird? 


Birg: Sagen wir mal, die Bundesrepublik hat 50 relativ glückliche Jahre hinter sich und die nächsten, 
kommenden 50 Jahre werden bestenfalls so gut wie die vergangenen, wahrscheinlich aber nicht. 


DIE WELT: Stehen wir als schrumpfendes Volk vordem allmählichen ökonomischen 
Zusammenbruch? 


Birg: Das nicht, aber vor langfristiger Stagnation. Wir haben uns daran gewöhnt, daß das Pro-Kopf- 
Einkommen jährlich um bis zu drei Prozent wächst. Das gilt in Zukunft nicht mehr, wenn das 
Erwerbspersonenpotenzial, also die Zahl der 20- bis 60-jährigen, in den nächsten Jahrzehnten um 16 
Millionen Menschen schrumpft, trotz Zuwanderung. Verbleibendes Wachstum geht künftig nicht in 
mehr Konsum, sondern in die sozialen Sicherungssysteme, voran Gesundheit und Rente. 
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DIE WELT: Gibt es "Gewinnerländer", de besser abschneiden als wir? 


Birg: Die USA, Frankreich und England sind auf den ersten Blick besser dran, weil die Geburtenrate 
höher ist und die Alterung dadurch schwächer ausfällt. Nur gehen diese höheren Geburtenraten vor 
allem zurück auf die eingewanderte Bevölkerung, die auch dort andere Wertvorstellungen mitbringt. 
Ich hoffe, daß Deutschland auf Grund seines trotz aller berechtigten Kritik nach wie vor intakten 
Bildungssystems gut abschneidet. 


DIE WELT: Wie soll der Einzelne auf die Veränderungen reagieren? 


Birg: Für das Alter sparen und seine Kinder optimal ausbilden. Feste Berufe haben ja eine immer 
kürzere Lebenszeit. Entscheidend sind Schlüsselqualifikationen: Mathematik, klassische 
Naturwissenschaften, also die sogenannten schweren Fächer. 


Aus "Die Welt" vom 2.1.2002 


Kriminelle Spätaussiedler 


Besonders aus Norddeutschland erreichen unsere Redaktion immer wieder Berichte, die von 
Problemen mit den sogenannten Spätaussiedlern berichten, oder, wobei die Schreiber immer 
pauschal von Russen schreiben und den Begriff Spätaussiedler aggressiv von sich weisen. 

Ich habe versucht dieser Problematik mal auf den Grund gehen und bin bei einer Reise durch das 
platte Land auf zahlreiche, sehr heftige Emotionen gestoßen. Allesamt waren diese Emotionen aber 
ablehnender Natur. Meine Versuche mit den sog. Spätaussiedlern zu reden waren fast aussichtslos, 
nur einige Erwachsene und Senioren erklärten sich zu Auskünften bereit. 

Die Volksdeutschen aller Altersgruppen berichteten von einem extrem hohen Gewaltpotential der 
Russen und die absolut fehlende Bereitschaft zur Integration. Stattdessen konnte ich mich von ihren 
Aussagen in Städten und Gemeinden überzeugen, daß sie in Gruppen und stets unter Beibehaltung 
ihrer Muttersprache auftreten. Sehr auffällig durch ihre Kleidung sitzen sie spuckend und 
wodkatrinkend auf Stadt- und Parkbänken. 


Auf einem Schulhof erwischte ich am Kakaostand einen 16jährigen Russen, der, bis er von seinen 
Genossen "abgeholt" wurde, mir ein paar Worte über seine Heimat erzählte. Er berichtete, daß er in 
Rußland mit seinen älteren Brüdern schon morgens, Schule wurde geschwänzt, Arbeit gab es nicht, 
in den Stadtpark ging, um sich mit anderen dort zum Wodka trinken zu treffen und sich den lieben 
langen Tag zu schlagen. Ich muß gestehen, daß ich kaum etwas verstand, da er sehr gebrochen 
Deutsch sprach. 

Eine Auskunft bei der örtlichen Polizei wollte man mir mit Rücksicht auf das ohnehin schon fehlende 
Verständnis für die neuen Bürger und die gegenseitige Ablehnung, nicht geben. Schon sehr 
bezeichnend ... 

Wenig aufgerüttelt hat der Bericht von PANORAMA Nr. 612 vom 18. April 2002 im Fernsehen. Zwar 
berichtete man dort Ähnliches als ich hier schreibe, doch bemühte man sich um sehr wenig 
Dramatik, denn Probleme will man nicht sehen, Integration von Russen "ist für die Union deshalb 
auch heute noch eine historische Verantwortung." 


"Wenn Sie Rußlanddeutsche fragen - und das sollten wir vielleicht ein bißchen ernster nehmen als 
manche Formalität - ihr Deutschsein spiegelt sich in ihrem Herzen wider, sie fühlen sich als 
Deutsche" behauptet die CDU/CSU Aussiedlerbeauftragte Eva-Maria Kors. Die Realität sieht aber 
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anders aus. Bei meinen Recherchen berichteten mir zahlreiche Deutsche im Gegenteil von Ausrufen 
wie "scheiß Deutsche". 


Gewisse Discos und Lokale werden fast in jedem Ort gemieden und als "Russenladen" bezeichnet. 
Angeblich kommen dort keine Deutschen rein, die Türsteher seien ebenfalls Russen. Meine 
Nachfrage wurde selbstverständlich freundlich aber bestimmt beantwortet, nämlich das dies Humbug 
sei. Da diese Aussagen aber mehr als einmal an verschiedenen Orten und von Personen aller 
Altersklassen und sozialen Schichten kam, stellt sich schon die Frage wer da eher recht hat. 


Der ganze Filmbericht ist unter folgender Adresse zu finden: 
http://www.ndrtv.de/panorama/20020418/spaetaussiedler.html 


Das geschächtete Grundgesetz 


Deutschland unterwirft sich dem islamischen Recht 
von Hans Heckel 


"Wann werden in Deutschland mit dem Segen des Bundesverfassungsgerichts Diebe amputiert und 
Ehebrecherinnen gesteinigt, weil Religion und Sitte der Muslime es eben erfordern? Fällt nach dem 
Tierschutz der Menschenschutz?" So die harsche Reaktion des Fuldaer CDU 
Bundestagsabgeordneten Martin Hohmann auf die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zum "Schächten". 

Ein muslimischer Schlachter hat sich in Karlsruhe das Recht erstritten, Tiere ohne Betäubung zu 
schlachten, also zu "schächten", weil der Islam das gebiete. Begründung der Richter: 
Religionsfreiheit gehe vor Tierschutz. 

Ein Urteil mit Signalwirkung. Hatte es bislang geheißen, Einwanderer aus fremden Kulturen dürften 
ihre angestammten Sitten und Gebräuche hierzulande "nur im Rahmen unserer Rechtsordnung 
ausüben", soll nun offenbar unsere Rechtsordnung so weit gedehnt werden, bis alle möglichen 
Praktiken darunter passen. Die Integration wird auf den Kopf gestellt. Deutschland unterwirft sich 
allem, was hereinkommt. 

Auch begründete das höchste deutsche Gericht seine Entscheidung mit dem Recht des Klägers auf 
"Berufsfreiheit". Daß diese nur für Deutsche gilt, zählte nicht. Der Türke sei "De-facto-Deutscher", 
weil er schon so lange hier lebt. Nach dem "Doppelpaß"-Gesetz eine weitere, folgenreiche 
Aushöhlung unseres Staatsbürgerschaftsrechts. Dem Kläger sei nicht zuzumuten, sich einen 
anderen Beruf zu suchen, weil er den des Metzgers bislang nicht ausüben könne, ohne gegen 
islamisches Recht zu verstoßen. 

Mit Martin Hohmann möchte man aufatmen, daß die letzten amtlichen Henker Deutschlands 
vermutlich alle unter der Erde sind. Was, wenn diese nach dem jüngsten Richterspruch darauf 
pochten, auch ihrem Beruf wieder "frei" nachgehen zu dürfen? Irgendeine Religion, die das Köpfen 
von Mördern zwingend fordert, ließe sich gewiß finden. 

Verfassungsgerichtspräsidentin Jutta Limbach (SPD) wird übrigens im Frühling neue Präsidentin des 
Goethe-Instituts. Von da aus soll sie dann federführend deutsche Sprache und Kultur (!) in alle Welt 
tragen. 

Das Ostpreußenblatt 26. Januar 2002 


Schule in Angst 

Gymnasium Hohenschönhausen (Berlin). In der großen Pause tobt auf dem Schulhof eine 
Massenschlägerei - deutsche gegen ausländische Schüler. Polizei rückt an, die Streithähne 
schwören Rache. Ein paar Tage später fallen auf dem Schulhof Schüsse: Eine blonde Lehrerin und 
eine blonde Schülerin werden von Luftgewehr-Kugeln getroffen, leicht verletzt. Drohungen kursieren: 
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"Blonden Mädchen soll der Kopf rasiert, ein Finger abgehackt werden." 
Claudia (10): "Die haben es echt auf uns abgesehen." 


Der Schulrat: "Besorgte Eltern schicken ihre Töchter nicht mehr zum Unterricht." Sogar die 
Bürgermeisterin schaltet sich ein: "Wir wollen die Lage nicht eskalieren lassen." 

Aber die Angst der Mädchen bleibt. Nicole (13): "Ein Mädchen wurde schon rasiert." Jetzt rückte 
wieder Polizei aus: 200 Schüler hatten sich zusammengerottet, Polizeisprecher: "Wir konnten eine 
Massenschlägerei verhindern." 

(Quelle, "Kommentare zum Zeitgeschehen, Wien, Nov. 1998) 


Aus einem Kontakt zu einem hohen Kriminalbeamten, der für die Kriminalstatistik für Großraum 
Frankfurt zuständig war und diese aufstellte, erhielt ich über einen Dritten unseres Kreises folgende 
Information: 
In einem Jahr Mitte der 90iger habe die offizielle Statistik im Bereich der Gewaltkriminalität ein 
amtliches Verhältnis von 
80 % Deutsche zu 20% Ausländern ausgewiesen. 

Doch diese Werte beinhalteten eine grundsätzliche Falschaussage: hier wurden die Ausländer mit 
ausgehändigten deutschen Pässen (die nun als "Deutsche" gelten sollen) und deren Kinder im 
deutschen Anteil der Statistik als Deutsche gezählt! 
Ordnet man jedoch die 2. Generation dieser Ausländer mit deutschen Pässen ethnisch als Ausländer 
ein, was sie letztlich ja auch sind, dann machten diese Ausländernachkömmlinge 76 % dieser 
angeblichen 80% aus! Das heißt, das wahre Verhältnis betrug 

Gewaltkriminalität Großraum Frankfurt: 4% Deutsche zu 96% Ausländern! 


So werden wir statistisch betrogen und getäuscht! 
Der Autor 


Unabhängige Nachrichten » Postfach 101706 » D46017 Oberhausen / UN 1/2003, Seite 9 
Zum Bankrott des Gesundheitssystems 


Die verschwiegenen Gründe der Kostenexplosion 

In den UN 12/2002 veröffentlichten wir den Hinweis des Vorsitzenden des Bayerischen 
Hausärzteverbandes, Dr. \Wolfgang Hoppenthaller, daß eine große Zahl ausländischer 
"Gesundheitstouristen" mit den Chipkarten ihrer Angehörigen und Freunde bei uns die ärztliche 
Versorgung in Anspruch nimmt. Der Schaden sei laut Dr. Hoppenthaller "bestimmt so hoch wie das 
aktuelle Defizit der Krankenkassen". 

Doch die Kosten dieses Chipkarten-Betruges, den die Gemeinschaft der Pflichtversicherten zu 
tragen hat, sind nur ein Grund des sich abzeichnenden Zusammenbruchs der sozialen und 
gesundheitlichen Versorgungssicherheit. Als Folge sogenannter bilateraler und multilateraler 
Sozialversicherungsabkommen (Verträge mit einzelnen oder mehreren Staaten) werden von den 
Krankenkassen Millionenbeträge an Ausländer gezahlt, die sich in der BRD aufhalten, unabhängig 
davon, ob diese hier arbeiten, arbeitslos oder Sozialhilfeempfänger sind. Mitversichert sind auch 
deren Angehörige, selbst wenn diese getrennt vom Unterhaltspflichtigen und auf Dauer in ihrem 
Heimatland leben. 

Der Kreis der Anspruchsberechtigten richtet sich dabei nicht nach den deutschen, sondern nach den 
Rechtsvorschriften der Herkunftsländer der Unterhaltspflichtigen. In einigen Ländern bezieht der 
erweiterte Familienkreis u. a. Eltern und Geschwister mit ein, wie z. B. in der Türkei. 

Die bekanntlich große Kinderzahl und ggf. mehrere Ehefrauen bilden Probleme. Ein zusätzliches 
Problem birgt die großzügige Geste unserer Regierung, durch Versichertenausweise ohne Lichtbild 
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den Mißbrauch zu fördern. 

Eine weitere, außerordentliche Belastung entsteht zudem durch die z. T. erhebliche medizinische 
Unterversorgung in den Herkunftsländern. 

Abkommen wurden bisher mit folgenden Ländern getroffen: Bosnien-Herzegowina, Bundesrepublik 
Jugoslawien, Israel, Kroatien, Marokko, Mazedonien, Polen, Schweiz, Slowenien, Türkei, Tunesien, 
Ungarn, Tschechien. 

Auch wenn diese Abkommen auf Gegenseitigkeit beruhen sollten, ist hier zweifelsfrei eine deutliche 
Schieflage feststellbar. 

Die vom Gesundheitsministerium mit dem Inkrafttreten der Gesundheitsreform den Ärzten 
"verordnete" Medikamentenstreichliste sieht nur noch die Verschreibung von Billigmedikamenten vor. 
Diese Regelung gilt nur für die stets in die Solidarkassen einzahlenden Kassenpatienten, nicht aber 
für diejenigen, deren Krankheitskosten der Staat bezahlt, für Strafgefangene, Asylbewerber und 
Sozialhilfeempfänger! Diesen kann der Arzt weiterhin teure "Original-Medikamente" verschreiben, 
diese können ohne Abstriche oder Zuzahlungen medizinische/zahnmedizinische Leistungen, 
Krankenhausversorgung, Operationen, Unterbringung in Pflegeheimen etc. in Anspruch nehmen. 
Grund: In der Medikamentenstreichliste wurde die staatliche Krankenhilfe schlichtweg "vergessen"! 
Die statistischen Jahrbücher weisen aus, daß im Jahr 1989 256.000 deutsche 
Staatsangehörige, 270.000 Ausländer und im Jahr 1993 250.000 deutsche Staatsangehörige 
und 577.000 Ausländer uneingeschränkte Krankenhilfe aus den Rentenkassen - außer den 
"sonstigen" Sozialhilfeleistungen - erhielten. Dies bedeutet bei den Deutschen in vier Jahren 
ein geringer Rückgang, bei den Ausländern mehr als eine Verdoppelung. 


Heute wird die Millionenzahl Anspruchsberechtigter bereits weit überschritten sein. 
Kein Wunder, daß die Zahlen seit 1994 nicht mehr veröffentlicht werden. 


Was schließen wir daraus? 

Es sind nicht die in die Pflichtkrankenkassen einzahlenden Versicherten, die für das zunehmende 
Defizit sorgen, sondern vorrangig diejenigen, die auf Kosten der Solidargemeinschaft der 
Versicherten beitragsfrei die Kassen belasten. 

Eine Gleichbehandlung aller Versicherten im Krankheitsfall wird durch den Gesetzgeber verhindert. 
Zahlende Kassenpatienten werden medizinisch eindeutig schlechter gestellt als kostenfrei 
Anspruchsberechtigte. 


Es ist typisch, daß der Bürger über solche Handlungen nicht, falsch oder nur unzureichend 
informiert wird und keine Bundestagspartei solche Ursachen der Kostenexplosion zu 
kritisieren wagt. 


Mitteldeutsche Zeitung vom 27. Dezember 2002: 
Nach der Gasexplosion - In Halle tobt der Bandenkrieg 


Zwei Verletzte bei Schießerei - Überfall auf Diskothek - Böhmer mahnt Versicherungen 
Halle/MZ/jaw/sre 

Nach der verheerenden Gasexplosion vom vergangenen Wochenende tobt jetzt in Halle ein 
Bandenkrieg zwischen deutschen und ausländischen Gruppierungen. 

Am späten Montagabend kam es in der Nähe der halleschen Moritzburg zu einer Schießerei in der 
überwiegend von Kosovo-Albanern besuchten Bar ... Bei dem Überfall durch mehr als 20 
vermummte Täter wurde ein 29jähriger Jugoslawe, der polizeibekannt ist, verletzt. Inzwischen 
bestätigte die Polizei auf Anfrage der MZ, wonach ein 27jähriger Leipziger als einer der Angreifer 
durch einen Steckschuß verletzt wurde. 

Unmittelbar auf die Schießerei am Montag folgte am Vormittag des Heiligabend ein Überfall von 6 bis 
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7 vermummten Personen auf eine Großdiskothek im Halleschen Charlotten-Center. 

Die Täter, die nach Augenzeugen mit Eisenstangen, Pistolen und großen Pflastersteinen bewaffnet 
waren und als "südländisch" beschrieben wurden, zertrümmerten bei laufendem Publikumsverkehr in 
der Einkaufspassage sämtliche Scheiben der Diskothek und verschwanden spurlos. Die Polizei prüft 
nunmehr einen Zusammenhang mit der Gasexplosion, weil die von den Kosovo-Albanern besuchte 
"Bar Marina" früher von dem Hallenser Harald C. betrieben wurde. Dieser wurde Mitte Dezember als 
mutmaßlicher Kopf der mit Drogengeschäften in Verbindung gebrachten Saale-Connection verhaftet 
und gilt in der Szene als Gegner der Kosovo-Albaner, nachdem ihm von diesen ins Knie geschossen 
worden war. 

Vor seiner Festnahme lebte C. in dem Haus Stephanusstr. 3, das am vergangenen Samstag bei 
einer Gasexplosion völlig zerstört wurde. Hundert weitere Gebäude wurden beschädigt, 40 Personen 
verloren ihr zu Hause. Eine Sonderkommission ermittelt. 

Inzwischen hat sich Ministerpräsident Wolfgang Böhmer (CDU) bei einem Besuch der Unglücksstätte 
einen Überblick über das Ausmaß der Schäden verschafft. Im Gespräch mit Polizeibeamten 
appellierte er zugleich an die Versicherungen, die Schäden zügig zu regulieren. "Ich hoffe, daß die 
Versicherungen großzügig sind," sagte der Ministerpräsident. 


Neue Angst vor den Russen 


Junge Aussiedler verbreiten in Deutschland Schrecken - in der Stadt Lahr wurden 58 
Polizisten zum Schutz der Einwohner zusätzlich stationiert 
von Jochen Kummer 


Die baden-württembergische Landesregierung hat 58 Beamte der Bereitschaftspolizei zur 
Verstärkung auf unbestimmte Zeit in die Stadt Lahr geschickt, um die Einwohner vor gewalttätigen 
Aussiedlern zu schützen. Das bestätigte Innenstaatssekretär Heribert Rech dieser Zeitung. Sie folgte 
damit einem Hilferuf des Gemeinderates von Lahr an Land und Bund, die Stadt zu unterstützen. 

Das Stadtparlament hatte eine Resolution unter anderem "zum Schutz vor Gewalttaten und zur 
Verbesserung der Polizeipräsenz" verabschiedet. Die Entsendung der Polizisten erfolgte zur 
"Prävention, um dem Sicherheitsbedürfnis der Bevölkerung Rechnung zu tragen". Jetzt arbeite die 
Landesregierung, so Rech, an einem neuen "Personalverteilungskonzept der Polizei". 

Aussiedler aus Rußland, Kasachstan und der Ukraine verbreiten in dem einst idyllischen Lahr südlich 
von Offenburg Angst und Schrecken. Der Kleinstadt ergeht es wie dem niedersächsischen 
Cloppenburg und anderen Städten in Nordrhein-Westfalen oder Bayern, in denen sich Aussiedler 
konzentrieren. 

Aussiedler haben sich zu einem bundesweiten Problem entwickelt, der Strom ebbt nicht ab. 


Monatlich reisen rund 5000 Angehörige von Spätaussiedlern ohne Deutschkenntnisse neu nach 
Deutschland ein - völlig legal. Das bedeutet nach Aussagen des Aussiedlerbeauftragten Jochen Welt 
(SPD) in der Regel schlechte Chancen auf dem Arbeitsmarkt. Damit sei der Marsch in die 
Sozialsysteme vorprogrammiert. Isolation, Aggression auf allen Seiten sowie eine mangelnde 
Akzeptanz in der Gesellschaft seien direkte Folgen. "Unsere Sorge und Beobachtung ist, dass vor 
allem Heranwachsende, die aus Rußland, Kasachstan oder der Ukraine kommen, sozial auffällig 
werden", sagte Welt dieser Zeitung. "Sozial auffällig" bedeutet: Sie werden kriminell, drogenabhängig 
oder neigen zum Alkoholkonsum. 

Ein Strom von 2,3 Millionen Aussiedlern hat sich seit Anfang der 90er-Jahre aus Osteuropa ins 
"gelobte Land" Deutschland ergossen. Das Problem hat sich, so Welt, dabei radikal geändert. Ab 
1993 seien jedes Jahr 200.000 Aussiedler gekommen. Das waren zu 80 Prozent Deutsch 
sprechende, nur zu 20 Prozent Familienangehörige ohne Deutschkenntnisse. Mitte der 90er-Jahre 
habe sich das "total umgedreht". Heute können nur noch 20 Prozent der Ankommenden Deutsch, die 
80 Prozent Familienangehörigen aber nicht. Deshalb wurde seit dem Jahr 2000 die Aussiedlerquote 
auf 100.000 pro Jahr halbiert. 
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Der kritische Punkt in Welts Augen: 12- bis 13-jährige Kinder von Aussiediern würden etwa in 
Sibirien re-rausgerissen aus ihrem Freundeskreis. Sie können kein Wort Deutsch, müßten auf 
Drängen ihrer Eltern und gegen ihren eigenen Willen ihre Wurzeln aufgeben. "Sie sind sprachlos im 
dreifachen Sinn: Sie sprechen kein Deutsch, die gewohnte Kommunikation und der so wichtige 
Umgang mit Gleichaltrigen fällt weg. Dazu verschlägt ihnen das ungewohnte Gesellschaftssystem 
die Sprache!" sagt Welt. 


Von 30 Millionen Mark auf jährlich knapp 30 Millionen Euro hat der Bund seine Ausgaben für die 
Aussiedler nahezu verdoppelt. 1500 Projekte werden damit bundesweit finanziert: Drogen- und 
Gewaltprophylaxe oder so genannte "mobile aufsuchende Sozialarbeit". Zusätzlich werden 5000 
Sportprojekte in Gang gehalten. Trotzdem sind die Probleme, so Welt, nicht kleiner geworden, 
sondern größer: "Wir kämpfen gegen Windmühlenflügel." Der unhaltbare Zustand müsse geändert 
werden. Welt verlangt: "Wir müssen stärker fordern und fördern." 


Deutschland biete inzwischen ganzen Familien vor der Ausreise in ihrer Heimat Deutsch in 
freiwilligen Kursen an. "Aber die freiwillige Bereitschaft tendiert gegen null", sagt Welt. Es habe auch 
nichts geholfen, den Aussiedler-Aspiranten die Kurse mit der Aussicht auf frühere Ausreise 
schmackhaft zu machen. 

Deshalb fordert Welt: "Künftig müssen Sprachkurs und Test zur Pflicht werden. Das brauchen wir zur 
Steuerung. Ich will nicht verhehlen: Das wird viele abhalten, nach Deutschland auszusiedeln." Das im 
Bundesrat zweimal an der Union gescheiterte Zuwanderungsgesetz schaffe dazu die Voraussetzung. 
Der Stuttgarter Innenstaatssekretär Rech (CDU), der gleichzeitig Landesbeauftragter für 
Spätaussiedler ist, sagt: "In diesem Punkt stimmen wir zu." 


Brennpunkt Lahr: Die Stadt hat seit 1994 rund 8700 Aussiedler aufgenommen. Sie bezogen 
Wohnungen, die kanadische Soldatenfamilien geräumt hatten. "Heute sind von 43.000 Einwohnern 
20 bis 22 Prozent Aussiedler", sagt Oberbürgermeister Wolfgang Müller (SPD). Bei den unter 18- 
Jährigen ist sogar jeder Vierte Aussiedler. Müller schätzt, dass nur zwei Prozent "nicht 
integrationsfähig und nicht integrationswillig" sind. Aber die zwei Prozent terrorisieren Lahr. Viele 
Bürger trauen sich abends nicht mehr auf die Straße. 

Heroin und. sexuelle Belästigung sind die Hauptprobleme. Deswegen stehen rußlanddeutsche junge 
Männer häufig vor Gericht. Aber es geht im Umkreis von Lahr bis zu Mord und Totschlag. Das 
baden-württembergische Landgericht Hechingen urteilte über einen Mörder, den Aussiedler K. aus 
Kasachstan: Der Angeklagte sei "in keiner Weise sozial integriert, obwohl er schon seit langen 
Jahren in Deutschland lebt". 

Lahrs Oberbürgermeister Müller sagt: "13 Millionen Euro haben wir seit 1997 für Vorschulerziehung, 
zweisprachige Sozialarbeit und Stadtrand-Erholung ausgegeben, allein im vorigen Jahr 750.000 
Euro. Aber bei denen, die nicht integriert werden wollen und das Rabaukentum veranstalten, sind wir 
mit unserem Latein am Ende." 

Artikel erschienen am 29. Juni 2003 


In einem, in der Westfälischen Rundschau vom 19. August 2002 publizierten Artikel über Gewalt in 
Deutschland wurden Auszüge aus der polizeilichen Kriminalstatistik 1999 als auch aus dem 
Verfassungsschutzbericht zitiert. 

Danach haben 1999 Nicht-Deutsche in Deutschland 1016 Deutsche getötet. Deutsche haben 
1999 einen Nicht-Deutschen getötet. Das Gewaltpotential in Deutschland von 1016:1 ist demnach 
also kein deutsches, sondern vielmehr ein aus dem Ausland importiertes. 


Das geht vorrangig jeden Deutschen an 
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Dipl.-Volkswirt Karl Baßler 
71032 Böblingen 
Odenwaldweg 4 Tel.: 07031/272845 


OFFENER BRIEF 
Böblingen. 21.8.2002 


An den Herrn Bundeskanzler Gerhard Schröder Bundeskanzleramt 10 178 Berlin 

PERSÖNLICH! 

Betr.: Ihr Brief an alle Haushalte: "Die Bundesregierung": "Im deutschen Interesse: Öffnen Sie die 
Zukunft". (Verbreitet als Beilage über die Tageszeitungen vom 21.8.2002 - als unerlaubte 
Wahlwerbung auf Staatskosten in Höhe von "2,6 Millionen Euro" "FAZ", 22.8.2002.) 


Sehr geehrter Herr Bundeskanzler! 

Heute erhielt ich obengenannten Brief. Ich schreibe Ihnen eine Antwort, weil Sie ganz offensichtlich 
über viele Fragen, die Sie anschneiden, nicht richtig informiert sind und die herrschende Stimmung in 
der Bevölkerung ganz offensichtlich nicht kennen, und weil Sie ganz offensichtlich einen 
abgehobenen, ideologisch pervertierten Standpunkt vertreten. 

Ich fordere Sie deshalb mit diesem Brief zu einer offenen demokratischen Diskussion über die von 
Ihnen vorgetragenen Thesen zur Ausländerfrage auf. Entziehen Sie sich dieser Diskussion nicht mit 
dem Vorwand, daß Sie in diesem Schreiben, zu diesem für unser Volk lebenswichtigen Problem, 
persönlich in aller Schärfe konfrontiert werden. Das Ringen um eine existenzielle Lebensfrage 
berechtigt zu letzten Konsequenzen, sowohl in den Fragestellungen wie in der Kritik. 

Ich stelle nachfolgend Ihren ideologischen Thesen (Fett-Kursivdruck) den Standpunkt deutscher 
Interessen, den Standpunkt der Lebensinteressen des Deutschen Volkes, das Sie durch Ihre Politik 
schändlich zugrundegehen lassen, gegenüber. 


Es ist mehr als erstaunlich, was Sie als "deutsches Interesse" verstehen: 

« Nicht die notwendige Hilfe in der gegenwärtigen Flutkatastrophe, nicht die Beendigung der 
Katastrophe auf dem Arbeitsamt und "nachhaltig" - Ihre Lieblingsphrase - nicht die Erhaltung des 
Deutschen Volkes, der Aufgabe, der alle Politik ausschließlich dienen müßte! Nein: Ihr "deutsches 
Interesse" betrifft ein gesetzliches Machwerk, das durch eine verfassungsverletzende Manipulation 
eines abartig veranlagten, eines homosexuellen SPD-Parteivorstandsmitgliedes durch den 
Bundesrat gepaukt wurde, das aber, im Widerspruch zur herrschenden Lehre stehend, ganz 
offensichtlich keinerlei Chance zu einem Inkraft-Treten hat. 

Der absolute Mangel in Ihrem Schreiben ist, daß Sie der wichtigsten Frage der bisherigen 
Ausländerpolitik vollkommen ausweichen. Der Frage, welche Kosten die Ausländer für unsere 
Volkswirtschaft, das heißt für unser Volk, verursachen und welchen Nutzen sie bringen. Anstelle von 
Information und demokratischer Diskussion über eine Lebensfrage wollen Sie den Deutschen auf 
eine unverschämte Art und Weise jede Meinungsäußerung darüber verbieten. 

Bevor die Frage der unsere Volkswirtschaft zerstörenden Ausländerkosten nicht in aller Öffentlichkeit 
erschöpfend diskutiert und dabei mit aller Entschlossenheit festgestellt und beschlossen wird, daß 
diese festen um mindestens 90% abgebaut werden müssen, ist jedes weitere Gesetz unnötig, ja ein 
absoluter Unsinn, der nur die für unser Volk lebensnotwendige Politik einer völligen Neuordnung in 
dieser Sache verhindert. 

Schon wiederholt, zuletzt im "Fernsehduell" vom 25.8.2002 (21.20 Uhr), gebrauchten Sie das 
moralschmutzige Argument: "Es wäre nicht gut, diese Diskussion auf dem Rücken derjenigen zu 
führen, die sich nicht wehren können!" 

Eine üblere Verdrehung der vordringlichsten deutschen Probleme ist nicht vorstellbar, und ein 
dümmeres Geschwätz auch nicht. Das Lebensrecht unseres Volkes und die Staatsraison gebieten 
diese Diskussion mit allen Konsequenzen. - Wer des verbieten will, muß aus seinen angemaßten 
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Ämtern beseitigt werden - mit allen Konsequenzen! Die einzigen Menschen, die sich nicht wehren 
können und auf deren Rücken, mit zerstörerischen Folgen, Ihre Ausländerpolitik ausgetragen wird, 
sind die deutschen Arbeiter und Angestellten!!! 

Die Verweigerung der Information über die Ausländerkosten, deren ungeheurer Umfang dem 
Deutschen Volke schon immer vorenthalten wird, kann nur als ein absolutes politisches Verbrechen 
bezeichnet werden. Ich will deshalb diese Zahlen an den Anfang dieses Schreibens setzen. 

Die Nettokosten der Ausländer, also die Belastung der deutschen Bevölkerung, betrugen bisher pro 
Jahr ca. 250 Milliarden DM (ca. 125 Milliarden Euro), d. h. für jede 1 (eine) DM, die hiervon 
Ausländern an Wertschöpfung (= Lohneinkommen) geleistet wird, - das sind laut den Daten des 
Verbands der Rentenversicherungsträger (VdR) insgesamt, von allen Ausländern ca. 100 Mrd. DM 
pro Jahr -, muß der deutsche Steuerzahler, also ganz überwiegend die Arbeiter und Angestellten, 3 
DM an Subventionen aufbringen. Die Gewinner dieses Wahnsinns sind die privaten Unternehmen, 
die Verlierer, die Belasteten, sind die abhängig Beschäftigten. Daß eine derartige Politik der 
Privatisierung der Gewinne, aber einer Sozialisierung der Kosten, von einer sozialdemokratischen 
Regierung betrieben wird, ist der absolute Skandal der deutschen Nachkriegsgeschichte schlechthin. 
Von den ca. 100 Milliarden DM zahlen die Ausländer maximal ca. 10 Milliarden an Steuern 
(Einkommensteuer und Mehrwertsteuer), - ihr einziger finanzieller Beitrag, den sie für das deutsche 
Gemeinwesen leisten. Das heißt, daß 12,1 % der Bevölkerung (der Anteil der 9.871.600 Ausländer 
an der Gesamteinwohnerzahl von 82,1 Millionen; siehe dazu Pkt. 8) nur ca. 1% zum 
Gesamtsteueraufkommen Deutschlands von ca. 1000 Milliarden DM beitragen. 

Der von Ihrer Politik zugestandene Anspruch der Ausländer an das deutsche Steueraufkommen und 
die Sozialversicherungen übertrifft aber bei weitem 12,1 %, so daß die oben genannten Kosten von 
250 Milliarden DM fast allein von den Deutschen getragen werden müssen. 

Ich bin Volkswirt und habe lange wissenschaftlich über Fragen der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung gearbeitet und weiß deshalb, wovon ich rede. - Für die oben genannten Zahlen 
stehen unwiderlegbare Beweise aus amtlichen Quellen zur Verfügung, die ich Ihnen 
selbstverständlich gerne nenne. 


Noch einmal: 250 Milliarden DM pro Jahr an Ausländerkosten! 


Das entspricht ziemlich genau der deutschen Netto-Investitionsquote, d. h. den Ersparnissen des 
gesamten Volkes pro Jahr, also dem Geldkapital, das der gesamten deutschen Wirtschaft und dem 
Staat zur Modernisierung und damit zur Leistungserhöhung zur Verfügung steht. 

Die Höhe der Nettoinvestitionsquote ist das entscheidende Agens des Wachstums, der Innovation, 
dem Lieblingswort der Politiker, das Sie nicht oft genug im Munde führen können, aber nichts dafür 
tun, nichts mehr dafür tun können, weil sie die Mittel dazu für eine Deutschland zerstörende, 
ideologische Ausländerpolitik verschwenden. 


Mit dieser unsinnig verschwendeten Ersparnis unseres Volkes könnten alle Probleme der 
deutschen Sozialpolitik, insbesondere der Familienpolitik, spielend gelöst werden und die 
Katastrophe des deutschen Volkstodes abgewendet werden! 

Schon mit der Hälfte der 250 Milliarden DM könnte das Kindergeld verdreifacht und damit die 
Bildung von Familien mit 34 Kindern ohne Schwierigkeiten für alle jungen Ehepaare, nach 
deren Wunsch, möglich gemacht und dadurch die Erhaltung unseres Volkes gesichert 
werden! 

Daß diese auf der Hand liegende Politik gar nicht versucht, geschweige denn durchgesetzt 
wird, ist ein absolutes, ein singuläres Verbrechen, ein Verbrechen, das an Zerstörung des 
Lebens alles übertrifft, was aus der Weltgeschichte bekannt ist! 


Zu Ihrem Brief: Er ist zum einzigen Problem, das Sie vorbringen, der Ausländerpolitik, eine einzige 
Unverschämtheit. In keiner Weise sachlich, sondern ausschließlich von völlig ideologischer 
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Einseitigkeit, voll falscher Angaben und grob unwahrer Aussagen, wohl um die deutsche 
Bevölkerung wider besseres Wissen zu täuschen und irrezuführen. 


(Basler schreibt weiter unter Pkt.5) 

5. "Deutschland braucht das neue Zuwanderungsgesetz". - Unsinn!!! Deutschland braucht 
tatsächlich ein neues Zuwanderungsgesetz, aber nicht "das" Ihrer Koalition. 

Sie sollten sich einmal mit dem Protokoll des Bundestagsinnenausschusses vom 16. Januar 2002 
"Öffentliche Anhörung von Sachverständigen zum Thema "Zuwanderung! beschäftigen, dann werden 
Sie feststellen, daß die Bevölkerungswissenschafter und die Juristen, also die wirklichen 
Sachverständigen, nahezu ausnahmslos Ihr Gesetz als "Zuwanderungsförderungsgesetz" und nicht 
als "Begrenzungsgesetz" beurteilen. Lediglich die Vertreter von ideologischen Gruppierungen, die 
gegen die Eigeninteressen des Deutschen Volkes votierten, also die Nicht-Sachverständigen, 
befürworteten im Ausschuß das Gesetz. 

Deutschland braucht allein ein Gesetz bzw. Rechtsverordnungen, die den weiteren Zuzug von 
Ausländern verhindern und die jetzt schon ca. 1 Million arbeitslosen Ausländer, sowie die 8 Millionen 
Ausländer, die unser Sozialsystem mit zahllosen Milliarden belasten, schnellstens zurückführen, wie 
dies in Meinungsumfragen zu diesem Thema 80% der Deutschen schon immer fordern. 

Die Kosten für 1 Million Arbeitslose belaufen sich nach den Angaben des Instituts für Arbeitsmarkt 
und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit auf ca. 50 Milliarden DM (25 Mrd. Euro). Die 
Sozialkosten für 5 Millionen Ausländer betragen ebenfalls ca. 50 Milliarden DM, - zusammen also ca. 
100 Milliarden DM. Sie werden nicht in der Lage sein, diese Zahlen zu widerlegen! 

(und weiter © 

8. Die aufgestellte Behauptung: "Das Zusammenleben wurde zusätzlich erschwert", ist eine dreiste 
Frechheit. Wenn angeblich "manche Familien mehrere Generationen lang in Deutschland leben 
konnten, ohne richtig Deutsch zu lernen oder sich in unserer Rechtsordnung auszukennen", 
dann liegt das nicht an einem Ausländergesetz, sondern ausschließlich an der Unwilligkeit oder 
Dummheit dieser angeblichen Familien, die offensichtlich eben "mehrere Generationen lang" unfähig 
waren, auch nur das notwendigste Deutsch zu lernen, geschweige denn, sich auch nur um den 
geringsten Grad von Integration zu bemühen. Offenbar glauben Sie, mit den dümmlichsten 
Argumentationen die Deutschen düpieren zu können. 

Und was für ein unqualifiziertes Geschwätz: "Ohne Zuwanderungsgesetz muss das Asylrecht für 
Fälle herhalten, für die es nicht geschaffen ist”. Ein Unsinn sondergleichen! Eine Politik, die 
deutsche Interessen vertreten würde, hätte auch mit dem bisherigen Gesetz alle Möglichkeiten 
gehabt, das Eindringen von unerwünschten Ausländern zu begrenzen. 

Die diesem Punkt beigefügte Grafik ist der Versuch einer infamen Täuschung und Belügung der 
deutschen Bevölkerung. 

a.) Sie geben keine Gesamtzahl an, sondern nur eine Saldenrechnung! Warum verschweigen Sie 
den horrenden Zuzug der letzten Jahre? 

b.) Warum nennen Sie in Ihrem Brief vom 21.8.2002 nur "Zuwanderungs"-Zahlen bis 2000 und nicht 
bis Mitte 2002, unterschlagen also mehr als 1 1/2 Jahre, obwohl Sie doch über die aktuellen 
Gegenwartszahlen verfügen müssen? Die seit 2000 mindestens 1 Million neu eingedrungenen 
Ausländer passen wohl nicht in Ihr Beschönigungs- und Täuschungskonzept! 

c.) Ihrer Grafik zufolge hätte die Zunahme der Ausländerzahl von 1991 bis 2000 nur ca. 1,7 Millionen 
betragen. In Wirklichkeit waren es 4 Millionen! ... 


Die Zahlen der Illegalen, Untergetauchten, nicht registrierten Asylbewerber und Eingebürgerten, 
insgesamt 2,5286 Millionen, werden von Ihnen glatt unterschlagen. 

Ich empfehle Ihnen zur Überprüfung meiner Zahlen, also zur Überprüfung dieser Differenzen, die 
zwei unterschiedlichen Ausgaben des Statistischen Bundesamtes "Im Blickpunkt: Ausländische 
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Bevölkerung in Deutschland" zur Hand zu nehmen. In der Ausgabe vom August 2001 heißt es: "9 
Millionen Ausländerinnen und Ausländer leben in Deutschland". 

In der drei Monate später - ohne Zweifel auf Druck der Bundesregierung - geänderten (manipulierten) 
Ausgabe vom Dezember 2001 heißt es: "7,3 Millionen Ausländerinnen und Ausländer lebten Anfang 
2000 in Deutschland". Wobei in der ohne Zweifel richtigen Zahl 9 Millionen vom August 2001 die 
Illegalen und Eingebürgerten sicher nicht enthalten sind!! Mit welcher geradezu kriminellen Energie 
diese Manipulationen betrieben werden, zeigt die Tatsache, daß die korrekte Ausgabe vom August 
2001 durch die manipulierte Ausgabe vom Dezember 2001 für alle Bezieher kostenlos "ersetzt" 
wurde! Bei einem Einzelpreis von 30 DM und einer Auflage von ca. 10.000 hat die Bundesregierung 
mit dieser Manipulation den Steuerzahler um ca. 300.000 DM zusätzlich geschröpft. 
Selbstverständlich stelle ich Ihnen meine vollständig auf amtlichen Quellen beruhende Berechnung 
gerne in allen Einzelheiten zur Verfügung. Es ist mein Bemühen, daß unser Bundeskanzler über 
diese wichtigen Fragen korrekt unterrichtet ist, damit er die ganze Bevölkerung ebenso korrekt 
informieren kann! 


9. Ihre Rubrik "das neue Zuwanderungsgeseitz ist gut für Deutschland" 

10. "Vorrang für deutsche Arbeitnehmer" 

Das ist doch eine Selbstverständlichkeit, die zu erwähnen schon eine Frechheit ist; eine 
Schönrederei, mit der den Deutschen Sand in die Augen gestreut werden soll. 

Die einzig sinnvolle Forderung ist: Bei 4 Millionen Arbeitslosen müssen jetzt so schnell wie möglich 
deutsche Arbeitslose die Arbeitsplätze von Ausländern besetzen. Und das geht, wie Sie dies ja durch 
die Forderung der Verschärfung der Zumutbarkeit im Zuge der Hartz-Kommission selbst zu einem 
der wichtigsten Ziele erklärt haben. 

Alle Arbeitsplätze in Deutschland können von Deutschen besetzt werden, wenn sie entsprechend 
bezahlt werden und straffe Zumutbarkeit zur Forderung der Existenz wird, wie das in Deutschland 
immer gewesen ist. Sie selbst haben beim "Fernsehduell" am 25.8. (21.05 Uhr) betont, daß in 
Zukunft die Zumutbarkeit "durch Sanktionen" durchgesetzt werden müsse und daß gerade auch 
"dafür die Bundesanstalt für Arbeit neu organisiert" werden würde. - Warum dies erst nach 4 Jahren 
sozialdemokratischer Regierung? Wird dies konsequent durchgeführt, dann benötigen wir überhaupt 
keine ausländischen Arbeitskräfte. 3 Millionen deutsche Arbeitslose können 2 Millionen ausländische 
Arbeitskräfte ersetzen. Damit kann nahezu die gesamte Arbeitslosigkeit zum Verschwinden gebracht 
werden. Der katastrophale heutige Zustand beruht ausschließlich auf einer kriminellen Mißachtung 
deutscher Interessen durch eine völlig verantwortungslose Politik. Und weiter: 

"Schließlich werden die Abschiebungsverfahren beschleunigt, um mißbräuchlichen 
Aufenthalt in Deutschland auszuschließen". 

Auch diese Behauptung ist maßlose Frechheit und Augenwischerei, wenn man die heutigen, 
tatsächlichen Verhältnisse betrachtet: 

Herr Bundeskanzler, Sie sollten sich mehr mit den Akten beschäftigen! Dann würden Sie vielleicht 
keine unsinnigen Versprechungen in die Welt setzen! 

"So waren Ende Oktober 2001 gut 108.000 Asylfälle bei Verwaltungsgerichten anhängig. Im Schnitt 
dauerte ein Verfahren 1999 in der ersten Instanz 20 Monate, doppelt so lang wie 1993. In Berlin ist 
jeder dritte Fall sogar schon länger als fünf Jahre." 

Stand 31.12.2000: "Es laufen 134.154 Asylgerichtsverfahren. 42.297 Verfahren im 1. Jahr, 31.234 im 
2. Jahr, 19.934 im 3. Jahr, 23.159 im 4. und 5. Jahr, 14.430 länger als 5 Jahre." 

Die Asylgerichtsverfahren beanspruchten also ca. 40% der Kapazität aller Verwaltungsgerichte; sie 
kosteten damit ca. 800 Millionen DM jährlich. "Berlin befürchtet Anstieg der Asylverfahren ... sagten 
die beiden Gerichtspräsidenten (Februar 2002) ... Unter den Verfahren reichten einige bis ins Jahre 
1992 zurück"; - Also 10 Jahre anhängig! 
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Basler zitiert dann einen Leserbrief: 

Leserbrief aus "Nation und Europa", 9/2002: 

Eine Zustandbeschreibung aus Mitteldeutschland, die den Skandal Ausländerpolitik drastisch 
unterstreicht: 

Lasches Asylrecht 

"Zu Martin Lüders: Vorbild Dänemark", N&E 7-8/2002. 

Dem Autor ist in seinem Vergleich der deutsch-dänischen Einwanderungspolitik ein Fehler 
unterlaufen, der die deutsche Asylproblematik in einem viel zu milden Licht erscheinen läßt. "Kleines 
Asyl" bedeutet mitnichten, daß ein Asylbewerber einfach abgelehnt wurde. Das kleine Asyl ist eine 
zweijährige Aufenthaltsbefugnis, die nach dreimaliger Erneuerung in eine Aufenthaltserlaubnis 
umgewandelt werden kann. Vermerkt wird diese Aufenthaltserlaubnis in einem international gültigen 
Flüchtlingspaß. Begründet wird das kleine Asyl durch den $ 51 Ausländergesetz "Gefahr für Leib und 
Leben". Während der Art. 16 GG nur die politische Verfolgung durch staatliche Institutionen als 
Schutzgrund kennt, deckt der $ 51 AusIG. auch religiöse, gelegentlich geschlechtsspezifische und 
vor allem nichtstaatliche Verfolgung ab. 

Das kleine Asyl kann sowohl durch das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge 
ausgesprochen als auch vor einem Verwaltungsgericht eingeklagt werden. Diese Personen, darunter 
Straftäter, können in Deutschland Sprachkurse besuchen, studieren, Sozialhilfe in Anspruch nehmen 
oder auch eine Arbeitserlaubnis bekommen. Zudem kann ein Ausländer aus humanitären Gründen 
($ 53 AusIG.) oder wegen Krieg oder anderer Krisensituationen in der Heimat ($$ 30 und 32 AuslIG.) 
einen befristeten Aufenthalt oder zumindest Abschiebeschutz zugesprochen bekommen. 

Trotz dieser verschiedenen großzügigen Angebote wird nicht einmal jedem Vierten der ca. 100.000 
jährlich neuen Asylbewerber irgendeiner dieser Paragraphen zuerkannt. Zieht man dann noch einmal 
die 'sonstige Erledigung' von Asylanträgen (z. B. durch Einheiraten in die deutsche Gesellschaft) in 
Betracht, verbleiben pro Jahr 70-80.000 Menschen, die rechtskräftig zur Ausreise verpflichtet wären. 
Ein formelles Ausweisungsverfahren vor der Abschiebung ist in diesen Fällen nicht nötig. Da diese 
Menschen ihrer Ausreisepflicht in der Regel nicht nachkommen, in Deutschland pro Jahr nur 20- 
25.000 Abschiebungen durchgeführt werden (darunter viele Personen, die wegen illegaler 
Wiedereinreise mehrfach abgeschoben werden müssen), ist die Zahl dieser sogenannten "De-facto- 
Flüchtlinge" nach Angaben des Schily-Ministeriums auf mittlerweile 800.000 Personen angestiegen. 
800.000 Personen, die zwar in Deutschland keinerlei Aufenthaltsrecht besitzen, aber trotzdem in den 
Genuß freier Unterkunft, freier medizinischer Versorgung und materieller Grundsicherung kommen. 
Durch eine rot-grüne Ergänzung des Asylbewerberleistungsgesetzes wird der, der es schafft, sich 
länger als 36 Monate der Rückführung zu widersetzen, auch noch belohnt, indem man seinen 
Umfang an Anspruchsleistungen auf das volle Niveau der Sozialhilfe anhebt (zuvor ca. 2/3 des 
BSHG-Satzes). 

Vielleicht ist das aber gar nicht mehr nötig, da betreffende Person inzwischen ebenfalls im Besitz 
einer Aufenthaltsbefugnis ist. Diese eingetragen in ein sogenanntes deutsches "Reisedokument", 
kann 2 Jahre nach Ablehnung des Asylantrages ausgestellt werden, wenn die Rückführung 
zwischenzeitlich, zB. an fehlenden Flugverbindungen, scheiterte. 

Ich war fünf Jahre in einer Gemeinschaftsunterkunft für Asylbewerber und Flüchtlinge tätig. Daher 
meine Sachkenntnis. 

Stephan Schubert, Halle/Saale" 


Die Kosten der Asylpolitik 

Dieses Kapitel kann nicht abgeschlossen werden, ohne die ungeheuren Kosten der 
Bonn/Berliner Asylpolitik und deren verheerende Auswirkungen auf die deutsche Wirtschaft 
und die öffentlichen Haushalte aufzuzeigen. 

Nach den jüngsten Angaben der Bundesstatistik wurden aufgrund des Asylbewerber- 
Leistungsgesetzes 1998 für 438.873 Asylanten Kosten von 4.378.663.000 (4.378 Mrd.) DM 
ausgegeben, das waren ziemlich genau 10.000 DM pro Kopf an Barausgaben. Zusätzlich zu den 
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Barausgaben fallen etwa dieselben Kosten noch einmal für Wohngeld, für Verwahrungskosten. 
Krankheitskosten u.a.m. an. (Kosten für Bewachung, Verwaltung, Betreuung, unsinnige 
Sprachschulung, Ausbildung für Jugendliche, Jugendhilfe, Kriminalität, Abschiebung u.v.a.m., sind 
darin noch nicht enthalten.) 

Der Hamburger Senat hat in diesem Zusammenhang festgestellt, daß allein 2.600 
schwarzafrikanische Asylbewerber jährliche Kosten von 31 Millionen Euro (= 62 Millionen DM) 
verursachen. 

Legt man diese tatsächlichen jährlichen Kosten von 24.000 DM pro Kopf für die 438.873 
Asylbewerber zugrunde, so kosten diese jährlich den deutschen Steuerzahler 10,5 Milliarden 
DM (5,266 Mrd. Euro), fügt man die Prozeßkosten (s. oben) von 800 Millionen hinzu, dann sind 
dies jedes Jahr 11,3 Milliarden DM allein für Asylbewerber. 

Die Kosten für 1 (einen) anerkannten Asylberechtigten betragen 3,72 Millionen DM!!! 

Die Kosten für 1 (einen) Asylberechtigten betragen bei einer Anerkennungsquote von 3% - bei 
ca. 100.000 Asylbewerbern pro Jahr sind dies 3.000 Personen - 11.300.000.000 DM : 3.000 = 
3,72 Millionen DM! 

Für 1 (einen) anerkannten Asylberechtigten müssen die deutschen Steuerzahler also dieselbe 


Die Kosten der ca. 3.000 anerkannten Asylberechtigten pro Jahr in Höhe von 11,3 Mrd. DM 
würden ausreichen, um für 900.000 deutsche Familien mit 4 Kindern das Kindergeld zu 
bezahlen bzw. das Kindergeld dafür zu verdoppeln!!! (Insgesamt gibt es infolge der tödlichen 
Bevölkerungspolitik [Volksmordpolitik] in Deutschland allerdings überhaupt nur 369.000 Familien mit 
4 oder mehr Kindern [durchschnittliche Kinderzahl dieser Familien: 4.31 Kinder.) 


Gesamtkosten aller sogenannten Flüchtlinge 

Dieselben Kosten von 12.000 Euro pro Kopf müssen ebenfalls für die insgesamt 199.000 zu 
finanzierenden 54.000 Konventionsflüchtlinge. 8.000 Kontingentflüchtlinge, 137.000 "jüdischen 
Zuwanderer aus der ehemaligen UdSSR" angesetzt werden. Also 199.000 x 12.000 Euro pro Jahr = 
2,378 Mrd. Euro (= 4,75 Mrd. DM). 

Insgesamt für Asylbewerber und ähnliche Flüchtlinge: 11.300.000.000 + 4.750.000.000 = 
15.050.000.000 DM = 15,05 Milliarden DM pro Jahr. 

Diese Kosten sind aber sicher noch bedeutend höher, da diese Flüchtlingsgruppen in den Genuß 
des Sozialhilfesatzes gelangen (+ 1/3 mehr als für Asylbewerber), so daß diese Kosten ca. 16 
Milliarden DM (8 Mrd. Euro) betragen. 

Noch einmal ca. 9 Milliarden (!!!) fallen für weitere 474.000 Flüchtlinge an!!! 

Das sind: 164.000 tatsächliche "Asylberechtigte". 130.000 "Familienangehörige" von anerkannten 
Flüchtlingen. 40.000 "Flüchtlinge mit Duldung" und 140.000 "Ausländer mit Aufenthaltsbefugnis". 

Die Gesamtzahl der "registrierten" Flüchtlinge beträgt insgesamt ca. 1.1 Millionen, so daß 
dafür jährliche Gesamtkosten von über 25 Milliarden DM (12,5 Milliarden Euro) angesetzt 
werden müssen! 


Und weiter: 

10 Es ist bezeichnend für die dem Deutschen Volke gegenüber verbrecherische 
Informationspolitik der Bonn/Berliner Regierungen, daß diese Gesamtkosten niemals 
veröffentlicht werden. 


Kosten-Vergleich mit wichtigen Staatsaufgaben 

Der Wahnsinn dieser sogenannten Flüchtlingskosten wird durch einen Vergleich mit den Ausgaben 
für zentral-wichtige Staatsaufgaben dramatisch deutlich. 

A. Die Kosten für 1,1 Millionen sogenannter Flüchtlinge betrugen in den letzten Jahren pro 
Jahr ca. 25,0 Milliarden DM 

B. Die Ausgaben für alle deutschen Gymnasien, der Schlüsselschule für die Ausbildung, 
betrugen pro Jahr ca. 16,7 Milliarden DM! Die Pisa -Studie läßt grüßen!! 

C. Die Ausgaben für alle Kindergärten und Kindertagesstätten pro Jahr betragen ca. 16,7 
Milliarden DM. Denken Sie an Ihre Kinderbetreuungs-Versprechen! 
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D. Der Haushalt des Bundesministeriums für Bildung und Forschung beträgt für das 2003 ca. 
17,0 Milliarden DM (8,608 Mrd. Euro) 

Denken Sie dabei an Ihre Sprüche über Innovation, dem Motor des Wirtschaftswachstums! 
Die allein ideologisch motivierten Ausgaben für die sogenannten Flüchtlinge betragen also 
jeweils ca. 50% mehr als für die Ausgaben für die zentralen Zukunftsaufgaben unseres 
Volkes!!! 

Dazu gehört: Jeden Tag können wir in den Zeitungen lesen, daß Kulturdenkmäler verrotten, daß alte 
Bibliotheken ihre Bücher nicht mehr erhalten können, daß Theater und Orchester, selbst in der 
Hauptstadt, wegen Geldmangel aufgelöst werden müssen! 

Die eigene deutsche Kultur wird zerstört, weil die eigenen, sauerersparten Geldmittel sinnlos an 
Fremde verschwendet werden! 


Die rasende Zunahme der Gesamtkosten für sogenannte Flüchtlinge seit der deutschen 
Wiedervereinigung 1989/1990 

Seit 1972 stellten 2,9 Millionen Asylbewerber Asylanträge in Deutschland, davon ca. 2,4 Millionen 
seit 1989/90! 164.000 davon wurden anerkannt. Die Zahl (Bestand) aller sogenannten Flüchtlinge 
beläuft sich in jedem Jahr seither auf über 1 Million (z. B. 1997: 1,3 Millionen; 1998: 1,2 Millionen: 
1999: 1,2 Millionen; 2000: 1,1 Millionen.) Es ist also ganz offensichtlich das Ziel der deutsch- 
feindlichen Politik der Westalliierten, Deutschland zusätzic zu den immensen 
Wiedervereinigungskosten zu belasten und zu schwächen. Und die hörigen deutschen Regierungen 
führen ganz offensichtlich dieses Zerstörungswerk widerstandslos aus. 

Anders läßt sich diese deutsche Ausländerpolitik überhaupt nicht erklären! 

Mit ca. 25 Milliarden DM pro Jahr für ca. 1,1 Millionen sogenannter Flüchtlinge belaufen sich 
die Kosten von 1990-2002 auf insgesamt 300 Milliarden DM!!! 

Solange Sie diese Kosten dem Deutschen Volke nicht zur Kenntnis bringen und zur Genehmigung in 
einer Volks-Abstimmung vorlegen, sind alle Ihre Äußerungen zur Ausländerpolitik absolut 
unglaubwürdig! 

Zur Erinnerung: 25 Milliarden DM pro Jahr nur für sogenannte Flüchtlinge, für alle 10 Millionen 
Ausländer das 10-fache: ca. 250 Milliarden DM pro Jahr! 


Die absolute Rechtswidrigkeit und Verfassungswidrigkeit Ihrer Ausländerpolitik 

Es besteht nicht der geringste Zweifel, daß die bisherige Ausländerpolitik absolut 
rechtswidrig ist, weil sie den rechtsstaatlichen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
(Übermaßverbot) eklatant verletzt. Dies gilt sowohl für die über alle Maßen erpreßte finanzielle 
Belastung des Deutschen Volkes wie die Zerstörung der ethnischen Homogenität, die einer 
Zerstörung der Verfassung gleichkommt. 

Hat doch das Bundesverfassungsgericht 1987 entschieden: "... daß das Grundgesetz vom 
Fortbestand des deutschen Staatsvolkes ausgeht ... Aus dem Wahrnehmungsgebot folgt 
insbesondere die verfassungsrechtliche Pflicht, die Identität des deutschen Staatsvolkes zu 
erhalten. Die im Wiedervereinigungsgebot des Grundgesetzes enthaltene Währungspflicht 
gebietet es auch, die Einheit des Deutschen Volkes als Träger des völkerrechtlichen 
Selbstbestimmungsrechtes zu bewahren." 


Und weiter: 

18. "Belastet die Zuwanderung unsere Sozialkassen?" 

Sehr wohl! Jetzt schon in Staat und Sozialversicherung mit insgesamt ca. 250 Milliarden DM. 

Beim Staat: Sozialhilfe, Arbeitslosenhilfe, Kindergeld, Kinderfreibetrag, Kinderzuschlag, 
Erziehungsgeld, Sprachunterricht, Bafög, Wohngeld, Fördermittel für Sozialwohnungen, 
Ehegattensplittung, Jugendhilfe. 

Dafür wurden 1992 bei 6,4 Millionen Ausländern ca. 26 Milliarden DM ausgegeben. Heute, bei ca. 10 
Millionen Ausländern, sind das mindestens 50% mehr, also ca. 40 Milliarden DM. 

Beim Sozialversicherungssystem - die wichtigsten Leistungen: Für ca. 1 Million Arbeitslose 
(einschließlich Eingebürgerte) ca. 20 Milliarden DM Arbeitslosenunterstützung. (Insgesamt stellt 1 
Million Arbeitslose eine Belastung von 50 Milliarden DM für die Volkswirtschaft dar.) 
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Horrrend im Gesundheitswesen! 1989 wurde vom wissenschaftlichen Dienst des deutschen 
Bundestages für damals ca. 5 Millionen Ausländer in der Krankenversicherung ein Defizit von 20 
Milliarden DM ermittelt. Heute, bei 10 Millionen, beträgt das Defizit mindestens ebenfalls das 
Doppelte, also ca. 40 Milliarden DM. Diese Feststellungen werden noch besonders dadurch 
untermauert, daß das Statistische Landesamt Baden-Württemberg eine 2,8 mal (um 280%) höhere 
Krankheitshäufigkeit bei der ausländischen Bevölkerung ermittelt hat. Hinzu kommen ca. 6 Milliarden 
DM an Rentenleistungen. Also insgesamt Leistung der Sozialversicherungssysteme von mindestens 
66 Milliarden DM. 


Zum Schluß noch eine kleine Übung im Prozentrechnen: 

Die staatlichen Einnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden betragen pro Jahr ca. 1000 
Milliarden DM. Folglich müßten 12,1 % der Bevölkerung dafür einen Beitrag von ca. 121 Milliarden 
DM an Steuern leisten. Die Ausländer in Deutschland leisten dafür aber maximal 15 Milliarden DM. 
Sie beanspruchen aber mit ca. 20% die staatlichen Ausgaben von ca. 1100 Milliarden DM 
überproportional, also mit ca. 220 Milliarden DM, weil sie im Verhältnis zur deutschen Bevölkerung 
staatliche Leistungen in weit höherem Umfange in Anspruch nehmen! 

Dasselbe gilt, wie unter Pkt. 18 bewiesen, auch für die Sozialversicherungssysteme, wo sie ca. 66 
Milliarden DM beanspruchen. Also von Staat und Sozialversicherung insgesamt um die 280 
Milliarden DM. 

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, ich bitte Sie um einen Gegenbeweis, weil ich diese Tatsachen 
selbst nur ungern glaube. 

Helfen Sie mir, aber helfen Sie vor allem dem Deutschen Volke mit der Wahrheit über die 
tatsächlichen Verhältnisse! 

Die Deutschen haben einen Anspruch auf diese Wahrheit! 

Mit der Ihnen gebührenden Hochachtung 


gez. Karl Baßler 


Empörte Anrufe im Ministerium: Deutsche in Krankenkassen benachteiligt 
Deutsche Versicherungen zahlen für Eltern von Ausländern in deren Heimat 
von Jochen Kummer 


http://www.wams.de/data/2003/04/20/76239.html 


Die Bevorzugung von Ausländern in den deutschen Krankenversicherungen entwickelt sich zum 
Politikum. Das Gesundheitsministerium bekam in dieser Woche eine Welle der Empörung von 
Bürgern aus allen Teilen des Bundesgebietes über die Enthüllung zu spüren, dass Eltern von in 
Deutschland beschäftigten ausländischen Arbeitnehmern in ihrem Heimatland Türkei und auf dem 
Balkan beitragsfrei von der deutschen Familienmitversicherung aufgenommen werden und sich dort 
auf Kosten der Versicherung ambulant und stationär behandeln lassen können. 

Bei Deutschen dagegen dürfen nur Ehegatten, Lebenspartner und Kinder beitragsfrei in die 
Familienversicherung aufgenommen werden. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion verlangt jetzt von der Bundesregierung volle Aufklärung. "Das regt 
die Leute auf. Wir wollen vom Bundesgesundheitsministerium als Erstes wissen, wie viele 
ausländische Eltern im vorigen Jahr davon profitiert haben und welche Gesamtsumme überwiesen 
wurde", sagte der Bundestagsabgeordnete Andreas Storni (CDU), Vorsitzender der CDU/CSU- 
Arbeitsgruppe "Gesundheit und soziale Sicherung", dieser Zeitung. 

Auf Anfrage von WELT am SONNTAG erklärte eine Sprecherin des Gesundheitsministeriums: "Uns 
liegen keine aktuellen Zahlen vor - weder über bezugsberechtigte Personen noch über de Summe 
der geleisteten Zahlungen." 
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Das Ministerium lehnt aber eine Abschaffung der Ungleichbehandlung von Ausländern und 
Deutschen ab. "Wir sehen keinen Anlass, da tätig zu werden", sagte die Sprecherin. 

Die CDU-Bundestagsabgeordnete Erika Steinbach hatte die rot-grüne Bundesregierung gefragt: Trifft 
es zu, dass in der Bundesrepublik Deutschland krankenversicherte ausländische Arbeitnehmer 
bestimmter Staaten damit auch die in ihrer Heimat lebenden Eltern mitversichert haben? 

Anstoß für ihre Anfrage gab Professor Bert Rürup, dessen Kommission alle Sparpotenziale in den 
Sozialsystemen ausloten soll. Dabei hatte er auch die Familienversicherung infrage gestellt, in der in 
Deutschland 20 Millionen Familienangehörige kostenfrei mitversichert sind - ausgenommen Eltern. 
Im Auftrag der Bundesregierung antwortete der Parlamentarische Staatssekretär Franz Thönnes 
(SPD) aus dem Bundesgesundheitsministerium, der just am Tage der Veröffentlichung überraschend 
als SPD-Landesvorsitzender in Schleswig-Holstein abgewählt worden war. Er bestätigte, dass Eltern 
in der Türkei, in Bosnien und Herzegowina, Serbien und Montenegro unter bestimmten 
Voraussetzungen Anspruch auf Leistungen aus deutschen Krankenversicherungen haben. 

Die Fakten laut Thönnes: 

Grundlage ist ein deutsch-türkisches Abkommen vom 30. April 1964 für die Türken sowie ein 
deutschjugoslawisches Abkommen vom 12. Oktober 1968 für die Bewohner in den vier genannten 
Balkan-Staaten. Der Kreis der anspruchberechtigten Familienangehörigen richtet sich nach den 
Rechtsvorschriften des Wohnsitzstaates der Familienangehörigen, also auch der Eltern. 

WELT am SONNTAG hatte vorigen Sonntag über diese weithin unbekannte Tatsache berichtet. Die 
Vorzimmer-Sekretärin des Parlamentarischen Staatssekretärs Thönnes sagte dieser Zeitung: "Das 
hat ein großes Echo. Das haben wir hier auch gemerkt." Zu spüren bekam das beispielsweise auch 
die im Bereich "Migration" der SPD-Bundestagsfraktion tätige wissenschaftliche Mitarbeiterin 
Gerlinde P., die sich Fragen einer empörten Berliner Anruferin anhören musste, die den Sachverhalt 
nicht glauben konnte. 

Die Sprecherin des Bundesgesundheitsministeriums sieht allerdings keinen Grund zur Aufregung 
über die beitragsfreie Mitversicherung der Eltern. "Als die Sozialabkommen in den sechziger Jahren 
geschlossen wurden, galt in der Türkei und auf dem Balkan halt noch ein anderer Familienbegriff", 
sagte sie. Daran werde nicht gerüttelt - auch nach rund vierzig Jahren nicht. 
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Anlage 3 Bundestagswahl 


Durchmarsch türkischer Interessen-Vertreter 

Türkische Presse jubelt über drei Landsleute als Abgeordnete im Deutschen Bundestag 

Istanbul (DS). 

Während man in Washington die Wiederwahl der Schröder-Regierung zurückhaltend kommentierte, 
obwohl dort die Anti-Kriegsrhetorik des Kanzlers doch als reine Wahlkampf-Nummer durchschaut 
worden sein muß, herrschte in türkischen Pressekreisen freudige Genugtuung bis Triumph. Grund 
der Freude ist die Wahl von drei Türken in den "Deutschen Bundestag". 

Die Zeitung "Türkiye" jubelte: "Wir haben gewählt, und wir wurden gewählt". Das Blatt "Sabah" hat 
errechnet, daß 60 Prozent der 471.000 türkischen Wähler ihre Stimme der SPD und 22 Prozent den 
Grünen gegeben haben. Für die "Hürriyet" (Losung des Zeitungskopfes: "Die Türkei den Türken") ist 
Schröder sogar der "Kanzler von Kreuzberg", weil in diesem Wahlkreis mit den zahlreichen Türken- 
Stimmen der grüne Linksausleger Ströbele ein Direktmandat erhielt, und damit das dritte 
Direktmandat für die PDS verhindert wurde. 

Auch im Hinblick auf den anvisierten EU-Beitritt des vorderasiatischen Landes herrscht bei der 
türkischen Presse Euphorie. "Die Türken haben ihre Stimmenkraft gezeigt", schreibt der 
außenpolitische Kolumnist der Zeitung "Milliyet", der mit Schröder und Fischer beste Chancen für 
eine baldige EU-Zugehörigkeit sieht. 

In "Türkiye" freut sich der Autor der Kolumne "Intellektuelle Dimension" darüber, daß seine 
Landsleute einst aus dem verarmten Anatolien nach Deutschland gezogen seien und dort nun die 
wahlentscheidende Gruppe stellten; seine Prophezeiung: "Damit wird es leichter, der EU 
beizutreten". 

Der gleiche Autor der "Türkiye" lehnt es ehrlicherweise ab, die in Deutschland mit aktirem und 
passivem Wahlrecht ausgestatteten Türken als "Deutsche" zu bezeichnen und nennt sie vielmehr 
"europäische Türken". Erst durch die Einführung der doppelten Staatsbürgerschaft sei es möglich 
geworden, daß in den Parlamenten Europas eine erhebliche Anzahl türkischer Abgeordneter 
vertreten sei. Einen weiteren Wunsch, mit dem sich die Mehrheit der Bundesrepublikaner angesichts 
ihres erbärmlichen Geisteszustandes wohl auch noch anfreunden würde, formuliert der orientalische 
Schreiberling auch, nämlich einen türkischen Minister am Kabinettstisch in Berlin. 


Thoralf Trenkmann 
Entnommen aus "Deutsche Stimme" Nr. 10/02 Titelseite 
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Anlage 4 Die Staatslehre Artur Mahrauns (1890-1950) 


Ausschnitt aus "Sicherung des Friedens in Freiheit durch direkte Demokratie" 
Von Helmut Kalkbrenner *” 


1. Um eine Neue Ordnung von Volk und Staat 
Mahraun ging es um eine fundamentale Neuordnung des politischen wie des gesellschaftlichen 
 . Lebens. Er wollte mit ihr in erster Linie die Zerrissenheit beseitigen, 
in die das deutsche Volk durch die überkommenen 
Erscheinungsformen der Parteien, Ideologien, Gewerkschaften, 
Arbeitgeberorganisationen, Standesgegensätze, Besitzunterschiede 
usw., gestürzt worden war. Auf der "klassenlosen Kameradschaft" 
des Krieges weiterbauend, erstrebte er eine Überwindung des 
Klassenkampfes und eine klassische Volksgemeinschaft. Sein 
Bemühen galt der Vereinigung und Versöhnung der getrennten 
Volksteile. Er suchte deshalb nach einer politischen Einigungsform, 
die das allen Gemeinsame betonte und das Trennende in den 
Hintergrund treten ließ, und fand sie in der Nachbarschaft. In ihr 
sollte der Einzelne eine neue politische Heimat sowie die Möglichkeit 
der aktiven Anteilnahme am öffentlichen Geschehen erhalten. 


Abb. 38 Artur Mahraun 


Sie sollte aber auch dazu dienen, die politische Vermassung zu überwinden, in der er eines der 
wesentlichsten Hindernisse einer wirklichen Demokratie erkannte. 

Als primär zu lösendes Problem bezeichnete er deshalb die richtige Gliederung des Volkes. "Der 
jungdeutsche Staatsgedanke setzt an Stelle der Masse den Zustand der organischen Struktur des 
Volkes, an Stelle des Massenstaates den Gemeinschaftsstaat.". Sein Ziel war ein durchgehender 
Aufbau der öffentlichen Gemeinwesen von unten nach oben auf der Grundlage wirklicher Herrschaft 
des Volkes. Der Gedanke, "eine politische Ordnung zu schaffen, in welcher der Volkswille seine 
gebührende Stellung behaupten kann". beseelte ihn allenthalben. Er wollte eine wahrhafte 
Demokratie ermöglichen, in der das Volk unmittelbaren Einfluß auf die Entscheidungen hatte und 
gegen Demagogen wie Diktatoren gefeit war. Insbesondere bekämpfte er daher die Herrschaft des 
Geldes in der Politik. Anstelle des bisherigen zentralistisch-hierarchisch strukturierten, plutokratisch 
beeinflußten Obrigkeitsstaates sollte der auf einer echten Basisdemokratie beruhende, aus 
eigenständigen Gemeinschaften aufgebaute Volksstaat treten. "Die grundlegende Idee, die Artur 
Mahraun erkannte, ist die Staatsgestaltung von der überschaubaren Gemeinde aus, die 


Staatsgestaltung von unten also und auf regionaler Basis", sagte der berufenste Interpret von 
Mahrauns Wollen, Kurt Pastenaci. Und nach Ernst Mäste ist die Staatslehre Mahrauns, "mit der 


nachbarlichen Gliederung als dem Kernstück, die Lehre von einem aus Gemeinschaften gefügten 
Gemeinwesen". 

Mahraun führte seinen Kampf dabei in zwei Richtungen: Zum einen in Form der Kritik an den 
Schäden des herrschenden Systems, zum andern, in Form der Erarbeitung von konstruktiven 
Vorschlägen für ein künftiges Ordnungssystem. Seine Kritik ist dabei nicht minder informativ als 
seine Verbesserungskonzepte. Niemals ging es ihm um Kritik der Kritik wegen, genauso wenig wie 
er für sich persönlich Macht erringen wollte. Seine Bedeutung liegt aber darin, daß er im Unterschied 
zu zahlreichen anderen Denkern nicht in der Negation stehenblieb, sondern auch im Positiven eine 
umfassende, realisierbare Alternativkonzeption zu entwickeln vermochte. 


2. Gegen den scheindemokratischen Obrigkeitsstaat 


47 Aus "Volk und Staat", Nr. 3/2001 S. 20 ff. 
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Mahraun warf der Republik von Weimar vor, "die großen Fragen der Zeit nicht gelöst" zu haben. Ihre 
Begründung auf dem System der parteiistischen Demokratie habe neue Fehler zu den alten gefügt. 
Die augenblickliche Erscheinungsform der Demokratie führe das Wort "Demokratie" zu Unrecht, weil 
der Einfluß des Volkes in ihr fast vollkommen ausgeschaltet sei. Die eigentliche Herrschaft liege bei 
den Parteien und den sie finanzierenden Geldmächten. Die Republik habe den Deutschen wieder 
zum Untertanen gemacht. Das angeblich freie und allgemeine Wahlrecht vermöge keine wirkliche 
Volksherrschaft zu begründen, weil das Vorschlagsrecht für die Kandidaten allein bei den Parteien 
liege. Auch könne von einer echten "Wahl" deshalb keine Rede sein, weil keine Möglichkeit gegeben 
sei, sich ein wirksames persönliches Urteil über die zu Wählenden zu bilden. Darüber hinaus sei das 
Volk der Manipulation durch die Parteien und ihre geldkräftigen Hintermänner hilflos ausgeliefert. An 
die Stelle des Absolutismus der Fürsten sei der Absolutismus der großen Geldmächte getreten. Das 
Bekenntnis zur Demokratie verhülle nur die wahren Gewalthaber. Diese übten durch die 
Finanzierung der Parteien, die Herrschaft über die Presse, ihre Stellung in der Wirtschaft, die 
eigentliche Macht im Staate aus. 

Besonders kritisierte Mahraun die Restauration des zentralistisch-hierarchischen Staatsapparates 
durch die Republik. Das politische System der Gegenwart sei dadurch gegen den Zugriff einer 
diktaturentschlossenen Minderheit nicht genügend gesichert. Seine Konstruktion sei einer 
Maschinerie vergleichbar, deren Tätigkeit von einem Hebel aus zu lenken sei. Wer den Platz an 
diesem Hebel innehabe, beherrsche die Maschinerie. Außerdem schlösse das Wesen der 
Gesamtkonstruktion jede Möglichkeit aus, sich mit Erfolg gegen diese Herrschaft aufzulehnen. Eine 
Voraussage, die die Hitlerherrschaft dann in vollem Umfang bestätigt hat. 

Mahraun machte der Republik ferner zum Vorwurf, das Problem der Masse nicht gelöst und den 
Menschen keine politische Heimat gewährt zu haben. Sie leite darüber hinaus ihre Organisation von 
der Herrschaft der Gegensätze ab, weil alles, was sich heute "einige", dies in den gegensätzlichen 
Interessen von Weltanschauung, Stand, Rang, Kaste, Glauben, Partei, Beruf und Wirtschaft 
vornehme; dadurch sei jeder Gemeinsinn verlorengegangen. Man könne zu einer politischen 
Ordnung kein Vertrauen haben, die ihren Bestand auf der strukturlosen Masse aufbaue, die 
Übermacht des Kapitals über die öffentliche Meinung dulde und die Bürger mit den Mitteln der 
Propaganda in ohnmächtiger Untertänigkeit halte. 


3. Ablehnung des Parteisystems 

Die besonders nachdrückliche Kritik Mahrauns galt dem Parteiwesen, wie es sich in Form der 
Ideologieparteien aus der Französischen Revolution herausgebildet hatte und mit der Demokratie 
gleichgesetzt wurde. Die Parteien sammelten ihre Anhänger nach weltanschaulichen oder 
ökonomischen Gesichtspunkten und damit nach den Gegensätzlichkeiten der Menschen. 

Da sie von den Gegensätzlichkeiten lebten, müßten sie diese noch verschärfen, ihre 
Eigengesetzlichkeit veranlasse sie zur Unterstreichung dessen, was die Menschen voneinander 
trenne. Dies verursache eine verhängnisvolle Aufspaltung des ganzen Volkes. Dadurch würde der 
Gemeinsinn zerstört und komme die Rücksicht auf das Gemeinwohl zu kurz. Selbst in der Not des 
Vaterlandes besorgten die Parteien auf dessen Kosten ihre Geschäfte. "Götzendienst an starren 
Doktrinen" erzeuge Rechthaberei und Unduldsamkeit, die in Haß und Bürgerkriegsstimmung 
endeten. Da sie stets nur Teile des Volkes und nur einseitige politische Einstellungen verkörperten, 
seien sie nicht in der Lage, weitere Autorität zu erlangen. 

Die Werbetaktik der Parteien vollziehe sich nach den Grundsätzen der händlerischen Werbung: Die 
eigene Ware werde angepriesen, dagegen die der Konkurrenten schlechtgemacht. Diese dem 
Wesen des Händlertums entsprechende und nur auf die eigene Vorteilswahrnehmung ausgerichtete 
Mentalität sei von der materialistischen Weltanschauung getragen und unfähig, Werte des 
Idealismus zu erzeugen. Sie habe zur Handhabung eines Kampfes geführt, der allen christlichen 
Grundbegriffen Hohn spreche und das Leben des Volkes in einen "Schauplatz widerwärtigen 
Marktgeschreis und ekelhaften Kuhhandels" verwandelt habe. Der skrupellosen Anwendung der 
Demagogie sei freier Raum gegeben; sie sei "gewissermaßen ein staatlich anerkanntes politisches 
Kampfwerkzeug". 


189 


Das Volk werde von den Parteien als manipulierbare Masse behandelt. Sie hätten auch ein Interesse 
daran, diesen Massencharakter zu erhalten, weil sie damit die Erleichterung ihrer Herrschaft 
scherten. Der wahre Herr im Parteiwesen sei der Besitzer der Geldmittel, der die Parteien finanziere. 
Jeder Wahlfeldzug sei eine "reine Geldfrage". "Die moderne Parteiwirtschaft hat zu einer 
skrupellosen Herrschaft der Geldmächte geführt. Besonders verübelte Mahraun dem Parteisystem, 
daß es auch dem Ausland die Möglichkeit einräume, auf dem Wege über die Subventionierung 
inländischer Parteien einen Einfluß auf die deutsche Politik zu gewinnen. 

Mahraun erkannte so, daß die Herrschaft der Parteien keineswegs mit der des Volkes identifiziert 
werden könne. Das Parteisystem sei vielmehr nicht in der Lage, "eine wahre Demokratie zu 
verwirklichen. In ihm hielten "wohl viele dunkle Mächte, keineswegs aber das Volk die wahre Macht 
in Händen". Selbst bei den Wahlen vermöge das Volk keine wirklichen Entscheidungen zu treffen, da 
die Wahlvorschläge allein von den Parteien aufgestellt würden und diese auch im Besitz der 
Machtmittel zur Beeinflussung der Meinung der Wähler seien. Er bezeichnete deshalb die Wahlen 
als "bloße Scheinhandlungen". Das Volk werde durch die Parteien entrechtet und bevormundet. 


Mahraun betrachtete infolgedessen "die parteipolitische Frontbildung als eine Gruppierung des 


deutschen Volkes, die ihren Sinn verloren" habe, die Parteien stellten "eine falsche Gliederung der 
Nation" dar. Die Bewegung für den Volksstaat müsse demgemäß "das System des Parteiismus mit 


unerbittlicher Folgerichtigkeit bekämpfen" . 


4. Überwindung der Masse durch organische Aufgliederung 

Mahraun war einer der ersten Politiker, der die Gefahr der Vermassung für das politische Leben in 
ihrer ganzen Tragweite erkannten und ihre Überwindung zum maßgebenden Gegenstand des 
Wirkens machte. Er sah darin "das eigentliche Problem unserer Zeitgeschichte" und bezeichnete 
seine Lösung als den "Wesenskern der zeitgeschichtlichen Aufgabe". 

Unter "Masse" verstand Mahraun dabei "die rein zahlenmäßige Anhäufung von Menschen, unter 
denen keine innere Bindung besteht", diese seien sich innerlich fremd. Der Zufall oder ein äußeres 
Ereignis sei der Urheber ihrer Ansammlung. Das Wesen der Masse sei ihre Organisations- und 
Strukturlosigkeit. Der Einzelmensch sei in der Masse "eine bloße Nummer. Das Gefühl habe bei der 
Masse den Vorrang vor dem Verstand. Im Dunkel ihrer Gesetzlosigkeit und Anonymität keimen 
Egoismus und Verantwortungslosigkeit". Die Urteilslosigkeit der Masse ermögliche es Agitatoren und 
Demagogen, bei ihr den meisten Erfolg zu haben; sie werde so zum "Spielball der Demagogie". Das 
Volk in der Gestalt der strukturlosen Masse sei noch nicht einmal in der Lage, seinen eigenen Willen 
zu erkennen. 

Demokratie und Masse erschienen Mahraun daher als unvereinbar. Auf der ungegliederten Masse 
lasse sich keine dauerhafte politische Ordnung aufbauen. In der Masse sei der einzelne Mensch 
machtlos und sowohl den blinden Leidenschaften der Masse als auch den Manipulationen der 
Gewalthaber hilflos ausgeliefert. Die tatsächliche Gewalt gehe in einem auf die Masse gegründeten 
Gemeinwesen auf diejenigen über, die im Besitz der Machtmittel zur Beeinflussung seien. "Eine 
ungeordnete Masse ist völlig unfähig zu jeder staatsbürgerlichen Betätigung." Der Kampf gegen 
diese Neuart des Untertanentums sei schwerer als der gegen die absolutistischen Fürsten, weil diese 
sichtbar gewesen seien im Gegensatz zu den heutigen absolutistischen Fürsten des Geldes. 

Es gehe heute darum, das Zeitalter der Massen zu beenden. Dazu sei in erster Linie eine organische 
Aufgliederung der Masse erforderlich. Die "allererste und grundlegende Frage" sei demgemäß, wie 
das Volk eingeteilt oder gegliedert werde. Dies habe zu geschehen durch die Überführung der 
Menschen in Gemeinschaften: "Durch die Bildung neuer Gemeinschaften, im konkreten Fall der 
Nachbarschaften, wird das Zeitalter der Masse sein Ende finden." 

Die territoriale nachbarschaftliche Aufgliederung der Massen sei den "Jungdeutschen" immer "als die 
einzige Lösung des größten und entscheidendsten Problems unserer zeitgeschichtlichen Gegenwart" 
erschienen. "Der jungdeutsche Staatsgedanke setzt darum an Stelle der Masse den Zustand der 
organischen Struktur des Volkes. Er setzt an Stelle des Massenstaates den Gemeinschaftsstaat". 
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5. Organische Strukturierung des Volkes durch Gemeinschaftsbildung 

Der Masse stellte Mahraun als Alternative die Gemeinschaft gegenüber. Sie erschien ihm als das 
einzig wirksame Mittel zur Überwindung der Masse. "Gemeinschaft" in diesem Sinne war ihm "jede 
Zusammenfassung von Menschen zur Lösung einer gemeinsamen Aufgabe, sofern diese Menschen 
in der Lage sind, ein persönliches Urteil über einander zu finden". Dabei hatte er nicht die 
Gegenüberstellung von Gemeinschaft und Gesellschaft im Auge, die einige Jahrzehnte zuvor 
Ferdinand Tönnies unter vorab sozialgeschichtlichem Aspekt vorgenommen hatte, sondern den von 
ihm selbst scharfumrissenen Begriffs der kleinen Gemeinschaft, der seinerzeit auch für die 
Jugendbewegung mitbestimmend gewesen war; keine völlige Übereinstimmung bestand deshalb 
auch mit dem durch Josef Pieper entwickelten Begriff der Gemeinschaft. Im Unterschied zur Masse 
kennen in dem von Mahraun verwendeten Gemeinschaftsbegriff die Menschen sich gegenseitig und 
besteht zwischen ihnen eine innere Bindung. Der einzelne Mensch ist in der Gemeinschaft nicht 
anonyme Nummer, sondern vollwertiges, verantwortliches Glied des Ganzen. Die Herstellung von 
Gemeinschaft erschien Mahraun deshalb als erstrebenswertes Ideal. Ihr widmete er einen Großteil 
der Schriften. 

Er entwickelte geradezu eine "Lehre von der Gemeinschaft" und ist als einer der entschiedensten 
Vorkämpfer des Gemeinschaftsgedankens in unserem Jahrhundert zu werten. Das literarische Werk 
Mahrauns ist sogar als "das Hohelied der Gemeinschaft" charakterisiert worden. Der überragende 
Wert der Gemeinschaft war ihm aus dem Fronterlebnis erwachsen und im "Jungdeutschen Orden" 
suchte er das Vorbild einer wahren Gemeinschaft zu verwirklichen. 

Mahraun erblickte in der Gemeinschaft die organische Struktur des Zusammenlebens der Menschen. 
Ihre Bedeutung lag für ihn vor allem darin, daß sie die anonyme Fremdheit der Masse aufhob und die 
Gegensätze überwölbte. In ihr stand das Gemeinsame, nicht das Trennende im Vordergrund. Der 
Einzelne sollte mit ihr harmonisch in die Gesamtheit integriert werden. Mit der Gemeinschaftsbildung 
solte die von absolutistischem Fürstentum, liberalistischer Wirtschaftspoliiik und 
Großstadtentwicklung bewirkte Entwurzelung des Menschen beseitigt und ihm eine neue Heimat 
geboten werden. Die Gemeinschaft hatte darüber hinaus für Mahraun die Funktion der Erziehung 
des Individuums zu Gemeinsinn und die Ermöglichung seiner verantwortungsbewußten Mitwirkung 
am Gemeinschaftsleben. 


Im Unterschied zum Kollektivismus wollte Mahraun nicht das Aufgehen des Einzelnen im 
Zusammenschluß. sondern die Bewahrung seiner eigenständigen Persönlichkeit. Seine 
Gemeinschaftslehre war eine Synthese zwischen Individualismus und Kollektivismus. Der Person 
kam in seiner Konzeption allerdings der Vorrang vor der Gemeinschaft insofern zu, als sie nicht um 
letzterer willen, sondern diese um des Menschen willen_da_war, die Gemeinschaft war ihm_nicht 
Selbstzweck, sondern Mittel zum Zweck im Dienste des Menschen. Mahraun beklagte im Hinblick 
auf ein vertieftes Verständnis des Gemeinschaftswesens, daß es noch keine Wissenschaft von der 
Gemeinschaft gebe. 

Die Gemeinschaft sollte das Strukturprinzip der Öffentlichen Gemeinwesen bilden. Von der Basis in 
Form der Nachbarschaft bis zur politischen Spitze in Form des Gemeinschaftsstaates sollte das 
Gemeinschaftsdenken das Zusammenleben erfüllen. Der Staat selbst sollte sich aus 
Gemeinschaften zusammensetzen: "Die Staatslehre Mahrauns ist die Lehre von einem aus 
Gemeinschaften gefügten Gemeinwesen, so daß man, will man zu ihr hinführen, vom Begriff der 
Gemeinschaft auszugehen hat. " 


6. Die Konzeption des Volksstaates 

Die Prägung des Begriffs "Volksstaat" mit dem der erstrebte neue Staat im Gegensatz zum 
überkommenen Obrigkeitsstaat gekennzeichnet werden sollte ist eine persönliche Tat Mahrauns. Er 
hat nach seiner Vorstellung an die Stelle des Systems der parteiistischen Demokratie zu treten. "Sein 
Inhalt ist die mündige Selbstverwaltung im Zeichen einer organischen Struktur. Die Lehre vom 


Volksstaat fordert, daß das Volk der Staat selbst ist. Sie lehnt jede Staatsbildung außerhalb des 
Volkes ab." Das oberste Gesetz des Volksstaates ist die dem Freiherrn vom Stein zugeschriebene 


Forderung: "Volk und Staat müssen eins sein! Der Volksstaat ist nicht wie die bisherige Staatsform 
ein Massenstaat, sondern ein Gemeinschaftsstaat. Die Gemeinschaft ist seine Grundlage; darum 
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müssen auch alle Einrichtungen des Staates darauf abzielen, die Gemeinschaft zu schützen. 
Die jungdeutsche Lehre vom Volksstaat fordert die Übertragung der Gewalt an das organisch 
gegliederte Volk. Nach dieser Lehre kann keine unorganische Masse staatsbürgerliche Pflichten 


ausüben. Die Entwicklung zum deutschen Volksstaat steht unter dem Zeichen der Entwicklung des 


Deutschen vom Untertanen zum Staatsbürger. Das Wesen des Volksstaates ist es. alles Trennende 
auszuschalten. Er soll die parteiistische Demokratie, die die Bezeichnung "Demokratie" zu Unrecht 


führe, ablösen. Der Staat hat eine Angelegenheit aller Bürger, nicht die der Parteien und ihrer 
kapitalkräftigen Hintermänner zu sein. 

Mahraun ging es darum, das Werk des Freiherrn vom Stein fortzusetzen und zu vollenden. Er wollte 
den auch noch in der Republik fortexistierenden Obrigkeitsstaat mit seiner Ausschaltung des Volkes 
ersetzen durch einen Staat, in dem das Volk dem Begriff "Demokratie" entsprechend wirklich die 
Herrschaft ausübte. Der Staat sollte "in das Volk zurückverlegt" werden. "Daß das Volk selbst der 
Staat werde, dies zu fordern ist Mahraun nicht müde geworden; in schärfster Zuspitzung hätte er 
sagen können, das Volk in Zellen gegliedert und dadurch handlungsfähig, Herr seiner selbst 
geworden solle und müsse den Staat ersetzen." Die Bürger sollten durch Ermöglichung_ ihrer 
Mitarbeit am politischen Geschehen zu Verantwortungsbewußtsein und_ politischer Mündigkeit 


geführt werden. Die Gemeinwesen sollten deshalb auch in möglichst großem MaR von _ der 
ehrenamtlichen Mitarbeit ihrer Einwohner Gebrauch machen. 


Mahraun war ein kompromißloser Verfechter der unmittelbaren Volksherrschaft, ein 
"Radikaldemokrat" im heutigen Sprachgebrauch. Es kam ihm deshalb vor allem darauf an, dem Volk 
eine "Organisation seiner selbst" zu verschaffen, die es in die Lage versetzte, seinen Willen wirksam 
zu bekunden und durchzusetzen. Dazu erschien ihm eine fundamentale Neugliederung des 
öffentlichen Aufbaues unerläßlich. Er fand diesen in den Nachbarschaften als Basiseinheiten und 
dem auf ihnen beruhenden pyramidalen Stufenbau. Der Volksstaat sollte "die Zusammenfassung 
lebendiger Gemeinden" sein. Nicht mehr sollten dem allmächtigen Staatsapparat isolierte Individuen 
in politischer Atomisierung hilflos ausgeliefert gegenüberstehen, sondern der Staat mit den ihn 
tragenden Gemeinschaften identisch sein. Als unentbehrliches Mittel zur Realisierung des 
Volkswillens begriff Mahraun die Volksabstimmung. "Wir sind _der Ansicht, daß der wahre und 
unverfälschte Volkswille nur durch eine unparteiische allgemeine und gleiche Abstimmung gefunden 
und dokumentiert werden kann. Eine Verfassung, welche dem Volk die dazu notwendige 
organisatorische Struktur versagt, macht sich der Verfälschung des Volkswillens schuldig und bricht 
sich selbst" Die demokratische Ordnung der Zukunft müsse deshalb jeder Form der 
Volksabstimmung den Weg zur Verwirklichung am augenfälligsten erleichtern. Im nachbarschaftlich 
gegliederten Staat verfüge das Volk über die Möglichkeit jederzeitiger Durchführung einer 
Volksabstimmung. Das Ziel ist die ohne Parteien funktionierende "wirkliche" Demokratie. "Dem 
Stufenbau, für den die Nachbarschaft die Basis abgibt, wird das Monopol der politischen 
Willensbildung zugesprochen. Für die Parteien bleibt kein Platz." In der Lehre vom Volksstaat 
verlören Gagensätze wie "Monarchie und Republik" oder parteipolitische Begriffe wie "rechts und 
links" ihren Sinn. An die Stelle der von den Parteien beschickten Parlamente träte im Volksstaat ein 
in sich zusammenhängender stufen- oder pyramidenförmiger Aufbau. Infolge des Fehlens von 
Parteien gebe es im Volksstaat auch keine Wahlkämpfe mit allen ihren destruktiren Tendenzen 
mehr. Freilich sollte es damit den Bürgern nicht verwehrt sein, sich im Einzelfell zur Durchsetzung 
bestimmter Anliegen zusammenzuschließen. 


7. Die Nachbarschaft als Grundzelle des Staatsaufbaues 

Die Entdeckung der Nachbarschaft als politischen Gliederungsbegriff ist die ureigenste und 
bedeutendste Leistung Mahrauns, mit der er auch den wesentlichsten Beitrag zur Fortbildung der 
föderalistischen Theorie erbracht hat. Er griff damit der Entwicklung um Jahrzehnte voraus. Erst in 
unseren Tagen ist in breiteren Kreisen das merklich wachsende Bewußtsein des Wertes des nahen, 
überschaubaren Raumes und damit auch der Nachbarschaft erwacht. Mahraun gelangte zur 
Institution der Nachbarschaft auf der Suche nach einem organischen Gliederungsprinzip zur 
Bewältigung der Vermassung und zur Vergemeinschaftung der entfremdeten Menschen. "Leiden und 
Erfahrungen der Vergangenheit haben gelehrt, daß keine demokratische Ordnung Bestand haben 
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kann, wenn sie die elementarste Aufgabe mißachtet, dem Einzelmenschen einen überschaubaren 
Menschen- und Wirkungskreis für eine verantwortliche Mitarbeit am Gemeinwesen zuzuweisen." Die 
politische Gemeinde erschien ihm dabei weitgehend nicht mehr als geeignet, dieser Funktion zu 
genügen, weil sie, namentlich in Form der Großstadt, zu groß und daher zu unpersönlich geworden 
sei. "Wollte man den Grundsätzen der Steinschen Erneuerungslehre treu bleiben, so mußte ein 
neuer Gliederungsbegriff gefunden werden, in welchem der Einzelmensch durch Verantwortlichkeit 
und Mitarbeit heimisch zu werden versprach. Die modernen Verhältnisse erforderten, daß der neu zu 
schaffende Raum noch viel lebensnaher als zur Stein'schen Zeit sein mußte. Waren doch die 
Gefahren der Vermassung und alle Kräfte der Zersetzung viel größer als damals. Diesen 
Gedankengängen folgend kam ich zum Begriff der Nachbarschaft." Er konstruierte damit freilich kein 
abstrakt-wirklichkeitsfernes Gedankengebilde, sondern konnte auf einer großen Tradition aufbauen. 


Unter der "Nachbarschaft" verstand Mahraun "die gebietsmäßige Zusammenfassung einer Summe 


von wahlberechtigten Staatsbürgern in Stadt und Land". Das territoriale Prinzip des räumlich 
verbundenen Wohnsitzes sollte also die Grundlage der neuen politischen Gemeinschaft bilden. Auch 


hier lag die Idee der Gemeinsamkeit zugrunde. Mahraun sah in der Nachbarschaft sogar die 
"gottgewollte Gemeinschaft der Menschen". Der bisher bestehende Leerraum zwischen den 
Menschen sollte durch eine Einrichtung ausgefüllt werden, "deren Ursprung, Bestand und Zweck das 
allen Gemeinsame und Verbindende ist und nicht die vorhandenen oder noch kommenden 
Gegensätze. Die Nachbarschaft war als "vertikaler Schnitt durch das Volkstum" gedacht, der 
"gleichverantwortliche Staatsbürger aller Schichten zueinander führt". Sie sollte "alle unter dem 
Appell an ihre Gemeinsamkeiten sammeln", darum bringe sie nicht den Kampf, sondern die 
Befriedung. Nicht wie die bisherigen politischen Organisationen unter dem Gesichtspunkt des 
Gegensatzes, sondern des Verbindenden sollte sie die Bewohner eines Gebiets einigen. Die Größe 
des Gebiets einer Nachbarschaft sollte sich nach den unterschiedlichen Wohnverhältnissen richten. 
Ihr Mitglied könne jeder wahlberechtigte Staatsbürger sein. Als ihre Rechtsform war die einer 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft (Genossenschaft) gedacht. Die Höhe der Zahl ihrer Mitglieder 
sollte durch die Erwägung begrenzt sein, daß sich die Mitglieder untereinander persönlich kennen 
und die Mitgliederversammlung eine arbeitsfähige Einrichtung bleiben sollte. Als Richtzahl gab 
Mahraun unverbindlich die Zahl 500 an. 


Im staatsbürgerlichen Leben der Nachbarschaft sollte jeder der Angehörigen die Möglichkeit haben, 
"seine politischen Kenntnisse zu erweitern und sich das Rüstzeug für sein politisches Urteil zu 
schaffen". Auch sollte in der Nachbarschaft "die Erziehung des Menschen zum wahren 
Staatsbürgertum" vollzogen werden; ihr kam die Funktion zu, "lebendige Grundschule der höheren 
Staatsführung" zu sein. Die "staatsbürgerliche Laufbahn, d. h. der Aufstieg des einzelnen 
Staatsbürgers zu höheren Ämtern" auch im Staat_sollte in der Nachbarschaft beginnen. 
Voraussetzung für einen solchen Aufstieg sollten eine politische Leistungsprüfung und der Nachweis 
politischer Bewährung durch Leistung sein. Vor allem aber sollte die Nachbarschaft den Bürgern eine 
Organisation ihrer selbst verschaffen, mit der sie ihren politischen Willen wirksam gestalten konnten. 
Sie sollten damit aufhören, "ohnmächtiger Spielball herrschender Gewalten" zu sein und abzuhängen 
"von der Propaganda, die jeder Besitzer der dazu notwendigen Machtmittel erzeugen kann". Als 
wichtigstes Organ hierfür betrachtete Mahraun die Mitgliederversammlung der Nachbarschaft. Sie 
sollte regelmäßig in bestimmten Zeitabständen stattfinden, bei besonderen Anlässen aber auch 
außerordentlich einberufen werden können. Die Teilnahme an ihr sollte freiwillig sein. Ihre erste 
Aufgabe war die Wahl eines Vorstehers und einer Anzahl von Beisitzern. Der Vorsteher sollte dann 
die Versammlungen einberufen, diese leiten und die Wünsche der Nachbarschaft "nach oben" 
weitergeben. Seine Wahl sollte auf unbestimmte Zeit unter dem Vorbehalt jederzeitiger Abwahl bei 
Vertrauensentzug erfolgen. Die Ämter in der Nachbarschaft sollten ehrenamtlich sein. Die 
Nachbarschaft sollte nicht durch Zwangsbeiträge, sondern durch freiwillige Spenden finanziert 
werden. In der Mitgliederversammlung der Nachbarschaft sollten alle politischen Probleme, nicht 
bloß die lokaler Natur, angeschnitten werden können, damit in allen Fragen eine wirkliche 
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Willensbildung von unten nach oben möglich sei. "Das Vorhandensein der Nachbarschaft macht die 
Volksabstimmung zu einer fast dauernden Angelegenheit. Mit diesen Möglichkeiten wird der 
Volkswille zu jener Autorität, die er sein muß, wenn man nicht Gefahr laufen will, daß er zu einem 
leeren Wort herabsinkt". Die Nachbarschaftsversammlung soll nämlich verbindlich entscheiden 
können und nicht nur, wie die bisherigen Bürgerschaftsversammlungen, praktisch unverbindlich als 
bloßer Bittsteller gegenüber den kommunalen und staatlichen Behörden. Sie bietet auch den Vorteil, 
daß die Bürgerschaft jederzeit eine Volksabstimmung durchführen kann, "ohne geldmächtige 
Gruppen um die Finanzierung einer solchen Abstimmung anbetteln zu müssen". Mit ihr realisiert sich 
somit die echte, direkte Demokratie. 

Die Nachbarschaftsversammlung ist gleichzeitig Teil der - fiktiv - allgemeinen Versammlung des 
Volkes. Da für ein Volk, das Millionen von Wählern umfaßt, die ursprüngliche Volksversammlung 
nicht mehr in Frage kommt, weil sie einmal technisch unmöglich wäre, zum andern eine 
handlungsunfähige Masse versammeln würde, ist eine Aufgliederung der Wählerschaft in viele Teile, 
eben die Nachbarschaftsversammlungen, nach dem Grundsatz der Dezentralisation geboten. "Die 
Summe dieser Versammlungen stellt demgemäß die organisch geteilte Volksversammlung dar". 
Jede einzelne Nachbarschaftsversammlung ist "ein Ebenbild des Ganzen". 

Die Nachbarschaft ist im Verhältnis zum Staat "ein Stätlein in der entsprechenden Verkleinerung. Die 
Theorien, welche die politische Betätigung der Nachbarschaft gebiert, werden zu Grundtheorien des 
Staatslebens an sich." Die Nachbarschaft bildet "die Grundlage eines durch keinerlei Ständekampf 
oder Klassenhaß durchwühlten Zellenstaates". Sie tritt als politisches Willensbildungsorgan an die 
Stelle der Parteien. In ihr bestimmen die Bürger selbst, nicht bloß die Parteimitglieder wie in der 
bisherigen Form der "Demokratie". Der gesunde Menschenverstand, nicht mehr Ideologien und 
Parteiinteressen sollen das Gemeindeleben bestimmen. "Lüge und Demagogie kommen auf dem 
Boden der Nachbarschaft zu Fall. Als Glied der Gemeinschaft steht jedes der Worte und jede 
politische Handlung des einzelnen Staatsbürgers in hellem Licht. Zusammenfassend konnte 
Mahraun daher konstatieren: "Im überschaubaren Raum der Nachbarschaft findet somit der 


Einzelmensch die Würde seiner Eigenpersönlichkeit und alle Werte einer beständigen und 
abstimmungsfähigen Gemeinde wieder, die ihm ein auf Massen und politischen Machtkämpfen 
begründetes Organisationsprinzip geraubt hat." 


8. Eliteauswahl durch Siebverfahren im politischen Stufenbau 

"ist die nachbarschaftliiche Volksgliederung das eine bestimmende Strukturprinzip des 
Mahraun'schen Volksstaates, so der stufen- oder pyramidenförmige Aufbau das kaum weniger 
gewichtige andere". Nach dem Konzept Mahrauns sollte es nicht bei der Zerlegung des Volkskörpers 
in beziehungslos nebeneinanderstehende Nachbarschaften verbleiben, sondern hierzu deren 
Synthese in einer institutionalisierten Zusammenarbeit treten. Auf der Grundlage der 
Nachbarschaften sollte sich in einem "organischen Aufbau" von unten nach oben die demokratische 
Durchgliederung aller Hoheitswesen bis in die Spitze des Staates vollziehen. In Verwirklichung 
dieses Strukturbildes sollten sich mehrere Nachbarschaften zu kleineren politischen Gemeinden bzw. 
zu den Stadtbezirken einer Großstadt zusammenschließen. Dies sollte in der Form geschehen, daß 
die Nachbarschaftsvorsteher dieses Gebiets zu einem Kollegium zusammentraten und dessen 
Verwaltung übernahmen. Über grundlegende Fragen sollten Abstimmungen der vereinigten 
Nachbarschaften stattfinden. Die Gemeinden bzw. Stadtbezirke sollten sich ihrerseits wieder zu 
Kreisen bzw. den Großstadtverwaltungen zusammenschließen. Zu deren Verwaltung sollten die 
Gremien der einzelnen Gemeinden bzw. Stadtbezirke aus ihrer Mitte Delegierte wählen und in das 
Kollegium des Kreises bzw. der Großstadtverwaltung entsenden. Durch die Vereinigung der Kreise 
und Großstädte eines bestimmten Gebietes zu einem "Gau" (der etwa einem heutigen 
Regierungsbezirk entspricht) bildet sich die nächsthöhere Stufe, die ihrerseits wieder von den 
Delegierten der unmittelbar darunter gelegenen Stufe, also der Kreise und Großstädte, beschickt 
wird. In derselben Weise sollte mittels der Kooperation mehrerer Gaue ein "Stammesgebiet" bzw. 
"Land" (im heutigen Sprachgebrauch) konstituiert werden. Die Länder sollten sich ihrerseits wieder 
zum "Reich" (bzw. "Bund") vereinigen und ebenfalls durch die Wahl von Delegierten die Leitung 
dieser Gemeinwesen ermöglichen. 
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Das Neue dieses pyramidenförmigen Stufenbaues ist, daß nicht mehr wie im tradierten System die 
einzelnen Ebenen des politischen Lebens (Gemeinde, Stadt, Landkreis, Bezirk, Staat, Bund) 
beziehungslos neben- bzw. übereinander stehen, sondern daß sie organisch auseinander 
hervorgehen und untereinander in ständiger Verbindung bleiben. Der Einfluß der einzelnen 
Nachbarschaft erstreckt sich dadurch unter Umständen bis in die Lenkung des Bundes. Auch erfolgt 
die Wahl der Vertreter der höheren Gemeinwesen nicht mehr wie bisher durch ungegliederte 
Volksmassen die den zu Wählenden kaum oder überhaupt nicht näher kennen in unübersehbaren 
Wahlkreisen, sondern jeweils in kleinen Gremien, die in jahrelanger Zusammenarbeit aus 
persönlicher Anschauung ein Bild von menschlichem Wert und der Leistungsfähigkeit der zu 
Wählenden gewonnen haben. "Damit findet von unten bis oben, von der Nachbarschaft bis zur 
Reichsspitze, jede Wahl in einem Kreis von Menschen statt, innerhalb dessen ein jeder die 
Möglichkeit hat, den Anwärter für das Führeramt zu kennen und sich ein eigenes Urteil über ihn zu 
bilden. Es wird daher in der Regel mit dieser indirekten Stufenwahl im "Siebverfahren" eine Auswahl 
der jeweils bestgeeigneten Repräsentanten für die höhere Ebene vorgenommen. Bloßen 
Demagogen ohne den Nachweis erbrachter politischer Leistungen wie im Parteiensystem ist der 
Weg nach oben verlegt. Denn "der Wähler ist nur dann in der Lage, den Persönlichkeitswert zu 
beurteilen, wenn zwischen ihm und dem Wahlkandidaten eine menschliche Verbindung hergestellt 
wird. In einem Wahlkreis, der wie heute Millionen von Wählern umfaßt, kann kein Wahlkandidat diese 
menschliche Verbindung herstellen. Sein Wahlerfolg ist daher die Frage des Besitzes von Geld und 
technischen Machtmitteln, mit denen er die Massen in seinem Sinn beeinflussen kann. Da die 
Parteien im Besitz dieser Machtmittel sind, haben sie die Entscheidung über die Aufstellung und den 
Erfolg der Kandidaten. Etwas anderes ist es, wenn der Bezirk, in dem die Wahl gezeitigt wird, so 
klein ist, daß die menschliche Verbindung zwischen dem Wahlkreiskandidaten und den Wählern 
möglich wird". 

Das Gesamtbild dieses Strukturmodells ist das einer auf der Basis der Nachbarschaften errichteten 
Pyramide" oder anders ausgedrückt: "Auf der breiten Grundlage des Fundaments bauen sich in stets 
verjüngter Form stockwerkartig die Pfeilergruppen aufeinander. Alles greift ineinander, alles trägt und 
stützt sich gegenseitig. Auf der Gruppe der letzten und höchsten Pfeiler ruht die Spitze, die das Werk 
krönt". 


9. Selbstverwaltung von Wirtschaft und Kultur 

Das Reformprogramm Artur Mahrauns stand auch bezüglich der Neugestaltung von Wirtschaft und 
Kultur konsequenterweise unter den prägenden Grundsätzen: Überbrückung der Gegensätze, 
Betonung des Gemeinsamen, größtmögliche Selbstverwaltung. In seiner betonten Scheidung der 
drei Bereiche "Staat", "Wirtschaft" und "Kultur" und der Anerkennung der Eigenständigkeit zeigte er 
unverkennbare Anklänge an die seit 1919 entwickelte "Dreigliederungslehre" Rudolf Steiners, des 
ihm auch in manchen anderen Gedanken verwandten Begründers der Anthroposophie. Mahraun 
ging aus von der grundsätzlichen Unabhängigkeit sowohl des Wirtschafts- als auch des 
Geisteslebens von der Politik. Diese sollte zwar bezüglich der Wahrung des Gemeinwohls den 
Primat besitzen, nicht jedoch die beiden anderen Lebensformen in ihren spezifischen 
Funktionsbereichen bevormunden. Dementsprechend erkannte er ihnen prinzipiell Autonomie zu. Sie 
sollten sich in Kammern gegenüber dem Staat vertreten können. Die Rechte dieser Kammern sollten 
in der Verfassung besonders festgelegt sein. Die Formulierung ihrer Rechte hätte zu respektieren, 
daß kein Gesetz und keine Anordnung über irgendein Sondergebiet des Volkslebens ohne 
Genehmigung der hierfür zuständigen Kammer erlassen werden könne. 


Speziell hinsichtlich der Wirtschaft vertrat Mahraun den Standpunkt strikter Trennung von Staat und 
Wirtschaft. Die Wirtschaft sei nicht in der Lage, die Rolle der "Souveränität" zu übernehmen. Ihr 
ganzes Wesen bestehe aus Gegensätzen, wie denen zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern, 
zwischen Arbeitern, Bauern und Bürgern. Wenn die Wirtschaft offen oder verschleiert die oberste 
Gewalt im Staat in den Händen halte, so werde jede Wirtschaftskrise zu einer Krise des Staates. Der 
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Staat habe vielmehr darüber zu wachen, daß der Austrag wirtschaftlicher Gegensätze sich im 
Rahmen des Gesamtwohls bewege ... Im übrigen sei im Volksstaat die Wirtschaft auf eigene Füße 


gestellt. "Es kann nur eine Lösung geben, die Wirtschaft nach der eigenen Gesetzlichkeit und mit 
eigener Verantwortung zu organisieren und dieses gesamte Organisationswerk in einer vollen, aber 
sinngemäßen Gleichberechtigung neben das politische Organisationswerk zu stellen. Das bedeutet 
nicht mehr oder weniger, daß der neue Staatsbegriff eine reinliche Scheidung zwischen Wirtschaft 
und Politik, eine folgerichtige Doppelgliederung mit sich bringt". Die Gliederung der Wirtschaft müsse 
ihrer Eigengesetzlichkeit entsprechen. 

Die organische Vertretung der Wirtschaft sei die Wirtschaftskammer. Ihre Aufgabe sei es, das Leben 
der Wirtschaft im Einvernehmen mit der Führung des Staatsbürgertums in die richtige Bahn zu 
lenken. Die in der Wirtschaft Tätigen sollten über die vorhandenen wirtschaftlichen 
Interessenorganisationen ihre Vertreter in die Wirtschaftskammer wählen. Das Wahlgesetz hierfür 
müsse so beschaffen sein, daß eine Vergewaltigung der wirtschaftlich Schwachen durch die 
wirtschaftlich Starken ausgeschlossen sei. 

Was das Verhältnis des Staates zur Kultur betrifft, so unterliegt nach Mahrauns Meinung jedes starre 
Staatswesen dem Fehler, die geistige Bewegung im Volke zu vernachlässigen. Ihr solle durch die 
Kulturkammer eine Möglichkeit zur Einwirkung auf die Entwicklung des Staates gegeben werden. Sie 
sei die staatliche Körperschaft zur Vertretung aller kulturellen Bewegungen innerhalb des Volkes. 
Wenn eine solche Bewegung einen von der Verfassung vorgeschriebenen Nachweis ihrer Stärke 
erbringen könne, so sei ihren Vertretern damit der Weg in die Kulturkammer eröffnet. Ihr Zweck sei 
es, die geistigen Regungen und Bewegungen im Volk stets in engster Verbindung mit dem Staat zu 
halten. 


Entschieden lehnte Mahraun einen Aufbau des Staates nach "Ständen" - also etwa im Sinne des 
späteren österreichischen Ständestaates von 1934 oder der Lehre Othmar Spanns - ab. Dies ergab 
sich für ihn schon aus seiner Abneigung gegenüber einer Gliederung des Volkes nach "Kasten", 
"Ständen" und "Geld", aber, auch aus seiner grundsätzlich negierenden Haltung einer Praedominanz 
des Ökonomischen vor dem Politischen. Er äußerte sich zu dieser Frage auch noch ausdrücklich wie 
folgt: 

Diese Methode (d. h. die "Wahl der politischen Repräsentanten des Volkes nach ständischen 
Gesichtspunkten) hat den Nachteil, daß die Stände und Berufe meist diejenigen als ihre Vertreter 
bezeichnen und auswählen, welche auf dem in Frage stehenden Spezialgebiet des Wissens 
Hervorragendes leisteten. Sie sind also wohl gute Mittelsleute auf ihrem Spezialgebiet, aber nicht 
ohne weiteres gute Mittelsleute für das gesamte politische Leben. 


"Je mehr aber die wirtschaftliche Entwicklung des 20. Jahrhunderts auf eine politische Trennung von 
Staat und Wirtschaft drängt, um so mehr tritt auch die Tatsache zutage, daß die grundlegende 
Gliederung der Nation nach ständischen Grundsätzen unmöglich wird. Eindeutig distanzierte er sich 
auch von einer diktatorischen Auswahl der "Volksvertreter": "Dieses System hat den Nachteil, daß es 
zur Unterdrückung des politischen Lebens im Volke führt. Das natürliche Endergebnis ist die 
Erziehung des Volkes zum Untertanentum und das Verkümmern des Staatsbürgertums". 


Es kann also auch keine Rede davon sein, daß Mahrauns Zukunftsmodell etwa dem faschistischen 
"Korporatismus", wie er ab den zwanziger und dreißiger Jahren in Italien, Portugal und Spanien 
gepflegt wurde, entsprochen habe. Vielmehr wäre nichts verfehlter, als Mahraun wegen seiner 
Ablehnung des Parteiwesens in die Nähe diktatorischer Systeme zu rücken. Er verurteilte das 
Parteisystem gerade aus dem Grunde, weil es die Bürger zugunsten der Herrschaft der 
Parteiapparate politisch entrechte. Seine ganze Lehre sollte dazu dienen, die wahre Demokratie im 
Sinne der Herrschaft der Bürger selbst zu verwirklichen. 
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Presseerklärung 07/2004 (23.04.2004) 

Die "Parlamentarische Demokratie" als Widerspruch einer tatsächlichen Durchsetzung des 
Willen des Volkes 

Wie Herr Bundeskanzler Schröder auf einem Symposium in Berlin Schröder verlauten ließ, hält er 
Volksabstimmungen über die geplante Verfassung der Europäischen Union nicht für notwendig. Er 
sehe keinen Unterschied darin, ob die Verfassung in einem parlamentarischen Verfahren oder in 
einem Referendum legitimiert werde, sagte er. 

Diese Äußerung legt die politische Einstellung und das Denken dieser wie vergangener 
Bundesregierungen endlich offen: man benutzt die politisch so vorteilhafte "Parlamentarische 
Demokratie", um alle Mitbestimmungsrechte des Volkes auszuhebeln und die über allem stehende 
Festlegung des Grundgesetzes, "alle Staatsgewalt geht vom Volke aus", zu Makulatur zu 
degradieren. Wenn er keinen Unterschied zwischen beiden Verfahrensweisen sehen kann, dann soll 
er doch dem allgemeinen Wunsche nachkommen, und das Volk in einem Referendum entscheiden 
lassen! 


Es ist wohl beispiellos unter den sog. Demokratien, daß ein Volk nun fast 60 Jahre mit einem 
Nachkriegsgrundgesetz leben muß und bis heute keine Verfassung besitzt, die von der politischen 
Definition her diesen Namen verdient. Eine Verfassung erfordert als unumgängliche Voraussetzung 
ein direktes Votum des Volkes, eine solche Volksbestätigung hat jedoch nie stattgefunden und 
diesen fragwürdigen politischen Stil will Herr Bundeskanzler Schröder nun auch bezüglich einer 
"Europäischen Verfassung" weiter fortsetzen. 

Es muß an dieser Stelle endlich einmal festgestellt und klar ausgesprochen werden, daß die 
Institution einer "Parlamentarischen Demokratie", die angeblich der vollkommene Ausdruck einer 
Demokratie sein soll, sich statt dessen zu diesem eben definierten Hauptgrundsatz, der eine 
Demokratie letztlich nur ausmacht: alle Staatsgewalt gehe vom Volke aus, in absolutem Widerspruch 
befindet. Dies beweisen fortlaufend die wesentlichen politischen Entscheidungen insbesondere 
letzter Zeit, die nachweislich sogar gegen den Willen des Volkes, dem angeblichen Souverän einer 
Demokratie, getroffen wurden. 

So war und ist noch heute nachweislich die Abschaffung der D-Mark gegen den erklärten Willen der 
überwältigenden Mehrheit der deutschen Bürger erfolgt, wie es in zahlreichen Umfragen damaliger 
aber auch noch heutiger Zeit klar zum Ausdruck kam und kommt und dies in den Regierungsebenen 
auch fraglos bekannt. Dennoch wurde die D-Mark zerschlagen und der künstlich geschaffene Teuro 
eingeführt - mit der Folge eines andauernden Binnenmarkt-Einbruches und seinen verheerenden 
wirtschaftlichen Konsequenzen. Auch die EU-Osterweiterung wird in dieser überstürzten Form von 
den Bürgern abgelehnt - dennoch wird sie vollzogen. Das Gleiche gilt für die zunehmende 
Überfremdung des eigenen Volkes durch Millionen von Ausländern, die zumeist nur die 
Sozialsysteme belasten und zu einem wesentlichen Teil das explodierende Defizit der staatlichen 
Haushalte und der Krankenkassen verursachen, von der hierdurch bedingten, ausufernden 
Kriminalität ganz zu schweigen: all dieses lehnt das Volk als deutscher Souverän mehrheitlich und 
nachweisbar ab - und es wird von den Regierungsebenen dennoch vollzogen, gegen den Willen des 
eigenen Volkes! 

Das zeigt überdeutlich, daß die Institution der "Parlamentarischen Demokratie" sich in ihr Gegenteil 
verkehrt hat, sie vermag es nicht, den politischen Willen des Volkes auszuführen, sondern handelt 
sogar gegen diesen Willen des Souveräns. 
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Warum kann dies in einer "Parlamentarischen Demokratie" überhaupt geschehen? Angeblich käme 
der Willen des Volkes durch Wahlen zum Ausdruck, wodurch die Abgeordneten in freier und direkter 
Wahl (siehe GG) gewählt werden. Und genau hier liegt die Ursache: die Parteien geben in den 
Wahlkämpfen mehr oder weniger nebulöse Aussagen und Zusicherungen, die sie dann nicht 
gezwungen sind, auch einzuhalten und der Bürger hat keinerlei Möglichkeit, gegen solche sich 
zeigenden Mißstände dann einzuschreiten. Dies wäre nur durch ein Volksvotum möglich, hierdurch 
eine solche Regierung, die gegen den Volkswillen handelt, abzuberufen und zu stürzen. Daß dies 
nicht geschehen kann, wird von den politischen Ebenen sorgfältig darauf geachtet, die Möglichkeit 
eines solchen Volksvotums keinesfalls zuzulassen. So wird das Volk in politische Entwicklungen 
getrieben, die es aus eigenem sicheren politischen Instinkt ablehnt und Verhältnisse geschaffen, wie 
wir sie jetzt als volkswirtschaftliche Notsituation vorfinden. 


Auch die "Freie und direkte Wahl" ist so zu einer formalen Farce verkommen, denn gleich welcher 
Zusammensetzung die letzten Bundesregierungen waren, die nationale Entmündigung zugunsten 
illusionär-transnationaler Strukturen, die letztlich nur der Ausdruck der praktischen Umsetzung einer 
Strategie der Global-Player für eine angeblich alternativlose "Globalisierung" durch wirtschaftlich- 
politische Entmachtung der Nationen sind, diese Entwicklung wurde stets rigoros umgesetzt, ohne 
jede Achtung des Willens des Bürgers, des angeblichen Souveräns. 

Also ist die Wahl als solche nachweislich keine Möglichkeit für das Volk, eine Durchsetzung seines 
politischen Willens abzusichern. 

Was verbleibt dem Volk dann noch als Möglichkeit? Nur sich den Wahlen zu versagen und an 
Wahltagen zu Hause zu bleiben, da - ganz gleich, wen und was sie wählen - sich die Politik sowieso 
nie ändert. Daß dies geschieht, zeigen die ständig sinkenden Wahlbeteiligungen. Doch auch dies ist 
keine Alternative und keine solche letzte Möglichkeit für das Volk. Das wäre nur bei Festsetzung 
einer Mindestbeteiligung der Fall, wie z. B. von 50%, unterhalb derer eine Wahl ungültig wäre. So 
würde eine Bundesregierung selbst durch eine Wahl formal legitimiert, bei der nur 10% oder noch 
weniger Bürger zur Wahl erscheinen. 

Das alles zeigt überdeutlich und beweist, daß die Parlamentarische Demokratie ohne zwingende 
Regularien, die den gegenwärtigen politischen Mißbrauch verhindern, nicht länger akzeptiert werden 
kann und wir dringendst eine wahrhaftige deutsche Verfassung brauchen, die keinesfalls durch 
Parte- und Regierungsebenen bestimmt ist, sondern durch eine gleichfalls wahrhaftige 
Nationalversammlung erarbeitet und dann durch nachfolgendes Volksvotum legalisiert wird. Und das 
wird aus diesen überaus negativen Erfahrungen heraus mit Sicherheit das absolute Ende der 
"Parlamentarischen Demokratie" in ihrer jetzigen Form sein. 


Mit welch großen Hoffnungen haben wir in der letzten, erstmals frei gewählten Volkskammer damals 
den Beitritt zur Bundesrepublik beschlossen. Doch nun muß ich feststellen, daß wir als Volk in der 
Bundesrepublik ebenso wenig wie in der damaligen DDR zu sagen und wir uns, was die 
demokratischen Rechte als Bürger betrifft, in dieser Hinsicht in keiner Weise verbessert haben. 
Deshalb ist die "Parlamentarische Demokratie" als Regierungssystem nunmehr absolut unakzeptabel 
und müssen wir auf eine grundsätzliche Veränderung der politischen Strukturen bestehen; zu 
Strukturen hin, in denen der eherne und entscheidende Grundsatz einer Demokratie "Alle 
Staatsgewalt geht vom Volke aus" tatsächlich umgesetzt und kompromißlos durchgesetzt ist. 


H.-P. Thietz, ehem. Mitglied des Politischen Ausschusses des Europa-Parlaments 
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Buch I in 2 Bänden 

Bd. 1 206 S. / 50 Abb. / 18.- / Bd. 2 81 S. / 51 Abb. / 9,90.- 

Das Buch gibt Ihnen einen kompletten Überblick über das Wesen 
und die vielfältigen Anwendungsmöglichkeiten der Freien Energie, 
insbesondere für die Anhebung des eigenen körperlichen 
Energieniveaus. Dies führt zu größerer Widerstandsfähigkeit 
gegen Krankheiten, da unser Körper durch industrialisiertes, 
energieloses Wasser und Ernährung energetisch geschwächt ist. 
Insbesondere wird die Krebs Problematik diskutiert, da 
Krebserkrankungen auf diese Weise verhindert und therapiert 
werden können. So ist danach keine neue Metastasierung 
beobachtet worden. Auch die Frage des Konverters - Strom aus 
dem All - wird eingehend behandelt - mit Skizzen und 
Erläuterungen, sowie die Problematik Jasmuheen - Leben ohne 
Nahrung, u.v.a. 


Buch Il - 174 S. / zahlreiche Abb.: 

17,50 Teuro (neuer Titel, vormals "Die globale Wende") 

Dieses Buch ist als eine Fortsetzung von Buch | anzusehen. 
Anhand eines fiktiven Rückblicks aus dem Jahr 200X werden die 
politischen wie wirtschaftlichen Konsequenzen diskutiert, die eine 
Einführung des Konverters erwarten läßt sowie eine Strategie 
dargestellt, wie eine solche Umstellung in Realität vorstellbar ist, 
ohne durch die Energiekonzerne verhindert zu werden. Da die 
Ignorierung dieser möglichen Energiequelle eine Konsequenz 
unserer jetzigen politischen wie wirtschaftlichen Verhältnisse 
darstellt, deren Veränderung dringendst überfällig ist, legt der 
Autor aus seiner politischen Erfahrung ein ausführliches neues 
Modell einer gerechten und humanistischen Ordnung vor, die 
insbesondere von einer spiritueller Basis allen Seins und des 
unzweifelhaft wirkenden Inkarnationsprinzips ausgeht, diese 
Ordnung also von einer bisher fehlenden spirituellen Basis aus 
entwickelt. 


Buch Ill - 154 S. /9 Abb. / 16,50 Teuro 

Dieses Buch setzt thematisch die Bücher I und Il fort. Werke, die 
Prophezeiungen künftiger Geschehnisse beinhalten, gehen fast 
ausnahmslos von einer rein irdischen Betrachtungsweise aus und 
ignorieren den spirituellen Charakter unserer Welt. Dieses Buch 
versucht, die Prophetie von einer spirituellen Basis her abzuleiten, 
was erforderlich macht, diesen spirituellen Hintergrund unseres 
Daseins genauer zu erklären, z. B. wie sich materielle 
Geschehnisse aus den geistigen Ebenen heraus entwickeln, aber 
auch die bestehende Kommunikation zwischen spiritueller und 
irdischer Dreidimensionalität. Hierbei werden sonst nicht bekannte 
Quellen einbezogen, wie direkte Mitteilungen aus spirituellen 
Ebenen über materielle Kommunikationsmittel, wie PC, Telefon 
usw. Auch die naturwissenschaftliche Einschätzung bestehenden 
Katastrophenrisikos wird einbezogen. 

(Erstausgabe 1998 als "Crashtime", Broschur, Restbestand nun zu 
14 Teuro) 
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Dialoge eines Politikers 
mit einer höheren Dimension 


Visionen eines südafrikanischen 
Sehers (1864 - 1926) 


Buch IV: 206 S. /9 Abb. / Unkostenbetrag 19,90 Teuro 

Dieses Buch vertieft die in den vorangegangenen Publikationen 
vermittelten spirituellen Grundlagen weiter, indem hier direkte 
Dialoge mit spirituellen Wesenheiten auf der Basis des Channeling 
- über menschliche Medien - in Form kompletter Channeling- 
Sitzungen wiedergegeben werden. Um dem Leser eine eigene 
Einschätzung durch Vergleiche zu erlauben, werden Sitzungen für 
verschiedene Personen mit gleichem Medium wie aber auch von 
einer speziellen Person bei verschiedenen Medien aufgezeigt. Als 
Besonderheit finden Sie schließlich in diesem Buch wohl erstmalig 
das fast vollständige, wörtliche Protokoll einer Sitzung in einer 
indischen Palmblattbibliothek, die der Autor im Frühjahr 1999 in 
Bangalore/Indien wahrnahm. 


Buch V: über 200 S. / 45 Abb. / 19 Teuro 

Das Buch zeigt die Aussagen eines südafrik. Sehers auf, 
insbesondere Einleitung und Ablauf des Ill. Weltkrieges, aus dem 
Deutschland als in Europa dominierender Staat hervorgeht und 
alle seine seit 1918 annektierten Gebiete freiwillig zurückerhält. 
Rußland fällt in Mitteleuropa ein und wird von einer überraschend 
auftretenden deutschen Macht, die mit modernsten, 
überlegendsten Waffen ausgerüstet ist, gemeinsam mit den 
Amerikanern gestoppt und besiegt. Diese deutsche Armee besteht 
offensichtlich aus Reichsdeutschen, die sich planmäßig noch bis 
Kriegsende 45 und danach zu in anderen Ländern lange 
vorbereiteten Stützpunkten, wie Neu-Schwabenland, abgesetzt 
hatten. Dies Aussagen versucht der Autor an einer Fülle von 
Nachweisen umfassend zu belegen. Hierbei wird u. a. auch die 
Problematik der Hohlen Erde behandelt. 


Buch VI: 100 S. / 7 Abb. / 14,00 Teuro 

Viele Anzeichen weisen daraufhin, daß unsere Erde in 
gravierende neue kosmische Einflüsse gerät, wie die Passage 
eines größeren Planeten. Dieser Himmelskörper ist angeblich 
bereits gesichtet worden und sein Durchgang in Erdnähe sei 
bereits vor 3 Jahren von der NASA für jetzige Zeit 
vorausberechnet worden, würde aber strikt geheim gehalten, um 
eine Panik zu vermeiden. Entsprechend Hinweisen habe er eine 
extrem exzentrische und zu unseren Planeten gegenläufige 
Umlaufbahn, was genau für den sumerischen Nibiru zutreffen 
würde. So erfolgt ein Rückblick in die Erdgeschichte analog der 
überlieferten sumerischen Schrifttafein (nach Sitchin), die 
greifbaren Informationen werden diskutiert sowie die für ein solch 
kosmisches Ereignis möglichen Folgen. Zum anderen passiert 
unser Sonnensystem und mit ihm unsere Erde ein 
ungewöhnliches kosmisches Energiefeld, mit der Beobachtung 
deutlicher Veränderungen auf den äußeren Planeten, wie auch 
nun auf Erden. 
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Buch VII "Die Satanisierung des Neuen Testaments" 

136 S. / A4 / 16 Teuro 

Einige Bruchstücke der Ur-Evangelien und Dokumente aus dem 
Uhrh. sind erhalten geblieben und zeigen eindeutig, daß die 
gesamten Teile des Neuen Testaments damals in bewußter 
Strategie verfälscht wurden. Wahres und Gefälschtes 
unerkenntlich miteinander verquickt. Nur die hier dargestellten 
Urschrift-Fragmente sind authentisch: es gibt keinen "Gott-Vater" 
sondern Jesus war Gott selbst! Er kam nicht als "Lamm Gottes" 
sondern, um Jahwe als angebeteten Satan zu entlarven und 
wurde deshalb trotz Pilatus Freispruch von den Juden 
eigenmächtig gekreuzigt. Hier liegen die Ursprünge der heutigen 
Anfeindung und allgemeinen Satanisierung unsers Lebens - nicht 
die Juden sondern die Germanen sind das von Gott auserwählte 
Volk, das die erhofften Früchte tragen soll. 


Buch VIll "Der Tag X - Illusion oder Realität?" 

Über 200 S. / A4 / ca. 40 Abb. / 19 Teuro 

Diese Ausgabe kann als Folge zu Buch V angesehen werden: wie 
dürfte ein solche gravierender Wechsel unserer politisch- 
wirtschaftlichen Situation unter Eingriff der Reichsdeutschen 
ablaufen? 

Weiterhin wird dargestellt, wie diese neuen 
politischwirtschaftliichen Bedingungen aussehen müßten, um 
solche grundlegend-rigorosen Bedingungen tatsächlich zu 
bewirken - als ein Beispiel der notwendigen, überfälligen 
Veränderungen für alle anderen Völker der Welt. 


Buch IX "Churchill schon 1936: Deutschland wird zu stark - 
wir müssen es zerschlagen!" 

3 Bänden mit 165-200 S. / A4 / 15, 16 und 18 Teuro (3. Band 
Gesetze und Abkommen zu dieser Thematik / 200 S.) 

Diese Publikation beinhaltet eine ausgedehnte Zitatensammlung, 
zurückgehend bis vor 1870/71 bis in heutige Zeit und beweist 
hierdurch in objektiver Weise, daß die Kriegsschuld des I./ll. 
Weltkrieges eindeutig auf Seiten der gegnerischen Alliierten 
gelegen hat und der Kriegszustand bis heute noch nicht 
abgeschlossen ist (noch kein Friedensvertrag, nur 
Waffenstillstand!). Nichts kann die wahren geschichtlichen 
Tatsachen besser und unangreifbarer belegen, als das eigene 
Eingeständnis durch zeitgenössische Zitate aus dem Munde 
damals hochrangiger Politiker und die Darlegungen der 
Erkenntnisse von Historikern aus den Ländern der früheren 
Kriegsgegner. Diese Zitate-Sammlung soll so ein wertvolles 
Hilfsmittel bedeuten, im Freundes- und Bekanntenkreis die in den 
Köpfen fixierte Verfälschung der deutschen Geschichte durch 
Entgegenhaltung solcher unangreifbaren Aussagen auszuräumen 
und unser verleumdetes deutsches Volk zu rehabilitieren. 


pres Buch X "Gesundheitsreform - kein Bedarf!" 127 S. / A4 / 15 
Gnsundheltarelorm - kaln Dedart) Abb. / Betrag 16 Teuro 
Die Ruinierung unseres Gesundheitssystems durch die Belastung 
mit fremden Kosten, wie von Ausländern muß uns veranlassen, 
uns eine "bärenstarke" Gesundheit abzusichern. Hier werden 
einige sichere alternative Methoden aufgezeigt, die Sie 
weitgehend gegen Erkrankungen absichern: 
- die Anhebung des körperlichen Energieniveaus 
- der Einsatz von Silberkolloid 
- die Anwendung von "Schwedentropfen" und 
- der Einsatz von Radionik 
- Vitamin B17-Therapie gegen Krebs 
Sie werden überrascht sein, wie sich dadurch Ihr allgemeines 
& Tromple für eine bärenstarke Befinden - selbst im Alter - verändert und sie wieder fit und 
Geaundhoit lebendig werden. 


"Eine abenteuerliche Heirat nach den Philippinen" 

127 S. A4 / 31 Abb. / 15,50 Teuro 

Der Autor (hier unter Pseudonym) befand sich von Ende 1994 bis 
Ende 1999 auf den Philippinen. Seine Erfahrungen veranlaßten 
ihn dann, durch die herrschende Korruptheit und Mentalität das 
Land wieder zu verlassen und er legt hier einen schonungslosen 
Bericht über seine damaligen Erlebnisse vor - verbunden mit 
detaillierten Ratschlägen. Für jeden, der Land und Leute dieser 
Region besser kennenlernen will, eine sehr aufschlußreiche 
Lektüre. 


"Lenin und die Elefanten" 7,50 Teuro 
Vaaditya Pak In diesem Buch sind fast 200 erlesene Witze wiedergegeben, mit 
denen man sich damals in der DDR über Politiker und die 
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Buch XI "Jenseits ruft Diesseits" Weiterhin ist erhältlich: 

2 Bände mit 126/128 S. / A4 / zu je 15 Teuro "Politische Dokumente | 

Dieses Buch bringt eine umfassende Darstellung von ca. 165 S. / AA / 16 Teuro 

Mitteilungen aus der jenseitigen Dimension, die vor allem mit zahlreichen, kritisch-nonkonformen 
über technische Mittel, wie Computer, Telefon u. A. Presseerklärungen des Autors zu 
eingingen und dadurch über jeden Zweifel erhaben sind. aktuellen Themen, sowie besonders 
Einen Schwerpunkt bilden hierbei Personen, die "verstorben" wichtigen Beiträgen anderer Autoren zur 
sich dann von "drüben" meldeten und ihren Übergang und Erhellung der Hintergründe heutiger 
die Situation schildern, die sie "drüben" vorgefunden haben. politischer Abläufe und der jetzt 


eingetretenen kataströsen Situation. 


